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Ordnung der Arbeit- Ordnung des Wissens: Wandel und Widersprüche im 
betrieblichen Umgang mit Humanressourcen* 

Martin Baethge 

Es war meines Wissens Daniel Bell , der als erster Wis­

sen als systematische Kategorie in d ie Gesellschafts­

theorie eingeführt hat. In seinem 1973 erschienenem 

Buch „The Coming of Post-Industrial Society" argu­

mentiert Bell, dass mit dem „theoretischen Wissen" ein 

neues Entwicklungsprinzip auf den Plan getreten' sei 

und die in der Industriegesellschaft dominierende Ord­

nung der Arbeit und des Kapitals (Privateigentum) sich 

abzulösen anschicke. Bell nannte dies das neue axiale 

Prinzip, das, worum sich die Gesellschaft in ihren zent­

ralen Bereichen - Wirtschaft, Politik, Sozialstruktur - in 

Zukunft drehen würde (vgl. Bell 1975). Was bereits an 

dieser Stelle festzuhalten ist, weil es für meine weitere 

Argumentation von Belang ist: Bell spricht nicht allge­

mein und in unspezifischer Weise von Wissen, sondern 

hat eine besondere Art von Wissen im Auge, wenn er 

auf „theoretisches Wissen" abstellt. Theoretisches Wis­

sen ist ein systematisch außerhalb der unmittelbaren Ar­

beits- und Lebenswelt erzeugtes und reproduziertes 

Wissen, das einer eigenen E ntwicklungslogik folgt. Sei­

ne Herstellungsstätten sind Schulen, Universitäten und 

Forschungseinrichtungen, also Insti tutionen, die - unter 

keinem unmittelbaren Handlungszwang stehend - Wis­

sen und Erkenntnis hervorbringen und weitergeben sol­

len. Sie folgen damit einer anderen insti tutionellen Ord­

nung als Produktionsbetriebe oder andere Organisatio­

nen der Erwerbsarbeit, welche die gesellschaftliche Ent­

wicklung der Industriegesellschaften - so Bell - mit 

ihrer Orientierung auf unmittelbare Wertschöpfung, 

Produktivität und Gewinnerzielung so wesentlich ge­

prägt haben. 

Den von Bell angesprochenen Wandel institutioneller 

Ordnungen wird man sich nicht als schlagartigen Aus­

tausch einer Ordnung- in unserem Fall derjenigen der 

Arbeit - durch eine andere - hier die des Wissens - vor­

stellen dürfen. Er vollzieht sich vielmehr als Verschie­

bung der Gewichte im praktischen Verhältnis der Ord­

nungen zueinander. Bezogen auf mein Thema interes­

siert mich dementsprechend die Frage, wie sich die Ver­

schränkung der Ordnungen der Arbeit und des Wissens 

in der Praxis vollzieht und mit welchen Problemen und 

Widersprüchen dieser Prozess verbunden ist. Hierbei 

gehe ich davon aus, dass die Ordnung der Arbeit ebenso 

eine hohe Bedeutung für die Realität der Wissensent­

wicklung hat wie umgekehrt die Ordnung des Wissens 

für die Organisation der Arbeit. 

Im Anschluss an Bell setzte e ine breite populärwissen­

schaft liche Debatte über die Wissensgesellschaft große 

Hoffnungen über ein neues Zeitalter des Wissens - frei­

lich im Gegensatz zu Bell in den meisten Wortmeldun­

gen mit einem höchst unspezifischen Begriff von Wis­

sen - in die Welt: Wissen würde zum beherrschenden 

Organisationsmedium aller gesellschaftlichen Bereiche 

werden und zugleich in der Erwerbsarbeit die unquali fi­

zierten Jedermannstätigkeiten zum Verschwinden brin­

gen. Die Realität sah anders aus. Sie war auf der einen 

Seite tatsächlich in den mei sten früh industrialisierten 

Gesellschaften von einer beträchtlichen Bildungsexpan­

sion, auf der anderen vom Fortbestehen einer Ungelern­

tenpopulation und unqualifizier ter Arbei t geprägt, wies 

also sozialstrukturelle eine stark gespaltene Bildungs-

* Vorlesung zum Abschluss meiner amtlichen Lehrtätigkeit am 5. November 2004. 
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bzw. Wissensentwicklung in neuen Ausdrucksformen 

auf, und die Ordnung der Arbeit dankte mitnichten ab. 

Warum wachsen die Bäume der „Wissensgesellschaft" 

nicht in jene Höhen, die die Rhetorik verspricht? War­

um produziert die Zunahme von Wissen zugleich neue 

Formen des Unwissens? Ich meine das jetzt nicht im 

Sinne j ener geläufigen wissenschaftstheoretischen Dia­

lektik, dass jeder Erkenntni sfortschritt mit der Ent­

deckung neuer Fragen und neuer Zonen des Unbe­

kannten verbunden ist, sondern vielmehr vor allem in 

der sozialstrukturellen Dimension, dass mit der Durch­

setzung besserer Bildungschancen auch die „relati ve 

Ungleichheit von Bildungsergebnissen größer geworden 

ist" (Mayer 2000, S. 205), und die Schattenseite der Ex­

pansion von Bildung in der Erhaltung bzw. Neuerschaf­

fung eines Bildungspauperismus liegt, dass Bildungs­

zertifikate an Marktwert und Relevanz für Statuszuwei­

sung verlieren und große Areale unqualifizierter Arbeit 

erhalten bleiben, selbst wenn zugleich ein absoluter 

und - mehr noch - ein relativer Anstieg qualifizierter 

Beschäftigung unübersehbar ist. 

Die Fragestellung erscheint nicht grundsätzlich neu. In 

den 60er Jahren lief vor allem im angloamerikanischen 

Raum eine intensive Debatte über soziale Verwerfungen 

im Gefolge einer konsequenten Zuordnung von gesell­

schaftlichen Positionen zu Bildungszertifikaten. Diese 

sogenannte „B ildungsmeritokratie"-Debatte (vgl. Arrow 

1974, Blau 1974, Berg 197 1, Young 1961) fand in den 

70er und 80er Jahren in der Bundesrepublik einen Able­

ger in der Di skussion über einen Verdrängungswettbe­

werb, in dem Höherqualifizierte geringer Qualifizierte 

aus ihren Beschäftigungsposit ionen verdrängen. Wir ha­

ben damals genügend Argumente dafür vorgetragen, 

warum eine solche lineare Vorstellung einer negativen 

Bildungsspirale die Realität der Beziehungen zwischen 

Bildungs- und Beschäftigungssystem nicht trifft und die 

Bildungsangebotsseite e ine produkti ve Rolle in der Be­

schäftigungsstruktur und Arbeitsorganisation spielen 

kann und auch tatsächlich gespielt hat (vgl. Baethge/ 

Teichler 1984). 

Unter den Bedingungen hochentwickelter, aber zugleich 

stark segmentierter Bildungssysteme wie das deutsche 

stell t sich heute das Problem neu und radikaler, und ist 

mit unserer damaligen Antwort auf die Debatte über 

Verdrängungswettbewerb nicht mehr angemessen zu 

beantworten. 

Die Antwort auf diese Fragen ist nur empirisch zu ge­

ben, und genau hier liegt der Mangel der meisten theo­

retischen Konzepte zur Wissensgesellschaft. Sie sind im 

Ansatz zumeist makrotheoretisch fundiert. Das heißt, sie 

thematisieren den von ihnen behaupteten Wandel zur 

Wissensgesellschaft auf der Ebene der Sozialstruktur 

insgesamt und des Verhältnisses der großen Institutio­

nen zuei nander (Wissenschaft, Politik, Arbeit, Markt 

usw.), vernachlässigen damit aber fas t zwangsläufig die 

Mikroebene der betrieblichen Organisation der Arbeit, 

des Zusammenlebens in Haushalten sowie der Alltags­

kommunikation. Sie verlieren damit aus dem Blick, wie 

struktureller und institutioneller Wandel in den konkre­

ten Arbeits- und Lebensverhältnissen klein gearbeitet 

wird und wie diese Verarbeitung auf die Makroebene 

von Sozialstruktur und Institutionengefüge zurückwirkt. 

Dass dieses der Fall ist und dass die Mikrobereiche, 

auch wenn sie in institutionelle Regulierungen einge­

bunden sind, einen Eigensinn entwickeln, bedarf keiner 

Begründung mehr. Es ist gerade für den hier in Rede 

stehenden Z usammenhang von Arbeit und Bildung/ 

Wissen sehr früh und prägnant durch die mittlerweile 

klassischen Untersuchungen von Kohn (Class and Con­

formity 1969) und Kohn/Schooler (Work and 

Personality 1983) in der Weise nachgewiesen worden, 

dass die Grade der Komplexität und umgekehrt der Re­

striktivität von Arbeit auf die elterlichen Erziehungszie­

le und Bildungsaspirationen durchschlagen und die 

Chancen von Kindern mit Vätern, die einer komplexen 

Tätigkeit mit hohen Dispositionsspielräumen nachge­

hen, eine bessere Ausbildung zu erhalten, deutl ich grö­

ßer sind als die der Kinder von Vätern, die unter restrik­

tiven Arbeitsbedingungen stehen. In jüngster Zeit haben 

wir diesen Zusammenhang noch einmal für das Erwach­

senenalter analysiert. U nsere Repräsentativ-Studie zum 

Verhältnis von Bildungsdispositionen und Kompetenzen 
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für Lebenslanges Lernen und Arbeitserfahrungen zeigt 

zu unserer eigenen Überraschung, dass die Lernförder­

lichkeit der Arbeit von allen geprüften Variabeln das 

größte Gewicht bei den für Lebenslanges Lernen ent­

scheidenden Kompetenzen der Selbstorganisationsfä­

higkeit und beim Weiterbildungsverhalten hat (vgl. 

Baethge/Baethge-Kinsky 2004). 

Wollen wir die Entwicklung von Wissen und Kompe­

tenz in der Gesellschaft verstehen, müssen wir sehr ge­

nau darauf schauen, was sich in den unterschiedlichen 

Mikrobereichen tatsächlich abspielt. (Dies ist-nebenbei 

bemerkt - auch die Legitimation und unersetzbare 

Funktion qualitativer, auf Mikroprozesse bezogener So­

zialforschung für die Gesellschaftstheorie.) Unter der 

Prämisse, dass die Interdependenz von Arbeit und Wis­

sen nach wie vor eine hohe Bedeutung für das Bildungs­

schicksal der Menschen hat, will ich den Blick auf die 

empirischen Zusammenhänge von Arbei tsorganisation 

und Wissensentwicklung in den Unternehmen richten 

und die Zusammenhänge in vier Schritten zu analysie­

ren versuchen: 

1. Analyse der Erwerbsarbeit unter dem Aspekt ihrer 

Wissensintensität 

2. Strukturelle Ursachen für die Gleichzeitigkeit wis­

sensintensiver und wissensarmer Arbeitsformen 

3. Der strategische Wandel von implizitem zu explizi­

tem Wissen 

4. Die soziale Bedeutung des fortbestehenden Span­

nungsverhältnisses zwischen Wissen und Arbeit 

1. Aktuelle Erscheinungsformen von 

Erwerbsarbeit 

Den ersten Punkt möchte ich entlang der Frage abhan­

deln: Haben wir uns geirrt? Es ist vielleicht nicht ver­

kehrt, sich in einer Abschiedsvorlesung auch mit der 

eigenen Vergangenheit auseinander zu setzen, soweit 

diese ins Zentrum des Themas stößt: 

Mit dem „wir" sind die Verfasser der beiden Studien 

zur Entwicklung der Arbeit angesprochen, mit denen 

das SOFI Mitte der 80er eine relativ breite Aufmerk­

samkeit in den wissenschaftlichen und polit ischen Dis­

kussionen erregen konnte. Beide Studien, die von Horst 

Kern und Michael Schumann zur Entwicklung der in­

dustriellen Produktion, die unter dem Titel „Das Ende 

der Arbei tsteilung?" bekannt geworden ist, und die von 

Herbert Oberbeck und mir zur Dienstleistungsarbeit 

(.Zukunft der Angestellten") kamen unabhängig von­

einander und auf der Basis auch unterschiedlichen me­

thodischen Vorgehens zu einer recht ähnlichen Interpre­

tation der Entwicklung der Arbeit: die Zukunft der Ar­

beit werde nicht mehr bestimmt sein von tayloristischen 

Arbeitsformen, sondern von komplexen Tätigkeiten mit 

ganzheitlichen Aufgabenzuschnitten. Kern/Schumann 

sprechen von neuen, das meint , nachtayloristischen' 

Produktionskonzepten, die einen „Sprung in der Entfal­

tung der Produktivkräfte" (S. 320) bewirken, und die 

zur „Wiedereinführung von Produktionsintelligenz" 

(S. 322) führen würden. Dies geschehe nicht im Einzel­

fall, sondern auf brei ter Ebene und liege begründet in 

strukturellen Zwängen, denen die Unternehmen unter­

worfen seien. Deswegen sprechen die Autoren von Pa­

radigmenwechsel in der Arbeitsorganisation. Ihr Resü­

mee: „Kapitalverwertung selbst erfordert den Umbruch 

in der Nutzung von Arbeitskraft. Je mehr die Produkt­

konzeptionen auf die Erzeugung hochkomplexer Quali­

tätsartikel hinauslaufen und die Produktionskonzepte 

auf den breitflächigen Einsatz der neuen Technologien 

abzielen, um so mehr bietet sich als optimales Arbeits­

einsatzkonzept der ganzheitlichere Aufgabenzuschnitt 

und die breitere Verwendung von Qualifikationen an" 

(ebenda, S. 323). 

Ähnlich strukturalistisch - vielleicht nicht ganz so mu­

tig - interpretierten Oberbeck und ich die in den Dienst­

leistungssektoren entdeckten Tendenzen zur Aufgaben­

integration in den kaufmännischen und beratungsbezo­

genen Dienstleistungssektoren. Rundumsachbearbeitung 

und Kundenbera tung aus einer Hand im Interesse eines 

besseren Service waren die Konzepte, die uns in den 

Managementzentralen von Großorganisationen im Ban-
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ken-, Versicherungs-, Groß- und E inzelhandelsbereich, 

in Industrieverwaltungen, selbst in der Kommunalver­

waltung nicht nur als Konzepte nahegebracht, sondern 

die auch in den operativen Bereichen ansatzweise um­

gesetzt wurden. Dies veranlasste auch uns zu einer rela­

tiv optimis ti schen Einschätzung zunehmender funktio­

naler Komplexität und Wissensintensität in der zukünf­

tigen Arbeitsrealität der Angestellten. 

Weder Kern/Schumann noch wir haben dabei je das 

Fortbestehen auch unqualifizierter Arbeit geleugnet. 

Aber wenn man von Umbruch oder Paradigmenwechsel 

in der Arbeit redet, dann behauptet man letztendlich 

doch einen eindeutigen Trend zu qualifizierter, d .h. wis­

sensintensiver Arbeit. 

Wenn wir uns nicht geirrt haben sollten, dann würde al­

so von der Organisatio n der Arbeit her selbst ein gehöri ­

ger Push in Richtung auf Wissens- und Kompetenzent­

wicklung für den breiten Kern von Arbeitern und Ange­

stellten in den Unternehmen ausgehen. So sind beide 

Studien auch im Sinne eines steifen Rückenwindes für 

die Bildungsreform in der bildungspolitischen Diskus­

sion der 80er Jahre rezipiert worden - zu einem Zeit­

punkt freilich, als die Bildungsreform faktisch berei ts 

zum Erliegen gekommen war. Die Frage, ob unsere In­

terpre tationen stimmen, behält für die Expansion von 

Wissen bis heute Bedeutung, wenn man wie ich davon 

ausgeht, dass E insatz und produktive Nutzung von Wis­

sen die zentrale Ressource für seinen Erhalt und seine 

Weiterentwicklung abgeben und umgekehrt die Nicht­

nutzung von W issen zu seinem Verschließ und zur Un­

terhöhlung von Lernmoti vation führen. Also haben wir 

uns geirrt oder nicht? 

Zunächst gibt es eine Reihe von äußeren Anhaltspunk­

ten, die für Irrtum sprechen: In der industriellen Produk­

tion haben die auf P roduktio nsinte lligenz setzenden 

neuen Produktionskonzepte weniger Verbreitung gefun­

den, als wir angenommen hatten, konzentrierten sich auf 

„Fertigungsbereiche mit flexibe l automatisierten Hoch­

leistungsverfahren", während sich die „arbei tsintensiven 

Fertigungslinien" gegen „eine breite N utzung der P ro-

duktionsintelligenz" sperrten (Kern/Schumann 1996, 

S. 716 f.). Nicht von ungefähr taucht in neueren indu­

striesoziologischen Untersuchungen immer häufiger der 

Begriff Re-Taylorisierung auf (Constanze Kurz 1999). 

Zwölf Jahre nach Erscheinen ihres sozialwissenschaftli­

chen Bestsellers sprechen selbst die Autoren von ,,Das 

Ende der Arbeitsteilung?" wieder von „modernisierter 

Taylorisierung in der Arbei tsorganisat ion" (Kern/Schu­

mann 1996, S. 721). Auch die Einführung von Gruppen­

arbeit, mit der hohe Erwartungen an mehr Selbstständig­

keit, Dispositionsfähigkeit und Quali fikation verbunden 

waren, erfüllt die hochgesteckten Ho ffnungen nur be­

grenzt. D ie am SOFI dazu durchgeführten Studien von 

Briken (2004) und Gerst (2004) zei gen dies deutlich, im 

einen Fall die begrenzte inhaltliche Reichwei te selbst 

von strukturinnovativer Gruppenarbeit (Gerst), im ande­

ren Fa ll, dass bei einer so wissensintensiven Branche 

wie der Chemischen Industrie auf de r ausführenden 

Ebene strukturkonservative Gruppenarbeitsformen, die 

geringe individuelle E ntfaltungschancen bieten, domi­

nieren. 

Ein Blick auf d ie E ntwicklung im Dienstle istungssektor, 

der heute 70 % der Erwerbstätigen beschäftigt und der 

in der soziologischen Theorie als der große Hoffnungs­

träger für komplexe und wissensintensive Beschäfti­

gung galt, macht deutlich, dass den verhalten optimisti­

schen Aussagen von Oberbeck und mir zur Entwicklung 

der Angestelltenarbeit kein gnädigeres Schicksal be­

schieden war als den Industrieprognosen. Wir treffen 

bei unseren aktuellen Untersuchungen im Dienstleis­

tungssektor Formen der Arbeitsorganisation an, die 

deutlich tayloristische Z üge aufweisen. Zu ihnen gehö­

ren - außer wenigen Enklaven im Facheinzelhandel -

die Mehrheit der Beschäftigungsverhä ltnisse im E inzel­

handel, Call-Center mit einer oft entpersönlichten, fas t 

„getakte ten" Kommunikation, die eine weite Verbre i­

tung gefunden haben. Man kann sagen, dass in diesen 

Bere ichen der T aylorismus gegenwärtig eine radika lere 

Anwendung findet als in früheren P hasen von Ange­

ste lltenarbeit. Selbst in den traditione ll a ls hochqualifi ­

ziert und wissensintensiv geltenden F inanzdienstle is tun­

gen haben sich integrierte Kundenbetreuung, Allfinanz-
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konzepte und eine qualifikationsintensive Service-Kul­

tur („marktorientierte Absatzorganisation") 1, die dem 

Kunden Probleme lösen helfen soll statt ihn „über den 

Tisch zu ziehen", nur begrenzt durchgesetzt und sind 

heute eher wieder auf dem Rückzug, ohne dass freil ich 

in diesen Bereichen eine tayloristische Fragmentierung 

der Arbei t die Tiefe wie beispielsweise in der Fließ­

bandarbeit erreichte. 

Die vor allem aus unseren eigenen Untersuchungen seit 

den 90er Jahren gegen uns aufgehäufte Beweislast 

scheint erdrückend. Sie ist es nicht. Wenn sie in meinen 

Augen nicht ausreicht, um die Frage nach Irrtum oder 

nicht eindeutig zu beantworten, so hat das im wesentli ­

chen zwei Gründe: 

Zum einen haben wir zeitraumbezogene Studien 

gemacht, bei denen wir die sozialen und ökonomi­

schen Bedingungen, die zur Hervorbringung der -

von uns richtig beschriebenen - neuen Arbeitsfor­

men und -Qrgani sationskonzepte beigetragen ha­

ben, benannt und bezogen auf die wir von Inkuba­

tions- oder Umbruchszeiten gesprochen haben. 

Vielleicht haben wir dabei erste Schwalben für den 

Frühling, und zwar für einen schönen, gehalten und 

die Trägheit instituti oneller Regeln und Routinen 

unterschätzt. Dieses Risiko gehen Antizipationen 

oder ex-ante-Interpretationen, wie sie Kern/Schu­

mann für die Verallgemeinerung ihrer Befunde re­

klamiert haben (Kern/Schumann 1984, S. 13 ff.) 

unvermeidlicher Weise ein. 

Zum anderen finden wir sowohl einen Anstieg 

hochqualifizierter Arbeit oberhalb der Fachkräfte­

Ebene als auch die von uns analysierten qualifika­

tionsintensiveren Arbeitsformen auf der mittleren 

Ebene auch heute noch vor und können zeigen, 

dass sie in ihren j eweiligen Anwendungskonstella­

tionen ökonomisch sinnvoll sind und sogar höhere 

Produktivität hervorbringen können (vgl. Schu­

mann 2004, S. 25). Es hat sich tatsächlich Neues 

vollzogen. Das letzte Wort über das, was sich auf 

Vgl. Baethge, MJ Obcrbeck. H. (1986), Zukunft der Angestell­
ten. Neue Technologien und berufliche Perspektiven in Büro 
und Verwaltung. Frankfurt. 

längere Sicht durchsetzen wird, ist noch nicht ge­

sprochen. Die heute wieder vorfindlichen restrikti­

ven Arbeitsformen stehen unter dem gleichen Vor­

läufigkeitsvorbehalt wie die Mitte der 80er Jahre 

analysierten neuen, komplexeren und wissensinten­

siveren. Dies - hoffe ich - wird in meiner weiteren 

Argumentation noch deutlich. 

Worin wir uns dennoch in meinen Augen geirrt haben, 

ist eine geheime Li11earitätsannah111e, die wir im Rah­

men einer strukturalistisch orientierten Analyse unseren 

Deutungen der Befunde in Begriffen wie ,,Paradigmen­

wechsel" (Kern/Schumann) oder „Richtungswechsel" 

(Baethge/Oberbeck) implizit unterlegt haben. Das heißt: 

Im Geheimen haben wir schon gedacht, dass sich das, 

was wir - im Einvernehmen übrigens mit einer ganzen 

Managergeneration - für progressiv sowie für technolo­

gisch intelligent und ökonomisch sinnvoll analysiert 

hatten, auch als neue Linie durchsetzen würde. 

Da liegt in der Tat ein Schwachpunkt. Die Lehre dar­

aus? Offensichtlich ist die Kontingenz bei Management­

entscheidungen über die Arbeitsorganisation selbst bei 

steigender Technologieabhängigkeit und erhöhter Inno­

vationsdynamik doch größer und dauern Übergangszei­

ten mit offenem Ausgang doch länger, als strukturalisti­

sches Denken wahrhaben möchte. Die Welt als im 

Übergang befindlich zu erklären und auf Kontingenz zu 

verweisen, ist ebenso richtig wie für Sozialwissen­

schaftler auch zutiefst unbefriedigend. Geht tatsächlich 

alles in Kontingenz, und das heißt dann ja auch im je in­

dividuellen und situationsbezogenen Handeln der Ak­

teure auf oder existiert dahinter doch noch etwas, das 

Bezugspunkte außerhalb der j eweiligen Situation und 

Akteursperspektive - oder auch durch sie hindurch -

sichtbar macht? 
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2. Strukturelle Ursachen für die 

Gleichzeitigkeit wissensintensiver und 

wissensarmer Arbeitsformen oder: der 

managerielle Kampf um die Bewältigung 

von Unsicherheit 

Es gibt so etwas, und dieses etwas sind eingeschliffene 

Wahrnehmungs- und Verhaltensweisen, die man „insti­

tutionalisierte Entscheidungsregeln" (Beckert, 1997, 

S. 89) oder „kogniti ve Schemata" (Wittke 2003, S. 17) 

nennen kann, die sich auf dem Hintergrund institutionel­

ler Ordnungen durch kontinuierliche Praxis herausbi l­

den und als Orientierungsrahmen für das Handeln von 

Akteuren dienen, in unserem Fall für den Umgang des 

Unternehmens-Managements mit Arbeitsorganisation 

und Humanressourcen. 

Die Formen dieses Umgangs lassen sich in meinen Au­

gen als neue Variante eines grundsätzlichen Problems 

der kapitalisti schen Ordnung der Arbeit verstehen. Es ist 

das zentrale Problem der Bewältigung der vom Kapi ta­

lismus selbst geschaffenen und immer wieder reprodu­

zierten strukturellen Unsicherheiten. Sein Ziel und Mo­

tiv, Gewinnerzielung und Wirtschaftswachstum, kann 

der Kapitalismus nur erreichen, wenn er die für ihn kon­

stitutiven Unsicherheiten einschränken bzw. bändigen 

kann. 

Konstitutiv sind die Unsicherheiten, wei l sie begründet 

sind in der doppelten Marktförmigkeit von Produktions­

und Austauschverhältnissen: Zum einen der Konstitu­

tion und Auswei tung von Gütermärkten, zum anderen 

ei nes Arbeitsverhältnisses, das auf Aushandlung zwi­

schen prinzipiell gleichberechtigten Vertragspartnern 

beruht. Es ist an dieser Stelle weder der Raum noch ist 

es auch nötig , die vielfältigen institutionellen Vorkeh­

rungen durchzugehen, die der Kapitalismus im Laufe 

der Jahrhunderte entwickelt und ausdifferenziert hat, um 

diese beiden strukturellen Unsicherheitstypen be­

herrschbar zu machen - vom Geld, dessen überragende 

Rolle als Bedingung für Kalkulierbarkeit von Aushand­

lungsprozessen und Vergleichbarkeit von Produkten auf 

den Märkten Ch. Deutschmann ( 1999 und 2002) in 

seinen jüngsten Arbeiten noch einmal herausgestellt hat , 

über das Recht bis zu Bildung und Wissenschaft. Mit 

der Institutionenökonomie und -soziologie hat sich eine 

eigene Disziplin herausgebildet, welche die außerhalb 

des Marktes liegenden (institutionellen) Bedingungen 

für das Funktionieren von Märkten untersucht hat und 

uns in die Lage versetzt, „die Bedeutung kultureller, so­

zialer und kognitiver Strukturen für die Effizienz von 

Marktwirtschaften angemessen zu verstehen", wie Jens 

Beckert es in seinem Buch „Grenzen des Marktes" 

(Beckert 1997, S. 15) ausdrückt. 

In unserem Zusammenhang geht es um das Arbeitsver­

häl tnis und die ihm eigenen Unsicherheiten. Dafür ge­

nügt es, unter dem Gesichtspunkt des Wissens der Frage 

nachzugehen, wie es den Unternehmen gelingt, die Un­

sicherheiten, die aus dem vertraglich fixierten Arbeits­

verhältnis hervorgehen, zu meistern oder wenigstens zu 

reduzieren. Diese Frage wird in den Sozialwissenschaf­

ten seit langem unter der Chif fre „Transformationsprob­

lem" verhandelt (vgl. darzu ausführlich Deutschmann 

2002, S. 95 ff.; auch Berger 1995). Das Transforma­

tionsproblem bezeichnet die Schwierigkeit, wie das er­

worbene Arbeitspotential in tatsächliche betriebliche 

Arbeitsleistung umgesetzt werden kann. Der Arbeits­

kontrakt kann den Arbeiter zwingen, die vereinbarten 

Arbeitszeiten einzuhalten und übertragene Aufgaben zu 

erfüllen. Aber kein juristischer Kontrakt und kein Geld 

können Arbeiter oder Angestellte zwingen, ihre Arbeits­

kraft, d.h. ihr Wissen und ihre Fähigkeiten, optimal für 

die Ziele des Betriebes einzusetzen.2 Dass hieraus große 

Unsicherheiten für den Unternehmenserfolg resultieren 

können, war den Kapitaleignern immer ebenso klar wie 

dem modernen Management bewusst ist, dass die Unsi­

cherheiten mit zunehmender Wissensbasierung der Ar­

beit wachsen und die Lösung des Transformationsprob­

lems schwieriger wird, weil bei wissensintensiven Tä­

tigkeiten die Kontroll möglichkeiten für das Manage­

ment abnehmen: Man kann mit der Stechuhr Arbeitsan­

wesenheit überprüfen und mit Akkordprämien vielleicht 

Anreize zu höherer Leistungsverausgabung bei einfa-

2 Dies Problem stellte sich bereits fr üh mit besonderer Schärfe bei 
Angestelltentätigkeiten (vgl. Berger/Offe 1984). 
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chen Tätigkeiten setzen, aber man kann damit nicht 

kontrollieren, ob ein Forscher sein Bestes im Industrie­

labor gibt, oder sicherstellen, dass ein Bankangestellter 

Kunden kompetent und freundlich berät. Das Problem 

der Kontrollierbarkeit selbst einfacher Formen von Wis­

sensarbeit (z.B. Bürotätigkeiten) begleitet die Angestell ­

tensoziologie seit ihren Anfängen (vgl. Kadritzke 1975; 

auch Baethge/Oberbeck 1986). 

Unter den Bedingungen hoher Turbulenzen auf globalen 

Märkten, steigender Innovationsdynamik und beschleu­

nigten Wissensverschleißes eskaliert die Unsicherheit 

für die Unternehmen auf mehreren Ebenen gleichzeitig. 

Unter diesen Voraussetzungen spricht einiges dafür, den 

Schlüssel zur Beantwortung der Ausgangsfrage, warum 

d ie zunehmende Wissensbasierung der Arbeitsprozesse 

nicht zu einer alle Wissenspotentiale akti vierenden Ar­

beitsorganisation im Betrieb führt, in den Strategien des 

Managements zur Verringeru11g der größ er werde11de11 

Unsicherheiten und Abhä11gigkeite11 bei Wissensarbeit 

zu suchen. Entsprechend der These von der Verschrän­

kung - und nicht Ablösung - institutioneller Ordnungen, 

ist hierbei zu erwarten, dass es neben neuen Formen des 

Umgangs mit Unsicherheit zum Rückgriff auf bewährte 

Muster der Kontrolle und Reduzierung von Wissen in 

der Arbeit kommt. Weil die alten Muster weiterwirken, 

muss man sich mit ihnen auseinandersetzen. 

Bei der Suche nach solchen institutionalisierten Mustern 

der Kontrolle und Steuerung der Arbeit stößt man auf 

vier Strategien, die sich im Umgang mit den betriebli­

chen Humanressourcen als Muster zur Verringerung 

von Unsicherheit lesen lassen, ohne dass damit behaup­

tet würde, sie seien intentional auf die Bewältigung mit 

Wissensunsicherheiten gerichtet gewesen: 

Arbeitsteilung, die auf die Reduktion komplizierter 

auf einfache Arbeit abzielt 

Bürokratisierung/Hierarchisierung 

Berufliche Sozialisation 

Privilegierung 

Ad 1: Eine Arbeitsteilung, die auf die Reduktion 

komplizierter auf einfac he Arbeit zielt, ist innerhalb der 

Industrialisierung die älteste und lange Zei t wirksamste 

Strategie zur Verringerung wissensinduzierter Unsicher­

heit. Marx hat dieses Muster für die Phase des Über­

gangs von Manufaktur zu Industrie mit einem der be­

rühmtesten Sätze seines Hauptwerks charakterisiert: 

„Die geistigen Potenzen der Produktion erweitern ihren 

Maßstab auf der einen Seite, wei l sie auf vielen Sei ten 

verschwinden" (Marx, Kapital I 1970, S. 382).3 Der 

Satz zielt auf die Scheidung von geistiger und körperli­

cher, von anweisender und ausführender Arbeit und liest 

sich - unbeabsichtigt - wie eine Gebrauchsanweisung 

für F.W. Taylor, der dann zu Beginn des 20. Jahrhun­

derts das Konzept der radikalsten Arbeitsteilung und 

Vereinfachung von Arbeit entwickelte. Dieses unter 

dem Nahmen Taylorismus in die Arbeits- und Industrie­

geschichte eingegangene Konzept prägte die Arbeitsor­

ganisation des letzten Jahrhunderts in den großen In­

dustriegesellschaften, weil es ökonomisch sehr erfolg­

reich war. Seine ökonomische Funktionalität verdankt 

der Taylorismus nicht zuletzt der Tatsache, dass er das 

Problem der Bewältigung von Unsicherheit gegenüber 

Wissen in doppelter Weise löste: Zum einen dadurch, 

dass die un- oder geringqualifizierte Arbeit relativ ein­

fach kontrollierbar war, und zum anderen, indem er die 

personalpolitische Flexibilität durch beliebige Aus­

tauschbarkeit auf der Basis geringer Qualifikation er­

höhte. Allein schon diese Funktionalität sicherte dem 

Taylorismus die Übertragung von der Produktion in den 

Dienstleistungsbereich, in dem mit dem direkten Kun­

denbezug eigentlich Barrieren für seine Einführung 

hätten aufgerichtet sein müssen, und auch seine 

Fortdauer und Wiederkehr in der Produktion selbst dort, 

3 Der Satz ist innerhalb der marxistischen Diskussion vor allem in 
werttheorctischer Perspekti ve so interpretiert worden, dass die 
Reduktion komplizierter auf einfache Arbeit die Bildungs- und 
Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft senke. Un vcrsehens 
ist das marx' sche Theorem durch die werllheoretische Argu­
mentation - in meinen Augen zu Unrecht - zu dem einer allge­
meinen und ehernen Tendenz kapitalistischer Organisation der 
konkreten Arbeit gemacht worden. Dabei wird übersehen, dass 
von der stofflichen Seite des Arbeitsprozesses eine reale Ten­
denz zu komplizierter Arbeit ausgehen kann. Eine kontroll- und 
hcrrschaftsthcoretische Ausdeutung des Satzes, d ie nicht im Ge­
gensatz zur werttbeoretischen stehen muss, scheint mir für den 
konkreten historischen Umgang mit dem Problem der Zunahme 
von Wissensarbeit angemessener. 
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wo man ihn aufgrund steigender Komplexität der Ar­

beitsprozesse für überwunden glaubte (wie eben wir). 

Ad 2: Bürokratisierung und Hierarchisierung meint, 

durch auf relative Dauer gestellte Über- und Unterord­

nung (Hierarchie) und durch klar definierte rationale 

Verfahrensregeln (Bürokratisierung) komplexe Wert­

schöpfungsprozesse - wie z.B. die in industriellen 

Großbetrieben - steuer- und ko ntrollierbar zu machen. 

Idealtypisch und im besten Fall sind hierarchisch-büro­

kratische Positionen und Kompetenzen egal wo - ob in 

Privatbetrieben, Staat oder Militär - nach Max Weber in 

Fachwissen und Fachschulung begründet (vgl. Weber 

1964, S. 161 ff.), welche die Rationalität der Anweisun­

gen und die Effizienz der Prozesskontrolle (auf die 

Williamson 1975 später hinweisen sollte) sicherstellen 

sollen. Sollte die unterstel lte Rationalität bürokratischer 

Organisation bei zunehmender Ko mpl exitä t der Wert­

schöpfungsprozesse nicht zur Farce werden, musste sie 

mit Spezialisierung und D ifferenzierung des Wissens 

bei Bürokraten oder - in unserem Kontext - im Mana­

gement einhergehen. Dies ist auch der tatsächliche Weg 

des Managementwissens gewesen. Aber selbst unter 

dieser Bedingung darf man bezweifeln, dass das büro­

kratische Muster der Unsicherheitsbewältigung in der 

Realität eine optimale Nutzung des vorhandenen, ge­

schweige denn eine Akti vierung neuen Wissens erfolg­

reich in die Wege leiten könnte. Ein Großtei l der Kritik 

in den Theorien zum Organisationslernen deckt den 

ganzen Sündenkatalog des bürokratischen Typs des 

Wissensmanagements auf: Etablierung von Denkge­

wohnheiten (mental models), Routinisierung des Wis­

sens, obrigkei tliche Verhängung von Denkverboten, Ge­

heimhaltung von Wissen zwecks individueller Statusab­

sicherung usw. (Antal/Lenhardt/Rosenbrock 2001). 

Ad 3 Berufliche Sozialisation: Es war einer der ge­

nialsten Einfälle des deutschen Kapitalismus, in der 

take-off-Phase der Industrialisierung im Übergang vom 

19. zum 20. Jahrhundert ein in seinem Kern zünftle­

risch-handwerkliches - und das heißt in unserem Zu­

sammenhang arbeits- und betriebsintegriertes - Ausbil­

dungssystem in ein industrielles zu transformieren und 

sich neben dem Zufluss von Fachkompetenz aus dem 

Handwerk einen eigenen Facharbeiter-, und später auch 

Fachangestelltenstamm heranzubilden. Dieser Typ von 

Berufsausbildung sicherte der deutschen Industrie ei n 

Jahrhundert lang einen komparativen Vorteil gegenüber 

Mitwettbewerbern am Weltmarkt und schuf die für lan­

ge Zeit im Durchschnitt am besten qualifizierte Er­

werbsbevölkerung der Welt (vgl. Schmidt 2000). Zu­

gleich wurde dadurch in Deutschland eine ähnlich tief­

greifende Taylorisierung der Arbeit wie z.B. in USA 

verhindert. Da dieses Ausbildungssystem nicht nur 

fachliche Qualifikationen vermittelte, sondern eine um­

fassende Sozialisation der Jugendlichen in das ökonomi­

sche und soziale System des Betriebes vornahm, löste es 

das Unsicherheitsproblem durch Internalisierung derbe­

trieblichen Normen gleichsam in einem Zug mit der 

Wissensvermittlung - und das auf einem relativ hohen 

Qualifikationsniveau im mittleren Sektor. Der verblei­

benden Unsicherheit, die im Abfluss des investierten 

Humankapitals durch Betriebswechsel der Fachkräfte 

lag, begegnete man mit dem Konzept des internen Ar­

beitsmarktes, d.h. durch großzügige Übernahmeregelun­

gen, Aufstiegschancen, Beschäftigungssicherheit durch 

betriebsinterne Mobi lität. Es wird sich zeigen, dass die 

Leistungsfähigkeit dieses Typs beruflicher Sozialisation 

an einem bestimmten Typ von Wissen gebunden ist und 

heute teuer, vielleicht zu teuer bezahlt werden muss. 

Ad 4: Unter dem Stichwort „Verringerung von La­

tenz" durchzieht das Unsicherheitsthema wie ein roter 

Faden die deutsche Angestelltensoziologie. Verringe­

rung von Latenz zielt auf die Erreichung der Verbin­

dung von Wissen und Loyalität bei der zunächst im 

Vergleich zu den Arbeitern kleinen, aber dann ständig 

wachsenden Zahl von Angestellten in kaufmännischen 

und verwaltenden Tätigkeiten auf der unteren und mitt­

leren Ebene der Betriebshierarchie. Auch wenn es sich 

hier nicht um hochqualifizierte Tätigkeiten handelte, 

ließ ihr Charakter als immaterie lle und kommunikative 

Arbeit sie als weniger rationalisierbar und kontrollierbar 

erscheinen und schien die Anwendung tayloristischer 

Prinzipien zu versperren, weil ihre Komplexität nur be­

grenzt reduzierbar erschien. Die Mechanismen der be-
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trieblichen und gesellschaftlichen (arbeitsrechtlichen) 

Privilegierung sind hinreichend bekannt: Monatsgehalt 

statt Stunden- oder Akkordlohn, relative Beschäfti­

gungssicherheit durch längere Kündi gungsschutzfristen, 

Aufstiegs- und Karriereversprechen (also alles, was un­

ter dem Begriff des impliziten oder psychologischen Ar­

beitsvertrags diskutiert wird). Eine zusätzliche Begrün­

dung erhielt diese Form der Privilegierung durch die 

Vorstellung, dass es sich bei diesem Typ von Angestell ­

tentätigkeit um „delegierte Leitungsfunktionen" handel­

te. Verringerung von Latenz müsste Erhöhung der 

Transparenz über das Wissen der Angestellten bedeu­

ten. Der Privilegierungsmechanismus scheint dazu we­

nig geeignet, weil er eher im je individuellen Sta­

tus- und Karriereinteresse Wissenszurückhaltung und 

-verdeckung als Offenheit nahe legt. Aber er half, Loya­

lität zu sichern und schuf Anreiz zur individuellen Wei­

terbildung. 

Die breiten, seit gut 20 Jahren - vornehmlich in der Be­

triebswirtschaftslehre - geführten Debatten über Orga­

nisationslernen und Wissensmanagement und lernende 

Organisationen signalisieren ebenso wie jene von uns in 

den 80er Jahren beschriebenen Veränderungen in der 

Arbeitsorganisation - Stichwort: Posttaylorismus - , dass 

das hier skizzierte Ensemble von Strategien zur Bewäl­

tigung von Wissensunsicherheit den Anforderungen an 

eine moderne betriebliche Wissensorganisation nicht 

mehr genügt. Gleichzeitig aber demonstriert ihr Fortbe­

stehen, dass man offensichtlich nicht von dem einen 

Modell moderner betrieblicher Wissensorganisation 

sprechen kann. Vielmehr finden wir eine starke Hetero­

genität selbst innerhalb ein und desselben Unterneh­

mens, die von wissensaktivierenden bis zu wissenszer­

störenden Organisationsformen reicht und damit für un­

terschiedliche Belegschaftsgruppen sehr unterschiedli­

che Lernchancen in der Arbeit eröffnet. 

3. Der Wandel von implizitem zu explizitem 

Wissen 

Diese Heterogenität hat etwas mit dem Wandel des stra­

tegischen Stellenwerts unterschiedlicher Wissensformen 

für die Unternehmen zu tun, welcher das Unsicherheits­

problem sowohl erhöht als ihm auch andere Formen 

verleiht. Nonaka/Takeuchi haben die (von M. Polanyi 

stammende) Unterscheidung von implizitem und expli­

zitem Wissen für die neuere Diskussion über Organisa­

tionslernen und Wissensmanagement fruchtbar ge­

macht. Implizites Wissen nennen sie jenes Erfahrungs­

wissen, das in praktischen Arbeits- und Lebenszusam­

menhängen entsteht, persönlich gebunden und schwer 

kommunizierbar ist. Demgegenüber zeichnet sich expli­

zites Wissen dadurch aus, dass es systematisch gewon­

nen wird, theoretisch und kontextungebunden ist und 

prinzipiell durch organisierte Lernprozesse übertragen 

werden kann (vgl. Nonaka/Takeuchi 1997, S. 72 ff. -

vgl. Beils Kategorie des „theoretischen Wissens"). Bei­

de Wissensformen sind nach den Autoren nicht als strikt 

getrennt voneinander und konträr, sondern als komple­

mentär zueinander zu verstehen (ebenda, S. 73). Gleich­

wohl verschiebt sich ihr Gewicht zu unterschiedl ichen 

Zeiten und in unterschiedlichen Organisationskontexten. 

Verwissenschaftlichung der Lebensgrundlagen einer 

Gesellschaft bedeutet die historisch langfristige Ten­

denz, implizites zu explizitem Wissen zu machen, d.h. 

arbeits- und lebensweltlich gebundenes zu systematisch 

begründetem und reproduzierbarem (in der Regel wis­

senschaftlichem) Wissen. Hierbei entstehen - entspre­

chend dem Komplementaritätsaxiom - mit jedem Schritt 

in diese Richtung auch neue Formen impliziten Wis­

sens. Dies macht die Sache auch analytisch schwierig, 

wei l es zu neuen und komplexen Kombinationen impli­

ziten und expliziten Wi ssens kommt, die sich nicht ein­

mal einfach nach der Differenzierung zwischen Produk­

tions- und Dienstleistungstätigkeiten typisieren lassen, 

so gut man daran tut, sektor-, branchen- und berufsspe­

zifische Differenzen nicht aus dem Auge zu verlieren. 
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Traditionell wird in der Industriesoziologie die Katego­

rie des impliziten Wissens mit handwerklichem und 

technischem Erfahrungswissen assoziiert, das im Um­

gang mit Material und Maschinen im Arbeitsprozess 

selbst gewonnen wird und für das bereits Popitz/Bahrdt 

u.a. ( 1957) den Begriff der „technischen Sensibilität" 

geprägt haben. Zu diesem Typ impliziten Wissens, der 

in der industriellen Produktion Bedeutung behält, treten 

andere Formen - und zwar auch für Produktionsarbei­

ter-, die sich auf den Umgang mit Organisationen, Ko­

operation und Kunden beziehen und die man vielleicht 

mit „kommunikativer Sensibilität" bezeichnen kann 

(vgl. dazu Baethge 2001, S. 86 ff.). Auch bei ihr spielen 

Prozesse der Internalisierung, Habitualisierung und 

Routinisierung von Verhaltensweisen eine Rolle, wie 

sie sich etwa im Aufeinandereingespieltsein der be­

teiligten Akteure bis hin zum „blinden Vertrauen", dass 

der Kooperationspartner erwartungsgemäß reagiert und 

handelt, äußern können. Allerdings basieren d iese Er­

fahrungsprozesse auf einem anderen, sehr viel stärker 

reflexiven Typus von Wissen als bei produkti ven Ar­

beitstätigkeiten, die Verinnerlichungsprozesse bleiben 

in stärkerem Maße bewusstseinspflichtig. Man darf die 

Routinisierung beispielsweise der Kundenansprüche 

nicht zu weit tre iben, will man ihre je individuellen 

Bedürfni slagen und Handlungsparameter nicht über­

sehen. Die hier angesprochene andere Verbindung von 

implizitem mit expl izitem Wissen mag einer der Gründe 

dafür sein, dass Unternehmen zunehmend formal besser 

vorgebildete Personen in Bereichen einsetzen, die früher 

vor allem betrieblich angelernten oder ausgebildeten 

Kräften offen standen. Die Unternehmen sind dem 

Wandel von implizitem zu explizitem Wissen unabding­

bar unterworfen. Durch die hohe Dynamik in den Inno­

vationszyklen werden sie (wie im übrigen auch ihre Be­

schäfti gten) verstärkt mit der Herausforderung konfron­

tiert, zunehmend schneller und mehr explizites Wissen 

zur Sicherung ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu aktivieren. 

Dies kann innerhalb des Unternehmens durch Intensi­

vierung von Forschung und Entwicklung und, bezogen 

auf die Mitarbeiter , durch diverse Formen der arbeitsna­

hen Qual ifizierung und Wei terbildung (Kompetenzent­

wicklung) geschehen, um welche Unternehmen nicht 

herumkommen, weil Beschleunigung der Innovations­

zyklen auch heißt schnellerer Verschleiß von Wissens­

beständen. Zugleich erhöht sich der Druck, mehr ex ter­

nes Wissen in Form beispielsweise von Forschungser­

gebnissen, neuen technischen Verfahren, spezialisierter 

Expertise über Marktentwicklungen und natürlich hoch­

qualifiziertem Personal einzukaufen. 

Der Wandel von implizitem zu explizitem Wissen in der 

strategischen Relevanz für die Unternehmen bedeutet -

um einem folgenschweren Missverständnis vorzubeu­

gen - nun keineswegs die Herrschaft externer Wissens­

produzenten (Schulen, Hochschulen, Weiterbildungs­

einrichtungen) über die betriebsinterne Kompetenzent­

wicklung. Die hohe D ynamik von Innovation und Wis­

senserweiterung vollzieht sich zum großen Teil in den 

Unternehmen (Organisationen der Arbeit) und bringt es 

mit sich, dass sich die Weiterentwicklung auch des an­

wendungsbezogenen expliziten Wissens für die qualifi ­

zierten Teile der Belegschaften im Zusammenhang mit 

der Arbeit vollzieht, und dies umso mehr, weil sich jene 

neuen Ko mbinationen von implizitem und expli zi tem 

Wissen ergeben. Der Ausbau betrieblicher W eiterbil­

dungseinrichtungen zu „corporate universities", Unter­

nehmens-Kollegs, Coaching-Gesellschaften do kumen­

tiert diesen Sachverhalt ebenso wie vielfältige unmittel­

bar im Arbeitsprozess integrierte oder an ihm angelager­

te Akti vitäten wie z.B . Qualitätszirkel u.a. Um an den 

neuen Formen betrieblicher Kompetenzentwicklung 

teilhaben zu können, stellen sich für die Arbeitskräfte 

zwei zentrale Bedingungen: sie müssen die formalen 

kognitiven Voraussetzungen für diese spezifische Art 

von Wissenserweiterung mitbringen und sie müssen an 

einem qualifizierten Arbeitsplatz arbeiten. Berei ts an 

dieser Stelle deute t sich die neue Spaltung der Beleg­

schaften an, die schwerer zu überwinden ist als die zwi­

schen Ungelernten und Gelernten unter der Vorherr­

schaft des impliziten Wissens. Der Bedeutungsverlust 

des impliziten W issens hat - hierauf hat John Gray 

(2000) mit Nachdruck hingewiesen - beträchtliche Aus­

wirkungen auf Sozialstruktur und gesellschaftliche In­

tegration über berufliche Identität. 
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Die hier grob umrissene Konstellation, die steigende 

strategische Bedeutung expliziten Wissens, bedeutet 

nun in der Tat eine ungemeine Erhöhung von Unsicher­

heit im Unternehmen. Weder kann das Management si­

cher sein, die richtige externe Expertise auszuwählen, 

noch sie erfolgreich ins Unternehmen zu integrieren. 

Genauso wenig kann man den Erfolg von Maßnahmen 

zur Kompetenzentwicklung prognostizieren. 

Das skizzierte traditionelle Ensemble zur Bewältigung 

von Wissensunsicherheit ist wenig zur erfolgreichen Be­

arbeitung der neuen Problemkonstellationen geeignet. 

Es gehört j ener Phase an, in der Innovation noch relativ 

gemächlich (inkrementell) vonstatten ging und die Ar­

beit in e inem hohen Maße auf implizitem (Erfah­

rungs-)Wissen beruhte. Erst aus heutiger Perspektive 

wird vollends sichtbar, wie sehr diese Formen eine dy­

nami sche Wissensentwicklung in den Unternehmen un­

terbinden. Ü ber die tayloristische Arbei tsorganisation 

braucht man in diesem Zusammenhang kein Wort zu 

verlieren. Sie zerstört systematisch die Subjektivität der 

Arbeitskräfte, die für Wi ssensarbeit eine unerlässliche 

Voraussetzung bildet. Anders verhält es sich mit den 

restlichen Mechanismen. Sie alle setzen auf strukturelle 

Kontinuität der vorhandenen Wissens- und Kompetenz­

bestände, nicht auf Dynamik. Am deutlichsten wird das 

bei der beruflichen Sozialisation durch Ausbildung und 

bei dem Konzept des internen Arbeitsmarktes. Unter 

den Bedingungen der strategischen Do minanz implizi­

ten Wissens war dies ökonomisch funktional. Unter den 

Bedingungen expliziten Wissens werden die Schwächen 

sichtbar: die Abschottung gegenüber den Institutionen 

des expliziten Wissens, Schulen und Hochschulen; die 

Schwierigkeiten, externes Wissen zu integrieren; das, 

was man die ,,Immobilitätsprämien" des Konzepts des 

internen Arbeitsmarktes mit seiner Honorierung von Be­

triebstreue nennen könnte. Hierarchische B ürokratisie­

rung, insbesondere in Verbindung mit Privilegierungs­

strategien, verhindert oder erschwert jedenfalls erheb­

lich hierarchie- und abteilungsübergreifende Koopera­

tions- und Lernprozesse, die heute immer wichtiger 

werden, wenn man zur Steigerung die in einem Unter­

nehmen versammelten unterschiedlichen Kompetenzen 

nutzen will. (Es könnte sein, dass es dieses Festhalten 

an den Erfolgsmustern der Vergangenheit ist, welches 

die Zukunft Deutschlands als Innovationsstandort ge­

fährdet. ) 

Warum dann Festhalten an einem traditionellen Muster 

von Arbeits- und Wissensorganisation? Einen Teil der 

Antwort haben John Child und Sally Heavens vor Jah­

ren gegeben mit ihren organisationstheoretischen Hin­

weisen auf die Einbettung der betrieblichen Wissensent­

wicklung in die Organisation von Arbeit, in die durch 

sie konstituierten Status- und Machtinteressen von Ma­

nagern und anderen Belegschaftsgruppen, in die etab­

lierten Alltagsroutinen und Gruppenidentitäten, die auf­

zugeben auch für die Beschäftigten auf der ausführen­

den Ebene ein Problem darstellten kann (vgl. Child/ 

Heavens 2001, S. 317. ff auch Antal u.a. 2001). 

Festhalten an traditionellen Mustern heißt nicht, dass al­

les beim Alten bl iebe. Die jüngere Betriebswirtschafts­

lehre - allen voran die bahnbrechenden Arbeiten von 

Picot/Reichwald/Wiegand (1996), Reichwald u. Mitar­

beiter (1998) und Sydow (1993) - hat nicht zuletzt mit 

Blick auf die Veränderungen des human resources ma­

nagement weitreichende Veränderungen der Betriebsor­

ganisatio n unter den Bedingungen des Informationszeit­

alters konstatiert: Öffnung nach außen, Netzwerkbil­

dung, Dezentralisierung, Modularisierung, Projektar­

beit, Outsourcing u.a. Sie scheint mir in der Thematisie­

rung des Wissensproblems der Arbeits- und Industrieso­

ziologie voraus zu sein, teilt aber mit uns das Schicksal, 

keine validen Daten über den Verbreitungsgrad ihrer 

neuen Modelle und keine Prognosen über die Dynamik 

ihrer Durchsetzung beibringen zu können. Sie wie auch 

die betriebswirtschaft liche Teildisziplin „Wissensmana­

gement" können Organisationsmerkmale für rationales 

Handeln unter der Bedingung zunehmender Wissensin­

tensität von Arbeitsprozessen angeben. Ob in der j ewei­

ligen Reali tät e ines konkreten Unternehmens nicht noch 

ganz andere Rationalitätskriterien eine Rolle spielen, 

welche die wissensbezogenen außer Kraft setzen, muss 

offen bleiben. 
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Eine zweite BegrUndungsebene dafür, dass Lernent­

wicklung und Wissensverteilung in Unternehmen seg­

mentiert bleiben, mag in der Größe und Komplexität des 

Unsicherheitsproblems liegen, die auch durch die vom 

Unternehmen eingesetzten neuen Formen des Wissens­

managements nicht angemessen bearbei tet werden kön­

nen. Gerade wenn Unternehmen zentrale Parameter 

ihres Handels verändern mUssen, liegt es nahe, andere 

relativ konstant zu halten, um weiterhin „bedingt ratio­

nal" (Simons) handeln zu können (vgl. Kädtler 2004). 

Ich wi ll Ihnen das Problem der hohen Komplexität an 

einem instruktiven und verblüffend einfachen Beispiel 

aus unserem laufenden Forschungsprojekt zur Kompe­

tenzentwicklung in deutschen Unternehmen erläutern. 

Im Gespräch mit dem Leiter ei ner großen Fachabteilung 

einer größeren Versicherung rekonstruierten wir die 

Entwicklung der Arbeitsorganisation in den letzten 25 

Jahren. In Übereinstimmung mit den Lehrsätzen einer 

guten Kundenbetreuung und einer rationalen Nutzung 

der neuen technischen Informations- und Kommunika­

tionspotentiale hatte die Versicherung - wie andere 

auch - ein Konzept von „Rundumsachbearbeitung" 

(RUMBA als heitere Abkürzung im firmeneigenen Jar­

gon) eingeführt, in welcher der Kunde sämtliche Vor­

gänge seines Versicherungsvertrages aus einer Hand er­

ledigt bekommt. RUMBA erscheint unter dem Ge­

schichtspunkt kundenfreundlicher Wissensorganisation 

ein sehr rationales Konzept, das unter Aspekten lang­

fr istiger Kundenbindung auch produktiv sein kann. 

Dennoch plant das Unternehmen eine Reorganisation 

der Sachbearbeitung in Richtung Retaylorisierung, nicht 

mehr RUMBA, sondern wieder fragmentierte Vertrags­

verwaltung. Die Begründung des durchaus reflektierten 

Managers: „Bei dem benötigten und zunehmend kom­

plexer werdenden Wissen geht es nicht mehr, dass alle 

Mitarbeiter alles wissen." Es geht zwar nicht um diese 

Überpointierung „dass alle Mitarbeiter alles wissen", 

sondern viele etwas mehr, gleichwohl wird man das Ar­

gument ernst nehmen müssen, dass unter Effizienzge­

sichtspunkten (Ordnung der Arbeit) Wissen so komplex 

werden kann, dass es schwer bzw. nur mit steigenden 

Risiken aus einer Hand bewältigt werden kann. 

Das heißt nicht, dass komplex organisierte Produktions­

arbeit oder Sachbearbeitung nicht auch ökonomisch 

Sinn macht. Aber es gibt offensichtl ich weder nur den 

einen Entwicklungspfad der Arbeitsorganisation noch 

eine einheitliche, über alle Belegschaftsgruppen hin 

gleichgerichtete Qualifizierungss trategie. Steigende Ab­

hängigkei t der Unternehmen von theoretischem (expli­

zitem) Wissen, das für d ie Unternehmen schwerer zu in­

tegrieren ist als das arbeitsgebundene implizite Wissen, 

könnte einen neuen Schub „anforderungsreduzierender 

Arbeitsorganisation" (Pawlowski 1992, S. 177 f.) - mit­

hin tayloristischer - freisetzen, um die unvermeidlich 

höheren Unsicherheiten und Kosten auf der einen, der 

der Hochqual ifizierten, durch Risiko- und Kostenreduk­

tion auf der anderen Seite zu kompensieren. 

Orientierungsmuster für die Bewältigung von Unsicher­

heit sind keine festen Gesetze. Insofern ist es auch von 

jedem einzelnen Unternehmensmanagement abhängig. 

wie viel Risiko es im Interesse einer Steigerung von 

Wissensintensität und - ressourcen in Kauf nehmen wi ll. 

Mir scheint das deutsche Management im Durchschnitt 

in dieser Hinsicht nicht sehr risikofreudig zu sein. Das 

führt dazu, dass Deutschland nicht allein das ihm von 

PISA bescheinigte Bildungsdefizit hat, sondern auch 

Defizite in der Nutzung vorhandenen Wissens, welche 

wiederum das Bildungsdefizit verschärfen. 

4. Soziale Bedeutung des fortdauernden 

Widerspruchs zwischen der Ordnung der 

Arbeit und der Ordnung des Wissens 

Man wird das Spiel um eine qualifikationsreduzierende 

oder - steigernde Arbeitsorganisation als relativ offen 

und weder technisch noch ökonomisch eindeutig deter­

miniert bezeichnen können. Wie dieses Spiel von den 

unterschiedlichen betei ligten Akteuren gespielt wird, hat 

großen Einfluss auf die Lösung der eingangs gestellten 

Frage zur zukünftigen Verteilung von Wissen und Bil­

dung in diesem Lande. Welche Relevanz hat mein Ar­

gument über die Sphäre der betrieblichen Arbeitsgestal­

tung hinaus für die Beantwortung dieser Frage? Warum 
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bleibt und welche soziale Bedeutung hat Nichtwissen in 

der Wissensgesellschaft? Zum Warum hoffe ich eine 

Antwort gegeben zu haben. Zur Bedeutung ist zunächst 

darauf hinzuweisen, dass d ie Weiterexistenz unqualifi­

zierter Arbeit heute unter anderen Arbeitsstrukturen und 

gesellschaftlichen Bedingungen steht, als un- und ge­

ringqualifizierte Arbeit es in der Hochphase der fordis­

tisch-tayloristischen Industria lisierung tat und dass dies 

ihren gesellschaftlichen Charakter bestimmt. Bildete sie 

seinerzeit im wesentlichen eine breite produktive Basis 

gesellschaftlicher Wertschöpfung, so gerät sie heute an­

gesichts der zunehmenden Wissensbasierung der Ar­

beitsprozesse eher in ei ne gesellschaflliche Randlage, 

die sozialstrukturell umso risikoreicher wird, je mehr 

auch die insti tutionellen Bedingungen gesellschaftlicher 

Integration aus der fordistischen Phase der Industriege­

sellschaft aufweichen. An drei Punkten lassen sich die 

Gefährdungen, die entstehen, wenn es nicht geling t, eine 

stärker wissens- und lernförderliche Arbeitsorganisation 

im mittleren und unteren Bereich betrieblicher Arbeit in 

die Wege zu leiten, verdeutlichen: 

1. Das Konzept des internen Arbeitsmarktes, das für 

das deutsche Produktionsmodell konstitutiv war 

und viel zur sozialen Stabilisierung der deutschen 

Nachkriegsgesellschaft beigetragen hat, wird vor 

dem Hi ntergrund der skizzierten Wissensdynamik 

zunehmend durchlöchert. Dies äußert sich vor al­

lem in zwei Sachverhalten: zum einen auf der Ebe­

ne der Berufsbildung in der Reduzierung des be­

trieblichen Ausbildungsplatzangebots, der Verrin­

gerung der Übernahmequoten und insgesamt der 

Erosion institutionalisierter Berufsbildungsprofile 

(vgl. Rützel 2001 ) - dadurch erklärt sich ein wenig 

das aktuelle Debakel des deutschen Berufsbil-

dungssystems. Zum anderen in der Verringerung -

bis hin zur Schließung - von Durchlässigkeit und 

Aufs tiegsmöglichkeiten von der unteren zur mitt le­

ren und von dieser zur höheren Ebene der Beleg­

schaftsstruktur. In der Vergangenheit konnte man 

auf der Basis betrieblicher Arbeitserfahrung einen 

gewissen innerbetrieblichen Aufstieg erfahren. Mit 

dem Übergang von impliziten zum expliziten Wis-

sen schwinden diese Möglichkeiten in immer mehr 

Bereichen (vgl. auch Gray 2000). 

2. Die Zone dessen, was man unter dem Gesichts­

punkt ihrer Verwertbarkeit in der Arbeit prekäre 

Bildung nennen kann, verschiebt sich nach oben -

bis in die Mittelschichten hinein. Prekäre Bildung 

meint, dass die erworbenen Bildungsabschlüsse 

und -zertifikate sich am Arbeitsmarkt immer 

schwerer einlösen und in zukunftsträchtige Be­

schäftigung umsetzen lassen und die Übergänge 

vom Bildungs- ins Beschäftigungssystem länger 

und labiler werden. Man kann diese Verschiebung 

mit Allmendinger/Leibfried als relative Bildungs­

armut oder im Anschluss an Baumert u.a. als impli­

zi te „Neudefinition bürgerlicher Grundbildung" 

(Baumert u.a. 2003, S. 76) bezeichnen. Beide Be­

griffe - „Bildungsarmut" und „Neudefinition bür­

gerlicher Grundbildung" - zielen auf das Erreichen 

und Aufrechterhalten eines Bildungsstands, der für 

das Individuum die kognitive Voraussetzung dafür 

ist, sein Leben aus eigener Kraft auf dem allgemein 

anerkannten Durchschnittsniveau materie ller, so­

zialer und kultureller Teilhabe zu gestalten. Da 

zum Aufrechterhalten immer mehr die Fähigkeit zu 

selbstorganisiertem Lernen im Erwachsenenalter 

gehört, kommt dem Grad der Wissensintensität der 

Arbeit eine zunehmende soziale Bedeutung zu. In 

diesem Sinne wird die soziale Differenz zwischen 

Hoch- und Geringqualifizierten größer. 

3. Die Formel von „lebenslangem Lernen" als Grund­

lage der wirtschaftlichen wie der individuellen 

Handlungs- und Entwicklungsfähigkeit in der ge­

genwärtigen Gesellschaft ist - manchmal möchte 

man es bedauern - keine Floskel, so sehr sie in den 

letzten Jahren politi sch breit getreten worden ist. 

Aus der Arbeitspsychologie (vgl. Frieling/Berg­

mann) und von unseren eigenen Untersuchungen 

wissen wir, wie sehr d ie für lebenslanges Lernen 

unabdingbaren individuellen Kompetenzen und 

Verhaltensdispositionen der permanenten Lernbe­

reitschaft , Selbstorganisations- und biographischen 

P lanungsfähigkeit von den Erfahrungen in der Er­

werbsarbeit beeinflusst werden, wie sehr der Grad 
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der Komplexität von Aufgaben und die in ihrer Be­

arbeitung eingeräumten Handlungsspielräume 

Selbstlernkompetenzen schaffen, stabilisieren 

oder - im Gegentei l - zerstören und verhindern. 

Nach meiner Schätzung auf Basis einer von uns in 

den letzten Jahren durchgeführten Repräsentativ­

Studie zum Verhältnis von Arbeit und Lernen im 

Erwachsenenalter (vgl. Baethge/Baethge-Kinsky 

2004) arbeitet etwa ein Drittel der Erwerbstätigen 

in Deutschland in restriktiven und kaum lernförder-

liehen Beschäftigungsverhältnissen. (Andere 

Schätzungen gehen noch weiter - Volkholz/Köch­

ling 2001). Sie werden dadurch doppelt benachtei­

ligt: in der Arbeit selbst und in der Zurichtung ihrer 

individuellen Lebensgestaltungs- und Lernbedin­

gungen, die weniger leicht zu überwinden ist als in 

früheren Zeiten Klassen- oder Schichtgrenzen und 

die sich über den Sozialisationszirkel intergenera­

tionell bei den Kindern zu reproduzieren droht. 

Soziologische Beweisführungen haben nicht den Cha­

rakter von Naturgesetzlichkeiten. Die in ihnen darge­

stellten Verhältnisse sind „bedingt" gestaltungsoffen. 

Das gilt - wie uns ein Jahrhundert Kampf um bessere 

Arbeitsbedingungen gezeigt hat - in besonderem Maße 

für die Erwerbsarbeit. Hier liegt heute - über die unmit­

telbare Arbeitssituation hinausgehend - der tiefe politi­

sche und moralische Sinn etwa des Ceterum censeo 

Michael Schumanns für eine innovati ve Arbeitspolitik. 

Er korrigiert damit vielleicht praktisch am energischsten 

von uns unsere hoffnungsvolle Fehleinschätzung der 

80er Jahre, dass stärker lernförderl iche Arbeitsverhält­

nisse gleichsam ein Beiprodukt der Entwicklung zur 

Wissensgesellschaft seien. Offensichtlich müssen sie er­

kämpft werden, und offensichtlich sind die sozialen 

Auseinandersetzungen um sie angesichts eines globalen 

Kapitalismus mit seiner auf Kurzfristigkeit der Gewinn­

erwartung setzenden Shareholder-Value-Orientierung, 

die die Langfrist igkeit, die die Ordnung des Wissens 

auszeichnet, untergräbt, nicht leicht zu führen. 

Ein letzten Wort; mir ist bewusst: Meine Ausführungen 

haben an vielen Stellen hypothetischen Charakter. Vor 

allem ist mir beim Schreiben klar geworden, welche 

große Aufgabe meiner eigenen Disziplin, der Arbeits­

und Berufssoziologie, damit gestellt ist, Betriebe und 

Unternehmen konsequent als Wissensorganisationen zu 

entschlüsseln. Hier bleibt für die Disziplin viel zu tun. 
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AUTO 5000- eine Kampfansage an veraltete Fabrikgestaltung 

Michael Schumann, Martin Kuhlmann, Frauke Sanders, Hans Joachim Sperling 

Vor drei Jahren e11twickelte11 der Personalvorstand 1111d der Betriebsrat vo11 Volkswagen mit der IG Metall-Bezirkslei­

tu11g Hannover das Tarifprojekt „5000 x 5000". Ziel war, eine wettbewerbsfähige Prod11ktion am Standort Deutschland 

sicherz11stelle11. Gefördert durch die Volkswagen AG, die IG Metall, die Hans Böckler Stift11ng sowie die Volkswa­

genStiftung fiihrt das SOFI seit September 2002 die sozialwissenschaftliche Begleitforschung durch. Bestandteil des Ta­

rifvertragswerks ist eine Bezahlung auf dem Niveau des niedersächsischen Flächentarifs sowie ein ga11zes Bündel von 

Neuerungen i11 den Bereichen Arbeitszeitregelung, Qualifiziemng, Entgeltsystem, Arbeits-, Betriebs- und Gesclzäftspro­

zessorganisation. 

Erste Ergebnisse unserer Begleitforschung (veröffentlicht auf der SO Ff-Homepage unter lzttp:!lwww.sofi-goettingen.de/ 

frames/Texte!Auto5000.pdf) zeigen, dass das arbeitsmarktpolitische Ziel fiir das Projekt, Arbeitslose einzustellen, er­

reicht wurde. Die 3.800 Beschäftigten, die bei AUTO 5000 derzeit den Touran (ein M PV der Golf-Klasse) mit einer Ta­

gesleist1mg von ca. 800 Fahrzeugen produzieren, sind iibenviegend ehemals Arbeitslose. Der vorliegende Text stellt 

zentrale Befunde der im Herbst 2004 abgeschlossenen dritten Unters11chungsphase vor, in der erstmals breit die Ar­

beitserfalzrwzge11 in der Fabrik untersucht wurden. Empirische Basis der vorliege11de11 Veröffentlichung sind Experten­

gespräclze, qualitative Einzelinterviews und Gruppendisk11ssio11e11 mit den verschiedenen Akte11rsgruppe11 sowie Ergeb­

nisse von Arbeitsplatzanalysen in 18 und einer schriftlichen Befrag11ng in 63 der insgesamt rwzd 260 Teams, die das 

Spektrum der Tätigkeiten in der Fabrik abbilden (11=656). 

Der Automobilbau steht heute im Zentrum der De­

batte um die Zukunftsfähigkeit des Industriestandorts 

Deutschland. Die Auseinandersetzungen dieses Jahres 

bei DaimlerChrysler, Opel und VW um die Bedingun­

gen, unter denen es für d ie Unternehmensleitungen ge­

rechtfertigt erscheint, auch für die Zukunft noch Ferti­

gungen in deutschen Werken zu planen, stehen für d ie 

Belegschaften unter dem Vorzeichen von Verzicht. Für 

die Unternehmen geht es um Senkung der Arbeitskos­

ten. Beschäftigungsperspektiven werden gebunden an 

wen iger Lohn und längere, flexiblere Arbeitszeiten. Um 

nicht die Abwanderung der Fertigungen in Billigkosten­

länder zu riskieren, sehen sich unter dem Druck der Ar­

beitsmarktkrise die (noch) Beschäftigten gezwungen, 

diesen Deal zu akzeptieren. 

Intern stehen längst auch Arbeits- und Betriebsorganisa­

tion auf der Agenda für Kosteneinsparungen. In der in­

tensiv geführten Debatte um wettbewerbsfähige Fabrik­

strukturen ist seit einigen Jahren auch arbeitspoli tische 

Rekonventionalisierung angesagt. Retaylorisierung fin­

det vielerorts im neuen Gewand eines „Toyotismus" 

statt: mit traditionellen Methoden der Arbeitsintensivie­

rung, sehr kurzen Taktzeiten und Arbeitszyklen, einer 

Rückkehr zu rein ausführenden Tätigkeiten und fein­

gliedrigen Kontrollen. Gruppenarbeit geht dann nicht 

mehr mit erweiterten Handlungsspielräumen und Mit­

wirkungsmöglichkeiten einher, sondern reduziert sich 

auf die Verpflichtung zur Leistungssteigerung. ökono­

mische Vorteile werden in Mehrarbeit und Arbeitsver­

dichtung gesucht - auch hier auf Kosten der Beschäftig­

ten. 
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Parallel zu den Retaylorisierungstendenzen haben sich 

in den letzten Jahren aber auch die Versuche mit ar­

beitspoli tisch innovativen Konzepten verbreitet. In 

ihnen geht es darum, Wettbewerbsvorteile durch Inno­

vationen im Bereich der Arbeits- und Betriebsorganisa­

tion und durch eine bessere Nutzung der Potenziale der 

Beschäftigten zu erschließen. Das ist auch der ausdrück­

liche Anspruch von AUTO 5000. Von der IG Metall 

wird das Projekt mit der Zielsetzung verknüpft, ein Ge­

gengewicht zu den Retaylorisierungstendenzen der letz­

ten Jahre zu schaffen. Das von der Unternehmensleitung 

und der Interessenvertretung gemeinsam formulierte 

Ziel heißt: Produktivitätszugewinne durch dezidierte 

anti-tayloristische Arbeitsgestaltung. Im Tarifvertrags­

system zu AUTO 5000 wurden „abwechslungsreiche 

und ganzheitliche Arbeitsinhalte", Teamarbeit mit „er­

weiterten Handlungs-, Dispositions- und Entscheidungs­

spielräumen" sowie „eine flache Hierarchie" und eine 

„lernförderliche Qualifizierungsorganisation" verein­

bart. Angestrebt werden betriebliche Kostenverbesse­

rungen durch die aktive, mitverantwortliche Einbezie­

hung der Beschäftigten in Prozessoptimierung und Ra­

tionalisierung. 

Die Frage ist: Konnte dieser arbeitspolitische Gestal­

tungsanspruch tatsächlich eingelöst werden? Gelingt 

dem Projekt eine anti-tayloristische Arbeitsstrukturie­

rung, die ihre Zukunftsfähigkei t durch eine gestiegene 

Arbei tsproduktivität beweist und dabei nicht zu Lasten 

der Beschäftigten geht? Wie bewerten die Beschäftigten 

selbst diese Arbeitspoli tik, die ihren Aufgaben- und 

Verantwortungszuschnitt erweitert und sie selbst für 

e inen Beitrag zur betrieblichen Wettbewerbsverbesse­

rung in die Pflicht nimmt? Wie ist die allgemeine Be­

deutung des Einzelfalls für die Suche nach Fabrikmo­

dernisierung einzuschätzen? Schließlich: Wie ist die neu 

geschaffene Arbeitsrealität im Kontext der industrieso­

ziologischen Debatte um den Umbruch in der gesell­

schaftl ichen Organisation von Arbeit (Stichwort: Sub­

jektivierung) zu bewerten? 

1. Die innovative Arbeits- und 

Betriebsgestaltung bei AUTO 5000: Ein 

neuer Typus moderner Fabrikorganisation 

Die Arbeits- und Betriebsgestaltung bei AUTO 5000 

sucht also höhere Wirtschaftlichkeit mit einer verbesser­

ten Arbei tssituation zu kombinieren. Das Konzept setzt 

auf Aufgabenerweiterung, Integration von direkten und 

indirekten Funktionen, Teamarbeit mit hoher Gruppen­

selbstorganisation und Gruppenverantwortung, gewählte 

Gruppensprecher und regelmäßige Gruppengespräche 

sowie eine aktive Einbeziehung der Beschäftigten in 

P lanungs- und Optimierungsprozesse. 

Diese arbeitsorganisatorischen Gestaltungsansätze wer­

den ergänzt um eine veränderte Betriebsorganisation. 

Die erste Führungsebene der Meister, bei AUTO 5000 

„Betriebsingenieure" (BI) genannt, übernimmt neben 

Personalführung und -entwicklung auch Verantwortung 

im Bereich technische Planung, Optimierung sowie 

Budgeteinhaltung. Die operativen Aufgaben der Pro­

duktionssteuerung und Arbeitseinsatzplanung gehen 

weitgehend ans Team. Oberhalb der Meisterebene ist 

die Betriebshierarchie auf zwei Ebenen reduziert und 

eine prozessnahe Ansiedlung von Fachfunktionen in 

„Lernfabriken" eingeführt. Damit sitzen direkt vor Ort 

produktionsunterstützende „indirekte" Fachkräfte der 

Instandhaltung, Qualitätssicherung und Logistik, zudem 

Planer, Produktbetreuer, Industrial-Engineering-Exper­

ten, Personaler und Controller. 

Knapp ein Jahr nach dem Erreichen der Kammlinie, d.h. 

der geplanten Voll last der Produktion, konnten mit der 

Realisierung dieser Gestaltung positive Ergebnisse er­

reicht werden. Wichtiger vielleicht noch: In keinem 

Punkt führten die bisher gemachten Praxiserfahrungen 

dazu, dass den Projektbetei ligten eine Abkehr von den 

ursprünglichen, sehr ehrgeizigen Konzeptideen notwen­

d ig erscheint. 

Die Gestaltung der Produktionsprozesse in den Monta­

gen ist zwar auch bei AUTO 5000 wie überall in der 

Automobilindustrie durch Fließbandfertigung mit kur-
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zen Takten und Arbeitszyklen unterhalb von zwei Mi­

nuten geprägt, doch es wurden durchaus eigene Akzente 

gesetzt: D ie Fließfertigung gliedert sich beispielsweise 

in Unterabschnitte mit kle ineren Zwischenpuffern und 

an wichtigen Stellen finden sich Ausschleusmöglichkei­

ten, die eine liniennahe Fehlerbeseitigung ermöglichen. 

Entscheidend ist fre ilich die gewählte Arbeitsorganisa­

tion. l 1/2 Jahre vor Projektende ist zwar der Umset­

zungsstand noch unterschiedlich, Teamarbeit wurde je­

doch in allen Bereichen eingeführt. In den Teams wird 

fast durchweg über die verschiedenen Arbeitsplätze hin­

weg rotiert; bei einigen Gruppen sind darüber hinaus 

auch bereits Zusatztätigkeiten insbesondere der War­

tung und Instandhaltung integriert worden, die Ab­

wechslung in die eher einförmige Montagearbeit brin­

gen. Bei den im Aufgabenzuschnitt anspruchsvolleren 

Anlagenführertätigkeiten, die für die Technikbetreuung 

im Karosseriebau, in der Lackierung und in einigen Au­

tomationsstationen in der Mo ntage zuständig sind, ist 

die Funktionsintegration von direkten und indirekten 

Aufgaben schon recht weit fortgeschritten. 

Im Vergleich mit anderen Automobilfabriken ist vor al­

lem die Selbstorganisation der Teams flächendeckend 

sehr weitgehend realisiert. Gewählte Teamsprecher sind 

in der F unktion eines Klassensprechers, Koordinators 

und Moderators etabliert. Zudem existieren regelmäßi­

ge, von den Teams selbst organisierte Teammeetings 

zur wechselseitigen Information, Absprache und für 

Problemlösungen. Arbeitseinsatz- und Anwesenheits­

planung sowie die Festlegung der Arbeitsweise liegen 

zu weiten Teilen in der Hand der Teams. Diese haben 

zudem eine hohe Eigenständigkeit bei der Planung von 

Qualifizierungsmaßnahmen und der Nutzung von Quali­

fizierungszeiten für Problemlöseaktivitäten. Vergleicht 

man die bei AUTO 5000 erreichten Gestaltungsprofile 

der Arbeitsorganisation mit denen aus anderen Grup­

penarbeitsbereichen der Automobilindustrie (wobei es 

sich ebenfalls um Fälle handelt, die mit dem Konzept 

innovati ver Gruppenarbeit antraten), so fällt auf, dass 

die Mittelwerte der Gestaltung bei AUTO 5000 fast 

durchweg etwas höher liegen (vgl. Grafik 1.1 und 1.2). 

Von den Organisationspraktiken des Taylorismus sind 

sie in vielen Teildimensionen der Gestaltung weit ent­

fernt. Während die U nterschiede in den aufgabenbezo­

genen Aspekten weniger groß sind, liegen die Profile 

bei den Gruppenarbeitsregularien sehr weit auseinander. 

Hier befinden sich selbst die untersten Werte von 

AUTO 5000 noch über dem sonst erreichten Mittelwert. 

Im Vergleich der Gestaltungsprofile in den technisierten 

und manuellen Bereichen wird deutlich, dass es zwar 

große Unterschiede bei der Organisation der Tätigkeiten 

selbst gibt, die Selbstorganisationselemente der Teamar­

beit j edoch in beiden Bereichen auf einem ähnlich ho­

hen Niveau realisiert wurden. Wie sehr die Gestal­

tungsprofile in wichtigen Aspekten nach wie vor durch 

stofflich-tätigkeitsbezogene Besonderheiten unter­

schied licher Tätigkeitstypen geprägt sind, veranschau­

licht Grafik 1.3. Insbesondere in den Bereichen Aufga­

benintegration und Möglichkeiten der Belastungsregula­

tion bieten e twa Nacharbeits- und Anlagenführungstä­

tigkeiten erheblich bessere Voraussetzungen als repetiti­

ve Fließbandmontage oder einfache Einlegetätigkeiten. 

Umso bemerkenswerter ist daher der Sachverhalt, dass 

es bei den Teamarbeitsregularien nur geringe Unter­

schiede gibt. 

Wie bewerten die Beschäftigten selbst die Einführung 

der Gruppenarbeit und die erweiterten Ansprüche an 

ihren Arbeitseinsatz? Unsere Ergebnisse zeigen, dass 

die Fabrik alles in allem auf einem guten Weg bei der 

Umsetzung der Konzeptideen ist. Gerade verglichen mit 

Ergebnissen aus Untersuchungen in anderen Automobil­

werken und angesichts der Debatte um mögliche Nega­

tivwirkungen von Gruppenarbeit (hoher Gruppendruck, 

Ausgrenzung von Schwächeren) ist die positive Beurtei­

lung der Gruppensituation bei AUTO 5000 bemerkens­

wert (vgl. Tabelle 1.1 ). Auch die Einschätzungen der 

Beschäftigten belegen, dass es gelungen ist, die beiden 

zentralen Gestaltungselemente von Gruppenarbeit, ge­

wählte Sprecher und selbstorganisierte Gruppengesprä­

che („Teammeetings"), auf einem durchgängig hohen 

Niveau zu verankern (vgl. Tabelle 1.2). Ohnehin wird 

Kritik am Konzept der innovativen Arbei tspolitik kaum 
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geäußert. P roblematisch erscheint in erster Linie die bis­

her noch zu zögerliche, unvollständige U msetzung. 

Deutlich wird an unseren U ntersuchungsergebnissen je­

doch auch, dass einige problemhaltige Grundelemente 

von Produktionsarbeit in der Automobil fertigung auch 

bei AUTO 5000 bislang nicht außer Kraft gesetzt wer­

den konnten. Dieser Sachverhalt bestimmt auch die Be­

urteilung der Arbeitssituation, die sich deutlich je nach 

Tätigkeitstyp unterscheide t. Während Anlagenführer, 

lnstandhalter und die Beschäftigten aus den Nachar­

beitsbereichen durchweg zu einer recht positi ven Be­

wertung ihrer Arbeitssituation kommen, findet sich bei 

den eher repetitiven Tätigkeiten ein hohes Maß an Kri­

tik bezogen auf die fachl ichen Anforderungen und te il­

weise auch bei den Belastungen (vgl. Tabelle 1.3) . Da 

Anlagenführer, Instandhalter und Nacharbeiter auch bei 

AUTO 5000 nur eine Minderheit der Beschäftigten dar­

ste llen, bleiben die meisten Tätigkeiten in fachlicher 

Hinsicht immer noch unbefriedigend. Umso bemerkens­

werter ist , dass beim Blick auf das Gesamturte il über die 

Arbeitssitua tion bei AUTO 5000 die Positiveinschät­

zungen überwiegen. D ies macht deutlich, dass sich die 

gewählte Arbeitspoli tik schon jetzt für die Beschäftigten 

auszahl t (vgl. Tabelle 1.4). 

Arbeitspolitische Gestaltungsmöglichkeiten bestehen al­

so auch dort, wo es sich um kurzgetakte te Fließbandar­

beit handelt, bei der immer wieder gleiche Handgri ffe 

zu wiederholen sind. Deutliche Unterschiede bei der Be­

urteilung der Arbeitssitua tion ergeben sich in Abhängig­

keit davon, wie weit wichtige Konzeptbestandteile inno­

vativer Arbeitspolitik (Rotation, Funktionsintegratio n, 

Gruppenselbstorganisation, Mitsprache bei betrieblichen 

E ntscheidungen) umgesetzt werden. Nimmt man die 

Gruppe der Beschäftigten, die nicht in den arbeitsinhalt­

lich privilegierten Auto matisierungs- und Nacharbeits­

bereichen arbeitet, zeigen sich bei ho her Umsetzung von 

innovativer Arbeitspolitik in nahezu allen Teilaspekten 

und im Gesamturtei l bessere Bewertungen der Arbeit. 

Wo d ie vorhandenen Gestaltungsspielräume intensiv ge­

nutzt wurden, reichen d ie Posit iveinschätzungen in eini­

gen Aspekten sogar an die der höherqualifizierten Tätig-

keilen heran (vgl. Tabelle 1.5). Da sich auch in den als 

„eher umgesetzt" e ingestuften Bereichen an der Organi­

sation der Arbeitsabläufe (kurze Takte, kurze Arbeits­

zyklen) nichts geändert hat, verkennt die in der Retaylo­

risierungsdebatte mitunter zu findende Fokussierung auf 

die Frage der Arbeitsumfänge beim Montieren die nach 

wie vor bestehenden organisatorischen Spielräume. Ne­

ben der Ausgestaltung der Gruppenarbeitsregularien 

geht es dabei vor allem um die Reichweite der Integra­

tion indirekter Tätigkeiten sowie die Mitwirkung der 

Beschäftigten an Planungs- und Optimierungsprozessen. 

Gerade diese Spielräume werden bei AUTO 5000 in 

einigen Bereichen schon heute genutzt und sollen in Z u­

kunft schrittweise noch erweitert werden. 

Während die Innovatio nen im Bereich Arbeitsorganisa­

tion bislang nicht sehr weit über das hinaus weisen, was 

sich auch in anderen avancierten Fällen innovativer Ar­

beitspolitik finden lässt, gehen die Gestaltungslösungen 

bei den betriebsorganisatorischen Aspekten weit über 

die in der deutschen Automobilindustrie immer noch 

vorherrschenden P raktiken hinaus. Im Mittelpunkt steht 

dabei der erweiterte Aufgabenzuschni tt der ersten Füh­

rungsebene (Meister/Betriebsingenieure) und der pro­

zessnahe Einsatz von Fachexperten in Lernfabriken. 

Wichtig ist, dass bei der Bewertung beider betriebsorga­

nisatorischen Innovationen die Beteiligten nahezu ein­

hellig die Vorteile beto nen. Man sieht sich näher am 

Geschehen und könne daher schneller und besser rea­

gieren. Betont wird auch der Abbau von Bereichsegois­

men und die verbesserte Kooperation der verschiedenen 

Spezialisten untere inander. Gerade innerhalb der Lern­

fabri ken haben die zu bewältigenden Anlaufprobleme 

offensichtlich zu einer verbesserten Zusammenarbeit 

und einem tieferen Verständnis für die unterschiedli­

chen Problemsichten geführt. 

Fragt man danach, wie sich die Umsetzung der betriebs­

organisatorischen Innovationen aus Sicht der Teams 

darste llt, so fäll t zunächst die in der Tendenz recht posi­

tive Beurteilung der Betriebsingenieure auf. W ährend 

andere Betriebe nicht selten Probleme mit der E inbin­

dung der Meisterebene bei neuen Arbeitsformen artiku-
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lieren, scheint man bei AUTO 5000 auf einem guten 

Weg zu sein, ein höheres Maß an Teamselbstorganisa­

tion nicht in Konflikte mit den Vorgesetzten münden zu 

lassen (vgl. Tabelle 1.6). Weniger stark ausgeprägt ist 

allerdings bisher die Zusammenarbeit zwischen den 

Produktionsteams und den Experten der Lernfabrik (vgl. 

Tabelle 1.7). Hier gibt es zwar erste Ansätze in Teilbe­

reichen, in Summe wurden gerade diese Potenziale der 

neuen Organisationsform aber noch nicht ausgeschöpft. 

Geplant ist im Rahmen der weiteren Ausgestaltung des 

Betriebsingenieurkonzeptes und des Lernfabrikansatzes, 

die Teams noch stärker als bisher in betriebliche Pla­

nungen und Entscheidungen einzubinden. Es geht dabei 

um eine aktive Mitwirkung bei der Arbeits-, Prozess­

und Technikgestaltung. Sollte es hierdurch gelingen, das 

traditionelle Statusgefäl le sowie die Kooperationslücken 

und -blockaden zwischen planenden und ausführenden 

Bereichen abzubauen (wofür die in der Realisierung be­

findlichen Strukturen durchaus Chancen bieten), würde 

es sich bei AUTO 5000 tatsächlich um eine Fabrik han­

deln, bei der erstmals in umfassender Weise ein Bruch 

mit traditionellen tayloristischen Strukturen gelungen 

wäre. 

Alles in allem stellt sich die Umsetzung der arbeitspoli­

tischen Innovationen bei AUTO 5000 bereits zum jetzi­

gen Zeitpunkt positiv dar. Auch wenn der Realisie­

rungsgrad bei den drei Gestaltungselementen Teamar­

beit, Rollen-/Funktionsprofil der Betriebsingenieure und 

Mitwirkung bei betrieblichen Entscheidungen noch un­

terschiedlich ist (vgl. Tabelle 1.8), zeigt sich in der Ten­

denz jedoch eine deutliche Abkehr von traditionellen 

Strukturen. Und für die Bilanz aus Sicht der Beschäftig­

ten entscheidend: je stärker die Elemente innovativer 

Arbeitspolitik berei ts greifen, umso positiver ist auch 

die Beurteilung der Arbeitssituation (vgl. Grafik 1.4). 

2. Die Qualifizierungspolitik: Eine neue 

Kombination von Arbeit und Lernen 

Die besondere Rolle, die das Thema Qualifizierung bei 

AUTO 5000 spielt, zeigt sich am Qualifizierungstarif­

vertrag, der zusätzlich zum Projekttarifvertrag abge­

schlossen wurde. Dieser Qualifizierungstarifvertrag 

schien vor allem notwendig, um das arbeitsmarktpoliti­

sche Ziel, für dieses Projekt ausschließlich Arbeitslose 

einzustellen, erreichen zu können. Die Arbeitslosen 

wurden in einer Vor- und Grundlagenqualifizierung bei 

verschiedenen Bildungsträgern auf ihre neue Arbeit vor­

bereitet. Außerdem zielt das Projekt auf eine Neujustie­

rung von Arbeit und Lernen. Damit soll den gestiegenen 

Anforderungen der Arbeit in selbstorganisierten Grup­

pen, dem beschleunigten Fertigungswandel und den 

wachsenden prozessspezifischen Zusatzkenntnissen 

Rechnung getragen werden. 

Auch im Fabrikalltag hat Qualifizierung ein besonderes 

Gewicht. Die Beschäftigten erfahren eine fortlaufende 

Qualifizierung von durchschnittlich 3 Stunden pro Wo­

che. Diese wird zur Hälfte zusätzlich zur Arbeitszeit 

vergütet, die anderen 1,5 Stunden haben die Beschäftig­

ten als Qualifizierungszeit selbst einzubringen. 

Lernen im Betrieb soll als „prozesshaftes Lernen" dazu 

befähigen, die Arbeitsschritte fehlerfrei zu beherrschen, 

den hohen Qualitätsansprüchen gerecht zu werden und 

technische, arbeitsorgani satorische, aber auch zwischen­

menschliche Störungen mit spezifischer Methoden- und 

Sozialkompetenz zu lösen. Durch begleitendes Lernen 

bezogen auf den Fertigungsprozess wird zudem die Fä­

higkeit zur Produktionsoptimierung erhöht. Bei der Um­

setzung dieses Qualifizierungskonzepts hat sich AUTO 

5000 für einen kontinuierlichen Lernprozess in der Fab­

rik entschieden, der durch Kurzschulungen, externe 

Schulungen, eine allgemein zugängliche Intranet-Platt­

form und !HK-Kurse gefördert wird. Entsprechend der 

Dynamisierung der Arbeitsorganisation, der selbstorga­

nisierten Teamarbeit sowie der verstärkten Dezentrali­

sierung von Aufgaben und Verantwortung stehen in den 

Lernangeboten besonders Problemlösungskompetenz, 
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Flexibi lität, Selbstständigkeit und Kommunikationsfä­

higkeit im Vordergrund. 

Nachdem die Beschäftigten drei Stufen der Qualifizie­

rung - Industrietauglichkeit, Automobiltauglichkeit und 

prozesshaftes Lernen - absolviert haben, kann eine Zer­

tifizierung des Lernerfolges als ,,Fachkraft für Automo­

bi lbau" erfolgen. Diese Zertifizierung wird in enger Ko­

operation mit der IHK vorgenommen. Für das aus den 

Arbeits- und Qualifizierungsprozessen erworbene Wis­

sen und die Lösung einer „betrieblichen Situationsauf­

gabe", d ie als Verbesserungsprozess in die Fabrik einge­

bracht wird, gibt es 

das !HK-Zertifikat „Automobi lbauer/Automobil­

bauerin" 

bei fachspezifischer Erstausbildung das !HK-Zerti­

fikat ,,Prozessinstandhalter/Prozessinstandhalterin 

Automobilbau" und 

für Betriebsingenieure zusätzlich das !HK-Zertifi­

kat ,,Prozessmanager/Prozessmanagerin Automo­

bilbau". 

Mehr als 1000 Beschäftigte der AUTO 5000 GmbH ha­

ben sich für diese Zertifizierung bereits angemeldet. 

Das Besondere dieser Zertifikate besteht darin , dass sie 

nicht abgekoppelt vom Betriebsgeschehen bei Bildungs­

trägern erworben werden, sondern direkt in den Fabrik­

prozess eingebunden sind. Die Bewährung dieser Zerti­

fikate auf dem externen Arbeitsmarkt steht noch aus. 

Daher ist die Beurteilung der Beschäftigten entspre­

chend skeptisch. Die Ergebni sse unserer Befragung zei­

gen, dass fast die Hälfte das IHK-Zertifika t eher als 

Vorteil für die berufliche Perspektive innerhalb des Be­

triebs sieht und nicht a ls Vorteil für Bewerbungen au­

ßerhalb von AUTO 5000 (vgl. Tabelle 2.1). Es wird sich 

also erst noch zeigen müssen, ob sich die !HK-Zertifi ­

zierung für die Verknüpfung von Arbeit und Lernen in 

der Fabrik auf dem Arbeitsmarkt außerhalb von VW be­

währt. 

Insgesamt stehen die Beschäftigten dem Qualifizie­

rungskonzept überwiegend positiv gegenüber; nur eine 

kleine Minderheit urtei lt explizit negativ. Ursächlich für 

dieses positive Gesamturtei l über das AUTO 5000-Qua­

lifizierungskonzept sind die Erfahrungen, dass es sich 

bei den angebotenen Aktivi täten tatsächlich um „echte 

Qualifizierung" und nicht nur um ein Ableisten der vor­

geschriebenen drei Stunden Kommunikations- und 

Weiterbildungszeit handelt. Dabei werden vor allem das 

Anlernen am Arbeitplatz, Teamsitzungen zur Problem­

lösung und Kurzschulungen als wirksames Bildungsan­

gebot begriffen (vgl. Tabelle 2 .2). 

Kritik wird an einzelnen Regelungen der Qualifizie­

rungspraxis geübt: Nicht für jeden seien alle Schulun­

gen offen und vor allem für die an einfacheren Band­

montagen Beschäftigten und die Einleger erscheinen die 

Angebote noch zu eng auf die (geringen) Anforderun­

gen des eigenen Arbeitsplatzes beschränkt. Dass drei 

Stunden Qualifizierungszeit pro Woche vorgesehen 

sind, erscheint insgesamt der Mehrheit als zu viel (vgl. 

Tabelle 2.3). Die Finanzierungsregelung, dass 1,5 Stun­

den von den Beschäftigten selbst eingebracht werden 

müssen, hält die Mehrheit zwar nicht für fai r, doch die 

Regelung verursacht bislang auch keinen größeren Un­

mut. 

Diejenigen Beschäftigten, d ie die angebotenen Qualifi­

zierungsmöglichkeiten häufig nutzen, haben ein durch­

weg positiveres Urteil über ihre Erfahrungen mit Arbei t 

und Lernen bei AUTO 5000 als diejenigen, die das 

Lernkonzept eher als Pflichtübung begreifen und die 

vorgegebene Qualifizierungszeit selten oder nie mit 

Kurzschulungen, Arbeiten am PC, externen Seminaren, 

IHK- oder Teamsi tzungen ausfüllen (vgl. Tabelle 2.4). 

Bei der Beurteilung der eigenen Selbstorganisations­

und Mitsprachemöglichkeiten heben die Beschäftigten 

hervor, dass die Qualifizierungsplanung zeitlich und in­

haltlich in hohem Maß in der Verantwortung der Teams 

liegt. Um eine optimale Prozessorientierung und Prob­

lemlösung beispielsweise bei Störungen zu erreichen, 

können Beschäftigte selbst zu bestimmten Themen 
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Kurzschulungen ausarbeiten und ihre Kollegen zeitnah 

schulen. An diesen Prozessverbesserungen durch be­

triebliches Lernen bete iligt sich eine Mehrheit der Be­

schäftigten bei AUTO 5000 aktiv. Der Weg, Verbesse­

rungsvorschläge und Qualifizierungen zu verknüpfen, 

steht derzeit noch am Anfang. Erste Bewertungen wer­

den deswegen erst nach der Stabilisierungsphase mög­

lich sein. 

Das Qualifizierungskonzept bei AUTO 5000 ist im Zu­

sammenhang mit der allgemein zu beobachtenden Auf­

wertung von betrieblicher Weiterbildung zu sehen. 

Denn gerade in der Tarifpolitik spielten Fragen der Qua­

lifizierung bisher eine eher nachgeordnete Rolle hinter 

den traditionellen Regelungsbereichen Arbeitszeit und 

Lohnpoli tik. Z u beobachten ist neuerdings aber eine zu­

nehmende Verbindung von Qualifikation mit der wirt­

schaftlichen Standortfrage. Betriebliche Weiterbildung 

wird damit verstärkt in den B lickpunkt der betrieblichen 

und gewerkschaftlichen Regelungen gerückt. 

Der beruflichen Anpassung an den technologischen und 

wirtschaftlichen Strukturwandel und den damit gest ie­

genen Anforderungen an die betriebliche Qualifizierung 

versucht AUTO 5000 mit seinem Qualifizierungskon­

zept Rechnung zu tragen. Die Regelungen gehen über 

bisherige tarifli che Vereinbarungen wei t hinaus: Dafür 

stehen vor allem die drei Stunden Qualifizierung pro 

Woche und die festgeschriebenen weitreichenden 

Qualifizierungsinhalte (Fach-, Methoden- und Sozial­

kompetenz). Bemerkenswert ist außerdem das hohe 

Maß an Selbstorganisation und Verantwortung der Be­

schäftigten bei der Planung und Durchführung der be­

trieblichen Weiterbildung sowie die Verknüpfung mit 

einer aktiven Teilnahme an Optimierungsprozessen. 

Dieser Wandel zu einer weitreichenden Etablierung be­

trieblicher Kommunikationszeiten und Quali fizierungs­

inhalte, der auch als deutliches Zeichen einer Abkehr 

von der eher als „bildungsfeindlich" einzuschätzenden 

Taylorismusphase gesehen werden kann, prägt bei 

AUTO 5000 den Fabrikall tag in nicht unerheblichem 

Maße. 

3. Die Lohn-Leistungspolitik: 

Entdifferenzierung und „Programm"­

Verantwortung 

Als spektakulär wurde seinerzeit das zwischen den Ta­

rifparteien vereinbarte Tarifsystem nicht nur wegen 

seiner Beschäftigungsperspektive für 5 .000 Arbeitslose 

wahrgenommen, sondern auch, weil es eine einheitliche 

Entgelthöhe von damals 5.000 DM (heute 2.557 €) für 

alle Produktionsbeschäftigten für die Laufzeit des Pro­

jekts von 3 1/2 Jahren vereinbarte. Die Abkehr vom Ta­

rifniveau des Haustarifvertrages von Volkswagen und 

die Orientierung am Niveau des niedersächsischen Flä­

chentarifvertrages der Metall- und Elektroindustrie lässt 

sich rechnerisch als Kostenentlastung von etwa 20 % 

beziffern. 

Darüber hinaus aber entfalten weitere Neuregelungen 

zum Komplex von Entgelt, Arbeitszeit und Leistung 

auch arbeitspolitische Wirkungen und Effekte: Bei 

AUTO 5000 ist nicht nur die (Brutto-)Lohnhöhe festge­

schrieben, sondern es wird auch auf e ine Entgeltdiffe­

renzierung im Produktionsbereich verzichtet. Vor der 

Kontrastfolie der jüngst abgeschlossenen einheitlichen 

Entgelt-Rahmentarifverträge in der Metallindustrie wird 

deutlich: Hier ist bewusst auf aufwendige und aushand­

lungsintensive Eingruppierungsverfahren verzichtet und 

ein hohes Maß an flexiblem Arbeitseinsatz erreicht wor­

den. Damit werden aber auch Täti gkeitsveränderungen 

oder Qualifikationszuwächse nicht mehr entgeltwirk­

sam. Diese minimalistische Variante der Entgeltfestle­

gung wirkt in jedem Fall lohnkostenstabilisierend. Es 

bleibt offen, ob sie auf Dauer den sich verändernden 

Ansprüchen der Beschäftigten, die sich mit einem wach­

senden Kompetenzerwerb verbinden können, gerecht 

werden kann. 

Nach unseren Befunden stellt die Höhe des Entgelts bei 

der Mehrheit der Beschäftigten von AUTO 5000 keine 

Quelle gravierender Unzufriedenheit dar. Für d ie große 

Mehrheit ist die Verdiensthöhe bei AUTO 5000, nicht 

zule tzt vor dem Hintergrund früherer Verdienste und 

verglichen mit dem, was andernorts gezahlt wird, in 
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Ordnung. Es spricht für eine Haltung von skeptischem 

Realismus, wenn die Mehrzahl die Lohndifferenz ge­

genüber Volkswagen für „vorerst akzeptabel" ansieht, 

Auch die Vereinheitlichung bei den Lohngruppen wird 

vom Gros der Belegschaft gestützt. Nur jene, die auf hö­

herwertige Einstufungen rechnen könnten - insbesonde­

re die Instandhalter und Anlagenführer - plädieren 

mehrheitlich für größere Differenzierung. 

Neben der Entgelthöhe und der Entgeltstruktur richtete 

sich das Interesse der Öffentlichkeit auf j ene Regelung 

bei AUTO 5000, die zumeist nicht ganz korrekt unter 

dem Begriff des Programmentgelts oder e ines Pensum­

lo hns wahrgenommen wurde. Das Tarifsystem AUTO 

5000 kennt den Begriff Programmentgelt nicht. Es 

spricht von Programmerfüllung. Gemeint ist damit: eine 

stärkere Einbeziehung der Beschäftigten in die Produk­

tionsverantwortung. „Die Teams sind dafür verant­

wortlich, dass während einer Schicht das Programm hin­

sichtl ich Stückzahl und Qualität erfüllt wird. ( ... ) Sollten 

S tückzahl und Qualität nicht erreicht worden sein, sind 

die Beschäftigten verpflichtet, auch über das festgesetz­

te Schichtende hinaus Nacharbei t zu leisten." Sind die 

„Leistungsmängel" (d.h. Nichterreichen von Stückzahl 

und Qualität) vom Unternehmen verursacht, werden die 

Nacharbeitsstunden als positiver Zeitsaldo den Beschäf­

tigten auf ihren individuellen Flexibi litätskonten gutge­

schrieben. Haben die Teams Leistungsmängel verur­

sacht, ist die Nacharbeitszeit von ihnen selbst zu tragen, 

d.h. es entstehen dann für das Unternehmen keine Ver­

gütungsverpflichtungen. Es ist in jedem Einzelfa ll zu 

klären und zu entscheiden, wer die Leistungsverfehlun­

gen verursacht hat. Zu diesem Zweck ist zwischen Be­

triebsrat und Geschäftsle itung bereits in der Anfangs­

phase ein sogenanntes Prozesspapier, was einer Be­

triebsvereinbarung entspricht, vereinbart worden, in 

dem „das Verfahren zur Erfassung und Zuordnung mög­

licher Leistungsverfehlungen auf die Verursacher" de­

tailliert geregelt wird mit dem Ziel, „Streitigkei ten im 

Betrieb über die Verantwortung einer Leistungsverfeh­

lung zwischen Beschäftigten und Unternehmen zu ver­

hindern". 

Festzuhalten ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt, dass sich 

die Programmerfüllung in der betrieblichen Praxis von 

AUTO 5000 nicht zu einem gewichtigen Strei tgegen­

stand entwickelt hat. Inwieweit die Programmerfüllung 

die in sie gesetzten Erwartungen erfüllt, ist noch nicht 

abschließend zu beurteilen. Bei notwendig werdender 

Nacharbeit trägt im Zweifelsfall meist der Betrieb Ver­

antwortung und Kosten. Zudem zeigt sich, dass in der 

weit überwiegenden Mehrheit der Fälle nicht die Be­

schäftigten für Mängel verantwortlich sind (vgl. Tabel­

le 3.1). 

Nicht zuletzt diese Praxis hat den Boden vorbereitet für 

e ine wachsende Akzeptanz der Programmerfüllung (vgl. 

Tabelle 3.2). Darin kommt auch die Sichtweise zum 

Ausdruck, dass „gegen die Grundidee des Programm­

lohns nichts einzuwenden ist", die Umsetzung aller­

dings noch erheblich verbessert werden muss (vgl. 

Tabelle 3.2). 

Mit der zunehmenden S tabilisierung des Normalbetriebs 

der Fertigung geht mittlerweile der in der Anlaufphase 

noch hohe Anteil von Programmerfüllung zurück. Da­

mit entdramatisiert sich die Programmerfüllung im be­

trieblichen A lltag. Wichtig erscheint aber vor allem, 

dass sich das Konzept in der Praxis nicht als Instrument 

der Risikoabwälzung auf die Belegschaft erweist. Viel­

mehr trägt es dazu bei, die Verantwortlichkeit der 

Teams zur Programmeinhaltung zu stärken und eine 

zeitliche Einsatzflexibilität zu gewährleisten. 

4. Das betriebliche Selbstverständnis der 

Belegschaft: Zum Mitmachen bereit 

Von Anbeginn an war deutl ich: Bei der Belegschaft von 

AUTO 5000 handelt es sich um eine besondere Mann­

schaft. Der gemeinsame Erfahrungshintergrund von teil­

weise längerer Arbeitslosigkeit, der erfolgreich durch­

laufene Bewerbungs- und A uswahlprozess und die brei­

te Qualifizierung vor Arbeitsaufnahme hatten eine posi­

tive Grundhaltung gegenüber dem Projekt geschaffen. 

Die überwiegende Mehrheit war „stolz" darauf, bei 
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AUTO 5000 zu arbeiten; sie war zudem bereit, „sich be­

sonders anzustrengen", um zum Erfolg von AUTO 5000 

beizutragen. 

Aber ebenso deutlich war auch: Es handelt sich keines­

wegs um Beschäftigte, die auf ihre interessenbedingten 

Ansprüche umstandslos zu verzichten bereit gewesen 

wären, nur weil sie aus der Arbeitslosigkeit in ein unbe­

fristetes Beschäftigungsverhältnis wechseln konnten. 

Ihre ausgeprägte positive Motivation sowie die Bereit­

schaft zu einem hohen Leistungsengagement verknüpf­

ten die Neueingestellten mit der Einlösung des An­

spruchs auf sichere Beschäftigung, angemessene Ent­

lohnung, akzeptable Arbeitszeiten, anspruchsvolle Ar­

beitstätigkeiten und betriebliche Beteiligung. Die typi­

schen Ansprüche des Lohnarbeiters bleiben also durch­

aus dominant; hinzu tritt aber ein erweitertes betriebli­

ches Rollenverständnis: Der Unternehmenserfolg gilt 

tendenziell als Bestandteil der eigenen Aufgabe und Zu­

ständigkeit. 

Freilich bleibt das Urteil über die praktische Umsetzung 

dieses Innovationsanspruchs einer erwei terten Interes­

senkoalition zwischen Unternehmen und Belegschaft 

noch vorläufig. Erst mit dem Übergang zum Vollbetrieb 

nach erreichter Kammlinie Anfang 2004, nach Ab­

schluss also des aufgrund technischer und organisatori­

scher Probleme verzögerten Produktionsanlaufs, begann 

der Normalbetrieb. Jetzt können sich Konturen eines 

neuen Betriebs- und Selbstverständnisses stabilisieren. 

Die Erwartungen der Beschäftigten waren hochgespannt 

und die Umsetzung der Innovationsansprüche erwies 

sich nicht selten als schwieriger als vorgestellt: Das letz­

te Wort ist noch nicht gesprochen. 

Gefragt danach, wie die Hoffnungen, die die Beschäf­

tigten mit ihrer Arbeit bei AUTO 5000 verbanden, aus 

heutiger Sicht beurteilt werden, sind die Anteile zwi­

schen „erfüllt", „noch unentschieden" und „enttäuscht" 

etwa gleich groß (vgl. Tabelle 4.1). Und auch hin­

sichtlich einer aktuellen Bilanz ergibt sich ein ähnliches 

Bild. Ein Drittel stimmt der Meinung zu: „Alles in allem 

bringt AUTO 5000 für die Belegschaft eher Nachtei le. 

Man muss mehr leisten als in anderen Automobil­

fabriken und bekommt weniger Geld". Ein Drittel vo­

tiert für: „Auch wenn noch nicht alle Projektideen von 

AUTO 5000 umgesetzt sind, überwiegen für die Beleg­

schaft die Vorteile. Insofern ist AUTO 5000 alles in al­

lem auch für die Belegschaft ein vernünftiger Deal" 

(vgl. Tabelle 4.1 ). 

Interessant ist aber: die Skepsis ergibt sich nicht daraus, 

dass die Interessen und Ansprüche hinsichtlich E ntloh­

nung und Leistungsanforderung, Arbeitszeit und Ar­

beitsbedingungen nicht erfüllt wurden, sondern dass der 

Belegschaft noch zu wenig Egalität und nicht ausrei­

chende Mitsprache- und Gestaltungsmöglichkeiten ein­

geräumt werden. Denn für die Beschäftigten von AUTO 

5000 steht das ,,Mitmachen" nicht mehr zur Debatte. 

Nahezu alle wollen sich „mit eigenen Ideen und Vor­

schlägen an der Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 

und Kostensenkung beteiligen". Mehrheitlich sehen sie 

durch ihre aktive Beteiligung an Prozessoptimierung 

und Rationalisierung verbesserte Möglichkeiten, „grö­

ßeren Einfluss auf die Gestaltung des eigenen Arbeits­

platzes zu nehmen", die eigene Tätigkeit „interessanter 

und qualifizierter" zu machen und die „Wirtschaftlich­

keit" des Werkes und damit die „eigene Beschäftigungs­

sicherheit zu steigern". Diese Beteiligungsbereitschaft 

erhöht sich noch einmal deutlich bei den Beschäftigten 

aus jenen Arbeitsbereichen, in denen die innovative Ar­

beitspolitik bereits auf hohem Niveau realisiert wurde 

(vgl. Tabelle 4.2). Insofern eröffnet die Einbeziehung 

der Belegschaft in die Prozessoptimierung und die be­

triebliche Rationalisierung bei AUTO 5000 für die Be­

schäftigten selbst eine doppelte Perspektive: Sie gilt als 

wichtiger eigener Beitrag zur Beschäftigungssicherung 

und vergrößert gleichzeitig die Chancen auf interessan­

te, fachliche herausfordernde und selbstverantwortliche 

Arbeit. 
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5. (Zwischen-)Resümee: Für Betrieb und 

Belegschaft zeichnet sich ein Erfolg ab 

Die wettbewerbsfähige Fertigung des Touran am Stand­

ort Wolfsburg kommt trotz der weitreichenden Innova­

tionsansprüche des Projektes nicht ohne Verzicht der 

Belegschaft aus. Es wird, verglichen mit dem VW-übli­

chen Entgelt , weniger Lohn bezahlt. Einen Teil der zu­

sätzlichen Wochenarbeitszeit für Qualifizierung trägt 

die Belegschaft selbst. Das Produktionsprogramm muss 

auch dann eingehalten werden, wenn es Überzeit erfor­

dert. Bei selbstverschuldeten Fehlern hat die Beleg­

schaft dafür geradezustehen. 

Das bringt für den Betrieb AUTO 5000 spezifische Kos­

tenvorteile. Unsere Befragung zeigt: Im Interesse einer 

gesicherten Beschäftigung trägt die Belegschaft diese 

Einschränkungen ohne allzu dezidierte Kritik. Für das 

Werk ergi bt sich der sich abzeichnende wirtschaftliche 

Erfolg vor allem aus der innovativen Arbeitspolitik; sie 

führt zu höherer Arbeitsproduktivität und zu einem ef­

fektiveren Umgang mit den Produktivi tätsressourcen. 

Für die Beschäftigten fällt die Bewertung auch heute 

schon eher positiv aus, weil sie den aufgeklärteren be­

trieblichen Umgang mit der Ressource Mensch anerken­

nen. Die Mehrkosten für das breite Investment in die 

prozessspezifische Erstqualifizierung und die permanen­

te systematische Weiterbildung sowie für die zeitauf­

wendige Gruppenselbstorganisation zahlen sich offen­

kundig aus. Das erweiterte betriebliche Selbstverständ­

nis der Belegschaft, durch Prozessoptimierung und Ra­

tionalisierungsvorschläge selbst einen aktiven Beitrag 

zur Wettbewerbsfähigkeit der Fabrik zu leisten, beginnt 

Früchte zu tragen. 

Es ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu früh, von einem 

Modell oder dessen genereller Übertragbarkeit zu spre­

chen. Es bleibt noch gut ein Jahr, die Projektansätze ins­

besondere in puncto breiterer Funktionsintegration und 

erhöhter Mitwirkung bei der Arbeits- und Prozessgestal­

tung sowie betriebspolitischer Beteil igung weiter auszu­

reizen. Das wird positive Wirkungen zeigen auch auf 

die von der Belegschaft zu ziehende Bilanz. Erst nach 

Ablauf dieser Zeit kann also abschließend bewertet wer­

den. 

Dennoch ist in der Auseinandersetzung um eine zu­

kunftsträchtige Arbeitspolitik, d.h. welche Richtung an 

der Weggabelung zwischen Rekonventionalisierung und 

Modernisierung einzuschlagen ist, durch die Erfahrun­

gen bei AUTO 5000 bereits eine kleine Vorentschei­

dung gefallen. Im gerade ausgehandelten „Tarifvertrag 

zur nachhaltigen Zukunfts- und Beschäftigungsentwick­

lung (Zukunftstarifvertrag)" zwischen der Volkswa­

gen AG und der IG Metall Bezirksleitung Niedersach­

sen und Sachsen-Anhalt vom 3. November 2004 wurde 

ausdrücklich ein Paragraph über „Innovative Arbeitsor­

ganisation" aufgenommen. In den darin niedergelegten 

Vereinbarungen sind wichtige Eckpunkte der bei 

AUTO 5000 bereits praktizierten Arbeitspolitik festge­

schri eben. In diesem Automobilkonzern ist damit, zu­

mindest beim Aufbau neuer Fertigungen, die Messlatte 

für Arbeitsgestaltung auf die richtige Höhe gelegt. 

6. AUTO 5000-Bezüge zum 

industriesoziologischen Diskurs 

Die Ablösung des fordistischen Produktionsmodells und 

ihre Folgen für die Organisation der Arbeit treiben die 

Industriesoziologie immer noch um. Über einen stattfin­

denden Umbruch der Arbeit gibt es Konsens; kontrovers 

bleibt seine Reichweite und Wirkung für die Beschäftig­

ten. Der Fall AUTO 5000 stellt nur einen schmalen 

Wirklichkei tsausschnitt dar im Gesamtfeld der mit die­

ser Debatte angesprochenen Problemlagen. Dennoch 

gibt es unseres Erachtens Sinn, ihn unter den Aspekten 

„Reichweite" und „Wirkungen" zu verorten. 

Wofür steht AUTO 5000 im Kontext der Reichweite des 

Umbruchs? Den Tatbestand, dass das Projekt einen de­

zidiert anti-tayloristischen arbeitspolitischen Gestal­

tungsweg eingeschlagen hat, interpretieren wir als Aus­

druck der heute geltenden Offenheit und P luralität bei 

der Konzeptwahl in den Unternehmen. Weder gibt es 

noch den traditionellen one best way, noch haben Neue 
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Produktionskonzepte die Lufthoheit in der Betriebs- und 

Arbeitsgestaltung gewinnen können. Das Projekt wäre 

jedenfalls falsch gedeutet, wollte man es als Signal für 

einen auf breiter Front erkennbaren Durchbruch innova­

tiver Arbeitspolitik verstehen. Das Modellvorhaben be­

legt nur, dass unter ganz bestimmten Branchen-, Regio ­

nal- und Unternehmensbedingungen, aber auch beson­

derer Verfass theit der industriellen Beziehungen und 

ihrer personellen Repräsentanten, eine Entscheidung zu­

gunsten der innovativen Variante von Arbeitspolitik ge­

troffen werden kann - und zudem ökonomisch gut be­

gründet ist. Ein Befund übrigens, den wir branchenüber­

greifend bereits feststellen konnten.1 Doch auch wenn 

den Tarifparteien wichtig war, in den .Z ukunftstarifver­

trag" von 2004 für Volkswagen einen Passus über „in­

novative Arbeitsorganisation" zu verankern, so ist in 

Zukunft selbst bei VW allenfalls zu erwarten, dass beim 

Aushandeln über die Organisationsgestaltung neuer Pro­

duktionen entsprechende Überlegungen und Richtlinien 

appellationsfähig sind und entsprechend leichter von 

Akteuren in Planungen eingebracht werden können. 

Insgesamt sind gegenwärtig, jedenfalls in der deutschen 

Automobilindustrie, im polaren Spektrum zwischen tay­

loristischen und innovati ven Gestaltungsansätzen sehr 

unterschiedliche Konzeptionen von Arbeitspolitik anzu­

treffen. Je nach konkreter Handlungs- und Akteurskon­

stellation entscheiden sich die Unternehmen für die e ine 

oder andere Option. Die unternehmerischen Antworten 

auf den durch die weltweiten Überkapazitäten dieser 

Branche forcierten Zwang zur Kostenreduktion be­

schränken sich nicht auf Lohnreduzierung und Arbeits­

zeitverlängerung. Begünstigt durch die Krise des Ar­

beitsmarktes geht es auch um arbeitspolitische ,,Bill ig"­

Lösungen. Mit tayloristischer Organisationsgestaltung, 

auch wenn sie in toyotistischer Variante daherkommt, 

scheint es am einfachsten, das Human-Ressource-Invest 

zu minimieren und die vom Finanzmarkt geforderten 

Kurzfrist-Gewinnmargen einzulösen . Insofern könnte 

für d ie Mehrzahl der Automobilarbeite r eine durchaus 

konventionell inszenierte Arbeitsintensivierung ins 

Vgl. Kuhlmann. M.: Sperling, H.J .; Balzen , S.: Konzepte 
innovativer Arbeitspolitik, Berlin 2004. 

Haus stehen. Die Beschäftigten bleiben in jeder Hinsicht 

„Objekte" der betrieblichen Nutzung. 

Im Zentrum der gegenwärtigen wissenschaftlichen De­

batte über postfordistische Arbeit steht aber die Subjek­

tivitätsthese. Es geht ihr um neue Gefahren einer stärker 

werdenden lndienstnahme der Gesamtperson durch die 

Unternehmen. Prototypisch dafür steht der Selbstunter­

nehmer der New Econo my. Beto nt werden in dieser 

Diskussion neue Ambivalenzen, Paradoxien und wach­

sende Selbstentfremdung. 

Wir resümieren die Arbeitswirkungen bei AUTO 5000 

(sowohl auf der Basis der eigenen Arbeitsanalysen wie 

der Bewertung der Arbeitsveränderungen durch die Be­

legschaft) als in der Grundtendenz positiv. Gestützt wird 

unsere Einschätzung besonders durch steigende Arbeits­

verbesserungen und Zustimmungsquoten in jenen Be­

triebsbereichen und Teams, in denen die neuen Organi­

sationsformen auf hohem Niveau umgesetzt werden 

konnten. Unsere Positiv-Einschätzung dieser Po litik gilt 

o hne Wenn und Aber; wir erkennen in ihrer aktuellen 

Umsetzung zumindest keine beunruhigenden Wider­

sprüchl ichkeiten. Sicherlich sind diese Befunde auch 

mit der Spezifik von AUTO 5000 zu erklären. Sie reprä­

sentie ren Industriearbeiter in Normalarbeitsverhältnis­

sen, die durchweg auch Arbeitslosigkeitserfahrungen 

gemacht haben. Sie wissen um den „Vorzug" einer Be­

schäftigung. Ihre Arbeitserfahrungen haben sie sensibel 

gemacht für unterschiedliche Arbeitsformen und die Re­

strikti vität traditioneller Industriearbeit. 

Scho n durch die Projektziele war AUTO 5000 für die 

Bewerber besonders attraktiv, wei l in ihnen dem 

Wunsch nach interessanter, qualifizierter, vor allem 

auch selbstständiger, e igenverantwortlicher Tätigkeit 

entsprochen wurde. Es ist bezeichnend, dass Kritik an 

der Umsetzung des Versprechens fast durchweg dessen 

noch nicht hinreichende Einlösung moniert. Das ent­

spricht unseren Arbeits- und Betriebsanalysen. Die De­

fizite des Proj ekts liegen am ehesten noch in zu be­

grenzter E ntscheidungspartizipation und in nach wie vor 

geltenden Status- und Machtbarrieren bei der Koopera-
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tion und Kommunikation, besonders dort, wo mehr 

Durchlässigkeit gefordert wäre. 

Das dennoch erreichte „Mehr" an Subjektivität, dem die 

positive Erfahrung entspricht, ernster genommen zu 

werden, respektierter und auch anerkannter zu sein und 

als Person angesprochen zu werden, ist bisher nicht in 

Gefahr, sich durch überfordernde Indienstnahme der 

subjektiven Potenziale ins Gegentei l zu verkehren. Ge­

rade die heute nicht mehr verbotene (informelle bzw. 

nur geduldete), nun aber erlaubte und sogar gewollte 

gruppeninterne und -übergreifende Zusammenarbeit 

und Hilfestellung bringt deutliche Arbeitsverbesserun­

gen. Die auf Diskussion und Konsensbildung angewie­

sene Teamsteuerung bietet Schutz gegenüber Ausgren­

zungsmechanismen und problematischer Hierarchisie­

rung. Nicht zuletzt diese Bedingungen eröffnen wichti­

ge Spielräume für Arbeitsregulationen und Belastungs­

ausgleiche, schützen also vor erhöhter Vernutzung und 

ermöglichen Erleichtungen. 

Dass auch gut umgesetzte innovative Arbeitspolitik die 

Widersprüche der Lohnarbeit nicht aufzuheben vermag, 

wird nicht zuletzt von der Belegschaft selbst artikuliert. 

Da verwechselt keiner den Betrieb mit seinem Schüt­

zenverein. Doch die erfahrenen „kleinen" Schritte der 

Verbesserung verlieren deswegen nichts an Bedeutung. 

Die real gestärkte Subjektivität mündet gerade nicht bei 

der „vereinnahmten" Belegschaft. Vielmehr stärkt sie 

Interessenbewusstsein und selbstbewusstes individuelles 

und kollektives Verhalten. Der „moderne Arbeitneh­

mer", der sich hier durchaus abgrenzbar zum „traditio­

nellen Lohnarbeiter" herausbildet, ist in einer Dimen­

sion tatsächlich betrieblich stärker eingebunden: Die 

Wettbewerbssituation des U nternehmens ist ihm nicht 

mehr gleichgültig, und das Arbeitsplatzangebot gi lt ihm 

nicht mehr als selbstverständlich. Der Arbeitsplatzerhalt 

wird unter den veränderten gesellschaftlich-ökonomi­

schen Rahmenbedingungen auch zum eigenen Ge­

schäft - denn nur Konkurrenzfähigkeit des Betriebes 

kann ihn sichern helfen. Anders als der traditionelle 

Lohnarbeiter ist er berei t, Prozessoptimierung mit wirt-

schaftlicher Zielsetzung als Aufgabe zu übernehmen. 

Dies fällt ihm umso leichter, weil gerade die damit 

nachgefragten Tätigkeiten ihn als Person und Fachmann 

herausfordern. 

Darin liegt tatsächlich ein entscheidender Unterschied 

zum fordistischen Produktionsmodell. In ihm wurde 

über den Verkauf der Arbeitskraft und damit über Ar­

beitsbedingungen, nicht über Leistungen zum Erhalt des 

Arbeitsplatzes verhandelt. Unsere Ergebnisse zeigen: 

Der „postfordistische" Arbeitnehmer beginnt, auf diese 

Veränderungen zu reagieren. 

Für die industriesoziologische Debatte um die Reich­

weite und Wirkungen postfordistischer Arbeitspolitik 

stützen die Befunde des Falls AUTO 5000 zunächst all 

jene Positionen, die die heterogene Syndromatik von 

Arbeit und die steigende Pluralität der Arbeits- und Be­

schäftigungsbedingungen hervorheben. Auch unsere 

Projektbefunde sollten als Warnsignal verstanden wer­

den vor allzu undifferenzierten Globaleinschätzungen. 

Dies meint insbesondere die Einebnung der gleicherma­

ßen historischen wie arbeits- und beschäftigungsstruktu­

rellen Differenzen zwischen Industriearbeit und dem 

weiten Spektrum technischer, administrativer und kauf­

männischer Dienstleistungen. 

Für das Segment der Industriearbeiter lassen unsere Er­

gebnisse vermuten: Soweit traditionelle Arbeitsgestal­

tung weiter gilt oder sogar Rekonventionalisierung an­

gesagt ist, findet die Debatte um wachsende Subjektivi­

tät jenseits der Problemlagen und Veränderungserfah­

rungen dieser Beschäftigtengruppen statt. Soweit aber 

tatsächlich mit innovati ver Arbeitspolitik reale und ent­

sprechend wahrgenommene Arbeitsverbesserungen er­

reicht werden, erscheint uns die Stoßrichtung einer Dis­

kussion, die sich auf die Gefahren überschüssiger und 

instrumentalisierter Subjektivität konzentriert, eher kon­

traproduktiv. Denn, soweit diese Debatte überhaupt 

praktische Wirkung hat, macht sie e ine Politik der klei­

nen Fortschritte nicht gerade leichter. 
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Grafik 1.1 : Gestaltungsprofile Arbeitsorganisation (Teamarbeit) in Fließbandarbeitsbereichen 

Reichweite Aufgabenintegration 
5,0 

Zusammenarbeit mit dem Umfeld 
(Lernfabrik) 4,0 interne Aufgabenverteilung/Rotation 

Reichweite der Umsetzung des 
Betriebsingenieurkonzepts 

(Meisterprofil) 

Möglichkeiten für 
Belastungsausgleich 

Möglichkeiten für Zusammenarbeit in 
der Gruppe 

..__, Reichweite der Selbstorganisation 

Rolle des Gruppensprechers Ressourcen für Selbstorganisation 

Qualität der Gruppengespräche 

• „ Mittelwert Automobilindustrie bei erweiterter Gruppenarbeit 

Mittelwert AUTO 5000 

---minimaler und maximaler Wert AUTO 5000 

111 tayloristische Arbeitsorganisation 

5 ="hoch 
3 ="mittel" 
1 ="niedrig" 

Grafik 1.2: Gestaltungsprofile Arbeitsorganisation (Teamarbeit) in technisierten Bereichen 

Reichweite Aufgabenintegration 
5,0 

Zusammenarbeit mit dem Umfeld 
(Lernfabrik) 

Interne Aufgabenverteilung/Rotation 

Reichweite der Umsetzung des 
Betriebsingenieurkonzepts 

(Meisterprofil) 

Möglichkeiten für Zusammenarbeit in 
der Gruppe 

Qualität der Gruppengespräche 

• „ Mittelwert Automobilindustrie bei erweiterter Gruppenarbeit 

---minimaler und maximaler Wert AUTO 5000 

* Mittelwert AUTO 5000 

Möglichkeiten für Belastungsausgleich 

Reichweite der Selbstorganisation 
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Grafik 1.3: Gestaltungsprofile Arbeitsorganisation (Teamarbeit): typische Fälle 

Reichweite Aufgabenintegration 
5,0 

Zusammenarbeit mit dem Umfeld 
(Lernfabrik) 

·nterne Aufgabenverteilung/Rotation 

Reichweite der Umsetzung des 
Betriebsingenieurkonzepts 

(Meisterprofil) 
....--1 Möglichkeiten für Belastungsausgleich 

Möglichkeiten für Zusammenarbeit in r­
der Gruppe 

Reichweite der Selbstorganisation 

l 
Rolle des Gruppensprechers essourcen für Selbstorganisation 

Qualität der Gruppengespräche 

- Fließbandmontage • „ Einleger • .,, Nacharbeit -•-Anlagenführer 

Erläuterungen der Einstufungen der Grafiken 1.1 bis 1.3 

Dimension Ausprägung „ niedrig" (1,0) Ausprägung „ hoch" (S,O) 

sehr kurze Arbeitszyklen (J Min.); ganzheitliche Produktionsaufgabe; 
Reichweite Aufgabenintegration keine Integration indirekter, weitgehende Integration indirekter, 

dispositiver, planender Aufgaben dispositiver, planender Aufgaben 

interne Aufgabenverteilung/ keine Rotation, keinerlei Flexibilität, volle Rotation Uede Person be-
Rotation hohe Spezialisierung herrscht jeden Arbeitsplatz) 

kaum Regulationsmöglichkeiten bei 
hohe Regulationsmöglichkeiten 

Möglichkeiten für 
Belastungen (in zeitlicher, sachlicher, 

durch Tätigkeitswechsel, zeit!. und 
Belastungsausgleich sozialer Hinsicht) sacht. Dispositionsspielräume sowie 

gegenseitige Unterstützung 

Reichweite der Selbstorganisation 
keine Entscheidungskompetenzen der weitreichende Entscheidungs-
Gruppe kompetenzen der Gruppe 

Ressourcen für Selbstorganisation 
geringe Möglichkeiten der hohe Möglichkeiten der Gruppen-
Gruppenselbstorganisation selbstorganisation 

regelmäßige, selbstorganisierte Grup-

Qualität der Gruppengespräche keine Gruppengespräche 
pengespräche; hohe Diskursivität, 
gute Gesprächskultur; betriebliche, 
fachliche und soziale Themen 

Rolle des Gruppensprechers 
(Quasi-)Vorarbeiter (Sonder- gewählter, integrierter Gruppen-
funktionen, höhere Bezahlung) Sprecher (Rolle: Klassensprecher) 

Möglichkeiten für Zusammenarbeit E inzelarbeitsplatz ohne ständige, intensive Kooperations-
in der Gruppe Kooperationsmöglichkeiten möglichkeiten 

Reichweite der Umsetzung des ausschließlich hierarchi scher Vorge- disziplinarischer Vorgesetzter und 

Betriebsingenieurkonzepts setzter; enger Funktions-/Kompe- Coach; mit erweitertem Funktions-/ 

(Meisterprofil) tenzzuschni tt Kompetenzzuschnitt (ökonomisch, 
planerisch) 

keine direkte Zusammenarbeit mit kontinuierliche, intensive Zusam-
Zusammenarbeit mit dem Umfeld indirekten Bereichen und Fachab- menarbeit mit indirekten Bereichen 

teilungen und Fachabteilungen 
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Zusammenhang zwischen Umsetzungsniveau Arbeitspolitik und 
Bewertung der Arbeitssituation 
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Umsetzungsniveau Arbeitspolitik (Arbeitsorganisation, 81-
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Tabelle 1.1: Gruppensituation (Angaben in %) (n=656) 

(eher) ja teils, teils (eher) nein 

Es gibt ausreichend gegenseitige Hilfe und Unterstützung 
75 18 6 

im Team. 

Wichtige Entscheidungen werden vom ganzen Team 
58 26 17 

getroffen. 

Bei Meinungsverschiedenheiten wird fair diskutiert und 
55 28 17 

nach einem Kompromiss gesucht. 

Auf Kollegen, die weniger leistungsfähig sind, wird Rück-
50 32 18 

sieht genommen. 

Die Kollegen übernehmen Verantwortung für das Team 
47 37 16 

insgesamt. 

Tabelle 1.2: Teamsprecher, Teammeetings (Angaben in %) 

(eher) ja teils, teils (eher) nein 

Der Teamsprecher spricht sich mit dem Team ab. 76 14 10 

Der Teamsprecher engagiert sich zu wenig für die Belange 
16 19 64 

des Teams. 

Der Teamsprecher steht dem BI näher als dem Team. 26 21 53 

Der Teamsprecher hat ausreichend Möglichkeiten, die 
35 35 30 

Interessen des Teams zu vertreten. 

Das Team kann die Themen des Teammeetings frei 
90 8 2 

bestimmen. 

In die Teammeetings wird von außen reinregiert. 5 12 83 

Im Teammeeting kann man wirklich offen reden. 78 15 7 

Die Teammeetings sind nützlich für das Team. 58 29 13 

Im Teammeeting wird zu viel über betriebliche Themen und 
25 43 33 

zu wenig über das Miteinander im Team geredet. 
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Tabelle 1.3: Bewertung der Arbeitssituation (Angaben in %) 

Tätigkeitstypen 

Gesamt repetitive Einlege- Nacharbeits-
Anlagenführer 

und 
Fließarbeit tätigkeiten tätigkeiten 

lnstandhalter 
n=334 n=48 n=117 n=119 

Abwechslungs-
gut 35 20 27 56 66 

reichtum teils, teils 43 49 52 36 28 
lnteressantheit 

schlecht 22 32 21 8 6 

gut 33 17 21 52 72 
fachliche Heraus-

teils, teils 39 45 46 36 20 forderungen 
schlecht 27 38 33 12 8 

gut 33 22 52 49 43 
Arbeitsbelastungen 

teils, teils 48 50 35 42 52 insgesamt 
schlecht 18 28 13 9 5 

Möglichkeiten, sich gut 66 56 68 75 83 

bei der Arbeit gegen- teils, teils 27 33 28 22 15 
seitig zu helfen 

schlecht 7 11 4 3 2 

Erfüllbarkeit der 
gut 56 52 63 66 59 

Leistungs-!Zielvor- tei ls, teils 38 41 33 33 34 
gaben 

schlecht 6 7 4 2 7 

gut 79 79 81 78 76 
Zusammenarbeit mit 

teils, teils 17 19 13 16 21 den Kollegen 
schlecht 3 2 6 7 3 

gut 41 36 40 41 57 
Beschäftigungs-

teils, teils 42 43 46 43 38 sicherheit 
schlecht 16 21 15 16 5 

gut 39 37 46 42 34 

Höhe der Bezahlung teils, teils 40 40 42 38 40 

schlecht 21 23 13 20 25 

gut 52 51 34 58 57 
Qualifizierungs-

teils, teils 34 35 34 28 33 möglichkeiten 
schlecht 14 14 32 15 10 
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Tabelle 1.4: Bilanz der Arbeitssituation (Angaben in %) 

Tätigkeitstypen 

Gesamt repetitive Einlege- Nacharbeits-
Anlagenrunrer 

und 
Fließarbeit tätigkeiten tätigkeiten 

lnstandhalter 

Alles in allem: Wie gut 48 40 55 54 58 
beurteilen Sie Ihre 

teils, teils 45 48 43 41 39 Arbeitssituation 
insgesamt? schlecht 8 12 2 5 3 

Alles in allem: Wie gut 66 59 73 75 75 
zufrieden sind Sie 

teils, teils 23 26 17 22 19 
mit Ihrer Tätigkeit bei 
AUTOSOOO? schlecht 11 16 10 3 5 

Alles in allem: Wie 
zufrieden sind Sie gut 59 55 70 60 61 

mit der Umsetzung teils, teils 31 35 19 28 30 
der Teamarbeit in 
Ihrem Bereich? 

schlecht 10 10 11 12 9 

Tabelle 1.5: Arbeitssituation entlang Umsetzungsniveau Arbeitspolitik (Angaben in %) 

nicht Nur Bereiche mit getakteter Fließbandarbeit: aufge 
taktgebundene schlüsselt entlang Umsetzungsniveau der 

Tätigkeiten Arbeitspolitik 

Anlagenführer, 
eher nicht 

lnstandhalter, eher umgesetzt teils, teils 
umgesetzt 

Nacharbeiter 
n=236 n=11 6 n=131 n=57 

Abwechslungsreichtum gut 61 29 18 5 

lnteressantheit teils, teils 32 51 50 40 
schlecht 7 20 32 54 
gut 62 17 19 12 

fachliche Herausforderungen tei ls, teils 28 52 36 39 
schlecht 10 30 45 49 
gut 46 32 16 13 

Arbeitsbelastungen insgesamt teils, teils 47 51 52 45 
schlecht 7 18 32 43 

Möglichkeiten, sich bei der 
gut 79 72 54 33 

Arbeit gegenseitig zu helfen 
teils, teils 18 22 36 42 
schlecht 3 6 10 25 

Erfüllbarkeit der Leistungs-/ gut 62 56 49 42 

Zielvorgaben 
teils, teils 34 42 43 40 
schlecht 4 2 8 18 

Zusammenarbeit mit den 
gut 77 83 80 72 

Kollegen 
teils, teils 18 14 18 26 
schlecht 5 3 2 2 
gut 56 55 31 28 

Beschäftigungssicherheit teils, teils 40 42 50 58 
schlecht 4 4 19 14 
gut 60 68 55 32 

Höhe der Bezahlung teils, teils 29 23 37 51 
schlecht 11 10 8 18 
gut 75 70 53 44 

Qualifizierungsmöglichkeiten teils, teils 21 22 27 30 
schlecht 4 8 21 26 
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Tabelle 1.6: Beurteilung des Betriebsingenieurs (BI) (Angaben in%) 

(eher) ja teils, teils (eher) nein 

Der BI lässt das Team selbstständig arbeiten. 73 19 8 

Der BI hat immer ein offenes Ohr für unsere Probleme. 51 30 18 

Der BI vertritt Interessen des Teams nach außen. 33 38 29 

Der BI unterstützt das Team zu wenig. 30 32 37 

Tabelle 1. 7: Lernfabrik (Angaben in %) 

Gesamt 

Dass die verschiedenen Fachbereiche 
(Planung, QS, IE usw.) in der Lernfabrik direkt 27 
vor Ort sind, erleichtert die Zusammenarbeit. 

Wie beurteilen Sie die Zusammenarbeit mit 
der Lernfabrik insgesamt? Die Lernfabrik steht zwar in den Produktions-

hallen , aber man hat trotzdem keinen be-
73 

sonderen Kontakt zu den verschiedenen 
Fachbereichen 

gut 17 
Zusammenarbeit mit Planung/Planern teils, teils 45 

schlecht 38 

Die Möglichkeiten, eigene Vorstellungen in gut 20 

die Arbeitsgestaltung einzubringen 
teils, teils 41 
schlecht 39 

Das Team hat die Möglichkeit, Einfluss auf (eher) ja 15 
Entscheidungen übergeordneter Instanzen zu teils, teils 37 
nehmen (eher) nein 48 
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Tabelle 1.8: Überblick über Niveaueinstufungen zur Umsetzung der Arbeitspolitik 

Analysedimension Einstufungen 
Anzahl % der 
Teams Befragten 

A: 

Einstufungen Arbeitsorganisation (Teamarbeit) 

Gestaltungsprofi 1 Arbeitsorganisation 4,5 4 Teams 25 % 
(Teamarbeit) 4,0 hoch 4 Teams 9% 
(Basis: Arbeitsanalysen, vgl. Grafik l.1-3)) 3,5 8 Teams 45 % 

3, 0 mittel 3 Teams 21 % 

Umsetzungsniveau Arbeitsorganisation umgesetzt 10 Teams 14 % 
(Teamarbeit) eher umgesetzt 15 Teams 25 % 
(Basis: Befragung der Teams - Unzsetwngsgrad teils, teils 34 Teams 61 % 
in den Bereichen: Abwechslungsreichtum; 
Rotation; Aufgaben-IF1mktionsintegratio11; 
Selbstorganisation) 

B: 

Einstufung Mitwirkung bei betrieblichen Entscheidungen 

Umsetzungsniveau Mitwirkung bei hoch 10 Teams 13% 
betrieblichen Entscheidungen mittel 44 Teams 75 % 
(Basis: Befragung der Teams - niedrig 7 Teams 12 % 
M itwirkzmgsmöglichkeiten in den Bereichen: 
Arbeitsplatzgestaltung; Arbeitsabläufe; 
Werkzeuge; Produktionstechnik) 

C: 

Einstufungen BI-Profil 

Gestal tungsprofil Rollen- und 4,0 hoch 6 Teams 39 % 
Funktionszuschnitt des Betriebsingenieurs (BI- 3,5 5 Teams 37 % 
Profil) 3, 0 mittel 4 Teams 24 % 
(Basis: Arbeitsanalysen, vgl. Grafik 1.1-3) 

Umsetzungsniveau BI-Profil umgesetzt 7 Teams 11 % 
(Basis: Befragung der Teams - eher umgesetzt 11 Teams 21 % 
Einflussmöglichkeiten auf Entscheidungen des teils, teils 32 Teams 60 % 
Bi; lässt der Bi das Team selbstständig eher nicht umgesetzt 5 Teams 9 % 
arbeiten; vertritt er Interessen des Teams nach 
außen; hat der Bi genügend Einfluss im Betrieb) 

ABC: 

Gesamteinstufung Umsetzung Arbeitspolitik 

Gesamtprofi 1 Arbeitspolitik umgesetzt 10 Teams 15 % 
(Basis: Mittelwert A,B,C) eher umgesetzt 19 Teams 38 % 

teils, teils 17 Teams 34 % 
eher nicht umgesetzt 6 Teams 13 % 
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Tabelle 2.1 : Beurteilung der !HK-Zertifizierung "Automobilbauer/in" bzw. "Prozessinstandhalter/in" 
(Angaben in %) 

(eher) ja teils, teils (eher) nein 

"Das /HK-Zertifikat ist von Vorteil für meine berufliche 
46 27 28 

Perspektive bei AUTO 5000." 

"Das /HK-Zertifikat ist von Vorteil für Bewerbungen 
25 26 49 

außerhalb von AUTO 5000." 

"Das /HK-Zertifikat bringt keinen zusätzlichen Nutzen. " 45 29 25 

Tabelle 2.2: Gesamturteil über die Erfahrungen mit dem Qualifizierungskonzept (Angaben in %) 

Gesamt 

"Wie beurteilen Sie die derzeitige gut 47 

Qualifizierung im Fabrikalltag?" 
teils, teils 37 
schlecht 17 

Anlernen am Arbeitsplatz ist echte Qualifizierung 87 
ist nur Ableisten von Stunden 13 

Teamsitzungen zur Problemlösung ist echte Qualifizierung 81 
ist nur Ableisten von Stunden 19 

Kurzschulungen (in der Gruppe) ist echte Qualifizierung 76 
ist nur Ableisten von Stunden 24 

Üben an Modellen ist echte Qualifizierung 68 
ist nur Ableisten von Stunden 32 

Externe Seminare 
ist echte Qualifizierung 68 
ist nur Ableisten von Stunden 32 

Arbeiten/Lernen am PC (Wissensportal im ist echte Qualifizierung 54 
Intranet) ist nur Ableisten von Stunden 46 

43 
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Tabelle 2.3: Kritik an der Qualifizierung (Angaben in %) 

zu viel 
Umfang der Qualifizierungszeit (3 Std.) gerade richtig 

zu wenig 

(eher) ja 
"Für mich gibt es zu wenig passende Qualifizierungsangebote" teils, teils 

(eher) nein 

"Ich finde es nicht gut, dass bestimmte Schulungen nicht für alle offen (eher) ja 

sind." 
teils, teils 
(eher) nein 

(eher) fair 
"Die 50%-Regelung bei der Bezahlung der Qualifizierungszeit ist ... " weder noch 

(eher) unfair 

Tabelle 2.4: Qualifizierung im Vergleich (Angaben in %) 

Umfang der Qualifizierung 

Gesamt Viel- eher Team- eher PC-

qualifizierer 1 qualifizierer2 Qualifizierer3 

n=1 43 n=114 n=221 

gut 47 67 59 40 
Gesamturteil 

teils, teils 37 26 31 45 Qualifizierung 

schlecht 17 7 11 14 

"Bringt das Qualifi-
(eher) ja 40 57 46 37 

zierungskonzept von 
AUTO 5000 Arbeit teils, teils 45 35 47 46 
und Lernen wirksam 
zusammen?" (eher) nein 15 8 7 17 

1 Befragte, die alle Qualifizierungsformen "häufig" nutzen. 
2 Befragte, die vor allem teamorientierte Qualifizierungsformen (Kurzschulungen, Problemlösgegruppen) nutzen. 
3 Befragte, die vor allem Selbststudium am PC/Intranet nutzen. 
4 Befragte, die alle Qualifizierungsformen seltener nutzen. 

AUTO 5000 

Gesamt 

64 
33 
2 

55 
32 
14 

55 
30 
15 

35 
18 
47 

Wenig-

qualifizierer4 

n=169 

29 

40 

31 

23 

53 

24 
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Tabelle 3.1: Umsetzung Programmlohn (Angaben in %) 

Gesamt 

"Wird der Programm/ahn in Ihrem Bereich bereits angewendet?" 
ja 61 
nein 39 

"Musste Ihr Team (oder Einzelne im Team) schon einmal Nacharbeit auf nein, noch nie 54 

eigene Rechnung leisten?" 
ja, berechtigt 23 
ja, unberechtigt 23 

Tabelle 3.2: Beurteilung Programmlohn (Angaben in %) 

Gesamt 

(eher) gut 38 
"Alles in allem finde ich das Programmlohnsystem ... " teils, teils 49 

(eher) schlecht 13 

"Der Programm/ahn bringt zu viel bürokratischen Aufwand und (eher) ja 52 

Streitereien mit sich. 11 teils, teils 34 
(eher) nein 14 

(eher) ja 28 
"Der Programm/ahn erzeugt zu viel Druck und Disziplinierung. " teils, teils 41 

(eher) nein 31 

"Gegen die Grundidee des Programmlohns ist nichts einzuwenden, die (eher) ja 63 

Umsetzung muss allerdings noch erheblich verbessert werden. 11 teils, teils 30 
(eher) nein 8 

Tabelle 4.1: Bilanz AUTO 5000 (Angaben in %) 

Gesamt 

"Nach der Auswahl- und Oualifizierungsphase, 
also bevor Sie den Betrieb selbst kannten, Die Hoffnungen wurden (eher) erfüllt. 32 
verbanden Sie sicher bestimmte Erwartungen 
und Hoffnungen mit der Arbeit bei AUTO 5000. teils, teils 36 
Wenn Sie diese Hoffnungen und Erwartungen 
mit der heutigen Realität vergleichen: Wie fällt Die Hoffnungen wurden (eher) enttäuscht. 32 
da Ihr Urteil aus?" 

"Alles in allem bringt AUTO 5000 für die Beleg 
schaft eher Nachteile. Man muss mehr leisten 

36 als in anderen Automobi lfabriken und 

"Wie sieht Ihre derzeitige Bilanz bei 
bekommt weniger Geld." 

AUTO 5000 aus? Welcher Meinung stimmen weder noch 25 
Sie eher zu?" "Auch wenn noch nicht alle Projektideen von 

AUTO 5000 umgesetzt sind, überwiegen für 
die Belegschaft die Vorteile. Insofern ist 38 
AUTO 5000 alles in allem auch für die 
Beleqschaft ein vernünftiqer Deal." 



Tabelle 4.2: Mitwirkung am betrieblichen Rationalisierungsprozess (Angaben in%) 

Niveau der Umsetzung Niveau der Mitwirkung bei 
Arbeitsorganisation betrieblichen 

(Teamarbeit) Entscheidungen 

E 
ro eher Cf) 

teils, Cl> umge-
hoch mittel gering (!} 

setzt 
umge-

teils 
setzt 

n=87 n=1 57 n=377 n=80 n=474 n=74 

"Durch eine aktive Be-
teiligung an Prozess-
optimierung und Ratio- (eher) ja 48 66 47 44 66 47 34 

nalisierung habe ich 
unent-

die Möglichkeit, größe- 29 21 29 31 18 30 34 
ren Einfluss auf die 

schieden 

Gestaltung meines Ar- (eher) 23 14 24 25 16 22 32 
beitsplatzes zu neh- nein 
men." 

"Durch aktive Be-
tei/igung an Prozess- (eher) ja 52 76 51 45 76 51 37 
optimierung und Ra-

unent-tionalisierung wird 
schieden 

30 16 34 32 14 32 34 
meine Tätigkeit in-
teressanter und (eher) 18 8 14 22 10 18 29 
qualifizierter. " nein 

"Durch aktive Be-
tei/igung an Prozess-
optimierung und Ra- (eher) ja 63 69 66 61 70 64 51 
tionalisierung erhöht 

unent-sich die Wirtschaft-
schieden 

28 25 24 30 21 27 37 
lichkeit des Unterneh-
mens und dadurch (eher) 9 6 10 9 9 9 12 
steigt die Beschäfti- nein 
gungssicherheit. " 

Niveau der Umsetzung 
BI-Profil 

eher 
eher 

teils, nicht 
reali-

teils reali-
siert 

siert 

n=184 n=352 n=52 

51 47 29 

27 30 35 

21 23 35 

52 52 29 

30 29 45 

18 18 25 

68 61 57 

26 28 31 

6 10 12 

Gesamtniveau der Umsetzung der 
Arbeitspolitik 

über- eher 
eher 

wiegen teils, nicht umge-
setzt d umge-

umge-
teils umge-

setzt 
setzt 

setzt 

n=27 n=91 n=167 n=219 n=61 

70 59 49 41 29 

19 19 31 33 31 

11 22 20 25 41 

78 69 47 47 31 

11 21 36 32 37 

11 10 17 21 32 

67 71 68 58 49 

26 22 25 29 39 

7 7 7 12 12 
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Teilhabe, Gefiihrdung und Ausgrenzung als Leitbegriffe der 
Sozialberichterstattung 

Peter Bartelheimer 

Es gehört zu de11 Kernaufgaben von Sozialberichterstatt1111g, den Ertrag wirtschaftlicher u11d gesellschaftlicher Ent­

wicklung für die i11dividuelle Lebenssituation zu messen. Dazu werden Begriffe benötigt, welche die Stellu11g von Perso­

nell und Haushalten im Gefüge sozialer Ungleiclzlzeit angeben. Sozialwissenschaftliche Begriffe zur Beobachtung sozia­

ler Ungleich/zeit, wie sie etwa für die Armuts- und Reichtumsberichterstattung benötigt werden, haben stets theoretische 

und politische Wurzeln. Sie berühren das „soziale Bewusstsein" (De Swaan 1993) der Gesellschaft, also die vorherr­

schenden Vorstellungen von Gerechtigkeit, und gesellschaftliche „ Toleranzgrenzen " (AllmendingedHinz 1998) für Un­

gleichheit. Und sie sind immer auf Sozialpolitik bewgen, sollen sie doch nicht zuletzt Maßstäbe für die Leistungsfähig­

keit der Systellle sozialer Sicherung liefern. 

Stand das Konzept der Lebensqualität, das Zapf ( 1972) für die Wohlfahrtsmessung vorschlug, noch in Verbindung mit 

offensiven Gestaltungs@sprüchen wie qualitatives Wachstum und aktive Gesellschaftspolitik ( NolUSchröder 1994, Zapf 

1999), so bestimmen heute eher Defensivziele wie die Bekämpfung VOil Armut und Ausgrenzung die gesellsclzaftspoliti­

sche Tagesordnung. Dabei hat sich der Schwe1pwzkt des bzteresses in der Sozialberichterstattu11g von der Eifasswzg 

der allgellleinen Lebensbedingungen zur Beobachtung von Ungleich/zeit und von Lebenslagen „des untersten Segments 

der Gesellschaft" (Hauser 1998) verlagert. Zum neuen Erscheinungsbild der ,sozialen Frage' findet sich jedoch kein 

gefestigter sozialwissenschaftlicher Forschungsstand. Daher unterliegt auch das Vokabular, mit delll Politik und Wis­

sensclzaft zu fassen versuchen, wie sich die Gesellschaft unter dem Einfluss von Arbeitslosigkeit u11d Armut ä11dert, seit 

de11 80er Jahren ei11em ständigen Wandel. Sozialwissenschaften und Sozialberichterstattung haben eine Reihe neuer 

Begriffe für soziale Spaltungslinien angeboten, die neben ,klassische' Kategorien der Sozialstruktur wie Schicht oder 

Klasse treten: Armut, Deprivation, Unterklasse, Anomie und Ausgrenzung (Bieling 2001 ). 

1. Die „neue soziale Frage" im politischen und 

wissenschaftlichen Diskurs 

1.1 Europäische Union: Bekämpfung von 

Armut und Ausgrenzung 

Für die Europäische Union hat die soziale Frage seit 

Anfang der 90er Jahre einen neuen Namen: Exklusion 

oder Ausgrenzung (Kronauer 2001: 9). Mit der Thema­

tisierung von Armut strebte die EU in einem Bereich 

nach sozialpolitischer Kompetenz, der durch die großen, 

für die Sozialstaatsregime der Mitgliedsstaaten kenn­

zeichnenden Institutionen sozialer Sicherung weniger 

stark vorgeprägt war. Eine weite Definition von Armut 

lag den ersten beiden Armutsbekämpfungsprogrammen 

der EU (1975-1980 und 1986-1989) zugrunde. In An­

lehnung an Townsend (1979: 31, 88) bezeichnete die 

EU Personen, Familien und Gruppen als arm, „die über 

so geringe (materielle, kul turelle und soziale) Mittel 

verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen 

sind, die in dem Mitgliedsstaat, in dem sie leben, als 

Minimum annehmbar ist" (Rat der Europäischen Ge­

meinschaft 1984, vgl. Kommission 1991: 4). Das dri tte 

Armutsbekämpfungsprogramm der EU und die Einrich­

tung des ,,European Observatory on National Policies to 

Combat Social Exclusion" (1990 bis 1994) markieren 

auf europäischer Ebene eine Begriffsverschiebung. Ziel­

te der Begriff Armut auf Verteilungsfragen und feh len-
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de Ressourcen, stehen nun mit dem Konzept der sozia­

len Ausgrenzung „mangelnde soziale Teilhabe, fehlende 

soziale Integration und fehlende Macht" im Vorder­

grund (Room 1998: 271). 

1992 verständigten sich elf Mitgliedstaaten (ohne Groß­

britannien) in einem Zusatzabkommen zum Maastricht­

Vertrag auf weiter gehende sozialpolitische Ziele, dar­

unter die „Bekämpfung von Ausgrenzungen" (EU 1992: 

238 f.). Dieser Zielkatalog der EU-Sozialpolitik ging 

1999 in Artikel 136 des Amsterdamer Vertrags ein (EU 

2002). 1 Seit 2000 bildet die Bekämpfung von Armut 

und Ausgrenzung ein zentrales Moment der „Lissabon­

Strategie" zur Modernisierung des europäischen Sozial­

modell s und eines der sozialpolitischen Ziele, die im 

Rahmen der EU-Sozialagenda mit der „offenen Metho­

de der Koordinierung" verfolgt werden sollen (Rat der 

EU 2001; Hauser 2002). 

In der Vorberei tung des Gipfels von Lissabon führt die 

EU-Kommission (2000, 2000a) als „Ausgrenzungsfak­

toren" Langzeitarbeitslosigkeit, den erzwungenen Rück­

zug vom Arbeitsmarkt, den häufigen Wechsel zwischen 

Zeiten von Arbeitslosigkeit oder Nichterwerbstätigkeit 

und Zeiten niedriger Erwerbseinkommen bzw. unge­

sicherter Arbeitsverhältnisse an. Als „multid imensiona­

Ies Phänomen" werde Ausgrenzung sichtbar in „Be­

nachteiligungen und „ . Hemmnissen, die der vollen Be­

tei ligung in Bereichen wie z.B. Bildung, Gesundheits­

versorgung, Umwelt, Wohnungswesen, Kultur, Zugang 

zu Rechten oder Familienzulagen sowie Berufsbildung 

und Beschäftigungsmöglichkeiten entgegenstehen". 

Auch „Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit" so­

wie die unterschiedliche Qualität des Zugangs zu öffent­

lichen und privaten Dienstleistungen tragen zu „Aus­

grenzungserfahrungen" bei. (Kommission 2000a: 6 f.) 

Im Dezember des gleichen Jahres legte der Rat der Eu-

Laut Artikel 136 des EU-Vertrags in der Fassung von 1999 ver­
folgt die Union folgende Ziele „die Förderung der Beschäfti­
gung, die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen. 
um dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu 
ermöglichen, einen angemessenen sozialen Schutz, den sozialen 
Dialog, die Entwicklung des Arbeitskräftepotentials im Hinblick 
auf ein dauerhaft hohes ß cschäftigungsni vcau und die Bekämp­
fung von Ausgrenzungen" (EU 2002). 

ropäischen Union (200 1 a) einen ersten gemeinsamen 

EU-Bericht über die soziale Eingliederung vor und be­

schloss auf seiner Sitzung in Laeken einen Satz von 18 

Indikatoren zur Beobachtung sozialer Integration (Rat 

der EU 200l b, Atkinson 2002, 2002a). Sieben d ieser In­

dikatoren sollen im System der EU-Strukturindikatoren 

(Eurostat 2002) das Politikfeld ,Sozialer Zusammen­

halt' abbilden. Allerdings erfassen die verabredeten In­

d ikatoren vor allem die Einkommensverteilung und den 

Erwerbsstatus, also nur einen Teil des von der EU­

Kommission angesprochenen „umfassenden" und „mul­

tidi mensionalen" Problems. 2 

1.2 Deutschland: Neue Armut, benachteiligte 

Lebenslage, Ausgrenzung 

In der Bundesrepublik werden materielle Notlagen bzw. 

Sozialhilfebezug infolge von Arbeitslosigkeit und pre­

kärer Beschäftigung seit Anfang der 80er Jahre zunächst 

als ,neue Armut' erörtert (Hauser u.a. 1981; Balsen u.a. 

1984; vgl. Bieback/ Milz 1995).3 Der Begriff wurde vor 

allem von der neuen sozialwissenschaftlichen Spezial­

diszipl in der Armutsforschung verwendet, sozialpoli­

tisch dagegen zumindest auf Bundesebene lange zurück­

gewiesen (Deutscher Bundestag 1995). 

Armutsmaße standen im Mittelpunkt der Armuts-, So­

zialhilfe- und Sozialberichte, die regional vor allem von 

den Kommunen, aber auch den Ländern (zusammenfas­

send: Hauser 1997, Hanesch 1999, Bartelheimer 2001), 

auf Bundesebene zunächst von den Wohlfahrtsverbän­

den getragen wurden (Hauser/Hübi nger 1993a, 1993b; 

2 

3 

Vo11 den 18 primären und sekundären Indikatoren sozialer Inte­
gration, die in Lacken verabredet wurden, betreffen neun die 
Einkommensverteilung, fünf den Erwerbsstatus, zwei den Bil­
dungsstatus und zwei den Gesundheitsstatus. (Zur Kritik: 
Hanesch/Jung 2003.) Bei einem Teil der Indikatoren handelt es 
sich zudem um Makroindikatoren (z. ß. landesweite Durch­
schnitte), also nicht um Merkmale auf Personen- oder Haus­
haltsebene, die sich fü r eine „verknüpfende Betrachtungsweise" 
eignen (Semrau, Müllenmeister-Faust 2002: 15). Der EU-Be­
schluss verweist die Mitgliedsstaaten auf die Möglichkeit, in 
ihren Nationalen Aktionsplänen für die soziale Eingliederung 
weitere , tertiäre' Indikatoren „zu besonderen Aspekten" darzu­
stellen, die nicht auf EU-Ebene harmonisiert werden (Rat der 
EU 2001b). 
Dagegen verortet Geißler (1976) vor dem Erfahrungshinter­
grund langjähriger Vollbeschäftigung die ,neue soziale Frage ' 
noch bei den arbeitsmarktfemen Bevölkerungsgruppen. 
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Hanesch u.a. 1994; Hübinger /Neumann 1997; Hanesch 

u.a. 2000, Hock u.a. 2000). In den 90er Jahren festigte 

sich in der bundesdeutschen Armutsforschung der Kon­

sens darüber, Armut als relative, also auf einen mittle­

ren Lebensstandard bezogene, und als mehrdimensiona­

le, also nicht nur finanzielle Benachteiligung aufzufas­

sen (Hauser/Neumann 1992; Hanesch u.a. 1994; Heide)/ 

Jakobi 2001 ; Seil 2002). Armut als mehrfache Unterver­

sorgung (Deprivation) zu definieren, findet in der deut­

schen Forschungstradition seine Grundlage im Lebens­

lagenkonzept von Weisser (1978) und Nahnsen (1975; 

vgl. Andretta 1991). Die Lebenslage Armut steht für 

eine Einschränkung des Spielraums, der dem Einzelnen 

in einer gegebenen Gesellschaft zur Entfaltung und Be­

friedigung seiner wichtigen Interessen mindestens zur 

Verfügung stehen sollte, bzw. für das Unterschreiten 

entsprechender Minimalstandards. Nahnsen (1975: 148) 

schlägt vor, hierbei den Versorgungs- und Einkom­

mensspielraum, den Kontakt- und Kooperationsspiel­

raum, den Lern- und Erfahrungsspielraum, den Muße­

und Regerationsspielraum sowie den Dispositionsspiel­

raum zu unterscheiden. Die Dauer von Phasen mit unzu­

reichendem Einkommen oder Unterversorgung und de­

ren Lage im Lebensverlauf ergeben eine weitere, unver­

zichtbare zeitliche Dimension für die Definition von Ar­

mut und die Beobachtung sozialer Spaltung (Leibfried/ 

Leisering u.a. 1995). 

Für die bundesdeutsche Sozialberichterstattung der letz­

ten 15 Jahre ist also das Bemühen kennzeichnend, ein­

fachere und komplexere Konzepte der Armutsmessung 

miteinander zu kombinieren. Den Varianten zur Berech­

nung von Einkommensarmut nach dem Ressource11a11-

satz ist gemeinsam, dass von den verfügbaren finanziel ­

len Ressourcen indirekt darauf geschlossen wird, wel­

ches Maß an gesellschaftlicher Teilhabe Haushalten ge­

lingt. Dabei können die Schwellenwerte der Einkom­

mensarmut entweder vom statistischen Abstand zum 

durchschnittlichen oder mittleren, nach Haushaltsgröße 

gewichteten Nettoeinkommen, von politischen Mindest­

einkommensstandards wie dem sozialhilferechtlichen 

Bedarf oder von Umfragedaten über das als unbedingt 

notwendig erachtete Einkommen abgeleitet werden 

(Veit-Wilson 1998; Semrau/Stubig 1999; Strengmann­

Kuhn 2003). Darüber hinaus soll nach dem Lebe11sla­

ge11a11satz Deprivationsarmut anhand direkter Indikato­

ren des Lebensstandards oder des Handlungsspielraums 

gemessen werden, den Haushalte als Ergebnis der Res­

sourcenverwendung tatsächlich realisieren. Dabei soll 

einbezogen werden, wie diese ihre soziale Lage subjek­

tiv wahrnehmen. (Vgl. Allmendinger/Hinz 1998; An­

dreß/Lipsmeier 2000; Sen 2000; Voges 2002; 

Hanesch/Jung 2003.) Diese mehrdimensionale Vorge­

hensweise verlangt die Definition einer Vielzahl von 

Unterversorgungsschwellen. Über Bevölkerungsumfra­

gen erheben einige Studien, welcher Lebensstandard ge­

sellschaftlich als notwendig für ein Mindestmaß an Teil­

habe gilt (Andreß 1999; Böhnke, Delhey 1999, Böhnke 

2002a). 

Ausgehend von Sens Konzept der Verwirklichungs­

chancen schlagen Volkert u.a. (2003) für die Armuts­

und Reichtumsberichterstattung des Bundes eine neue 

Variante der Operationalisierung von Armut und Reich­

tum nach dem Lebenslagenkonzept vor. Sie unterschei­

den individuelle und gesellschaftliche Bestimmungs­

gründe für die Verwirklichung von Lebenszielen: Zu 

den individuellen zählen sie materielle und nicht-mate­

rielle Ressourcen, zu den gesellschaftlich bedingten po­

litische und ökonomische Chancen, soziale Zugangs­

chancen (etwa zu Bildung) sowie durch das System so­

zialer Sicherheit garantierte Chancen. Armut ist dem­

nach gleichbedeutend mit einem Mangel an Verwirkli­

chungschancen, was sich als ,,Erleiden von Ausgren­

zung" interpretieren lässt, Reichtum mit einem sehr ho­

hen Maß an Verwirklichungschancen, was gleichbedeu­

tend mit „Privilegierung oder Macht" wäre (ebd. : iii). 

Die Umsetzung jedes dieser erweiterten Armutskonzep­

te im Rahmen der Sozialberichterstattung erfordert Ent­

scheidungen über Einkommens- oder Unterversorgungs­

schwellen, die sich letztlich nicht wissenschaftlich be­

gründen lassen. Den Maßstab dafür, bei welchem Ein­

kommen, Lebensstandard oder Handlungsspielraum Un­

gleichheit nicht mehr hingenommen werden kann, lie­

fern gesellschaftlichen Wertvorstellungen oder sozialpo­

litischen Normen. Da die außerwissenschaftliche Ver-
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ständigung hierüber aussteht und in der Sozialberichter­

stattung verschiedene Maße, Indikatoren und Indizes 

verwendet werden, findet schon die einfache Frage nach 

dem Ausmaß von Armut keine einfache Antwort. So 

stellt der Erste Armuts- und Reichtumsbericht der Bun­

desregierung 16 mögliche Berechnungsvarianten für 

Einkommensarmut dar, die für Westdeutschland im Jahr 

1998 Quoten zwischen 5,3 % und 20,0 % annehmen 

(BMA 2001: 27). Beim breiten Publikum entsteht so ein 

Eindruck von „Beliebigkeit sozialwissenschaftlicher Er­

kenntnis" (Heidel/Jacobi 2001: 20), während Kritiker 

des Armutsbegriffs diesen für grundsätzlich „überfor­

dert" erklären (Krämer 2000). Und tatsächlich wäre die 

Sozialwissenschaft damit überfordert, ohne Einbindung 

in eine politische oder gesellschaftliche Meinungsbil­

dung die Wertentscheidungen zu treffen, die für eine in­

dikatorgestützte Armuts- und Sozialberichterstattung er­

forderlich sind. 

Zugleich wird es mit zunehmender Komplexität des ver­

wendeten Armutsbegriffs schwerer, „ein gesellschaft­

lich tragfähiges Konzept von Armut zu verabreden" 

(Heidel/Jacobi 2001: 26) und rasch aussagekräftige Be­

funde zu liefern. Aus wissenschaftlicher Sicht stehen 

der Operationalisierung und empirischen Umsetzung 

des Lebenslagenkonzeptes erhebliche theoretische und 

methodische Defizite entgegen (Hanesch u.a. 1994; 

Voges 2002). Konzeptionell befinden sich Armutsfor­

schung und Armutsberichterstattung nach Seil (2002: 

19 ff.) immer noch in einer „eher ,heuristischen' Phase, 

in der es um die Herstellung begrifflicher Klarheit und 

eine der Lebenswirklichkeit nahekommende Armutsty­

pologie geht". Empirisch bewegen sie sich noch „aus­

schließlich im Segment des Versorgungs- und Einkom­

mensspielraums" - gleich ob sie mit der differenzierten 

quantitativen Darstellung von Einkommensarmut nach 

dem Ressourcenkonzept oder mit der „additiven Des­

kription von Unterversorgungslagen" nach dem Lebens­

lagenansatz arbeiten (ebd.). Darum ist die Besorgnis 

verständlich, staatliche Sozialpol itik könne einen ausge­

weiteten Armutsbegriff zum Anlass nehmen, auf die 

Fes tlegung und Überprüfung einer monetären Armuts­

grenze zu verzichten und sich bei der Armutsbekämp-

fung für ebenso überfordert zu erklären, wie sich die 

Wissenschaft bei ihrer Definition zeigt (Hauser/Neu­

mann 1992: 262; Veit-Wilson 1998, Hauser 2001). 

Fehlte dem wissenschaftlichen Armutsvokabular bis En­

de der 90er Jahre in Deutschland die politische Anbin­

dung, so hat sich die Situation inzwischen umgekehrt. 

Armut und Ausgrenzung bzw. Teilhabe, Inklusion oder 

„inklusive Gesellschaft" (Giddens 1999) sind zu fast 

selbstverständlichen Begriffen der Zeitdiagnose und der 

„großen Politik" aufgestiegen. Die „neue Mitte, die nie­

manden ausgrenzt", Chancen auf gesellschaftliche Teil­

habe sichert und den sozialen Zusammenhalt wahrt 

(Schröder 1998), die Mobilisierung der Zivilgesellschaft 

gegen soziale Ausgrenzung (Bundesregierung 2002: 

31), ein auf „neuer Ermächtigung, neuer ökonomischer 

Effizienz und neuer Inklusion" beruhendes „inklusives 

Gemeinwesen" (Scholz 2003) - so lauten gängige Pro­

grammformeln. Der erste Armuts- und Reichtumsbe­

richt der Bundesregierung (BMA 2001) und die zwei 

Nationalen Aktionspläne zur Bekämpfung von Armut 

und sozialer Ausgrenzung (Bundesrepublik Deutschland 

2001 , 2004), die von der Bundesregierung im Rahmen 

der „offenen Methode der Koordinierung" der EU vor­

gelegt wurden, haben die Begriffe Armut und Unterver­

sorgung, soziale Ausgrenzung und gesellschaftliche 

Teilhabe sowie den Lebenslagenansatz als Methode zu 

ihrer Beobachtung in der Bundespolitik verankert. Sie 

bilden aus Sicht des zuständigen Bundesressorts den 

Rahmen eines „Berichtssystems zur sozialen Ausgren­

zung", das jedoch noch insbesondere einer Übereinkunft 

darüber bedarf, „wie soziale Ausgrenzung in verschie­

denen Lebensbereichen gemessen werden kann und ( ... ) 

welche Indikatoren hierfür in Frage kommen" (Semrau/ 

Müllenmeister-Faust 2002: 11, 13).4 

4 Der Nationale Aktionsplan 2003 schlägt bereits acht Gruppen 
von Tertiärindikatorcn vor, welche die von der EU in Laeken 
beschlossenen Indikatoren sozialer Integration für Deutschland 
ergänzen sollen (Bundesrepublik Deutschland 2004). Vorge­
schlagen werden aber ganz überwiegend zusätzliche Einkom­
mensindikatoren: nur die Arbeitslosenquoten ausgewählter ßc­
völkerungsgruppen, die Erwerbstätigenquote von Frauen und 
Versorgungsquoten bei Kinderbetreuung berühren andere Di­
mensionen. Zur Kritik vgl. Hanesch/Jung 2003. 
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Aus sozialwissenschaftlicher Sicht hat die methodische 

Fundierung der „Ausgrenzungsterminologie" nicht mit 

ihrer raschen Ausbreitung Schritt gehalten, und auch 

„soziale Inklusion ist kein gut durchdachtes Thema" 

(Sennett 2000: 431). Zwar sei es vielversprechend, das 

„Konzept der sozialen Exklusion" mit dem „gesell­

schaftstheoretischen Gehalt des Lebenslagen-Konzepts" 

zu verbinden (Seil 2002: 7), doch könne d ie bisherige 

„additive Abhandlung der einzelnen lebenslagenrele­

vanten Bereiche" im Armuts- und Reichtumsbericht 

„nicht zufriedenstellen", und mit der „erkennbaren In­

flati onierung des Begriffs der ,Lebenslagen"' drohe das 

Konzept inhaltsleer zu werden (ebd.: 20 ff„ 39) . Ver­

wende man Ausgrenzung synonym mit Armut und 

„pauschal für alle Facetten von Benachtei ligung", so 

werde sie zum analytisch unbrauchbaren „Allzweck­

wort" (Böhnke 2002b: 46 f.). So lange die definitorische 

Klärung und die Indikatorensuche noch in den Anfän­

gen stecke, stünden auch die Zeitdiagnosen zu sozialer 

Spaltung und Ausgrenzung auf einem „dürftigen empiri­

schen Fundament" (ebd.). Die vielseitige Verwendungs­

weise der Ausgrenzungsmetapher mache es jedenfalls 

notwendig, ,,Exklusionsprozesse sorgfältig (zu) unter­

scheiden vom Ensemble der Bestandteile, die heute die 

soziale Frage in ihrer Gesamtheit ausmachen" (Castel 

2000a: 11 , 24 f.) . 

Eine Reihe von Autoren hat in den letzten Jahren ver­

sucht, den Begri ff der Ausgrenzung und die positive 

Norm gesellschaftlicher Zugehörigkeit, an der er zu 

messen ist, für Zwecke der empirischen Forschung und 

der datenbasierten Sozialberichterstattung zu präzisieren 

(Silver 1996; Habich 1996; Castel 2000b; Leisering 

2000; Kronauer 2002; Vranken u.a. 2001; Böhnke 

2002b; Siebe! u.a. 2003; Steinert/Pilgram 2003; Noller 

u.a. 2004). Als Konsens lassen sich fünf Anforderungen 

festhalten. 

Normative Maßstäbe von Tei lhabe und Schwellen­

werte der Armut, Unterversorgung oder Ausgren­

zung sind historisch relativ, also auf die ökonomi­

schen Möglichkeiten und die vorherrschende Le­

bensweise einer gegebenen Gesellschaft bezogen. 

Ob Teilhabe gelingt oder scheitert, ist mehrdimen­

sional zu beurteilen, also unter Einbezug der wich­

tigsten Formen gesellschaftlicher Zugehörigkeit 

und der wichtigsten Spielräume zur Gestaltung von 

Lebensweisen. 

Moderne Ungleichheitsstrukturen sind nicht mit 

einfachen Bildern von „Drinnen" und „Draußen" 

zu erfassen, sondern als abgestufte soziale Lagen, 

die von gesicherten Positionen über unterschiedli­

che Gefährdungssituationen bis hin zur Ausgren­

zung reichen. 

Teilhabe oder Ausgrenzung beschreiben weniger 

Zustände als vielmehr Verläufe, die nach ihrer zei t­

lichen Dynamik zu bewerten sind, also nach ihrer 

Dauer und nach dem biografischen Muster, in das 

sie sich einfügen. 

Da Teilhabe, Handlungsspielraum, Verwirkli­

chungschancen oder Ausgrenzung handlungsorien­

tierte Begriffe sind, schließt ihre Beobachtung das 

Verhalten gesellschaftlicher Akteure und Institutio­

nen und subjektive Wahrnehmungen und Erfahrun­

gen ein. 

Einkommensarmut, benachteiligte Lebenslage und Aus­

grenzung stellen verschiedene, einander ergänzende 

Diagnosekonzepte dar, die kombiniert werden müssen, 

damit Sozialberichterstattung diesen fünf Anforderun­

gen Rechnung tragen kann. Diese Konzepte auf Struktu­

ren sozialer Benachteiligung anzuwenden und entspre­

chende Daten und Indikatoren zu ihrer Beobachtung be­

reitzustellen, kann nur in einem längerfrist igen Arbeits­

und Forschungsprogramm geleistet werden. 

2. Teilhabe, Gefährdung, Ausgrenzung -

Vorschlag für eine theoretische Klärung 

,,Das Thema Exklusion bezeichnet innerhalb der Euro­

päischen Union die aktuellsten Wohlfahrtsprobleme und 

die moderne Form von Ungleichheit: nicht mehr nur 

Abstand, sondern Ausschluss vom gesellschaftlichen 

Leben, nicht mehr nur Ausschluss durch Armut und Ar­

beitslosigkeit (d.h. durch Ressourcendefizit), sondern 
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Ausschluss auch durch Diskriminierung und Verweige­

rung von Zugangschancen („.)." (Zapf 1999: 26.) Für 

die deutsche Sozialberichterstattung geht es mit der 

Aufnahme dieser Begriffe auch darum, Anschluss an in­

ternationale Debatten zu finden. Die Einführung der eu­

ropäischen Ausgrenzungsterminologie in den deutschen 

Sprachgebrauch ist aber mit einer theoretischen Klärung 

zu verbinden, die auf die Bedrfnisse von Sozialbericht­

erstattung bestehende Ansätze und Begrifflichkeiten 

von Sozialwissenschaften und Sozialpolitik Rücksicht 

nimmt. Der nachstehende Vorschlag zu einer theoreti­

schen Klärung des Verhältnisses von Begriffen wie Ar­

mut, Lebenslage, Ausgrenzung wurde für den ersten Be­

richt zur sozioökonomischen Entwicklung der Bundes­

republik entwickelt und dort auf seine Eignung für die 

konzeptionelle Integration von Berichterstattung erprobt 

(Bartelheimer 2004). 

Im Folgenden ist von ,(sozialer) Ausgrenzung' und von 

,(sozialer) Teilhabe' als notwendigem positiven Gegen­

part die Rede. Vermieden werden sowohl die Bezeich­

nungen ,Exklusion' und ,Inklusion' als auch die - in der 

deutschen Fassung offizieller EU-Dokumente wech­

selnd gebrauchten - Ausdrücke ,(soziale) Integration' 

und ,(soziale) Eingliederung'. Für diese Wortwahl5 gibt 

es zwei Gründe. 

Erstens ist der Gebrauch der Begriffe Inklusion und Ex­

klusion in den deutschen Sozialwissenschaften system­

theoretisch geprägt. Nach Luhmann (2002) haben mo­

derne, funktional differenzierte Gesellschaften keine 

Zentralinstanz der Inklusion, die jedem Gesellschafts­

mitglied ihren Platz anweist. Kennzeichnend für diese 

Gesellschaften sei vielmehr ,,Multiinklusion" (Nassehi 

2003), also eine individuell zu bewältigende, unter­

schiedlich weit reichende Einbindung in eine nicht hier­

archisch geordnete Vielzahl von Funktionssystemen. 

Vollinklusion ist dabei ebenso unmöglich wie ein Kom­

plettauschluss aus der Gesellschaft; vielmehr stellen 

sich individuelle Biographien als wechselnde Mischun-

5 Bei der Behandlung einzelner Teilhabeformcn empfiehlt es sich 
jedoch. ei11gefülu1e Begriffe wie z.B. Arbeitsmarktintegration 
beizubehalten. 

gen aus partieller Inklusion und Exklusion in verschie­

dene Rollen dar (Schroer 2003). Ausgrenzung und Des­

integration bilden in diesem Theoriegebäude den Nor­

malfall moderner Gesellschaften, also eine ihrer Funk­

tionsbedingungen und nichts, was den Sozialstaat auf 

den Plan rufen müsste, etwa zur Bekämpfung von Ar­

mut und Langzeitarbeitslosigkeit in einer bestimmten 

sozio-ökonomischen Konstellation (Kronauer 2002: 

124). Da Systemtheorie und Ungleichheitsforschung in 

der Ausgrenzungsdebatte unterschiedliche Erkenntnisin­

teressen verfolgen, kann es die Verständigung im deut­

schen Sprachraum nur erleichtern, wenn beide Seiten 

bei ihrer je eigenen Terminologie bleiben. 

Zweitens ist der Begriff Integration theoretisch mehr­

deutig. In den Sozialwissenschaften wird er vorwiegend 

auf die Gesellschaft als ganze angewandt, wobei z.B. 

zwischen Sozial- und Systemintegration unterschieden 

wird (Friedrichs/Jagodzinski 1999). Die Dokumente der 

EU ziehen inzwischen für die gesamtgesellschaftliche 

Ebene den Ausdruck ,sozialer Zusammenhalt ' (,social 

cohesion ') vor. Integration kann auch Gruppenbildun­

gen auf der mittleren Ebene bezeichnen: Milieus oder 

gesellschaftspolitische Lager (Vester u.a. 2001). Sozial­

berichterstattung nimmt aber eine Perspektive „von un­

ten" ein (Vranken u.a. 2001: 34; dagegen: Noll 2000: 

7f.). Sie fragt zunächst nach der Lage von Individuen 

bzw. Haushalten und nach ihren Beziehungen zur Ge­

sellschaft. Erst wenn Veränderungen auf dieser mikro­

analytischen Ebene empirisch erfasst sind, können in 

einem zweiten Schritt Makroindikatoren zur Qualität 

der Gesellschaft gebildet und „als Konsequenzen mikro­

soziologischer Dynamik" verstanden werden (Rohwer 

1992: 367). Doch auch bezogen auf Individuen ist der 

Gebrauch des Begriffs Integration nicht eindeutig: Er 

kann - als Gegenbegriff zu (sozialer) Isolation - die Ein­

bindung in soziale Netzwerke meinen (Hübinger 1996), 

aber auch - im Sinne von Eingliederung - einseitige An­

passung von Minderheiten an Normen und Lebensweise 

der Mehrheitsgesellschaft. Der zugleich aktive und ein­

deutig am Individuum ansetzende Begriff der Teilhabe 

soll diese Mehrdeutigkeiten vermeiden. Für seine Ver­

wendung spricht, dass ,Teilhabe' im deutschen Sozial-
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recht die Grundrechtsnorm ,Menschenwürde' konkreti­

siert: als Recht auf Teilnahme am Leben in der Gemein­

schaft (§ 9 SGB 1). Das sozio-kulturelle Existenzmini­

mum wird durch das Recht auf materielle Teilhabe und 

Teilhabe als Persönlichkeit entsprechend der herrschen­

den Lebensgewohnheiten bestimmt (Birk u.a. 1998 

(LPK-BSHG), § 1 Rz 6-14). 

Teilhabe lässt sich an den Chancen oder Handlungs­

spielräumen messen, eine individuell gewünschte und 

gesellschaftlich übliche Lebensweise zu realisieren.6 

Gefährdet (,prekär') wird Teilhabe dann, wenn sich die 

äußeren wie verinnerlichten sozialen Anforderungen an 

die eigene Lebensweise und die tatsächlichen Möglich­

keiten zu ihrer Realisierung auseinanderentwickeln. 

Diese Gefährdung schlägt in Ausgrenzung um, wenn 

Personen oder Gruppen dauerhaft, biographisch unum­

kehrbar von gesell schaftlich üblichen Teilhabeformen 

ausgeschlossen sind, die sie individuell anstreben (vgl. 

Ganßmann 1999: 93). Wie die Lebenslage, so ist Teilha­

be mehrdimensional zu definieren. In Anlehnung an 

Kronauer (2001: 151 ff.) lassen sich für die Zwecke der 

Sozialberichterstattung vier Grundformen sozialer Teil­

habe unterscheiden (vgl. Abbildung 1): gesellschaftliche 

Arbeit, soziale Nahbeziehungen, Rechte und Kultur. 

Die Einbeziehung in gesellschaftliche Arbeitsteilung be­

wirkt nicht nur ökonomische Teilhabe. Arbeit - Er­

werbsarbeit wie Eigenarbeit im Haushaltszusammen­

hang - ist aus sozio logischer Sicht „ein System, das 

Menschen vergesellschaftet, indem es sie mit Einkom­

men und entsprechenden Konsumchancen ausstattet, 

aber auch indem es sie mit systematischen Aufgaben 

konfrontiert und ihre Kompetenz fordert, ihren Alltag 

regelhaft strukturiert, sie in soziale Beziehungen - Ko-

6 Volkert u.a. (2003: ii) nehmen in ihrem Vorschlag zur konzep­
tionellen Ausrichtung der Armuts- und Reichtumsberichterstat­
tung auf das Konzept der Verwirklichungschancen (nach Sen 
2000) eine ähnliche Perspektive ein: „Verwirklichungschancen 
sind ... die Möglichkeiten oder umfassenden F'tihigkciten ( ... ) 
der Menschen, ein Leben zu führen, für das sie sich mit guten 
Gründen entscheiden konnten, und das die Grundlagen der 
Selbstachtung auf keinen Fall in Frage stellt." Trotz großer kon­
zeptioneller Nähe zu dem hier vorgestellten wirft ihr Vorschlag 
aber auch neue theoretische Probleme auf, etwa bei der Unter­
scheidung individueller und gesellschaftlich bedingter Chancen. 

operation ebenso wie Konflikt und Abhängigkeit - ein­

bindet, ihnen einen gesellschaftlichen Ort anweist und 

ihre Identität prägt" (Kohli 1990: 388). Gesellschaftli­

che Zugehörigkeit entsteht also über Kooperationsbezie­

hungen, die auf wechselseitiger, wenn auch meist un­

gleicher ökonomischer Abhängigkeit beruhen (Kronauer 

2001: 44). 

Dagegen werden informelle soziale Beziehungen durch 

persönliche, gegenseitige Verpflichtung begründet. Ge­

meinsam ist beiden primären Teilhabeformen, dass sie 

auf Beziehungen der Wechselseitigkeit beruhen; sie 

können daher als relational bezeichnet werden. Ein Zu­

sammenhang ergibt sich auch, weil Arbeit wichtige Ge­

legenheitsstrukturen für Sozialbeziehungen außerhalb 

der Familie schafft. 

Teilhabechancen werden aber in modernen Sozialstaa­

ten auch durch politisch-institutionell geregelte Rechts­

ansprüche verteilt, die aus dem Staatsbürgerstatus fol­

gen. Grundlage dieser ,distributiven' Teilhabeform ist 

die von Marshall ( 1950) analysierte Ausweitung bürger­

licher Rechte, die zunächst bloße Abwehrrechte gegen­

über staatlichem Handeln waren, um politische und so­

ziale Elemente. Politische Rechte wie das Wahlrecht re­

geln den Zugang zu den Institutionen der politischen 

Macht. Mit den sozialen Rechten entsteht „eine staatli­

che Mitverantwortung für die Schaffung und Erhaltung 

der realen Voraussetzungen für den Gebrauch der 

Grundrechte" (Denninger, nach Birk u.a. 1998 (LPK­

BSHG), § l Rz 6). Nach Marshall (1992: 40) reicht die­

se soziale Dimension des Bürgerrechts: „vom Recht auf 

ein Mindestmaß an wirtschaftlicher Wohlfahrt und Si­

cherheit, über das Recht auf einen vollen Anteil am ge­

sellschaftlichen Erbe, bis zum Recht auf ein Leben als 

zivilisiertes Wesen entsprechend der gesellschaftlich 

vorherrschenden Standards". Die Bekämpfung von Ar­

mut durch Sicherung eines Minimums an materiellem 

Lebensstandard zählt zu den wesentlichen sozialstaatli­

chen Teilhabegarantien. Der Sozialstaat bildet also eine 

zentrale Instanz gesellschaftlicher Teilhabe, auch wenn 

soziale Rechtsansprüche als sekundäre Teilhabeform 

misslingende Arbeitsmarkt- oder Sozialintegration nur 
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teilweise ausgleichen können. Doch indem soziale Si­

cherungen in die ungleiche Verteilung von Chancen und 

Ressourcen eingreifen und Ungleichheit reduzieren, 

schaffen sie zugleich neue Ungleichheiten und Teilha­

beprobleme „zweiter Ordnung" (Kaufmann 2001, 

Esping-Andersen 1990). Unter Bedingungen entwickel­

ter Sozialstaaten sind aus Teilhabenormen auch Quali­

tätskriterien zur Bewertung verschiedener Formen so­

zialer Leistungen abzuleiten. Der Wohlfahrtsstaat ist 

nicht , wie Luhmann ( 1981: 27) meint, bereits „realisier­

te politische Inklusion". Als ,,Pförtnerinstanz" kann er 

an Ausgrenzung beteiligt sein, indem er Gruppen (etwa 

Nichtbürger) von politisch-institutio neller Tei lhabe aus­

schließt, und er kann „innere Ausgrenzung" (Bourdieu 

1993) bewirken, indem er bestimmte Personengruppen 

oder soziale Risiken Leistungssystemen minderer Quali­

tät zuweist, die zugleich einschließen und ausschließen 

(Kronauer 2002: 189). 

Will man gelingende oder gefährdete Teilhabe als sub­

jektive Erfahrung verstehen, muss man kulturelle Teil­

habeformen berücksichtigen. Damit ist zum einen der 

Erwerb kultureller Fähigkeiten als Voraussetzung für 

gesellschaftliche übliche Formen der Teilhabe gemeint, 

etwa von Sprachkompetenz in einer Einwanderungssi­

tuation oder von Qualifikationen als Voraussetzung der 

Arbeitsmarktintegration. Zum anderen steht kulturelle 

Teilhabe für die Orientierung an gesellschaftlich allge­

mein anerkannten Lebenszielen und den institutionali­

sierten Mitteln der Zielerreichung (Merton 1965). Diese 

zweite Bedeutung kultureller Teilhabe wirft die Frage 

auf, ob in einer Gesellschaft eine bestimmende Lebens­

weise Ziele und Normen vorgibt, oder ob verschiedene 

Kulturen koexistieren. Denn wird jemand von „gesell­

schaftlich favorisierten Lebenszielen" (Kronauer 2002: 

201) ausgeschlossen, hängt die Ausgrenzungserfahrung 

davon ab, wie stark diese Ziele geteilt werden, oder ob 

eine „Gegenkultur" alternative Wertvorstellungen an­

bietet. 

Abbildung 1: Teilhabeform, Wohlfahrtsproduktion, Lebenslage 

Teilhabeform 
vorrangig beeinflusste vorrangig beeinflusste 

Wohlfahrtsproduzenten Lebenslagedimension 

gesellschaftliche Arbeit Markt Einkommen, 
- Erwerbsarbeit Staat Wohnen, Gesunheit, 
- Eigenarbeit private Haushalte soziale Netzwerke 

soziale Nahbeziehungen 
private Haushalte 

soziale Netzwerke 
intermediäre Organisationen 

Rechte Staat Bildung, 
- bürerliche intermediäre Organisationen Einkommen, 
- politische Wohnen, Gesundheit, 
- soziale politische Partizipation 

Kultur Staat Bildung 
Haushalte 
intermediäre Organisationen 

Analysekonzepte 

Gesellschaftliche Zonen Wohlfahrtsproduktion Armut 
- Teilhabe Wohlfahrtsmix (Ressourcenansatz) 
- Gefährdung Unterversorgung, 
- Ausgrenzung Deprivation (Lebenslagenansatz) 
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Die hier vorgeschlagene Unterscheidung von Teilhabe­

formen greift das Ziel des Lebenslagenansatzes auf, ne­

ben Versorgungslagen auch Handlungsspielräume zu 

untersuchen. Die meisten Versorgungsdimensionen, die 

in lebenslagenorientierten Sozialberichten unterschieden 

werden, Jassen sich gut als Ergebnis gelingender oder 

gefährdeter Teilhabe auffassen (siehe Abbildung 1). 7 

Teilhabeformen und ihr Ergebnis sind auf einander be­

zogen. Eine ,2ugangs-" oder ,,Beteiligungsgerechtig­

keit'', die nicht zu „Verteilungsgerechti gkeit" führt , wä­

re kein sinnvolles Konzept. Sichert etwa Erwerbsbeteil i­

gung oder der Bezug von Sozialtransfers nicht den 

sozio-kulturellen Mindestversorgungsstandard, so kann 

von gelingender Teilhabe nicht die Rede sein. Gleich­

zeitig werden mit dieser Unterscheidung begriffliche 

Probleme vermieden, die bisher bei der Umsetzung des 

Lebenslagenkonzepts auftraten. So war es offensichtlich 

problematisch, die „Versorgung" mit Erwerbsarbeit 

oder Teilnahme am gesellschaftlichen Leben mit Woh­

nungs- oder Gesundheitsversorgung gleichzustellen 

(Hanesch u.a.l 994: 25; Hanesch/Jung 2003: 6). Und si­

cher ist es von Vorteil , konzeptionell zwischen Bil­

dungsverhalten als einer Form kultureller Teilhabe und 

erworbenem Bildungsabschluss als einem Merkmal der 

sozialen Lage und der individuellen Beschäftigungsfä­

higkei t unterscheiden zu können. 

Auch das von Zapf (1978) entwickelte Konzept der 

Wohlfahrtsproduktion und des Wohlfahrtsmix lässt sich 

auf das hier erörterte Konzept von Teilhabe anwenden: 

Bei den Teilhabeformen Arbeit, Nahbeziehungen, Rech­

te und Kultur wirken die „Wohlfahrtsproduzenten" 

Markt, Staat, intermediäre Organisationen8 und private 

Haushalte zu unterschiedlichen Anteilen zusammen 

(vgl. Abb. II.l-1 ). Ihr Zusammenspiel kann als gesell-

7 

8 

Vogcs (2002: 271) bezeichnet die Lebenslage sowohl als zu er­
klärende „Folge ungleicher Vertei lung von Gütern, Fähigkeiten 
und Chancen" wie als erk lärende .. Ursache fUr unterschiedliche 
Wahrnehmung von Chancen der Ausgestaltung individueller 
Handlungsspielräume". Nach Sen (2000: 37, 49, 64) bemisst 
sich Lebensstandard an den tatsächlichen Möglichkeiten und 
Fähigkeiten des Menschen, „das Leben zu führen, das er führen 
möchte". Der Gilterbedarf hierfür ergibt sich erst „instrumen­
tell" aus dem Ziel, die Fahigkeit zur Lebensgestaltung zu 
sichern. 
Z. B. Verbände und freie Träger der Wohlfahrtspflege, zum Be­
griff Kaufmann 1987. 

schaftlicher Teilhabemodus bezeichnet werden. In den 

Jahrzehnten hoher Wachstumsraten, hoher Ausschöp­

fung des Arbeitskräfteangebots und steigenden Lebens­

standards haben sich nicht nur normative Vorstellungen 

von angemessener Teilhabe an den gesellschaftlich 

möglichen Lebenschancen ausgebildet, sondern auch 

Normalitätsannahmen über den jeweiligen Beitrag, den 

Markt, Sozialstaat und Haushalte hierzu leisten sollten. 

So kann kein Sozialstaat Arbeitsmarktzugang oder in­

formelle Unterstützungsleistungen garantieren. Sozial­

staatliche Leistungen beruhen aber auf Annahmen über 

Leistungen des Arbeitsmarkts, etwa Vollbeschäftigung, 

und des persönlichen Nahbereichs. Die Stabilität eines 

gesellschaftlichen Teilhabemodus hängt vor allem von 

einem Gleichgewicht zwischen primären und sekundä­

ren Teilhabeformen ab. In einer Situation des gesell ­

schaftlichen Umbruchs verändern sich nun gleichzeitig 

die ökonomischen Bedingungen für Teilhabe, die Le­

bensweisen, in denen Ansprüche an Lebenschancen und 

Gerechtigkeitsvorstellungen wurzeln, und die Verfah­

rensregeln der sozialen Sicherungssysteme, die d iese 

stützen sollen. , Veraltet' ein historisch entstandener 

Teilhabemodus gegenüber veränderten wirtschaftl ichen 

und sozialen Gegebenheiten, so kommt es zu Störungen 

im Zusammenspiel der Wohlfahrtsproduzenten - etwa 

wenn Veränderungen der Lebensweise nicht mehr mit 

den Normalitätsannahmen der sozialen Sicherungssyste­

me übereinstimmen oder wenn der Sozialstaat be­

stimmte Gefährdungslagen nicht als sicherungswürdig 

anerkennt. 

Die Unterscheidung von Teilhabeformen ist für empiri­

sche Forschung und für Sozialberichterstattung nur von 

analytischem Wert, wenn sie dazu führt, wechselsei tige 

Verstärkungen zwischen den verschiedenen Medien ge­

sellschaftlicher Zugehörigkeit zu erkennen. So betont 

Kronauer (2002: 151), dass die internationale Diskus­

sion um ,Exklusion ' und ,Underclass' stets einen Zu­

sammenhang zwischen drei Momenten annimmt: ,,Mar­

ginalisierung am Arbeitsmarkt, bis hin zum gänzlichen 

Ausschluss von Erwerbsarbeit; Einschränkung der so­

zialen Beziehungen, bis hin zur Vereinzelung und sozia­

len Isolation; Ausschluss von Teilhabemöglichkeiten an 
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gesellschaftlich anerkannten Lebenschancen und Le­

bensstandards". 

Für eine mehrdimensionale Analyse gelingender oder 

gefährdeter Teilhabe erscheint der Vorschlag von Castel 

besonders geeignet, drei gesellschaftliche Zonen im Ge­

füge sozialer Ungleichhei t zu unterscheiden. Für Caste l 

(2000b: 13; 360) beschreibt das Zusammenfallen von 

stabiler Erwerbsarbeit und Einbindung in soziale Bezie­

hungen d ie Zone der ,Integration '. Für den Übergangs­

bereich der , Verwundbarkeit' und der ,Fürsorge ' sind 

prekäre Erwerbsarbeit, Schwächung der sozialen Nah­

beziehungen und ein unfreiwilliges Ei nrichten im Provi­

sorium der Maßnahmen für Problemgruppen typisch. In 

der Zone der ,Ausgrenzung'9 geht der Ausschluss von 

jeder ,produktiven' Erwerbsarbeit mit sozialer Isolation 

einher. Die gesamte Gesellschaft wird in den Blick ge­

nommen, nicht nur ihr untere oder oberer Rand. Weder 

der ,Stabilitätsblock' der Gruppen, deren gesellschaftli ­

che Teilhabe ungefährdet scheint, noch der gesellschaft­

liche Ra ndbereich der bereits vom ,mainstream' ge­

trennten Gruppen bilden stabile soziale Zonen. Viel­

mehr dürfte in der Situation des Umbruchs in der Mitte 

der Gesellschaft eine Zone sozialer Gefährdung wach­

sen, in der individuelle Ressourcen und Fähigkeiten der 

Teilhabe verloren gehen und Prozesse sozialen Abstiegs 

beginnen, die in Ausgrenzung enden können (vgl. Gal­

lie/Paugam 2002). Für jede dieser Zonen müssten sich 

idealtypische Merkmalskombinationen etwa aus Ar­

beitsmarktintegration, sozialen Beziehungen und sozial­

rechtl ichem Status identifizieren lassen. Für die Beurtei­

lung individueller Lebenslagen dagegen dürfte es ent­

scheidend darauf ankommen, ob Personen zwischen den 

Zonen der Teilhabe und der Gefährdung wechseln oder 

ob sich ihre soziale Lage in der Zone der Ausgrenzung 

biographisch verfestigt. 

9 Castcl ( 1995; 2000) zieht es vor, von ,.Abkopplung" (desaffi lia­
tion) zu sprechen. 

3. Was leisten diese Leitkonzepte in der 
Berichterstattung? 

Sozialberichterstattung kann nicht warten (und hat nicht 

gewartet), bis die Sozialwissenschaften ihr für ihre Be­

obachtungsgegenstände ein schlüssiges und stabiles 

theoretisches Konzept bieten können. Andererseits lässt 

sich die für Sozialberichterstattung notwendige Integra­

tion und Kontinuität von Beobachtungskonzepten nicht 

ohne theoretische Klärung erreichen. 

Dem Modell gesellschaftlicher Zonen der Teilhabe, Ge­

fährdung und Ausgrenzung liegt die Annahme zugrun­

de, dass die Grenzen und Übergänge zwischen diesen 

Lagen für die gegenwärtige Gesellschaft wesentliche Li­

nien sozialer Ungleichheit bi lden, gegenüber denen z.B. 

die fortbestehende soziale Ungleichheit innerhalb der 

Teilhabezone von geringerer Konsequenz ist. Diese 

,,Brüche, Schwellen und Stufen im Ungleichhei tsspekt­

rum" (Leisering 2000: 15) theoretisch zu bestimmen 

und empirisch zu vermessen, stellt das zentrale Problem 

einer an diesem Konzept orientierten Sozialberichter­

stattung dar (Vranken u.a. 2001 ). Die hier vorgeschlage­

ne Begrifflichkeit weist für eine gesellschaftliche Situa­

tionsdeutung eine Reihe von Vorzügen auf: 

Indem sie nach dem Teilhabemodus fragt, der für 

eine Gesellschaft in einer gegebenen historischen 

Situation prägend ist, bindet sie die extremen Aus­

prägungen sozialer Ungleichheit, Armut und 

Reichtum, an das Geschehen in der „Mitte" der Ge­

sellschaft, an den Normfall ihres Funktionierens, 

statt sie als Extremzustände oder als bloße gesell­

schaftliche „Unfa llfolgen" zu isolieren. 

Sie verknüpft das Konzept der Wohlfahrtsproduk­

tion, d.h. d ie Frage nach den „Inputs", die zu be­

stimmten sozioökonomischen Resultaten führen, 

mit dem Konzept der Lebenslage oder des Lebens­

standards, die sich als „Outcomes" gesellschaftli­

cher Wohlfahrtsproduktion und individuellen Han­

delns verstehen lassen. Gerade in einer P hase des 

Umbruchs in der sozioökonomischen Entwicklung 

der Gesellschaft kann sich die Berichterstattung 
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nicht auf „Outcomes" oder „Güterverwendung" -

also Ergebnisse wirtschaftlicher und gesellschaftli­

cher Entwicklung für die Wohlfahrt der Indivi­

duen - beschränken. 

Sie weist der Beobachtung des Sozialstaats ihren 

systematischen Ort in der Sozialberichterstattung 

zu, ohne dass darüber die Leistungen (oder das 

Versagen) anderer Wohlfahrtsproduzenten aus dem 

Blick geraten müssen. Um zu verstehen, wie Teil­

habe geling t oder scheitert, muss sie vielmehr die 

Beiträge verschiedener „Wohlfahrtsproduzenten", 

etwa die „Inputs" von Ökonomie (Markt), sozial­

staatliches lnstitutionensystem und alltägliche Le­

bensführung im Haushalt einbeziehen. 

Indem sie der relativ breiten Zone der Gefährdung 

strategische Bedeutung für die gesellschaftliche Si­

tuationsanalyse beimisst, entlastet sie die Bericht­

erstattung von dem Druck, rasch konsensfähige 

Schwellenwerte für Extremzustände wie Armut 

bzw. Ausgrenzung einerseits oder Reichtum ande­

rerseits fes tzulegen, was mit den heute verfügbaren 

Daten und Methoden nicht für alle wesentlichen 

Teilhabeformen gleich gut und zuverlässig quanti­

fizierbar gelingen kann. 

Auch in den nächsten Jahren werden die wissenschaftli­

chen Bemühungen um begriffliche Klarheit über die 

neuen Formen der sozialen Frage in der derzeitigen ge­

sellschaftlichen Umbruchssituation weiter gehen. Wie 

jeder andere, so kann auch der hier vorgestellte theoreti­

sche Klärungsversuch die konzeptionellen Fragen nicht 

endgültig beantworten. Er schafft jedoch einen theoreti­

schen Rahmen, der d ie im heutigen sozialpolitischen 

Diskurs zentralen Begriffe - Armut, Lebenslage, Aus­

grenzung, Teilhabe - zueinander in Beziehung setzt und 

methodisch fundiert. Viel spricht für die Annahme, dass 

in der aktuellen historischen Konstellation Gefährdun­

gen vor allem vom Arbeitsmarkt und vom Veralten der 

darauf bezogenen Normalitätsannahmen sozialer Siche­

rung ausgehen, dass also der Schwerpunkt einer am 

Konzept der Teilhabe orientierten Sozialberichterstat­

tung auf P roblemen der Erwerbsbeteiligung und deren 

sozialstaatlicher F lankierung liegen muss. Doch bietet 

das vorgestellte Konzept einen Rahmen, innerhalb des­

sen verschiedene Ansätze der Sozialberichterstattung 

ihrem Zweck entsprechende weitere oder engere Beob­

achtungsfelder wählen, die Auswahl von Arbeitsschwer­

punkten begründen und ein langfristiges Arbeitspro­

gramm verfolgen können. 
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Vom Fordismus zur Globalisierung M Schlüsselprobleme der deutschen 
industriellen Beziehungen 

Jürgen Kädtler 

Der Aufstieg von Gewerkschaften und kollektiven Arbeitnehmervertretungen allge111ei11 zu breit anerka1111ten, 111achtvol­
le11 und einflussreiche11 Regulierungsi11stitutio11e11 kapitalistischer Industriegesellschaften ist untrennbar verbunden mit 
den Wachstums- und Vollbesc/1äftigu11gsjahrzelmte11 nach dem 2. Weltkrieg , für die s ich im Gefolge der Regulatio11s­
theorie der Begriff des Fordismus durchgesetzt hat. Der nach Ländem durchaus unterschiedlich institutio11alisierte, auf 
unterschiedlichen Arbeits-. Qualifizierungs- und Produktionssysteme11 aufruhende Kompromiss von Kapital und Arbeit 
sta11d im Zentrum einer international verflochtenen, aber im nationalstaatlichen Rahmen politisch regulierten, gesamt­
wirtschaftliclzen Wachstums- und Beschäftigungsdynamik, die ihrerseits die Voraussetzunge11 für die Durchsetzungsfä­
lzigkeit von Arbeitnehmervertretwzgen i11 diesem Rahme11 bot. 
Die , Krise des Fordismus' begründet damit zugleich eine grundlege11de Krise der mit ihm eng verbundenen Systeme in­
dustrieller Bezielmngen. Makroökonomische Rahmenbedingu11ge11 verlieren ihre Stabilität, und die ganz auf sie zuge­
sch11ittenen lnstrnmente gewerkschaftlicher und betriebsrätlicher Arbeitnehmervertretung laufen mehr oder we11iger 
leer oder führen zu anderen als de11 vormals mit ihnen verbu11denen Ergeb11isse11. Stellte sich diese Beeinträchtigung 
kollektiver Arbeitneh111erpositio11e11 zunächst noch als Begleiterscheinung allge111ei11er wirtschaftlicher Verwerfunge11 
und des damit verbunde11e11 Drucks der Masse11arbeitslosigkeit dar, so erscheint sie im Zeiche11 der, Globalisiem11g ' als 
Kehrseite der vo11 ,der Wirtschaft' gefundenen Lösungen. Abbau von Handelsbeschränkungen, Deregulierung der glo­
bale11 Märkte, leistungsfähig ere und zugleich billigere Logistik 1111d die weltweite Verbreitung von Jnformatio11s- u11d 
Kommu11ikationstech11ologien hätten - so ganz grob der Kern des Argume11ts - die Untemehmen von ortsgebundener 
Arbeitskraft unablzä11gig gemacht u11d damit die auf diese gegründete Primärmaclzt als 11nabdi11gbare Grundlage kollek­
tiver Arbeit11elzmervertretung irreversibel unterminiert. 
Gege11über dieser Deutu11g der als solcher 11nbestreitbare11 Krise der industrielle11 Beziehungen (nicht nur) i11 Deutsch­
la11d soll hier ein doppeltes Argument vertrete11 werden: 

Soweit diese Krise durch da11erhafte Millionenarbeitslosigkeit bedi11gt ist, handelt es sich nach wie vor um die wz­
verarbeitete Ko11sequenz aus dem Niederga11g des Fordismus. Nicht dass heute mehr Arbeitsplätze als friilz er ver­
lagert werden, sondern dass nicht in ausreichendem Maße 11e11e entstehen, ist hier das Problem. Das Abstellen auf 
Globalisierung i11 diesem Zusa111menlza11g verkehrt Ursache u11d Wirku11g, mit politisch durchaus problematischen 
/111plikatio11en. 
Soweit E11twicklu11gen, die 11nter Globalisier1111g gefasst werden können, tatsächlich dazu beitragen, kollektive Ar­
beit11ehmervertret1111g i11 neuer Weise i11frage zu stellen, si11d nicht neue geographische Verschiebemöglichkeiten 
entscheidend, sondem ei11e grundlegende Neuausrichtung vo11 U11ternehme11sstrategien, auf der Basis neuer Ratio­
nalitäts- und Legitimitätsvorstellungen und unter primärer Bezugnahme auf die globalen Finanzmärkte. 

Da zu Ursache11 und Wirkungen der Krise des Fordismus hinreichend Analysen vorliegen, stellt der Beitrag den Aspekt 
der Globalisier1111g in den Mittelpunkt. Nicht der Verfall late11ter Primärmacht, sondern die Fähigkeit, diese zu konsoli­
dieren und als Machtressource zu 11utze11, ist dabei das zentrale Problem kollektiver Arbeitnehmervertretung. 

Einleitung 

Das Gewicht ko llektiver Arbeitnehmervertretungen be­

ruht auch innerhalb des deutschen Systems industrieller 

Beziehungen in letzter Instanz auf der Fähigkeit, durch 

selektive Kooperationsverweigerung Druck auszuüben. 

E ntsprechend sind s ie dort gut fundi ert, wo Unterneh­

men von bestimmten Beschäftigtengruppen oder Beleg­

schaften abhängig sind, und wo betriebliche Arbeitneh-

mervertreter und Gewerkschaften in der Lage sind, die­

se Abhängigkei t als Machtressource zu nutzen. Je stär­

ker und dauerhafter Unternehmen sich auf d ie Koopera­

tion und das Engagement jener Beschäftigten verlassen 

müssen und in der Regel auch können, desto schwerer 

wiegt allein die Drohung der Kooperationsverweige­

rung, sofern diese Drohung glaubwürdig ist. Die hier 

angelegte Doppelrolle kollektiver Arbeitnehmervertre­

tung, verlässl iche Kooperation als Normalfall garantie-
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ren und zugleich glaubwürdig mit der Ausnahme drohen 

zu können, ist eine grundlegende Voraussetzung für die 

relativ hohe Regulierungskraft des konfliktpartner­

schaftlichen Modells industrieller Beziehungen in der 

Vergangenheit. 

Die Neuausrichtung von Unternehmensstrategien im 

globalen Rahmen und insbesondere die veränderte Nut­

zung geographischer Handlungsspielräume durch die 

Unternehmen heben die Abhängigkeit der Unternehmen 

von bestimmten Beschäftigtengruppen oder Belegschaf­

ten und ihren spezifischen Kompetenzen nicht auf. So­

weit es hier zu Verschiebungen der Machtbalancen 

kommt, beruhen diese darauf, dass infolge von Produk­

tivitätsentwicklung, Konzentration auf Kernkompeten­

zen oder pauschalen Kostensenkungsprogrammen die 

Nachfrage auch nach qualifizierten Arbeitskräften un­

sicherer wird und die Abhängigkeit der Beschäftigten 

von ihrem jeweiligen Arbeitsplatz unter dem Eindruck 

massenhafter Dauerarbeitslosigkeit zunimmt. 

Dagegen kommt es im Gefolge der neuen Unterneh­

mensstrategien zu einer teilweisen Erosion zweier ande­

rer Bedingungen: der Fähi gkeit von Betriebsräten und 

Gewerkschaften, die Abhängigkeit der Unternehmen als 

Machtressource zu nutzen, und des relativ großen ge­

mei nsamen Nenners zwischen Arbeitgebern und Arbeit­

nehmern in bestimmten Grundsatzfragen, der bislang 

eine wesentliche Grundlage der Konfliktpartnerschaft 

gewesen war. Insbesondere vier Problemkomplexe las­

sen sich in diesem Zusammenhang identifizieren, die 

wesentliche Parameter des Systems industrieller Be­

ziehungen in den exportorientierten Kernbranchen der 

deutschen Industrie einschneidend verändern, mit Wir­

kungen darüber hinaus: 

der Bruch der Unternehmen mit wesentlichen Ele­

menten j enes übergreifenden Konventionenbestan­

des, der dem Prinzip der Sozialpartnerschaft in sei­

ner bisherigen Form zugrunde lag, und den man 

mit Boltanski und Chiapello als den ,Geist ' des so­

zialpartnerschaftlich regulierten Kapitalismus be­

zeichnen kann; 

die forcierte Aufspaltung vormals einheitlich regu­

lierter Wertschöpfungs- und Branchenzusammen­

hänge mit der Konsequenz einer Ausdifferenzie­

rung von Aushandlungsarenen und Aushandlungs­

gegenständen sowie von Entgelt- und Vertretungs­

standards; 

die systematische Nutzung von Benchmarking und 

Standortkonkurrenz bei der Steuerung bestehender 

transnationaler W ertschöpfungszusammenhänge 

nach permanenten Kostensenkungs- und Konsoli­

dierungszielen; 

schließlich jenseits betrieblicher und unterneh­

mensbezogener Aushandlungszusammenhänge, für 

deren Rahmung und Abstützung aber zentral, die 

Destabilisierung der industriellen Beziehungen in 

ihrer Rolle als allgemein anerkannter, zentraler ge­

sellschaftlicher Regulierungsinstanz. 

Auf keinem der damit abgesteckten Felder ist bloße Ab­

wehr von Beeinträchtigungen eine realistische oder auch 

nur praktikable Perspektive. Die Erosion zentraler 

Funktionsvoraussetzungen der unter den Bedingungen 

des Fordismus entwickelten und bewährten Instrumente 

ist irreversibel. Und sie führt nur dann nicht zur gänzli­

chen Entwertung dieser Instrumente selbst, wenn diese -

im Sinne von Giddens' Zusammenspiel von Struktur 

und Strukturierung - genutzt werden können, um Hand­

lungsfähigkeit kontinuierlich neu zu begründen, unter 

den Bedingungen eines Kapitalismus im Umbruch, des­

sen Konsolidierung in einem neuen, stimmigen Regula­

tionsmodell nicht absehbar ist und grundsätzlich auch 

als Trend nicht vorausgesetzt werden kann. 

1. Sozialpartnerschaft - Vom stabilen zum 

instabilen Gleichgewicht 

Arbeitnehmervertretungen sind seit den 1990er Jahren 

damit konfrontiert, dass langjährige Voraussetzungen 

und Routinen der Interessenaushandlung von Seiten der 

Unternehmen infrage gestellt werden. Das strategische 

Management steigt aus dem bisher gemeinsamen Koor­

dinatensystem aus, unter Berufung auf die neuen Leit-
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bilder und Rationalitätsbedingungen der Globalisierung. 

Die Kehrseite der Ausrichtung von Unternehmensstrate­

gien an Unternehmenswert und (unterstellten) F inanz­

marktimperativen ist die Verabschiedung von Gemein­

wo hlorientierung als einem originären Unternehmens­

ziel neben den im engeren Sinne betriebswirtschaftli ­

chen. 

Gemeinwohlorientierung steht an dieser Stelle nicht für 

einen über den konkurrierenden materiellen Interessen 

stehenden Wertekosmos höherer Ordnung, auch wenn 

das Beschwören eines so interpretierten Gemeinwohls 

zum Standardrepertoire politischer und gesellschaftli­

cher Auseinandersetzungen gehörte und gehört. Ge­

meint ist hier vielmehr der gemeinsame Nenner hinter 

den Kontroversen um den jeweils konkreten Inhalt des 

Gemeinwohls: ein Verständnis volkswirtschaftlicher 

und sozialer Rahmenbedingungen des wirtschaftlichen 

Handelns auf der Unternehmensebene als Ko llektivgut, 

zu dem die unterschiedlichen Akteure 11ole11s volens bei-

tragen müssen, damit sich diese allgemeinen - und da­

mit eben auch die eigenen - Handlungs- und Interessen­

vertretungsmöglichkeiten nicht verschlechtern. 

Gesellschaft liche Wohlfahrt mit Bezug auf Unterneh­

men lediglich als externen Effekt eines konsequent an 

Renditezielen orientierten Wirtschaftens zu betrachten, 

das in dieser Ausschließlichkeit dadurch zugleich legiti­

miert wird, bedeutet einen tiefen Bruch mit bislang tra­

genden gesellschaftlichen Legitimitätsvorstellungen. 

Die Balance im Rahmen der industriellen Beziehungen 

verändert sich prinzipiell in dem Maße, in dem Stand­

ortqualität nicht mehr als umfassendes, wohlfahrtsstaat­

liche Normen einschließendes und im Prinzip alle ge­

sellschaftlichen Akteure verpflichtendes Kollektivgut 

gi lt, sondern als allein in betriebswirtschaftlichen Kate­

gorien bewertete Bringschuld der übrigen gesellschaftli­

chen Akteure gegenüber den Unternehmen. Wo bislang 

beide Seiten der Notwendigkeit unterlagen, ihre jeweili­

gen Interessen unter Bezugnahme auf übergeordnete 

Gemeinwohlziele zu legitimieren, was ausdrücklich 

nicht heißt, das eigene Interesse einem eindeutigen, nor­

mativ bindenden Gemeinwohl unterzuordnen, erhalten 

an F inanzmarktnormen ausgerichtete Unternehmenszie­

le die zusätzl iche Legitimität, im allgemeinen Standort­

interesse zu sein. 

Einen weiteren Bruch mit bislang tragenden Säulen der 

Sozialpartnerschaft begründet die Verdrängung tech­

nisch-industrieller und technisch-naturwissenschaftli­

cher Gesichtspunkte durch Finanzmarktparameter als 

vorrangige Rationalitätskriterien in der Realwirtschaft. 

Der Grundsatz, dass das technisch-industriell Mögliche 

ausschlaggebend dafür sei , was sich an Renditen erzie­

len ließ, war zwischen von Technikern und Ingenieuren 

dominiertem Management und Industriebeschäftigten 

und ihren Interessenvertretern ebenso unstrittig, wie bei 

den Inhalten technisch-industrieller Rationali tät weitge­

hende Übereinstimmung herrschte. Mit der Erosion der 

gemeinsamen technisch-industriellen Grundorientierung 

und dem Vormarsch von Finanzfachleuten im strategi­

schen Management bricht eine wichtige Brücke weg, 

die bislang interessen- und hierarchieübergreifende Ra­

tionalitäts- und damit zugleich auch Legitimitätskrite­

rien begründet hatte. 

In dem Maße aber, in dem grundlegende Gemeinsam­

keiten zwischen Arbeitnehmervertretern und Manage­

ment ausgedünnt werden und konventionelle Bezüge für 

die Begründung kollektiver Arbeitnehmerpositionen 

und tragfähiger gemeinsamer Nenner weniger hergeben, 

rückt auf der Betriebs- und Unternehmensebene die 

Frage verfügbarer und mobilisierbarer Primärmachtpo­

sitionen stärker als bisher in den Mittelpunkt. 

Von einem allgemeinen Verfall solcher Primärmachtpo­

sitionen kann in den Kernbranchen der deutschen In­

dustrie nicht die Rede sein. So stringent Unternehmens­

ziele aus Finanzmarktanforderungen abgeleitet sein mö­

gen ; mi t der Notwendigkeit, strategische Ziele über real­

wirtschaftliche Produktstrategien zu verwirklichen, 

kommen auch in finanzmarktgetriebenen Unternehmen 

die produktionsökonomischen Voraussetzungen der 

Herstellung von Gütern und Dienstleitungen ins Spiel, 

und damit auch Fragen von Standortbindung und Stand­

ortmobilität. Die Finanzialisierungs- und Internationali-
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sierungsstrategien der Unternehmen führen vielfach zu 

einer Schwächung oder gar Aufhebung jener Abhängig­

keiten im konkreten Fall ; sie heben aber die grundlegen­

de Abhängigkei t der Unternehmen von lokalen, an be­

stimmte Standorte und Belegschaften gebundenen Kom­

petenzen nicht grundsätzlich auf. Die erweiterten Hand­

lungsspielräume sind unmittelbar auch mit der Entste­

hung neuer Dilemmata und dami t neuer Ungewissheits­

zonen verbunden, über deren Kontrolle andere Akteure 

Macht ausüben können (Crozier/Friedberg 1993; Fried­

berg 1993). Nicht der Bestand, sondern die Nutzung von 

Primärmachtpositionen im Rahmen kollektiver Interes­

senvertretung gerät hier verstärkt zum neuralgischen 

Punkt. 

Diese Fähigkeit steht prinzipiell dort infrage, wo die Po­

sition der kritischen lokalen Kompetenzträger an tradi­

tionell gewerkschaftsferne Beschäftigtengruppen wie 

höher oder hoch qualifizierte Angestell te übergeht bzw. 

wo die nachfolgende Generation gewerkschaftlich bis­

lang hoch organisierter Schlüsselgruppen nicht gewon­

nen werden kann. Dabei handelt es sich nicht in erster 

Linie um ein Problem mehr oder weniger effizienter ge­

werkschaftlicher Werbestrategien. Schwerer wiegt, dass 

es sich bei der Neuorientierung des Managements mit 

Blick auf die industriellen Beziehungen nicht allein um 

die einseitige Aufkündigung eines kollektiven Verhand­

lungsarrangements handelt, sondern zugleich auch um 

den Versuch, ein alternatives Deutungsangebot für In­

teressen und Interessenausgleich zu etablieren, das gera­

de auf jene Schlüsselgruppen zielt. Luc Boltanski und 

Eve Chiapello (1999) sprechen in diesem Zusammen­

hang von dem für eine bestimmte Ausprägung des Kapi­

talismus jeweils prägenden ,Geist des Kapitalismus'. 

E in ,neuer Geist des Kapitalismus' entstehe heute dort, 

wo Managementhandeln nicht mehr über industrielle 

Logik und gesellschaftlichen Nutzen begründet werde 

und werden müsse, sondern über die Bezugnahme auf 

Marktbewertung und individuelle Kreativität , und wo 

dies von wichtigen Arbeitnehmergruppen als attraktives 

Angebot angesehen und aufgegriffen werde. Der für 

kollektive Arbeitnehmervertretung grundlegende, aber 

stets prekäre Kompromiss zwischen (relativem) Gleich-

heitsanspruch und dem Streben nach individueller Ent­

faltung stößt hier auf einen machtvollen Gegenentwurf, 

der mit Zielvereinbarungen, individualisierten Anreiz­

systemen, entstandardisierten Arbeitszeitangeboten usw. 

in unmittelbare Konkurrenz zu den kollektiven Regulie­

rungsinstrumenten tritt. Nicht die Aufhebung von Inter­

essengegensätzen und Interessenverletzungen steht hier 

zu erwarten, wohl aber die Möglichkeit, dass diese nicht 

oder nicht mehr als kollektive gedeutet und mit einer 

Perspektive kollektiver Interessenvertretung verbunden 

werden könnten. 

Ein anders gelagertes Vertretungsproblem betrifft die 

konkreten sozialen Beziehungen in einzelnen Betrieben 

und Unternehmen und rührt von der Instabilität der 

neuen globalen Unternehmensstrukturen her. Mit dem 

Zurücktreten von Strategien internen Wachstums gegen­

über Finanzmarktorientierung und Portfoliomanagement 

wird Umbruch zum Normalzustand der Unternehmens­

entwicklung, im strategischen Management überhöht als 

Permanenz von Dynamik und Wandel, die der vermeint­

lichen Statik der Vergangenheit gegenübergestellt wer­

den. Die Tendenz zum permanent Provisorischen stellt 

das deutsche System industrieller Beziehungen auf der 

betrieblichen Ebene grundlegend infrage. Es kommt zur 

Verbindung eines Überforderungs- mit einem Ver­

trauensproblem, wobei beide sich wechselseitig verstär­

ken. 

In dem Maße, in dem das strategische Konzernmanage­

ment den operativen Bereichen als Vertreter globaler Fi­

nanzmarktrationalität entgegentritt, und in dem Portfo­

liomanagement gegenüber längerfristigem organischem 

Wachstum und der Orientierung an internen Synergien 

die strategische Ausrichtung bestimmt, wird die Schnitt­

menge gemeinsamer Orientierungen geringer und die 

Basis für Aushandlungsprozesse instabiler. Wo die Aus­

handlungsarena nicht verlässlich justiert werden kann, 

weil permanent über die Geschäftsgrundlage selbst ver­

handelt werden muss, werden Arbeitnehmervertreter zu­

nehmend überfordert. Eine Konsequenz sind j ene Stand­

ortabkommen, d ie von Betriebsräten ausdrücklich des­

halb abgeschlossen werden, weil sie die Möglichkeit 
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bieten, sich bei grundlegenden Punkten eine Zeit lang 

,,Ruhe" zu verschaffen. Wo das Management schließ­

lich selbst nicht weiß, wie das Unternehmen in zwei 

Jahren aussehen wird, und der einzelne Manager nicht 

weiß, wo innerhalb des Konzerns er dann sein wird, ver­

lieren belastbare Vertrauensbeziehungen ihre objektive 

Grundlage. 

Allerdings beeinträchtigt diese Zunahme an Ungewiss­

heit nicht allein die Position der Arbeitnehmerseite im 

Rahmen der industriellen Beziehungen. Zum einen lie­

gen in solchen Instabilitäten von Fall zu Fall auch neue 

Einflusschancen für Arbeitnehmervertreter. Denn je 

größer die Distanz zwischen strategischem Top-Mana­

gement und operativen Bereichen wird, desto näher 

rücken verbreitet operat ives Management und Arbeit­

nehmervertreter zusammen. Und da Finanzmarktratio­

nalität vom Prinzip her keine klaren Direktiven für das 

operative Geschäft hergibt, ist das, was aus ihr folgt, oft 

auch auf Vorstandsebene umstritten. Auch hier eröffnen 

sich gelegentlich Bündnismöglichkeiten quer zur her­

kömmlichen Schlachtordnung, auch wenn diese nachge­

lagerten Aushandlungsspielräume die Verengung der 

primären nicht aufwiegen. Schwerer noch wiegt die Tat­

sache, dass die Erosion der Voraussetzungen belastbarer 

Vertrauensbeziehungen auch das strategische Manage­

ment selbst an einer empfindlichen Stelle trifft. 

Je nachdrücklicher Unternehmensstrategien auf an­

spruchsvolle, kollektive Beschäftigtenkompetenzen set­

zen müssen, desto mehr sind sie auf solche belastbaren 

Vertrauensbeziehungen angewiesen und damit in der 

Gefahr, durch zuviel Unverbindlichkeit die eigenen 

Schlüsselressourcen zu untergraben. Denn gerade wenn 

Beschäftigte sich auf permanente Veränderungen einlas­

sen, diese gar aktiv betreiben und gestalten sollen, setzt 

dies - worauf Horst Kern hingewiesen hat - ein solides 

Grundvertrauen voraus (Kern 1996). Wo dieses nicht 

mehr auf allgemein anerkannte gesellschaftliche Selbst­

verständlichkeiten gestützt werden kann, wird d ie be­

wusste Herstellung und Pfl ege der Voraussetzungen 

eines solchen Grundvertrauens zu einer Art zweiter 

Ebene in der Aushandlungsarena der betrieblichen bzw. 

unternehmensbezogenen industriellen Beziehungen 

selbst. 

Die Fälle, in denen unter diesen Bedingungen eine Neu­

fundierung belastbarer Vertrauensbeziehungen gelungen 

ist, belegen zweierlei: Die Neujustierung der Aushand­

lungsbeziehungen erfolgt weder über eine Rückkehr zu 

langfristig stabilen Strukturen, noch dadurch, dass die 

Arbeitnehmervertretungen ihre (Re)Aktionsgeschwin­

digkeit an die Vorgaben des Managements angleichen. 

Sie erfolgt vielmehr durch die Institutionalisierung 

neuer Aushandlungsprozeduren, in deren Rahmen Re­

strukturierungsrisiken für d ie Beschäftigten präventiv 

und kontinuierlich kleingearbeitet werden. Und eine we­

sentliche Voraussetzung der Etablierung wie der Regu­

lierungsfähigkeit dieser Prozeduren besteht in der Be­

reitschaft und der Fähigkeit der Arbeitnehmervertretun­

gen, es angesichts drohender Überforderung durch per­

manenten, diffusen Restrukturierungsdruck auf exem­

plarische Konflikte ankommen zu lassen. Unter Bedin­

gungen, unter denen die Bedeutung selbstverständlicher 

gemeinsamer Rationalitätsvorstellungen und Normen 

sowie langjähriger persönlicher Erfahrungen im Um­

gang miteinander zurückgeht, sind stabile Vertrauensbe­

ziehungen zwischen den Vertretern gegensätzlicher In­

teressen umso wahrscheinlicher, j e verlässlicher beide 

Seiten bei einseitiger Verfolgung ihrer Ziele mit dem 

Störpotential der jeweils anderen rechnen können und 

müssen, ein kritisches Minimum an gemeinsamen Inter­

essen oder gemeinsamer zei tlicher Perspektive voraus­

gesetzt.1 Wo selbst diese letzteren Bedingungen nicht 

gegeben sind oder im Sinne organisationalen Lernens 

nicht erlangt werden können, stehen verbreitete innere 

Kündigung und die Schwächung anspruchsvoller Ko­

operations- und Kompetenzzusammenhänge zu erwar­

ten. 

Die kooperati ve Auflösung des Gefangenendilemmas, das hier 
herangezogen wird, setzl ein Minimum an nicht ka lkuliertem 
Kooperationswillen oder eine zeitlich offene Perspektive für den 
Umgang miteinander voraus. Alle empirischen Untersuchungen 
zeigen, dass insbesondere die erste Bedingung weitaus häufiger 
erfü llt ist, als nach strengem spiehheoretischem Kalkül rational 
wäre, re lativ am wenigsten bei akademisch ausgebildeten Öko­
nomen. Deren zunehmender Einfluss auf Unternehmensstrate­
gien könnte Kooperation daher zusätzlich erschweren. 
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Als vorläufiges Fazit lässt sich festhalten, dass die Ten­

denz zur Überforderung betrieblicher Arbeitnehmerver­

tretungen durch permanenten Restrukturierungsdruck 

bei erodierender Basis für Vertrauensbeziehungen allge­

mein wächst, mit der speziellen Ausnahme einzelner Fa­

milienunternehmen, die in beiden Punkten bewusst an­

dere Akzente setzen. Unter den übrigen Unternehmen 

schneiden nach unseren Untersuchungsergebnissen in 

der Chemie- und Pharma und der Metallindustrie kon­

fliktpartnerschaftliche Vertretungskonstellationen unter 

sonst gleichen Bedingungen eindeutig besser ab, was 

das Zustandekommen tragfähiger Arrangements der 

Grundvertrauenssicherung angeht. Konfliktfähige Ar­

beitnehmervertretungen erweisen sich als wichtige 

Agenturen bei der Neubestimmung und Stabilisierung 

konventioneller Grundlagen der Kooperation, wo die 

bisherigen im Gefolge des Ausstiegs des Managements 

an Stabilität und Bindekraft verloren haben. Der Kon­

flikt wirkt in d iesen Fällen als Anlass für organisationa­

les Lernen. Dies setzt freilich bereits vorhandene, etab­

lierte kollektive Vertretungsstrukturen sowie in den un­

tersuchten Fällen umfangreiche, komplexe industriellen 

Produktionszusammenhänge voraus. Wo diese Voraus­

setzungen nicht gegeben sind, stellen sich die bereits 

diskutierten Probleme der Begründung solcher kollekti ­

ven Vertretungsstrukturen unter den Bedingungen eines 

,neuen Geists des Kapitalismus '. Zahlreiche Betriebs­

ratsgründungen in Betrieben der New Eco11omy sind ein 

Indiz dafür, dass ökonomische Krisenerfahrung und das 

damit verbundene Autbrechen von Gegensätzen auch 

bei gewerkschaftsfernen, hoch qualifizierten Beschäftig­

tengruppen Anstoß für die kollektive Interpretation und 

Vertretung von Interessen sein können. Dass solche An­

stöße ausreichen werden, traditionellen gewerkschaftli ­

chen Vertretungsstrategien und Deutungsangeboten in 

der Konkurrenz mit denen jenes , neuen Geists des Kapi­

talismus' zu neuer gesellschaftlicher Bindekraft zu ver­

helfen, kann allerdings ausgeschlossen werden. 

2. Zur Konsolidierung von 

Durchsetzungsmacht in segmentierten 

Aushandl ungsarenen 

Die andere gravierende Beeinträchtigung der Position 

kollektiver Arbeitnehmervertretungen als Folge der glo­

balen Neuausrichtung von Unternehmensstrategien liegt 

auf der Ebene der Unternehmen bzw. der real wirtschaft­

lichen Wertschöpfungszusammenhänge selbst. Im Mit­

telpunkt stehen dabei die Reorganisation der Unterneh­

men auf der Grundlage transnationaler wirtschaftlicher 

Geschäftseinheiten und die damit verbundene Herabstu­

fung konkreter Standorte zu bloßen Schnittstellen im 

Organigramm, verbunden mit der Ausgliederung sol­

cher Teile des Wertschöpfungszusammenhangs, die 

nicht (mehr) zu den Kernkompetenzen gezählt werden. 

Diese transnationale Neukonfiguration bildet auch den 

Rahmen für die strategische Nutzung geographischer 

Ansiedlungs- und Verlagerungsspielräume. Verglichen 

mit der Neuschneidung der Unternehmensgrenzen und 

den Belegschaftsstrukturverschiebungen, die mit dieser 

organisatorischen Globalisierung verbunden sind, ist die 

Bedeutung der geographischen Mobilitätsspielräume für 

die Machtpositionen von Arbeitnehmervertretungen 

aber begrenzt. 

Zunächst einmal gilt keineswegs, dass Produkte, die 

man überall auf der Welt produzieren kann, deshalb 

auch allein dort produziert werden können, wo es welt­

weit am billigsten ist, auch nicht im Rahmen globaler 

Konzerne. Das betrifft nicht nur lokal anfallende Dienst­

leistungen, die nun einmal unmi ttelbar vor Ort erbracht 

werden müssen. Solange man z.B. große Mengen von 

Grundchemikalien, von Billigkunststoffen mit neunzig 

Volumenprozenten Luft, aber auch von Verpackungs­

materialien in Hochlohnländern braucht, werden diese 

auch in Hochlohnländern produziert. Selbst im konti­

nentalen Rahmen spielen Hafenanschlüsse, die Entfer­

nung zu den Abnehmern usw. bei Standortentscheidun­

gen eine ausschlaggebende Rolle. 

Wo solche Mobilitätseinschränkungen nicht zutreffen, 

können wir auf Basis der Typologie von Produktstrate-
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gien, die unseren Analysen zugrunde liegt, unter Mobi­

litätsgesichtspunkten drei Konstellationen unterschei­

den, d ie die Position von Betrieben, aber auch von loka­

len Einheiten einzelner Geschäftsbereiche großer Unter­

nehmen charakterisieren2
: 

2 

die Herstellung industrieller Standardprodukte oh­

ne die Erfordernisse komplexer, technologisch an­

spruchsvoller und kapitalintensiver Anlagen- und 

Infrastrukturvoraussetzungen; dazu zählen in den 

hier untersuchten Branchen, einfache Pharmaferti­

gungen, Standardprodukte und Standardeinzelanla­

gen in der Chemieindustrie, Billigkunststoffe, die 

Herstellung der meisten Textilfarben sowie die 

Standardprodukte in der Reifenindustrie, und eben 

auch die bereits genannten Grundchemikalien oder 

Standard verpac kun gsmateri al i en; 

die Herstellung von Spezialprodukten für be­

st immte Kunden, auf der Basis hoch spezifischer 

und breit einsetzbarer Kompetenzen, sowie in­

dustrielle Standardproduktion auf der Basis kom­

plexer, langfristig aufgebauter, kapitalintensiver 

Kompetenz- und Anlagenvoraussetzungen; dazu 

zählen bei den hier diskutierten Branchen durch­

weg die F&E-Bereiche, die Wirkstoffsynthesen 

und ko mplexe Fertigungsstätten in der Pharmain­

dustrie, technologisch sehr aufwendige und kom­

plexe Chemieanlagen sowie High-tech-Produkte in 

der Reifenindustrie, aber auch lokale Zulieferer 

dieser Branchen, die über spezifische, strategisch 

wichtige Kompetenzen verfügen; 

schließlich standortbezogene Instandhaltungs-, In­

frastruktur- und Zulieferleistungen, die keine spezi­

fisc hen, für das Unternehmen insgesamt strategisch 

wichtigen Kompetenzen voraussetzen oder begrün­

den, die aber vor Ort zuverlässig vorhanden sein 

müssen; hierunter fallen z.B. auch große Teile der 

Logistikfunktio nen, aber auch bisherige Kompe­

tenzzentren wie die Zentralforschungen in der Che-

In Anlehnung an Salais, R. I M . Storpcr (1993). l..es mondcs de 
production. Enquete sur l'identite economique de la France. 
Paris, Editions des Hautes Etu<les en Sciences Sociales, Storpcr, 
MJR. Salais ( 1997). Worlds of production. Thc action frame­
works of the economy. Cambridge (Mass.) / London, Harvard 
Uni versity Press. 

mieindustrie, wenn mit der Konzentration auf einen 

oder wenige Kernarbeitsbereiche der Bezug für 

d iese Querschnittsfunktion verloren geht. 

Diese drei Mobilitätsko nstellatio nen kö nnen als unter­

schiedliche ,Standortligen ' begriffen werden: Die erste 

ist die globale Verlagerungsliga; in der zweiten findet 

eine Konzentration an Hochlohn- und zu Lasten von Pe­

ripheriestandorten statt, wo nicht - wie in Mexiko oder 

Osteuropa - spezifische regionale Differentiale zwi­

schen Wirtschaftsräumen genutzt werden können. 

Standortkonkurrenz gibt es jeweils innerhalb dieser bei­

den Ligen; und dort nimmt sie im Rahmen der global 

ausgerichteten Geschäftseinheiten und Führungsstruktu­

ren auch verbreitet zu. Es gibt aber kaum Standortkon­

kurrenz zwischen diesen beiden Ligen. Wo es Standorte 

der westeuropäischen Hochlohnliga mit Niedriglohn­

konkurrenz aus Ostmitteleuropa zu tun haben, stehen 

dahinter hoch entwickelte, an die inländische anschluss­

fäh ige Industriekulturen in räumlicher Nähe, die sich 

unter den Bedingungen von politischer und Währungs­

abgrenzung im Verhältnis Westeuropa zu Niedrigkos­

tenregio nen entwickelt haben. Diese Konstellation spielt 

in der Chemie- und Pharmaindustrie kaum, in der Auto­

mobil- oder Automobilzulieferindustrie z.B. eine erheb­

liche Ro lle. 

Die dritte der von uns unterschiedenen Ligen schließlich 

entsteht dort, wo - und in dem Maße wie - die betreffen­

den Anforderungen als solche nach unspezifischen Stan­

dardprodukten definiert werden (können). Wo das ge­

schieht, findet eine drastische Absenkung von Vertre­

tungsstandards statt, wo diese nicht ohnehin schon er­

heblich niedriger sind. Allerdings agieren die Unterneh­

men hier aus unterschiedlichen strategischen Annahmen 

heraus unterschiedlich. 

Der Einfluss von Arbeitnehmervertretungen findet ganz 

allgemein dort definitive Grenzen, wo es um den Ab­

stieg aus der Hochlohn- in die globale Verlagerungsliga 

geht. Soweit gesetzliche Bestimmungen und anderwei­

tig im Unternehmen begründete Machtpositionen in die­

sem Zusammenhang genutzt werden können, bezieht 
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sich das auf soziale Folgenbewältigung. Das ist aber im 

Prinzip nichts neues, und solche Prozesse nicht zu be­

hindern, sondern sie unter der Bedingung sozialer Ab­

wicklung mit zu tragen, gehört zu den Konstanten deut­

scher gewerkschaftlicher Politik. Der Versuch, Stand­

ortkonkurrenz an dieser Stelle als Regimekonkurrenz 

aufzunehmen, könnte nicht anders als in vertretungspo­

litische Abwärtsspiralen führen. Wo Kernarbeitsberei­

che nicht in den Niedrigkostenbereich diffundieren, son­

dern - wie in der weit überwiegenden Zahl der hier vor­

gestell ten Bereiche - als globale Zusammenhänge von 

Kompetenzzentren an Hochlohnstandarten konsolidiert 

werden, wird Standortkonkurrenz im Zeichen organisa­

tionaler Globalisierung zwar zu einem Standardinstru­

ment der Unternehmenssteuerung; diese Konkurrenz 

spielt sich aber zwischen Standorten in entwickelten In­

dustrieländern ab. 

Gravierende Beeinträchtigungen der Durchsetzungsfä­

higkeit kollektiver Arbeitnehmervertretung ergeben sich 

aus Verschiebungen zwischen Hochlohn- und Verlage­

rungsliga, in erster Linie aus Veränderungen der Be­

schäftigungsstrukturen: wenn der Abstieg gewerkschaft­

lich traditionell hoch organisierte Kernsektoren bzw. 

Kernbelegschaften betrifft, während die Angehörigen 

neuer oder expandierender Schlüsselgruppen nicht ge­

wonnen werden können - das im vorigen Abschnitt erör­

terte Problem. Von zumindest gleichrangiger Bedeutung 

ist die weitaus feingliedrigere und differenziertere Be­

wertung, die die unterschiedlichen Funktionen innerhalb 

des Wertschöpfungszusammenhangs an ein und demsel­

ben Standort erfahren. Die im wesentlichen einheitliche 

Regulierung von Arbeits- und Entgeltverhältnissen auf 

Unternehmens- und Branchenebene beruhte bislang auf 

einer relativ pauschalen, funktionalen Sicht auf Wert­

schöpfungszusammenhänge vor Ort. Das Herunterrech­

nen von Kosten- und Ertragszielen auf immer kleinere 

Einheiten und die damit verbundene virtuelle oder reale 

Aufspaltung der Prozessketten in der Chemie- und Phar­

maindustrie, aber auch in anderen Branchen3 schaffen 

3 In Montageindustrien wie etwa der Automobi lindustrie sind 
geographische Verlagerungsspielräume von den Produkteigen­
schaften her größer. Aber auch hier besteht eine starke Tendenz 
zur Kombination konzentrierter Kernstandorte mit lokal eng an-

Voraussetzungen für eine systematischere Nutzung geo­

graphischer Verlagerungsoptionen und ermöglicht zu­

gleich eine verstärkte Differenzierung zwischen denje­

nigen Segmenten transnationaler Wertschöpfungszu­

sammenhänge, die noch oder nicht mehr zum global 

operierenden Kernunternehmen gehören. 

Innerhalb fortbestehender Unternehmenszusammenhän­

ge bietet sich dem Management die Möglichkeit, die 

prekäre Position einzelner Segmente im Unternehmen 

oder auch am ei nzelnen Standort als Druckmittel auf die 

allgemeinen Entgelt- und Arbeitsbedingungen zu nut­

zen. An die Stelle der auf der Unternehmensseite tabui­

sierten ,Quersubventionierung' zwischen einzelnen Seg­

menten tritt dann eine Quersubventionierung auf der Ar­

beitnehmerseite: Diese haftet kollektiv für die realen 

oder errechneten Kosten- oder Ertragsprobleme einzel­

ner Bereiche. 

Gravierender sind die Konsequenzen, die sich aus der 

zunehmenden Entkoppelung von transnationalem Wert­

schöpfungs- und Unternehmenszusammenhang ergeben. 

Diese Verschiebungen betreffen in erster Linie Ausglie­

derungen bisheriger Kerntätigkeiten in die ,dritte Liga' 

unspezifischer - bzw. als unspezifisch bewerteter -

Standarddienstleistungen vor Ort. In der Konsequenz 

zeichnet sich die Erosion eines Grundprinzips des Sys­

tems der industriellen Beziehungen in seiner bisherigen 

Form ab: der Brancheneinteilung als Grundlage einer 

relativ eindeutigen Unterscheidung klar definierter Re­

gulierungsbereiche. Mit der Ausweitung einer differen­

zierten Dienstleistungsperipherie um reduzierte indus­

trielle Kernbereiche öffnet sich ein breites Aushand­

lungsspektrum zwischen klassischem individuellem Flä­

chentarif und Logistik- oder Speditions-, Handwerks­

und sonstigen Servicebereichen. Und vor dem Hinter­

grund der Spannen zwischen diesen tariflichen Regulie­

rungsebenen oder gar zwischen Flächentarif und tarif­

freier Sphäre werden Unternehmens- und Branchenpro­

file selbst zum Aushandlungsgegenstand. Eine spezielle 

Facette dieser Entwicklung stellt die von den betriebli-

gebundenen Zulieferparks. also zu verminderter Fertigungstiefe 
im Kernunternehmen bei stabiler oder gar steigender Produktion 
vor Ort. 
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chen Interessenvertretungen zunehmend mitbetriebene 

Schaffung eines Schutzkordons aus befristeten Arbeits­

verhältnissen um die eigentlichen Kernbelegschaften 

dar. Denn hier wird ein Beschäftigungssegment planmä­

ßig in die Wertschöpfungsketten eingebaut, das über 

lange Zeit bewusst nicht tariflich reguliert worden ist. 

Auf der Betriebs- und Unternehmensebene für den Ver­

bleib im Unternehmenszusammenhang und im Gel­

tungsbereich der betreffenden betrieblichen und tarifli­

chen Regelungen zu streiten oder spezifische - und das 

bedeutet in jedem Fall: abgesenkte - Regulierungen als 

Auffangnetz für die tendenziell wachsende industrie­

nahe Dienstleistungsperipherie zu betreiben, sind somit 

nicht prinzipiell unvereinbare Alternativen, sondern 

auch komplementäre Strategien für unterschiedliche 

Konstellationen. Nichtsdestoweniger kommt mit dem 

Auf- und A usbau jener abgesenkten Auffangnetze eine 

Abstufungsdynamik in Gang, die zwar kontrolliert ver­

läuft, die aber mit der Spreizung und Ausdifferenzie­

rung von Entgelt- und Arbeitsbedingungen in bislang 

weitgehend einheitlich regulierten Bereichen zugleich 

das Problem der Formulierung und Konsolidierung ge­

meinsamer Interessenperspektiven in verschärfter Form 

aufwirft. 

Das wiegt umso schwerer, als diese Entwicklung nicht 

allein randständige Segmente betrifft. Das Problem des 

Verschwimmens zwischen Industrie- und Dienstleis­

tungsbereichen, das sich in diesem Punkt stellt, liegt 

quer zu dem der ,Tertialisierung' der Industrie durch 

den wachsenden Anteil von Dienstleistungstätigkeiten 

in der Industrie. Es sind gerade klassische gewerbliche 

und technische Angestelltentätigkeiten, die auf diese 

Weise zunehmend als Dienstleister aus den Kernunter­

nehmen ausgelagert werden, während der Anteil hoch 

qualifizierter Angestelltentätigkeiten dort zunimmt. 

überdurchschnittlich gut organisierte Teile der klassi­

schen industriegewerkschaftlichen Klientel finden sich 

damit vermehrt in den lokalen Dienstleitungsbereichen 

wieder und stehen in den Kernunternehmen als Rück­

halt kollektiver Arbeitnehmervertretung nicht mehr zur 

Verfügung. Und die neuen Schlüsselgruppen in den 

Kernunternehmen stehen der gruppenübergreifenden, 

kollektiven Arbeitnehmervertretung überwiegend fern. 

Ähnlich schwer wiegen für die zukünftige Entwicklung 

des Systems industrieller Beziehungen Spannungen, die 

sich aus dem Verschwimmen zwischen Industrie- und 

Dienstleistungsbranchen als Regulierungsbereichen er­

geben. Denn im Zuge dieser Entwicklung treten ,reine' 

Dienstleistungstarife mit Industrietarifen für bestimmte 

Sektoren in unmittelbare Konkurrenz. Der in der Che­

mieindustrie zunächst in Haustarifverträgen beschrittene 

und in anderen Industriegewerkschaften anvisierte Weg, 

diesen Zwischenbereich durch eigene Dienstleistungsta­

rife zwischen den beiden Polen zu regulieren, ist eine 

gangbare Zwischenlösung mit prekärer längerfristiger 

Perspektive. Denn die Abgrenzung zwischen branchen­

spezifischen und allgemeinen industrienahen Dienstleis­

tungen an Unternehmen ein und derselben Branche wird 

nur in einer Minderheit der Fälle eindeutig möglich 

sein. Dort wo diese Abgrenzung nicht eindeutig möglich 

oder wo der Unterschied arbeitsorganisatorisch kleinzu­

arbeiten ist, wird das Spannungsverhältnis zwischen un­

terschiedlichen Regulierungsniveaus innerhalb der 

Dienstleistungsperipherie weiter genutzt werden. 

Diese Entwicklung erhält dadurch zusätzliche Brisanz, 

dass sich diese unterschiedlichen Niveaus im gewerk­

schaftlichen Bereich mit unterschiedlichen Organisa­

tionszuständigkeiten verbinden. Das deutsche System 

der Branchengewerkschaften, in dem die eindeutige und 

exklusive Zuordnung zu Branchen nicht nur die fachli­

che Zuständigkeit, sondern auch die ökonomische Be­

standsgrundlage der einzelnen Organisation, und damit 

per saldo der Gewerkschaften insgesamt bestimmt, gerät 

mit dem Zerfließen eindeutiger Branchenprofile im 

Zentrum der jeweiligen Organisationsbereiche an defi­

nitive Grenzen. Nachdem sich die Fusion bestehender 

Branchengewerkschaften - und damit die Bestätigung 

der exklusiven Branchenzuständigkeit als Existenz­

grundlage - als Prinzip gewerkschaftlicher Organisa­

tionsreform durchgesetzt hat (Müller/Wilke 2003), ist 

eine Auflösung dieses Dilemmas nicht abzusehen. Re­

gimeko nkurrenz bzw. concession-bargaining zwischen 
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unterschiedlichen Gewerkschaften könnte sich von da­

her aus einem bislang eher randständigen Phänomen4 zu 

einem Schlüsselproblem der industrie llen Beziehungen 

im Inland entwickeln. 

3. Standortkonkurrenz und die Perspektiven 

europäischer Arbeitnehmervertretung 

Auch wenn hier die These untermauert wird, dass die 

Abhängigkeit auch transnational operierender Unterneh­

men von konkreten, lokal gebundenen Kompetenzen 

nicht ab-, und in den High-tech-Sektoren der Chemie­

und Pharmaindustrien eher zunimmt; das Ausspielen 

realer oder potentieller Standorte gegeneinander ist ein 

in den hier untersuchten Unternehmen mit durchaus un­

terschiedlicher Intensität genutztes Steuerungsmittel des 

strategischen Managements. Der betreffende Machtge­

winn des Managements trotz eigener Standortabhängig­

keit speist sich aus zwei Quellen: Der Wert des einzel­

nen Standorts besteht immer in Bezug auf bestimmte 

Geschäftsstrategien, und in diesem Punkt sind unter 

dem Motto der Um- oder Neudefinition von Kernkom­

petenzen abrupte Wechsel nicht selten. Darüber hinaus 

ist den Beschäftigten am einzelnen Standort die eigene 

Abhängigkeit von diesem unmittelbar deutlich, während 

sichere Einschätzungen über den entsprechenden Hand­

lungsspielraum des transnational ausgerichteten Mana­

gements mit gleicher Sicherheit kaum zu gewinnen sind. 

Dies gi lt umso mehr, als dabei auch die Interessen und 

Handlungsspielräume der Belegschaften anderer Stand­

orte ins Spiel kommen. Unter beiden Aspekten besteht 

ein relativ höheres Maß an Ungewissheit auf Seiten der 

Beschäftigten und ihrer Vertretungen, das für sich ge­

nommen bereits einen Machtnachtei l begründet, unab­

hängig davon, wie es mit realen Abhängigkeiten bestell t 

sein mag. 

4 Eine zweite Tendenz zur Verallgemeinerung und Verschärfung 
des Problems ergibt sich innerha lb der traditionellen Diens1leis-
1ungssek1oren selbst zwischen den Gewerkschaften verdi und 
lransnel im Zusammenhang mit der Privatisierung des öffen tli­
chen Nahverkehrs. 

Allerdings zielt die Steuerung über Standortkonkurrenz 

nur zum Teil auf die Aushandlungsarenen der in­

dustriellen Beziehungen. Der Wettbewerb etwa zwi­

schen P harma-Forschungsstandorten um Investitions­

und Personalmittel zielt auf Forschungsoutput, bewertet 

in Erfolgsaussichten und Ertragpotential. Wenn Ent­

scheidungen in diesem Bereich zum Thema der in­

dustriellen Beziehungen werden, dann eher, weil sie von 

der Arbeitnehmerseite dazu gemacht werden. Entspre­

chendes gilt in aller Regel bei Konflikten um Standort­

stilllegungen im Rahmen transnationaler Unternehmens­

zusammenhänge. Auch diese werden zumeist erst da­

durch zum Aushandlungsgegenstand, dass strategische 

Entscheidungen des Managements von Seiten der be­

troffenen Arbeitnehmer und ihrer Vertreter infrage ge­

stellt. Besonders brisante Anlässe bilden hier regelmä­

ßig Fusionen und Übernahmen sowie d ie unter dem 

Stichpunkt ,,Nutzung von Synergien" damit verbunde­

nen Konsolidierungsmaßnahmen. Demgegenüber setzt 

die systematische Nutzung von Standortvergleichen und 

Standortkonkurrenz im Rahmen der industriellen Bezie­

hungen im allgemeinen an Gegenständen unterhalb die­

ser Ebene an, in erster Linie der internen Ausschreibung 

von Aufträgen und der internen Konkurrenz um In­

vestitionsmittel, gebunden an Mindeststandards insbe­

sondere bei Betriebsnutzungszeiten. Mittelbar steht frei­

lich auch hier stets der langfristige Bestand von Stand­

orten im Hintergrund. 

Unabhängig davon, ob Standortinteressen von Arbeit­

nehmervertretungen oder vom Management zum Thema 

gemacht werden ; im Rahmen transnationaler Unterneh­

menszusammenhänge stellt sich die Frage, wie und mit 

welcher Reichwei te sich Standortinteressen gegenüber 

einem strategischen Management zur Geltung bringen 

lassen, das zu allen Standorten gleichermaßen auf Dis­

tanz gegangen ist. Die Frage nach der Möglichkeit einer 

Regulierung latenter oder manifes ter Standortkonkur­

renz auf Arbeitnehmerseite und das damit aufgeworfene 

Informations- und Interessenaggregationsproblem stel­

len sich für deutsche Arbeitnehmervertretungen im We­

sentlichen als europäische; entsprechend sind hier in 
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erster Linie Perspektiven von Eurobetriebsräten und 

europäischer Gewerkschaftspolitik von Belang. 

Auf der Grundlage der Analyse bestehender Eurobe­

triebsratsstrukturen lassen sich eine Reihe gemeinsamer 

Bedingungen für deren Entwicklung zu vertretungs­

wirksamen Vertretungsinstitutionen formulieren: Kon­

fliktfähigkeit bzw. bedeutende eigenständige Machtpo­

sitionen der Arbeitnehmervertretungen an wichtigen 

Standorten, insbesondere auch den Hauptsitzen von Un­

ternehmen; die Bereitschaft der Arbeitnehmervertreter 

dort, aus wohl verstandenem Eigeninteresse eigene 

Machtpotentiale in die europäische Kooperation zu in­

vestieren; schließlich die Möglichkeit, wechselseitiges 

Vertrauen über längere Fristen aufbauen zu können, auf 

der Grundlage personeller Kontinuität und ohne durch 

allzu brisante und konfliktträchtige Probleme frühzeitig 

überfordert zu werden. Die Bedeutung dieser Vorausset­

zungen wird durch Entwicklungen in anderen Branchen 

bestätigt: Die bislang avancierteste koordinierte Interes­

senvertretung auf europäischer Ebene, der Abschluss 

eines verbindlichen Rahmenabkommens für d ie Re­

strukturierung der Europäischen General-Motors-Werke 

durch den EBR, geht auf demonstrierte, koordinierte 

Konfliktfähigkeit zurück, und diese wiederum auf einen 

langjährigen Prozess des Lernens von Kooperation an 

zunächst zweit- und drittrangigen Themen. 

Die Notwendigkeit, der relativen Entwertung solide be­

festigter Vertretungspositionen im nationalen Rahmen 

durch „weiche" Formen der Koordination auf europäi­

scher Ebene zu begegnen, die in erster Linie auf interner 

Vertrauens- und Konsensbildung beruhen, darf nicht als 

bloße Notlösung angesichts bislang unzulänglich insti­

tutionalisierter verbindlicher Aushandlungsarenen auf 

der europäischen Ebene angesehen werden. Im Gegen­

teil: Wie Franz Traxler und Bernhard Kittel (Traxler 

2000; Traxler/Kittel 2000) auch für die Entwicklungs­

perspektiven transnationaler Tarifbeziehungen gezeigt 

haben, kann die Kombination relati v harter, gesetzlich 

gestützter Koordinations- und Vertretungspositionen im 

nationalen bzw. lokalen Rahmen mit „weichen" Formen 

transnationaler Koordination als die aussichtsreichste 

Strategie angesehen werden, weil alle Formen verbindli­

cherer Regulierung auf dieser letzteren Ebene an un­

überwindlichen Problemen der Interessenintegration 

schei tern würden. Das gilt in zumindest gleichem Maße 

für den Bereich betriebs- und unternehmensbezogener 

Aushandlungsbeziehungen. Die gegenüber ursprüngli­

chen Plänen und insbesondere auch gewerkschaftlichen 

Forderungen schwächere Ausstattung der EBR-Ebene 

allein mit Informationsaufgaben und -rechten stellt für 

die Entwicklung praktisch wirksamer Formen europäi­

scher Arbeitnehmervertretung einen angemessenen Rah­

men bereit und damit nicht ein Handicap, sondern eine 

Chance dar.5 

Denn der Wert, den weitergehende Einwirkungs- oder 

Mitbestimmungsrechte im Rahmen der industriellen Be­

ziehungen haben können, hängt für kollektive Arbeit­

nehmervertretungen davon ab, dass sich die Beteiligten 

auf ein Mindestniveau gemeinsamer Interessen und Ver­

tretungsperspektiven verständigen können. Je disparater 

und heterogener Interessenlagen sind, desto weniger 

hilft ein Mehr an Rechtspositionen allein weiter. Im Ge­

genteil: Die Möglichkeit, sich auf Rechtsposi tionen zu­

rückzuziehen, kann die kollektiven Lernprozesse behin­

dern oder blockieren, in denen die Fähigkeit gegebenen­

falls erworben werden kann, kollektive Interessen zu de­

finieren und praktisch zu verfolgen. Das gilt in besonde­

rem Maße im internationalen Rahmen, wo zu dem Prob­

lem disparater konkreter Interessenlagen das zusätzliche 

kommt, dass die Beteiligten sich auf unterschiedliche 

konventionelle Kontexte beziehen bei der Bestimmung 

ihrer Interessen, bei der Wahl der Mittel zu ihrer Durch­

setzung, bei der Wahl der Kriterien, nach denen eine be­

stimmte Lösung eines Problems tatsächlich als Lösung 

gilt etc. 

Ein EBR, der, mit starken Rechtspositionen ausgestattet, 

auf Unternehmensentscheidungen über Entlassungen, 

Restrukturierungen, die Verteilung von Kapazitätsabbau 

5 Das gilt übrigens in gleicher Weise für das Verhältnis von Ge­
samt- und örtlichen Betriebsräten im nationalen Rahmen, wo die 
Handlungsfähigkeit des GBR als Vertreter übergreifender Inter­
essen an die Fahigkeit gebunden ist, die institutionell stärker 
ausgestatteten lokalen Betriebsräte von einer gemeinsamen, ko­
ordinierten Politik zu überzeugen. 
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oder gar Standortschließungen wirksam Einfluss neh­

men könnte, wäre vor dem Hintergrund der skizzierten 

Interessenintegrationsprobleme weniger eine Hilfe als 

vielmehr ein Problem. Je unterschiedlicher oder gegen­

sätzlicher die unmittelbaren Interessen der Beschäftig­

ten unterschiedlicher Standorte und nationaler Beleg­

schaften in einem bestimmten Punkt sind, und je weni­

ger die Kompetenz ausgebildet ist, mit dieser Heteroge­

nität umzugehen, desto mehr würde die Frage mit jenen 

Rechten zu einer Frage von Mehrheitsentscheidungen 

und in der Konsequenz von internen Allianzen und aus­

geschlossenen Minderheiten. Erwiesen sich die betref­

fenden Konstellationen als stabil, dann wären dauerhaf­

te Fraktionierung und die Ausgrenzung einer mehr oder 

weniger großen Minderheit die Folge. Bliebe es bei ad­

hoc-Allianzen und wechselnden Mehrheiten von Fall zu 

Fall, wäre eine Situation allgemeinen und dauerhaften 

gegenseitigen Misstrauens die Konsequenz, die Konstel­

lation des Gefangenendilemmas ohne zeitliche Perspek­

tive, in der nicht zu kooperieren die rationale Verhal­

tensoption ist. 

Außerdem wäre es in dem Maße, in dem die Mehrheits­

verhältnisse im Gremium weit reichende, unmittelbare 

Bedeutung für Beschäftigteninteressen hätten, aus Sicht 

der Vertreter großer Standorte und Landesgesellschaften 

irrational und gegenüber der eigenen unmittelbaren 

Klientel schlichtweg nicht durchzuhalten, nicht auf pro­

portionaler Repräsentanz entsprechend den jeweiligen 

Beschäftigtengewichten zu bestehen, mit der Konse­

quenz, dass die Vertreter kleinerer Ländergruppen mar­

ginalisiert oder gar nicht vertreten wären. Und da die 

Großen in der Lage wären, Interessen ihrer Klientel 

über ihr Stimmengewicht auch allein durchzusetzen, be­

stünde von ihrer Seite kein Interesse, in die Entwicklung 

kollektiver Vertretungskompetenz auf europäischer 

Ebene zu investieren. 

Effektive „weiche" Koordinierung im europäischen 

Rahmen kann - das macht das angeführte Beispiel von 

Opel deutlich - die Basis für manifeste Konfliktfähigkeit 

von Arbeitnehmervertretungen auf länderübergreifender 

Ebene schaffen. Die angesprochene Rahmenvereinba-

rung, die als zentralen Bestandteil eine Bestandsgarantie 

für alle europäischen Standorte enthält, wäre ohne einen 

demonstrativen, europaweiten Warnstreik nicht zu ha­

ben gewesen. Und es spricht nichts dagegen, aus diesem 

einmal geführten Machbarkeitsnachweis auf eine verall­

gemeinerbare Handlungsperspektive zu schließen, ver­

gleichbare Bedingungen vorausgesetzt. 

4. Das System industrieller Beziehungen und 

die gewerkschaftliche Rolle als politischer 

Verband 

Außer auf der Fähigkeit, durch selektive Kooperations­

verweigerung auf der Betriebs- und Unternehmensebene 

Druck auszuüben, beruht der bislang beträchtliche Ein­

fluss kollektiver Arbeitnehmervertretung in Deutschland 

auf einer spezifischen Rolle industrieller Beziehungen, 

die als eines der gemeinsamen Merkmale des ,europäi­

schen Sozialmodells' gelten kann. Gewerkschaften und 

Arbeitgeberverbände gelten und fungieren nicht - wie 

insbesondere in angelsächsischer Perspektive - allein als 

Bargaining-Kontrahenten im privaten Raum, sondern -

zumindest auch - als Träger gesamtgesellschaftlicher In­

tegrations- und Ordnungsfunktionen, als intermediäre 

Organisationen (Pirker). Sie gelten als partikulare Inter­

essenvertretung und als Träger gesamtgesellschaftlicher 

Gemeinwohlfunktionen, und zwar sowohl in der Selbst­

beschreibung und Selbstlegitimierung wie in der öffent­

lichen Wahrnehmung. Diese Zuschreibung ist eine ganz 

wesentliche Grundlage für den Einfluss kollektiver Ar­

beitnehmervertretungen in diesen Gesellschaften. Sie 

begründet zum einen die Fähigkeit, Arbeitnehmerinter­

essen im Rahmen staatlichen Handelns wirksam zur 

Geltung zu bringen, und sie bietet zugleich im engeren 

Rahmen der industriellen Beziehungen die Möglichkeit, 

die eigene Position unter Berufung auf allgemeine ge­

sellschaftliche Anerkennung zu stärken. Nicht zuletzt 

aber ist sie eine wichtige Voraussetzung für die Mitglie­

dergewinnung und -bindung dort, wo Milieubindungen 

und Organisationstraditionen nicht oder nicht mehr grei­

fen bzw. nie bestanden haben. 
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Die Trendumkehr, die den bereits in den 1960er Jahren 

von massivem Mitgliederschwund bedrohten deutschen 

Gewerkschaften seit dem Ende jenes Jahrzehnts zumin­

dest in der Industrie und den Arbeiterbereichen gelang, 

beruhte zum einen auf den Anstößen durch arbeitspoliti­

sche und Verteilungskonflikte auf der Betriebs- und Un­

ternehmensebene, die vielfach an den Gewerkschaften 

und Betriebsräten vorbei brisant geworden waren. Die 

Grenzen der eigenen Integrations- und Befriedungsfä­

higkeit entpuppten sich unter den Bedingungen einer 

notorisch angespannten Arbeitsmarktlage als Machtres­

source par excel!ence. Hinzu kam aber, dass die Schub­

kraft dieser Konflikte wie der allgemeinen politi schen 

Aufbruchstimmung jener Jahre von den Gewerkschaften 

gerade in Deutschland genutzt werden konnte, ihre Rol­

le als politischer Verband zu stärken und wirksam zu 

befestigen. Mit dem IG-Metall-Kongress „Qualität des 

Lebens", der de facto ein Kongress der DGB-Gewerk­

schaften insgesamt war, vermochten sie seit 1972 eines 

der zentralen Leitmoti ve sozialer Reformpolitik im Fol­

gejahrzehnt zu etablieren (Wiesenthal/Clasen 2003: 

306). Über die breite Verankerung in den Volksparteien 

gelang ihnen die Durchsetzung wesentlicher Mitwir­

kungspositionen auf Betriebs- und Unternehmensebene 

sowie grundlegender Reformen im sozialpolitischen Be­

reich. Nicht zuletzt wurde gewerkschaftliches Engage­

ment zu einem bevorzugten Handlungsfeld für diejeni­

gen, die unter den Bedingungen dieser politisch-gesell­

schaftlichen Umbruchphase nach Möglichkeiten prakti­

scher politischer Teilhabe suchten. Die zentralen Träger 

vertretungsstarker betrieblicher Arbeitnehmervertretun­

gen - darauf wurde bereits hingewiesen - gehen zum 

größten Teil auf den damit verbundenen Rekrutierungs­

und Aktivierungsschub zurück. Betriebliche Mobilisie­

rungsfähigkeit und Vertretungsfähigkeit im staatlich­

politischen Bereich verstärkten sich auf diese Weise 

wechselseitig. 

Aus der unter d iesen Voraussetzungen eroberten poli­

tisch-gesellschaftlichen Einflussposition rücken insbe­

sondere die Gewerkschaften unter den Bedingungen des 

ungleich tieferen und umfassenderen Umbruchs seit den 

1990er Jahren zunehmend an den Rand. Das hängt nur 

zum Teil mit der spätestens seit den 1980er Jahren 

dauerhaften Millionenarbeitslosigkei t zusammen, so 

wichtig deren Einfluss auf die gesellschaftlichen Macht­

verhältnisse ist. Und auch der Wandel der Beschäftig­

tenstrukturen trägt als eigenständige Erklärung nur so 

weit, wie man die Nichtorganisierbarkeit von Dienst­

leistungsbranchen und hoch qualifizierten Angestellten 

für per se gegeben annimmt. Einzelne Beispiele aus die­

ser Untersuchung sowie die Organisationsverhältnisse 

in einigen nord- und westeuropäischen Ländern (vgl. 

Müller-Jentsch/lttermann 2000: 243) widersprechen die­

sen Annahmen. Gleichwohl: Traditionell gewerk­

schaftsferne Sektoren und Beschäftigtensegmente zu er­

schließen sowie Attraktivität bei der neu ins Erwerbsle­

ben eintretenden Generation zu gewinnen, ist unabding­

bar für den Erhalt der Gewerkschaften als politisch und 

gesellschaftlich relevanter Organisationen. 

Von erheblicher Bedeutung dafür, dass sich die deut­

schen Gewerkschaften in ihrer Rekrutierungsfähigkeit 

seit den 1980er einschneidend verschlechtert haben, ist, 

dass sie ihre gesellschaftliche Akzeptanz als Träger ge­

nereller Gemeinwohlfunktionen weitgehend verloren 

haben. Wo sie in den 70er und 80er Jahren als Reform­

motor relativ allgemein anerkannt waren, sehen sie sich 

zu Beginn des 21. Jahrhunderts nicht nur von Parteien, 

Medien und arbeitgebernahen Interessenverbänden, son­

dern auch von weiten Teilen der Bevölkerung als der 

entscheidende Bremsklotz notwendiger gesellschaftli­

cher Reformen dingfest gemacht. Und wer Gewerk­

schaftsmitglied wird, wird es nicht mit dem, sondern ge­

gen den gesellschaftl ich dominierenden Meinungstrend. 

Beträchtlichen Anteil an dieser Entwicklung haben der 

objektive Verfall zentraler Funktionsvoraussetzungen 

keynesianischer Nachfragepolitik im nationalstaatlichen 

Rahmen und die Renaissance der neoklassichen Ange­

botsorientierung als Leitparadigma in Ökonomie und 

Politik. Und insofern, als es sich dabei um eine maßgeb­

lich von globalen Institutionen, Organisationen und 

Deutungsgemeinschaften getragene Bewegung handelt, 

lässt sich hier sehr wohl von der Wirkung einer in die­

sem spezifischen Sinne verstandenen Globalisierung 
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sprechen. Wie die betreffenden Impulse in einer be­

stimmten Gesell sc.:haft aufgenommen und wirksam wer­

den, in welchem Ausmaß sie die dort bislang vor­

herrschenden Normen und Deutungsmuster entwerten 

oder aber diesen gemäß interpretiert und gegebenenfalls 

umgemodelt werden, entscheidet sich auf der Ebene ein­

zelner Gesellschaften. So sehr sic.:h die Deutungsge­

mei nschaften von Top-Managern, Zentralbankern, Ana­

lysten, Management- und Politikberatern etc. auf der 

Ebene transnationaler sozialer Räume (,,transnational 

social spaces") (Pries 2001 ; Pries 2001) konstituieren 

mögen, die von der konkreten Realität einzelner Gesell­

schaften entkoppelt sind; ihre allgemeine politische und 

gesellschaftliche Orientierungswirkung richtet sich nach 

ihrer Aufnahme durch die Öffentlichkei t eben jener 

konkreten Gesellschaften. Die Marginalisierung der 

deutschen Gewerkschaften, ihrer Strategie- und Deu­

tungsangebote ist deshalb kein globales, sondern ein Or­

ganisationsproblem vor Ort. Gewerkschaftliche Politik­

und Deutungsangebote werden in Deutschland - durch­

aus im Unterschied zu einer Reihe anderer europäischer 

Staaten - von einem wachsenden Teil der Erwerbsbevöl­

kerung nicht als angemessene Antworten auf d ie eige­

nen Fragen oder Probleme angesehen. Und wenn jene 

individualisierenden Deutungsangebote, die wir im An­

schluss an Boltanski/Chiapello als ,neuen Geist des Ka­

pitalismus' apostrophiert haben, bei wichtigen Beschäf­

tigtengruppen besser verfangen als die etablierten ge­

werkschaftlichen, dann reicht das Insistieren auf der gu­

ten Begründung der letzteren nicht aus. 

Das „Modell Deutschland" und die Rolle, die die Ge­

werkschaften in seinem Rahmen einzunehmen ver­

mochten, beruhten maßgeblich darauf, dass sich Interes­

sen und Belange der industriellen Exportökonomie mit 

guten Gründen als gesamtwirtschaftliche bzw. gesamt­

gesellschaftl iche vertreten ließen. Insbesondere konnte 

auch die starke Vertretungsposition von Betriebsräten 

und Gewerkschaften in diesen Sektoren die Grundlage 

für eine hinreichend allgemeine Arbeitnehmervertretung 

bilden. Solange die Exportindustrien beschäftigungsin­

tensiv genug waren, um der Binnenwirtschaft ausrei­

chend Kaufkraftimpulse und sekundäre Beschäftigungs-

effekte zu vermitteln, profitierten die Beschäftigten in 

der übrigen Wirtschaft mit. Zwar verdiente man insbe­

sondere in den humanbezogenen Dienstleistungsberei­

chen deutlich weniger, man bewegte sich aber im Ge­

leitzug nach oben mit. In dem Maße, in dem sich mit 

immer weniger Beschäftigten weiterhin kontinuierlich 

hohe Exportüberschüsse erzielen lassen, verkehrt sich 

dieser Zusammenhang. Hohe Exportüberschüsse und 

ihre langfristigen Wechselkurseffekte ergeben Preis­

und Arbeitskostenstrukturen, die zwar von global ope­

rierenden Zentralunternehmen mit ihrer unterdurch­

schnittlichen Personalintensität gut verkraftet werden, 

nicht aber von vielen überdurchschnittlich personalin­

tensiven Unternehmen im industriellen wie im Dienst­

leistungsbereich. Dabei geht diese Auseinanderentwick­

lung nicht allein auf die Produktivitätsentwicklung in 

der Exportindustrie zurück, sondern auch auf die oben 

analysierte Tendenz zur Auseinanderentwicklung von 

globalen Produktions- und Unternehmenszusammen­

hängen. 

Das damit aufgeworfene Dilemma übersteigt grundsätz­

lich das, was sich auf tariflicher und Unternehmensebe­

ne mit ,Bordmitteln' wie Öffnungsklauseln, Stufentarif­

verträgen, Standortvereinbarungen, Produktivitätspakten 

usw. bewältigen lässt, so sinnvoll und notwendig diese 

als Mittel sind, um der zunehmenden Heterogenität ein­

zelbetrieblicher Situationen Rechnung zu tragen. Um 

sich unter diesen Bedingungen auseinander driftender, 

originärer Verteilungsspielräume glaubwürdig als allge­

meine Arbeitnehmervertretungen zu behaupten und An­

erkennung als Gemeinwohlinstanzen zurück zu gewin­

nen, brauchen Gewerkschaften mehr denn je eine eigen­

ständige Reformperspektive für den Sozialstaat, die sich 

nicht allein in der reaktiven Abwehr neoliberaler An­

sätze und Zumutungen erschöpft. 

Die besonderen Schwierigkeiten der deutschen Gewerk­

schaften, mit d iesem Dilemma umzugehen, beruhen auf 

einem weiteren. Während die Ansprüche an die reform­

politische Leitbild- und Strategiefähigkeit zunehmen, 

geht diese Fähigkeit kontinuierlich zurück. In der Ver­

gangenheit beruhte die Stärke und Kampagnefähigkeit 
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der Gewerkschaften im tarifpolitischen wie im allge­

meinpolitischen Bereich darauf, dass es gelang, bran­

chenspezifisch unterschiedliche Ziele und Vertretungs­

praktiken mit einem koordinierten und fokussierten Ein­

treten für gemeinsame, himeichend konkrete und kon­

sistente, übergreifende Projekte zu verbinden. Diese Fä­

higkeit ist in der Folge der Auseinandersetzungen um 

die richtige Strategie beschäftigungswirksamer Arbeits­

zeitpolitik zu Beginn der 1980er Jahre nachhaltig verlo­

ren gegangen. Während das eine Lager um die IG Me­

tall damals auf einen breiten politisch-gesellschaftlichen 

Konflikt zur Durchsetzung der 35-Stunden-Woche setz­

te, betrieb ein anderes um die IG CPK unter Aufnahme 

entsprechender Kooperationsangebote von Staat und 

Wirtschaft das Projekt einer tariflich-gesetzlich regulier­

ten Verkürzung der Lebensarbeitszeit. 

Wichtiger als Implikationen und Konsequenzen dieser 

Spaltung - gescheitert sind unter beschäftigungspoli ti­

scher Perspektive letztlich beide Strategien6 
- ist, dass 

kooperativer Reformismus und Konfliktorientierung als 

komplementäre Seiten gewerkschaftlicher Politik sich 

zu Polarisierungsmerkmalen entwickeln. Die histori­

schen Scheinalternativen ,kooperative oder kontliktori­

sche Gewerkschaftspol itik' bzw. ,Ordnungsfaktor oder 

Gegenmacht' haben sich zu politisch-programmatischen 

Abgrenzungsprinzipien zwischen unterschiedlichen Ge­

werkschaften verdichtet, während sie zuvor eher unter­

schiedliche Strömungen markiert hatten, innerhalb der 

einzelne Gewerkschaften j e spezifische Balancen bi lde­

ten. „Chemiepartnerschaft" und die Absetzung von der 

IG Metall wurden zum wesentlichen Mittel der politi­

schen Selbstprofilierung der IG CPK nach innen und au­

ßen, und die Absetzung von Positionen der IG CPK 

avancierte innerhalb der IG Metall zu einem prominen­

ten Mittel der organisationspolitischen Binnen- bzw. 

Lagerintegration. Entsprechendes galt mehr oder weni­

ger für die anderen Organisationen der jeweiligen ,La-

6 Die flächendeckende Nutzung des Vorruhestands zum ,unbluti­
gen Personalabbau ' ist neben der Finanzierung von Kosten der 
deutschen Einigung eine weitere wesentliche Ursache für die 
Krise der Sozialkassen. Und dass sich bei der Verrechung von 
Wochcnarbeitszeitverklirzung, Produktivitäts- und Flexibilisie­
rungseffekten ex ai1te gerechnet ein mehr als zweitrangiger. po· 
siti ver Beschäftigungssaldo ergibt, erscheint frag lich. 

ger', und gemeinsame Positionen auf DGB-Ebene gerie­

ten zu notdürftig diplomatisch verbrämten Dissensbe­

kundungen bzw. minimalistischen gemeinsamen Nen-

nern. 

Mit Blick auf die Frage der reformpoli tischer Leitbild­

und Strategiefähigkeit über den eigenen Bereich und die 

jeweilige Traditionsklientel hinaus ist die Bilanz der 

konkurrierenden strategischen Ansätze durchweg nega­

tiv. Die Gewerkschaften haben auf dieser Ebene - an­

ders als gegebenenfalls im Branchenkontext - durch 

Programm- und Leitbildkonkurrenz untereinander nichts 

zu gewinnen. Kooperationsbereitschaft ohne die Mög­

lichkeit, auch anders zu können, führt zu einer 

Mischung von politischen Appellen und Anpassungs­

verhalten. Und Konfliktfähigkeit ohne positives Koope­

rationsprojekt in die gesellschaftliche und politische 

Mitte hinein droht in politisch folgenlosem Protestkam­

pagnentum zu versanden. Was mit dem Beschwören 

von ,Gegenmacht' und der Vision einer neuen ,außer­

parlamentarischen Opposition' beginnt, könnte da leicht 

als eine Art Fischerchöre der Arbeitnehmervertretung 

enden, bei niedrigeren Einschaltquoten allerdings. Die 

Fähigkeit, gewerkschaftsübergreifende politische Re­

formprojekte zu entwickeln und damit gesellschaftlich 

breit anerkannte sozialpol itische Deutungskompetenz 

im nationalen Rahmen wiederzugewinnen, ist eine un­

abdingbar notwendige Bedingung für gewerkschaftliche 

Politik, die über die mehr oder weni ger reaktive Abar­

beitung von ,Globalisierungsfolgen' bzw. ,Zwängen der 

Globalisierung' auf Branchenebene hinausgeht. 

Hinreichend ist sie freilich nicht. Denn in dem Maße, in 

dem Sozialpolitik im nationalen Rahmen sich vor allem 

als Konkretisierung von Umbauvorgaben darstellt, die 

von der EU-Ebene weitgehend vorgegeben sind, hängt 

die gewerkschaftl iche Pol itikfähigkeit im nationalen 

Rahmen mehr und mehr an der Fähigkeit, als politisch 

ernstzunehmender europäischer Akteur auf der EU-Ebe­

ne präsent zu sein. Über die bislang - nicht nur bei deut­

schen Gewerkschaften - vorherrschende Praxis, sich auf 

die hinhaltende Verteidigung nationaler Standards und 

Regulierungen gegen die Eingriffe der europäischen 
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Ebene zu konzentrieren und Europapolitik als diploma­

tisch-deklamatorisches Zusatzgeschäft zu betreiben, ist 

die Entwicklung des poli tischen Systems definitiv hin­

aus. Poli tische Handlungsfähigkeit auf der europäischen 

Ebene setzt einen hinreichend großen gemeinsamen 

Nenner an substanziellen politischen Gestaltungsper­

spektiven voraus, die die gewerkschaftliche Politik auf 

der nationalen Ebene nicht nur ergänzen, sondern beide 

Ebenen systematisch auf einander beziehen. Das setzt -

in Analogie zu dem, was zu den Bedingungen transna­

tionaler Interessenkoordination im Unternehmensrah­

men bereits gesagt wurde - voraus, das im lokalen und 

nationalen Rahmen (noch) handlungsfähige Gewerk­

schaften substanziell in die europäische Vertretungsebe­

ne investieren. Ob das eine realistische Perspektive ist, 

muss zum gegenwärtigen Zeitpunkt im besten Fall offen 

bleiben. 
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Jenseits des Hype: Arbeit bei Internetdienstleistern1 

Nicole Mayer-Ahuja und Harald Wolf 

Wir präsentieren im Folgenden ausgewählte Zwischenergebnisse des Forschungsprojektes „Arbeitsorga11isatorische 

Varianten von Autonomie und Bindung bei, Wissensarbeit' ".2 Um das weite Spektrum von Unternehmens- und Arbeits­

orga11isatio11 bei lntemet-Dienstleistem, dem sich das Projekt widmet, a11gemessen zu erfassen, wurden 12 /ntensivfall­

studien i11 älteren wie jü11gere11 Firmen durchgeführt, die sich auf Webdesign, Programmierung, E-Leami11g oder E­

Business-Anwendu11ge11 spezialisiert habe11 (zu Details siehe Tabelle11 1 und 2 in Abschnitt !V). Der Zwischenauswer­

w11g lagen rund 40 leitfade11gestiitzte qualitative Interviews mit Beschäftigten, 20 mit Managern und 10 mit Branchen­

experten aus Gewerkschaften, Verbänden 1111d atts der Wisse11scliaft wgrunde. Da die Datenerhebu11g wm Zeitpunkt 

dieser Auswertung noch 11icht abgeschlossen war, haben manche unserer Ergebnisse noch vorläufigen Charakter, wäh­

rend andere bereits gründlicher ausgearbeitet sind. 

1. Einleitung 

Das Neue und der radikale gesellschaftliche Wandel ste­

hen im Zentrum der Diskussion über aktuelle und künf­

tige Entwicklungstendenzen von Arbeit. Die gehandel­

ten Vorstellungen von einer anbrechenden „Informa­

tionsgesellschaft" reichen von „Netzwerkgesellschaft" 

(Castells 1996) bis „Wissenskapitalismus" (Burton­

Jones 1999), und stets schwingt die Annahme eines Pa­

radigmenwechsels mit: hin zu „post-fordistischen" und 

,,post-bürokratischen" Formen von Organisation und 

Arbeit und zu einem „neuen Geist" des Kapitalismus, 

der statt auf vertikale (hierarchische) Dominanz auf ho­

rizontale Koordination (etwa manifestiert in Projektar­

beit) setze (Boltanski/Chiapello 1999). 

Solche Konzepte implizieren grundlegende Veränderun­

gen im Verhältnis von (Wirtschafts-)Organisationen zu 

ihrer Umwelt. Erwartet wird etwa eine zunehmende ,,Fi-

nanzialisierung" (im Sinne größerer Abhängigkeit von 

Kapitalmärkten), eine „Vermarktlichung" von Organisa­

tionsstrukturen, verstanden als direktere Konfrontation 

von Arbeitenden mit Markt- und Kundenanforderungen, 

sowie ein Bedeutungszuwachs von kleinen Organisa­

tionseinheiten und Unternehmensnetzwerken. Im Be­

reich der Arbeitsgestaltung wird schließlich eine radika­

le Flexibilisierung von Beschäftigungsverhältnissen 

(und entsprechend diskontinuierliche Erwerbsverläufe) 

bei gleichzeitiger „Befreiung" von bürokratischer Kon­

trolle im Rahmen von Projektarbeit diskutiert. ,,Post­

fordistisch" Arbeitende könnten demnach Arbeitspro­

zess und Art des Beschäftigungsverhältnisses autono­

mer bestimmen, während für Unternehmen die erweiter­

ten Spielräume im Personaleinsatz zugleich mit größe­

ren Schwierigkeiten verbunden wären, Arbeitende zu 

kontrollieren und einzubinden. 

Der vorliegende Text ist eine iiberarbeitete und erweiterte deutsche Fassung unseres Aufsatzes: „ ß eyond thc Hype. Working in the German In­
ternet Industry", der voraussichtlich 2005 in „Critical Sociology" erscheinen wird. 

2 Das Projekt wird im Rahmen des Förderschwerpunkts ,Zukunftsfähige Arbeitsforschung" vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
finanziert und vom Projektträger im DLR, „Arbeitsgestaltung und Dienstleistung", betreut. Es ist Teil des vom SOFI koordinierten Forschungs­
verbunds „Grenzen der Entgrenzung von Arbeit" (Wolf/Maycr-Ahuja 2002; www.netzwerkarbeitsforschung.de). 
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Allerdings stammen solche Charakterisierungen und 

Annahmen oft aus dem Managementdiskurs, der zwar 

Haltung und Handeln von Akteuren beeinflussen mag, 

aber (auch nach eigenem Verständnis) nicht unbedingt 

die Arbeitswirklichkeit oder gar die ganze Vielfalt von 

Arbeits- und Organisationspraktiken widerspiegelt, mit 

der wir es aktuell zu tun haben. Beispiele für neue For­

men von Arbeit, welche die skizzierten Trends bestäti­

gen sollen, werden aber schon heute in e inigen, vermut­

lich noch an Bedeutung gewinnenden Bereichen wie der 

IT-, Biotechnologie- oder Kulturindustrie ausgemacht. 

Speziell Internet-Dienstleistungen - in der US-Konstel­

lation der „wilden 1990er" mit ihrer neoliberalen Ver­

klärung der Markthegemonie, ihrer Shareholder-Value­

Orientierung und „New Economy"-Rhetorik entstan­

den - galten eine Zeit lang als Trendsetter für „neue Ar­

beit". Inzwischen ist der Hype, der das World Wide 

Web umgab, allerdings Geschichte, und so fällt es leich­

ter, einen nüchternen Blick auf die prosaische Arbeits­

realität in diesem Sektor zu werfen. Sinnvoll ist er alle­

mal, verspricht er doch gewisse Aufschlüsse darüber, 

welche Chancen auf Realisierung oder gar auf Verallge­

meinerung die erwähnten Konzepte von Unternehmens­

und Arbeitsorganisation auf längere S icht haben dürf­

ten. 

Bevor wir uns den in Internetfirmen angewendeten 

Kontrollmethoden und deren Konsequenzen für die 

Möglichkeiten von Beschäftigten zuwenden, ihre Arbeit 

im Wortsinne autonomer zu gestalten, indem sie eigene 

Regeln setzen, sind Größe, S truktur und Finanzierungs­

modi der in Deutschland entstehenden ,Jntemet-In­

dustrie" knapp zu umreißen (II .) sowie ein Überblick 

über zentrale Aufgaben, Jobprofile und Kompetenzen 

unter Bedingungen von ,,Projektifizierung" zu geben 

(III.). Im Hauptteil des Textes geht es dann um ausge­

wählte Aspekte von Hierarchie und Kontrolle, wobei 

unter anderem nach Spuren von „Vermarktlichung", 

,,Entbürokratisierung" und „selbstbestimmter Arbeit" 

Ausschau zu halten ist (IV.). Abschließend wird auf Ba­

sis der Hauptergebnisse argumentiert, dass Arbeitsorga­

nisation bei deutschen Internet-Dienstle istern durch ein 

Gemisch verschiedenster Kontrol lmethoden geprägt ist. 

Dabei gerät der Versuch vieler Unternehmen, den Ar­

beitsprozess hierarchi scher zu regulieren, oftmals mit 

der von Unternehmern, Managern wie Beschäftigten 

prinzipiell akzeptierten Notwendigkeit in Konflikt, 

Kreati vität durch gleichberechtigtere Formen der Unter­

nehmens- und Arbeitsorganisation zu fördern (V.). 

II. Internet- und Multimedia: Eine Branche 

lernt Laufen 

Die Ursprünge von Internet- und Multimedia-Unterneh­

men können grob auf die frühen 1990er Jahre datiert 

werden, als das World Wide Web seine heutige Gestalt 

annahm (Zerdick 1999). Dass manche diese Branche als 

„Internet-Sektor" bezeichnen, während andere von 

„Neuen Medien" sprechen, hängt nicht zuletzt damit zu­

sammen, dass sie sich durch eine neuartige Kombina­

tio n von „elements of computing technology, telecom­

munications, and content" auszeichnet, wobei das ver­

bindende Element in der Erzeugung von Produkten und 

Dienstleistungen besteht, „which can be used interacti­

vely by consumers and business users" (Batt u.a. 2001, 

7). 

Obwohl die Herausbildung dieser Branche (und insbe­

sondere die schiere Masse der dort entstehenden Start­

ups) nicht zuletzt deshalb so große Aufmerksamkeit er­

regte, weil sie die Annahme zu belegen schien, dass 

eine „Neue Ökonomie" der Wirtschaftskrise ein Ende 

setzen und „Massenbeschäftigung" schaffen könne, ist 

die quantitative Entwicklung des Internet- und Multime­

diasektors alles andere als klar: Offizielle Statistiken lie­

gen bis lang nicht vor, und die verfügbaren Daten sind 

disparat, unvollständig und im statistischen Sinne nicht 

repräsentativ. Eine der Hauptschwierigkeiten bei ent­

sprechenden Angaben besteht zudem darin, dass in den 

späten 1990er Jahren oft schon eine IT-Infrastruktur 

bzw. deren Vernetzung mit Kunden oder Subunterneh­

mern ausreichte, um als „Multimedia-Unternehmen" 

oder als Teil der „Internet-Ökonomie" be trachtet (und 

gezählt) zu werden (Schnorr-Bäcker 2001). Allerdings 

würde es zu kurz greifen, die verschwommenen Gren-
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zen dieser Branche lediglich als statisti sches Artefakt 

abzutun - immerhin sind die Übergänge tatsächlich oft 

fließend, etwa in Fällen, in denen Internet-Dienstleistun­

gen „in-house" von Unternehmen erledigt werden. Dies 

macht es schwieri g, eine spezialisierte „Kernbranche" 

zu identifizieren, zumal etwa für Schweden argumen­

tiert worden ist, dass „in-house interactive media opera­

tions are just as !arge, and most likely !arger, than the 

[ . . . ] sector of specialised interactive media producers" 

(Augustsson/Sandberg 2004, 13). Darüber hinaus sind 

viele spezialisierte Internet-Dienstleister engstens mit 

älteren und traditionelleren Unternehmen verbunden 

und von diesen beeinflusst, wobei sich vor allem vier 

„Gründungsbranchen" identifizieren lassen: In Hamburg 

zum Beispiel stammten 34% der Gründer von Internet­

Firmen aus den klassischen Medien (Druck und AV­

Medien), weitere 32% aus dem IT-Sektor, 26% aus der 

Werbewirtschaft und 10% aus der Telekommunika­

tionsbranche (Läpple!Thiel 2002, 20). Trotz all dieser 

Einschränkungen kann man aber durchaus von einem 

„Kern" spezialisierter Internet-Dienstleister ausgehen, 

die mehrheitlich in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 

gegründet wurden und deren Hauptaktivitäten im Be­

reich E-Business, Web-Design, Hosting, E-Learning 

oder anderen Internet-bezogenen Dienstleistungen lie­

gen. Der Fokus des vorliegenden Artikels richtet sich 

auf diesen Typ von Unternehmen, die von Kanter (2001, 

2) als „dotcom-enablers" bezeichnet worden sind, bzw. 

auf ei ne der dort genannten Unterkategorien: Nicht auf 

„Technologie-Provider" (wie Sun, Cisco etc.) , sondern 

auf „Internet-Service-Provider" („Internet-Dienstleis­

ter"), verstanden als Individuen oder Unternehmen, die 

andere (hauptsächlich durch Software-Produktion und 

Beratung) zur Nutzung des Internet befähigen. Explizit 

ausgeschlossen sind von dieser Definition die vieldisku­

tierten „Dotcoms" (wie eBay, Amazon oder Yahoo), die 

hauptsächlich online-Geschäfte abwickeln, sowie Unter­

nehmen, die Internet-Dienstleistungen „in-house" für 

den eigenen Bedarf erledigen lassen, also zum Beispiel 

ihre eigene Webseite produzieren. 

Selbst wenn wir uns dergestalt auf den „Kern" der Inter­

net- und Multimediabranche konzentrieren, ist dessen 

quanti tative Vermessung aufgrund seiner verschwom­

menen Grenzen noch kaum möglich. Was zum Beispiel 

die Zahl der in der Branche Beschäftigte11 betrifft, so 

soll sie einer Erhebung zufolge von 14.500 im Jahre 

1997 auf 72.000 im Jahre 2001 zugenommen haben 

(Michel 2002, 32), während eine andere Studie von 

70.000 Beschäftigten im Jahre 1999 und 151.000 Be­

schäftigten in 2001 ausgeht - zuzüglich der auf etwa 

6 7 .000 Personen veranschlagten Gruppe der Freelancer 

(Krafft 2000, 13; Krafft 200la, 5). So unbefriedigend 

diese Angaben auch sein mögen, vermitteln sie doch 

einen ungefähren Eindruck vom Umfang der Beschäfti­

gung in der Branche, die offenbar bei weitem nicht so 

stark zugenommen hat wie erwartet. Nach Einsetzen der 

tiefgreifenden Krise im Jahre 2000/01 verschlechterte 

sich d ie Datenlage weiter, aber es gibt zumi ndest An­

haltspunkte dafür, dass die Gründungsaktivitäten zu­

rückgingen (zu den 1990ern siehe: Michel 2002, 30, 32; 

zur Krise in Hamburg: Läpple!Thiel 2002, 20). Was die 

Unternehmensgröße betrifft, so war die durchschnittli­

che Beschäftigtenzahl in der Expansionsphase von 9 

(1995) auf 13 (1998) gestiegen (Michel 1999, 13), und 

ein Jahr später nahmen insbesondere Unternehmen mit 

mehr als 15 Beschäftigten eine Erweiterung ihrer Beleg­

schaften vor (Michel 2000, 13). Obwohl auch einige 

Unternehmen mit mehreren Hundert Beschäftigten ent­

standen, blieb die Branche doch von Klein- bis Klei11st-

11ntem eh111en geprägt. Laut Krafft (200lb) gab es im 

Jahre 2000 etwa 15.000 „Internet- und E-Commerce"­

Startups, von denen 10.000 weniger als 10 Personen fest 

beschäftigten, wei tere 4.000 zwischen 10 und 50 Perso­

nen, und nur in 160 Unternehmen wurden mehr als 50 

Festangestellte gezählt. Nach dem Wendepunkt im Jah­

re 2001 scheint die Dominanz kleiner Unternehmen 

for tgewirkt zu haben: Einer Erhebung aus dem Jahre 

2003 zufolge hatten 50% der von Oertel (u.a. 2003, 

52-53) befragten „Web-Selbständigen" überhaupt keine 

Angestellten, und 57% der im Bereich ,,Neue Medien" 

Beschäftigten, die sich an einer Gewerkschaftsumfrage 

beteiligten, gaben an, dass in ihrem Betrieb (noch) bis 

zu 50 Personen arbeiteten, nachdem jedes zweite Unter­

nehmen Arbeitsplätze abgebaut hatte - allein 10% von 

ihnen waren allerdings in Unternehmen mit bis zu 5 



82 SOFl-Mitteilungen Nr. 32 Jensei ts des Hype 

Personen tätig (Brasse 2003, 14).3 Obwohl solche Erhe­

bungen keine statistische Repräsentativi tät beanspru­

chen können, scheint es doch plausibel zu sein, dass die 

Gründungsaktivitäten nach 2001 zurückgingen und dass 

die deutsche Internet- und Multimedia-Branche bis heu­

te vorwiegend aus Kleinbetrieben besteht, von denen 

viele in den späten 1990ern expandierten und mit Be­

ginn der Krise Arbeitsplätze abbauten. Diese Struktur 

sollten wir im Hinterkopf behalten, da sie offensichtlich 

nicht ohne Einfluss darauf ist, wie Arbeit organisiert 

wird. 

Trotz unklarer Grenzen und des weiten Spektrums von 

Dienstleistungen, die viele Unternehmen anbieten, ist 

von der Herausbildung einer eigenen Branchenidentität 

auszugehen: Immerhin geben 43% der Vertreter von In­

ternet- und Multimediafirmen, die für den "!-Business 

Executive Summary 8/2003" (6) interviewt wurden, an, 

ihr Unternehmen gehöre zur „Internet- und Multimedia­

Branche", was angesichts der Tatsache, dass Individua­

lität und „anders aufgestellt Sein" in der Branchenspra­

che geradezu als Synonym für „Qualität" und „Innova­

tion" gebraucht wird, ein recht beeindruckender Anteil 

ist. Zudem mögen die Aktivitäten von Organisationen 

wie dem Deutschen Multimedia Verband (dmmv) diese 

Selbstwahrnehmung gestärkt haben, etwa indem sie eine 

bestimmte ,,ln-Group" konkurrierender Internet- und 

Multimedia-Unternehmen definierten, die im jährlichen 

„dmmv-Service Ranking" vertreten sind. 

Die 12 Unternehmen unseres Samples sind in mehrerer 

Hinsicht typisch für die neu entstehende Branche: Alle 

gehören zu dem oben umrissenen „Kern", und sie sind 

(nach herkömml ichen Vorstellungen) Kleinbetriebe, da 

sie zum Zeitpunkt der Erhebung zwischen 6 und 79 Per­

sonen beschäftigten, nachdem die meisten von ihnen 

Stellen abgebaut hatten (siehe Tabelle 1). Darüber hin­

aus sind sie, wie hier nur kurz erwähnt werden kann, 

auch insofern typisch, als sie keine ausgeprägte Tendenz 

zur „Finanzialisierung" aufweisen. Im Jahre 2001 hatten 

nur ca. 2.000 von knapp 15.000 deutschen „E- Startups" 

3 Diese Zahlen sind umso eindrucksvoller als die Befragung von 
Personen (statt Unternehmen) es wahrscheinlich macht, dass 
größere Belegschaften überrepräsentiert sind. 

Zugang zu Risikokapital oder wurden von „Business 

Angels" bzw. strategischen Investoren unterstützt 

(Krafft 200lb, 3-4), während die von uns untersuchten 

Unternehmen sämtlich zu der überwiegenden Mehrheit 

gehören, die keine derartigen Ressourcen nutzt. Statt­

dessen finanzieren sie sich durch (teilweise private) 

Bankkredite, und keines der Unternehmen ging an die 

Börse, obwohl zwei Aktiengesellschaften (A, D) dies 

ernsthaft erwogen, bevor der deutsche Nemax (Neuer 

Markt Index) kollabierte. 

Zusammenfassend ist also festzuhalten, dass sich im 

späten 20. Jahrhundert tatsächlich eine eigenständige 

und unterscheidbare Internet- und Multimedia-Branche 

herausgebildet hat. Da die dort erbrachten Internet­

Dienstleistungen sich gerade durch das neuartige Inein­

anderfließen von IT, Telekommunikation, Werbung und 

Medien auszeichnen, müssen Unternehmen verschiede­

ne Kompetenzen vereinen und beschäftigen daher nor­

malerweise Programmierer, Designer, Projektmanager 

und tei lweise auch Content-Spezialisten, deren Aufga­

ben und Kompetenzen wir uns im folgenden zuwenden 

wollen. 

III. Internet-Dienste zum Laufen bringen: 

Auf gaben, Prozesse, Jobprofile 

Ein Merkmal der Internet-Branche, das selbstverständ­

lich erscheinen mag, aber doch Erwähnung verdient, ist 

zunächst die Tatsache, dass dort mit dem Internet fiir 

das Internet gearbeitet wird, weil die Dienste auf dieser 

speziellen Informationstechnologie basieren und auf sie 

zugeschnitten sind. Für Arbeitende ist das Internet dem­

nach das Element, in dem sie sich bewegen, und nicht 

nur das Werkzeug, das sie nutzen: Die Unterschiede 

zwischen Mitteln und Zielen verschwimmen, da fast alle 

Aufgaben im Rahmen von Computersystemen erledigt 

werden. 

Ein weiteres gemeinsames Merkmal der Arbeit in Inter­

netfirmen ist die Projektförmigkeit fast aller Arbeitsab­

läufe und Aktivitäten. Diese Projektförmigkeit ist auf 
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die Nähe zum Kunden und die hohe Spezifität der meis­

ten zu erarbeitenden Lösungen zurückzuführen (Kal­

kowski/Mickler 2002). Innerhalb des hier diskutierten 

organisatorischen Rahmens können fünf Aufgabenkom­

plexe identifiziert werden: Zunächst sind Kundenkon­

takt (Koordination mit dem Kunden) sowie Pla111111gs­

u11d Organisationsf11nktio11en (Vertei lung von Finanz-, 

Zeit- und Arbeitskraftressourcen) zu nennen. Weiterhin 

gibt es Ko11zeptio11saufgaben, darunter die Definition 

von Schlüsselideen, von Kommunikationsstrategien für 

Produkt oder Dienstleistung des Kunden, von Textge­

staltung und Informationsstruktur. Kurz gesagt muss 

entschieden werden, welcher Inhalt mit Hilfe welchen 

Textes und in welcher Struktur transport iert werden soll. 

Unter den Designaufgaben sticht d ie Ausarbeitung vi­

sueller und graphischer Schlüsselkonzepte sowie der In­

formationsstruktur (Benutzeroberfläche, Logo, Image, 

Usability) hervor. Zu guter Letzt umfassen Program­

mierung und technische Umsetzung eine weite Spann­

breite von softwareerzeugenden und computerbezoge­

nen Aktivitäten (wie Front-End-Programmierung, 

Applikationsprogrammierung, Quellcode-Dokumenta­

tion und Tests). 

Theoretisch besteht eine Webseiten-Produktion (als Bei­

spiel für ein typisches Projekt), wie sie in den Handbü­

chern oder Prozessablaufplänen vieler Internetfirmen 

kodifiziert ist, aus den drei klar abgegrenzten Phasen 

der Definition, Konzeption und Implementierung. Die 

Definitionsphase beginnt mit einer Kundenanfrage oder 

der Aufforderung, Angebote einzureichen, gefolgt von 

der Präsentation einer groben Vorabversion der Web­

seite sowie mehreren Feedback- und Redefinitions­

schleifen, die schließlich in der Erstellung eines Ange­

bots und (im Erfolgsfall) in einem Auftrag münden. Im 

Anschluss daran beginnt die Konzeptionsphase: Ein gro­

bes Konzept wird ausgearbeitet (einschließlich der Fest­

legung von Kommunikationsstrategie, Inhalten, Funk­

tionsmerkmalen, visueller Grundidee und technischem 

Rahme n) und dem Kunden präsentiert. Akzeptiert er es, 

so schl ießt sich eine Phase der Feinkonzeption an: In­

haltliches Material wird gesammelt, Interaktions-, De­

sign- und Technikmerkmale konzeptionell geklärt, und 

in manchen Fällen wird zudem ein Extranei für den 

Kunden eingerichtet und ein Prototyp konstruiert. Die 

Implementationsphase markiert schließlich den zeitauf­

wändigsten und entscheidenden Teil des Prozesses: Sie 

beinhaltet das Verfassen von Texten, Frontend- und An­

wendungsprogrammierung, die Quellcode-Dokumenta­

tion, Testläufe, Korrekturen durch den Kunden, tei lwei­

se Trainingsmaßnahmen und natürlich die abschließen­

de Ergebnisdokumentation. 

Diese Abfolge von Produktionsphasen ist allerdings 

eine formalorganisatorisch mal mehr, mal weniger rele­

vante Typisierung, denn unter den Bedingungen eines 

meist sehr engen Zeitbudgets und unvollständiger Infor­

mation kann der Umgang mit Projekten variieren, etwa 

je nach deren Größe und Komplexität. Darüber hinaus 

zeichnet sich P rojektarbeit generell durch permanente 

Wiederholung und das Zurückspringen in frühere Sta­

dien aus. Festzustellen ist insgesamt die Tendenz, die 

auf Definition und Konzeption entfallende Zeit zu redu­

zieren und Anstrengungen zunehmend auf die Imple­

mentation zu konzentrieren. Dies hat zumindest teilwei­

se mit der wachsenden Bedeutung von Bestandskunden 

zu tun, deren Wünsche berei ts bekannt sind. Selbst 

wenn die Anforderungen solcher Kunden mi t deren 

eigenen Internetkenntnissen zunehmen, führt dies selten 

zu einer völlig neuen Leistungsdefinition und -konzep­

tion, sondern eher dazu, dass Aufgaben strikter von 

außen vorgegeben werden und damit stärker lmplemen­

tations- bzw. Umsetzungscharakter annehmen. 

Betrachtet man nun die Jobdefinitionen, zu denen diese 

Aufgaben normalerweise gebündelt werden, so sind 

hauptsächlich drei Bereiche auszumachen: Der soge­

nannte Kreativbereich (inhaltliche Konzeption, graphi­

sche Konzeption und Design); der Bereich der Soft­

waree11twicklung und das Projekt111a11age111e11t. Die ge­

meinsame Aufgabe der „Kreativen" besteht zunächst in 

der Festlegung, was mit e iner Webseite gesagt werden 

und wie dies geschehen soll . In manchen Firmen ist die­

se Aufgabe nur einem Job zugeschrieben, in anderen ist 

sie zwischen Konzeptern und Designern aufgetei lt, wo­

bei Erstere für die Grundidee und die Grobfassung des 
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Inhalts, teilweise auch für das Abfassen von Texten, zu­

ständig sind, während Z weitere das graphische Konzept 

ausarbeiten (Layout, Farben, Bilder). Beide Tätigkeiten 

erfordern Grundkenntnisse in Marketing/Werbung und 

natürlich Kenntnisse über das Internet selbst, doch diese 

Kompetenzen müssen mit Vorstellungskraft und kreati­

ver Intuition verbunden sein, weil es oft vorkommt, dass 

im Tagesgeschäft neue Lösungen entwickelt werden 

müssen. Z war ist Improvisation offensichtlich keine 

neue Arbeitsanforderung, aber man kann durchaus argu­

mentieren, dass sie in Internetfirmen eher die Regel als 

die Ausnahme darstellt (van Treeck 2002). Kreativ Ar­

beitende müssen demnach Improvisationstalent mit 

einer analytischen und konzeptionellen Herangehens­

weise verbinden und zudem (im Falle von Designern) 

graphische Fertigkeiten mitbringen. Darüber hinaus ist 

das Verhältnis von Konzeptern, Designern und in ähnli­

cher Weise auch von Softwareentwicklern (siehe unten) 

zu ihrer Arbeit durch eine quasi-künstlerische Haltung 

sowie durch eine starke Orientierung an ästhetischen 

oder technischen Normen, Werten und Moden geprägt. 

Dies gilt, obwohl es im Kreativbereich eine übergreifen­

de - vom Management ausgehende bzw. artikulierte -

Tendenz zur Betonung von Strukturierung und analyti­

schem Denken zu geben scheint, die kreative Fähigkei­

ten und Orientierungen kanalisiert. 

Softwareennvicklung ist ein breiterer und in quanti tati­

ver Hinsicht der größte Aufgabenbereich in den Inter­

netfirmen unseres Samples, und Zahl wie Bedeutung der 

Softwareentwickler scheinen weiter zuzunehmen. Aus­

gehend von verschiedenen Job-Differenzierungen sind 

wir auf Systemarchitekten, Entwickler und Programmie­

rer mit vielfältigen Spezialisierungen gestoßen, darun ter 

Java-Programmierung, F ront-end- oder HTML-Pro­

grammierung sowie die E ntwicklung von Datenbanken 

und Content Management Systemen. Die technologi­

sche Ko mplexität hat im Software-Bereich unseres 

Samples enorm zugeno mmen - nicht zuletzt deshalb, 

weil Lösungen mehr und mehr in die Arbeitsabläufe und 

die Informations-Infrastruktur des Kunden eingebunden 

werden müssen, was zu Problemen mit Kompatibili tät 

und Prozessanpassung führen kann. Die Kompetenzen 

und das Wissen von Softwareentwicklern scheinen je­

doch beträchtliche Unterschiede aufzuweisen, und man­

che Jobs beinhalten mehr Routine als andere. Grund­

sätzlich sind analytische Fertigkeiten und die Kenntnis 

der sich rapide verändernden Programmiersprachen je­

doch essentiell zur Bewältigung der relativ komplexen 

Aufgabe technischer Problemlösung, während die Be­

deutung sozialer Kompetenz für diese Jobs meist von 

Branchenexperten und Programmieren gleichermaßen 

heruntergespielt wird. 

Die zahlreichen Planungs- und Kontrollfunktionen, die 

zur Koordination der verschiedenen Jobs nötig sind, 

werden schließlich zunehmend Bereichsleitern oder 

ganzen Bereichen (wie dem Qualitätsmanagement) zu­

geschrieben, die damit M anagementaufgaben überneh­

men. Obwohl es eine deutliche Tendenz gibt, eine sol­

che Arbeitsteilung zu fördern (siehe Abschnitt IV), sind 

dem Unterfangen doch Grenzen gesetzt, speziell durch 

das hohe Maß an Unsicherheit und die Komplexität der 

Arbeitsumgebung. Aus diesem Grund bleibt ein Teil der 

Planungs- und Kontrollfunktionen in die operativen Ar­

beitsabläufe selbst integriert, auch wenn man sie formal 

im Zuständigkeitsbereich sogenannter Proje/..'tmanager 

konzentriert. Die Bezeichnung ,,Projektmanager" ist et­

was irreführend, denn die Betreffenden haben normaler­

weise weder wirkliche Managementpositionen noch di ­

rekte Weisungsbefugnis. E ntsprechend werden sie in 

manchen U nternehmen als „Kundenbetreuer" bezeich­

net, was ihren Aufgabenbereich viel angemessener um­

schreibt. Projektmanagement ist eine Art von Verbin­

dungsposition, in der Vertriebsfun ktionen mit internen 

Organisationsaufgaben ko mbiniert sind. In denjenigen 

Unternehmen unseres Samples, die „PMs" beschäftigen, 

stellen diese 10-20% der Belegschaft. Ein Projektmana­

ger ist manchmal für bestimmte Kunden oder für alle 

Kunden aus einem speziellen Wirtschaftssegment zu­

ständig, da die meisten Firmen die Kundenkontakte und 

- beziehungen auf diese Personen zu konzentrieren su­

chen („one face to the customer"). Die Kompetenzen, 

die von diesen „Managern" erwarte t werden, umfassen 

das Wissen über den Geschäftsbereich ihrer Kunden, 

über Grundlagen der Werbung und des Controlling so-
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wie über Chancen und Grenzen des Internet. Darüber 

hinaus ist soziale Kompetenz von herausragender Be­

deutung, um Kundenbeziehungen und die Arbeit von 

Projektteams zu koordinieren. Wenden wir uns jedoch 

nun der Frage zu, wie die damit angesprochenen sozia­

len Beziehungen in Internetfirmen reguliert, hierar­

chisch strukturiert und kontrolliert werden. 

IV. Beschäftigte zum Laufen bringen: Grenzen 

der Selbstbestimmung in Internetfirmen 

Eine der in Hinblick auf neue Arbeitsformen meistdis­

kutierten Fragen betrifft die Möglichkeit von Beschäf­

tigten, ihre Arbeit im wörtlichen Sinne autonomer zu 

gestalten, indem sie sich (individuell oder kollektiv) 

eigene Regeln setzen (griech: autos = selbst; 110111os = 

Regel , Gesetz). In den späten 1990er Jahren haben 

(nicht nur) die Massenmedien ein Bild von Internet- und 

Multimediafirmen gezeichnet, das durchaus auf solch 

autonome Arbeit schließen ließ: Gründer und Ange­

stellte, so hieß es, seien oft Freunde, die in ihren Zwan­

zigern das Studium abgebrochen hätten, um ihr eigenes, 

hochlukratives Geschäft zu gründen. Bei diesen jungen 

Leuten handelte es sich den Berichten zufolge um krea­

tive Geister, um Inkarnationen unabhängigen Unterneh­

mertums, die sich nicht durch gewöhnliche Arbeitsver­

träge knebeln oder in formelle Hierarchien pressen lie­

ßen, sondern es vorzögen, als „Freie" in virtuellen Netz­

werken zu kooperieren. Falls sie überhaupt für ein Un­

ternehmen arbeiteten, müsse dies eine egalitär organi­

sierte Firma sein, die mit attraktiven Extras locke. Dort 

arbeite man dann Tag und Nacht, getrieben von der Be­

geisterung über die Möglichkeiten der Internet-Techno­

logie und d ie hochproduktive, vielbeschriebene und -be­

wunderte Szene, die diese Branche hervorbrachte (zur 

Kritik siehe: Meschnig/Stuht 2001; Ladendorff 2003). 

In eini gen unserer Interviews werden solche Erzählun­

gen bemüht, um an die Atmosphäre der Expansionszeit 

zu erinnern, obwohl schwer zu entscheiden ist, ob damit 

auf eine (frühere) Selbstwahrnehmung oder auf eine 

(frühere) Praxis verwiesen wird. Ein Manager zum Bei­

spiel berichtet über die späten 1990er Jahre, als man 

Geld „übrig gehabt " habe, um den Angestellten Wo­

chenendtrips, wöchentliche Massagen und ein allmor­

gendliches Frühstück zu spendieren: „ Wir habe/! das 

Tabelle 1: Belegschaftsgröße von Gründung des Unternehmens bis 20031 

Betrieb A B c D E F G H 1 J K L 

Personen 60 3-4 3 60 120 2 5 4 4 800 4 ? 
(Jahr der Gründ.) {1996) (1996) (1996) (1996) (2000) {1970) (1993) (1995) (1998) (1998) (1996) (1992) 

Personen 180 16 ? 230 120 120 35 17 9 110 26 180 
2000/2001 

Personen 62 22 30 45/230 100 100/79 15 12/2 7 75 19/13 60 
2003 

1 Alle Angaben stammen aus Geschäftsführer-Interviews. Fragezeichen stehen überall dort, wo keine Angaben gemacht wurden. 
Betrieb D hatte 2003 noch 45 Angestellte, stand aber kurz vor einer Fusion, durch welche die Belegschaft anwachsen sollte. 
Betrieb F hatte 79 Angestellte, kooperierte aber eng mit einem Tochterunternehmen mit weiteren 21 Angestellten, und die Be­
triebe H und K befanden sich zum Zeitpunkt der Erhebung in einer Phase des Personelabbaus. 
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gemacht, weil wir profitabel waren und weil wir gerne 

was abgeben ".4 In anderen Unternehmen wurde die 

„Corporate Identity" selbst in der Expansionsphase we­

niger spektakulär gepflegt, doch nach dem Wendepunkt 

im Jahre 2001 scheint sich die Arbeitsorganisation über­

all verändert zu haben. Die folgenden Abschnitte sollen 

ei nige erste Hinweise darauf geben, wie sich Arbeitsver­

hältnisse, horizontale und vertikale Differenzierung so­

wie Methoden der Kontrolle von Arbeitszeit und Ar­

beitsprozess entwickelt haben. 

Auf der Suche nach Part-Timem und Freelancem. Die 

meisten unserer 12 Untersuchungsbetriebe haben seit 

2001 ihr Personal mass iv reduziert. Nur die Betriebe B 

und C scheinen kontinuierlich gewachsen zu sein, und 

bei C wird das Krisenjahr nicht einmal explizit als Wen­

depunkt erwähnt. 

Der Abbau fest angestellter Belegschaften, der für die 

gesamte Branche fes tzustellen ist (siehe oben), wird 

allerdings offenbar nicht durch freie Mitarbei t kompen­

siert. So belief sich Läpple und Thiel (2002, 25-26) zu­

folge der Freelancer-Anteil in Hamburger Internet- und 

Multimediafirmen im Jahre 2002 auf nur 11 %. Michel 

geht sogar davon aus, dass in Multimedia-Unternehmen 

vier Festangestellte auf einen Freelancer kommen, wäh­

rend dieses Verhältnis in den „klassischen" Medien mit 

1:3 fas t umgekehrt ausfalle (Michel 2002, 31 ). In unse­

rem Sample sind die Freelancer-Zahlen ebenfalls ge­

ring: Zwei Betriebe (B, J) pflegen keinerlei Kooperation 

mit freien Mitarbeitern, und vier kleinere Betriebe nut­

zen die Dienste einiger weniger Personen (C:2; G:6, 1:4; 

K: 1).5 Nur drei (größere) Unternehmen unterhalten 

einen ganzen ,,Freelancer-Pool" (D:?, E: 100; F : 100), 

teilweise im Bemühen, Abhängigkeit von individuellen 

Kompetenzen zu vermeiden. Als Begründung für diese 

4 

5 

Alle kursiv gesetzten Zitate stammen aus Interviews mit Ge­
schäftsfüh rern/Managern und ß eschaftigten. Zugunsten der 
Anonymisicrung haben wir auf eine Z uordnung z:u den Betrie­
ben verzichtet. 
Wie in den Betrieben A, K und L, welche die Freelancer ihrer 
regulären Belegschaft zurechneten, scheint „freie Mitarbeit" 
z.T. auch andernorts so aufgefasst zu werden, dass bestimmte 
Personen zwar weniger durchgehend im Unternehmen sind, 
aber im Prinzip als „Angestell te" gelten. 

eher zögerliche Herangehensweise erwähnt ein Ge­

schäftsführer sein Ziel, 

möglichst viel intern zu machen, also ohne Freie, soweit 
es geht. Weil die Freien eigentlich immer dann keine 
Zeit haben, wenn man sie braucht, und dann immer an­
rufen, wenn man sie nicht braucht. Weil die halt von 
vielen Agenturen leben. Ist immer ein wenig schwierig, 
das zu koordinieren, aber man kommt halt nicht drum­
herum, um damit Spitzen abzufedern. 

E ine andere Geschäftsführerin gibt an, dass Kunden teil­

weise „ sensible Daten" zur Verfügung stellten, die man 

nur einem „ Kemteam ", also Festangestellten oder 

Freien von besonderer Verlässlichkeit, anvertrauen kön­

ne. Dem Leiter einer Programmierabteilung zufolge ge­

fährde die Vergabe von Aufträgen an Freelancer 

schließlich sogar die Qualität der Produkte und die 

Weiterentwicklung von Kompetenzen im Unternehmen: 

Wenn ich jetzt das an einen Externen rausgebe und der 
gibt mir ein fertiges Modul zurück, dann hört sich das 
gut an, aber in der Regel gibt's dann immer noch Ände­
rungen oder wir müssen aufpassen, dass wir das auch 
selbst verstehen, damit wir es wieder verwenden kön­
nen. Jedes Stück Software, das bei uns entsteht, ist eine 
Investition, die uns das Kalkulieren von neuen Projekten 
einfacher und korrekter macht. Und deswegen ist das 
Herausgeben an Externe für uns ungünstig, weil ich das 
dann nicht kontrollieren kann. Ich muss das Know-how 
hier haben, und er arbeitet zu, dann kann er nur Frag­
mente liefern, die in der Regel nicht eigenständig sind. 

Probleme des Qualitätsmanagements und der Koordina­

tion sowie mangelndes Vertrauen scheinen also dafür 

verantwortlich zu sein, dass Unternehmen eher auf Fest­

angestellte setzen.6 Unter den festen Arbeitsverträgen 

nimmt wiederum das „Normalarbeitsverhäl tnis", ver­

standen als unbefriste te Voll zeitarbeit, eine herausra­

gende Stellung ein. Teilzeitarbeit ist hingegen in den 

Betrieben unseres Samples kaum verbreitet - wo es Teil­

zei tstellen gibt, ist dies entweder auf ind ividuelle Wün­

sche (C, K, M) oder aber auf Auftragsmangel zurückzu-

6 Im Forschungsverbund „Grenzen der Entgrenzung" (Anm. 2) 
wird die Situation von Freelancem in den „Neuen Medien" in 
einem Projekt von Karin Gottscha ll und Annette Henninger 
(Universität Bremen) untersucht (Hcnninger 2004). Das Projekt 
von Stephan Manning und Jörg Sydow (FU ßerlin) beschäftigt 
sich u.a. mit der Koordination von Firmen- und Freelanccrakti­
vitäten in Projektnetzwerken (Sydow/Manning 2004). 
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führen (A). Nur in einem Unternehmen sind die Arbeits­

zeiten kollektiv reduziert worden, um Familienpflichten 

gerecht zu werden (I), was in der Tat für eine selbstbe­

stimmtere Koordination von Arbeit und Privatleben 

sprechen würde - doch dies ist die berühmte Ausnahme, 

welche die Regel bestätigt. Befristete Verträge sind so­

gar noch seltener, wenn man von Auszubildenden und 

Volontären absieht. Demnach haben wir es in unserem 

Sample fast ausschließlich mit „Normalarbeitsverhält­

nissen" zu tun, während diese in der Gesamtwirtschaft 

durch die Ausweitung „atypischer" Beschäftigung 

schon lange an Bedeutung verloren haben und noch für 

knapp mehr als 60% al ler abhängigen Beschäftigungs­

verhältnisse aufkommen (Bosch u. a. 2001, 29).7 Dies 

markiert zum Beispiel einen wichtigen Unterschied zur 

Neue-Medien-Branche in New York, wo im Jahre 1997 

fast die Hälfte aller Arbeitenden Teilzeitstellen, befriste­

te Jobs oder Subunternehmerstatus hatten (siehe: Batt et 

al 2001, 8). 

Die Segregation zwischen einer Stammbelegschaft und 

einer „atypisch" beschäftigten Randbelegschaft scheint 

demnach in unserem Sample nicht von Bedeutung zu 

sein. Während jedoch einerseits die Dominanz unbefris­

teter Verträge tatsächlich die Wahlmöglichkeiten von 

Arbeitenden erweitern dürfte, bestehen andererseits 

kaum Alternativen zu Vollzeitbeschäftigung, was gegen 

Tabelle 2: Art der Beschäftigungsverhältnisse (2003/2004) 

Betrieb A B c D E 

Festangestellte 
62 22 30 45/230 100 

2003 

Teilzeit1 3 1 1 ? -

Befristung - - 1 ? -
Unbefristet 95,2 95,5 93,3 ? 100 
Vollzeit (in %) 

eine selbstbestimmte Kombination von Arbeits- und Pri­

vatleben spricht. 

Horizontale und vertikale Differe11zierung. In den 

Kleinbetrieben unseres Samples würde man selbstver­

ständlich keine mehrstufige vertikale Differenzierung 

erwarten, und tatsächlich gibt es in den meisten von 

ihnen keine ausgefeilten formellen Hierarchien. Einern 

Gründer und Geschäftsführer zufolge wären Hierarchien 

auch weder für sein eigenes Unternehmen noch für die 

Internetbranche insgesamt funktional : 

Wenn man eine Organisationsstruktur sich auch ausge­
sucht hat, die nicht unbedingt mit Hierarchien arbeitet 
und die nicht unbedingt mit Sanktionen arbeitet, son­
dern eher mit Motivation arbeitet und mit Verantwor­
tung arbeitet, [ ... ] dann hat man sehr schnell diese Form 
von Familie. Ja, es ist sehr kameradschaftlich, [ ... ] es ist 
einfach freundschaftlich. [ ... ] Wir haben ein gemeinsa­
mes Ziel, wir haben eine gemeinsame Idee, und ich den­
ke, wir haben auch eine gemeinsame Vision, und da 
wollen wir hin. Und da arbeiten wir, wenn man so will , 
alle in gleichen Teilen daran. Also ich bin ein zweiund­
zwanzigste! der ganzen Geschichte. 

Unsere Erhebungen zeigen allerdings, dass durchaus zu­

nehmende vertikale Differenzierung (manifestiert in 

Hierarchien) und zunehmende horizontale Differenzie­

rung (im Sinne verstärkter Arbeitsteilung) festzustellen 

F G H 1 J K L 

79 15 12 7 75 19 60 

3-4 2 2 7 1 2 -
1 - - - - - -

94,3 86,7 83,3 0 98,7 89,5 100 

1 Als Teilzeitstellen gelten hier alle Stellen mit reduzierter Arbeitszeit, einschließlich zum Beispiel der Vier-Tage-Woche. 

7 Im Jahre 1988 waren 67,4% aller Erwerbstätigen in einem unbe­
fristeten Vollzeitjob tätig: bis 1998 war ihr Anteil auf 62, 1 % ge­
sunken. 
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sind. Was zunächst die Etablierung von Hierarchien be­

trifft, so bleiben selbst die kleineren Internetfirmen (B, 

C, G, H, 1, K), die sämtlich von Pri vatpersonen gegrün­

det wurden und in denen Arbeitsbeziehungen bis heute 

stark personalisiert sind, hinter den egalitären Idealen 

zurück, d ie in dem Zitat zum Ausdruck kommen.8 Im­

merhin besteht dort (zumindest) eine klare Trennungsli­

nie zwischen den Gründern bzw. Geschäftsführern auf 

der einen Seite und den „einfachen" Angestellten auf 

der anderen Seite. Oftmals fungiert eine einzige Person 

als Gründer, Manager und Investor des Startkapitals, 

was auch ohne Einführung formaler Hierarchien eine 

Sonderstellung begründet. In den „größeren" Firmen 

unseres Samples (mit mindestens 30 Angestellten) ist 

die Kluft zwischen Management und Angestellten noch 

tiefer, da sie alle von größeren Mutterunternehmen ge­

gründet wurden, etwa von Werbeagenturen (A, D) , IT­

(E) und Telekommunikationsunternehmen (J) oder von 

anderen „Old Economy"-Firmen (L ). In diesen Fällen 

wurden die Manager sämtlich vom Mutterunternehmen 

eingesetzt, und da die Beziehungen (etwa aufgrund 

finanzieller Abhängigkei t) meist eng bleiben, verfügen 

die Inhaber eines „direkten Drahtes" über eine heraus­

gehobene Position. 

Auch abgesehen von der Kluft zwischen Management 

und Angestellten ist die interne Struktur von Internetfir­

men alles andere als egalitär. In größeren Firmen wur­

den schon in der Expansionsphase mehrere Hierarchie­

ebenen eingeführt : So erinnert sich etwa ein Manager, 

„pro Monat eine ganze Schulklasse eingestellt" zu ha­

ben (also 20-30 Personen): „Sie bri11ge11 es f ertig, 

24jährige zu Perso11alvera11twortlichen fiir 22jährige zu 

maclzen, wobei Sie beide gar nicht kennen". Solche 

„spontan" entstehenden Hierarchien markieren offen­

sichtlich nicht unbedingt eine strategische Dezentralisie­

rung von Verantwortung, die für Angestellte mehr 

selbstbestimmte Arbeit ermöglicht hätte. Dies gilt umso 

8 Es ist wahrscheinlich kein Zufall, dass das kleinste Unterneh­
men (Betrieb l mit 7 Personen) egalitären !dealen noch am 
nUchstcn zu kommen scheint: Die vier Gründer arbeiten weiter­
hin 1ru t, nur verstärkt durch eine Auszubildende, eine „richtige" 
Angestellte und die Mutter eines Gründers. Selbst hier exis tiert 
jedoch eine Trennungslinie, da die vier Gründer den urspriingli­
chen Bankkredit aufgenommen haben, weiterhin als Besitzer 
fungieren und mit ihrem Privatvermögen haften. 

mehr, als ein Manager einräumt, dass Hierarchien und 

Titel eigentlich nur eingeführt worden seien, um Kun­

den zu beeindrucken: 

Leute sind aber titelgeil, die wollen nicht wissen, dass 
ein Graphiker auf ihrem Ding arbeitet, sondern min­
destens ein Art Direktor. Und sie wollen auch wissen: 
, Wer ist der Kreativ-Direktor?' Wenn jemand fragen 
würde: Wer ist denn auf meinem Etat der Kreativ-Di ­
rektor, dann würde ich ihm sagen können, wer das ist -
käme aber im Traum nie jemand auf die Idee, denjeni­
gen so anzusprechen, und käme auch derjenige selbst im 
Traum nicht auf die Idee, sich selbst so zu bezeichnen. 

Obwohl die Inflation spektakulärer T itel in den späten 

1990ern fraglos satirische Qualitäten hatte, sol lte man 

nicht unterschätzen, dass diese von Arbeitenden durch­

aus als Zeichen der Anerkennung verstanden wurden -

auch die Angestell ten im Betrieb des zitierten Managers 

„träumten" zumindest davon, ihren T itel auf Visitenkar­

ten drucken zu lassen. Z udem wirkten Titel beruhigend 

auf Kunden, denn wenn sich der Geschäftsführer anoe-
"' 

sichts der damals schnell wachsenden Auftra<>smen<>e 
I:> "' 

nicht länger selbst um jeden Einzelnen kümmern 

konnte, musste zumindest ein Ansprechpartner in leiten­

der Position benannt werden. Auf lange Sicht dürfte es 

jedoch fast noch wichtiger gewesen sein, dass diese 

erstmalige Einführung formeller (wenn auch zunächst 

arbeitspraktisch bedeutungsloser) Hierarchieebenen den 

Weg für eine substantiellere Neu-Strukturierung ebnete, 

die dann nach 2001 einsetzte, als die Konkurrenz zu­

nahm und Stellen abgebaut wurden. 

In den meisten kleineren Unternehmen unseres Samples 

(B, C, H, I, K) beinhaltete diese Neu-Strukturierung nur 

horizontale Differenzierung in dem Sinne, dass formelle 

Spezialisierungsgebiete identifiziert und eine konse­

quentere Arbeitsteilung durchgesetzt wurde. Dies führte 

zu einer klareren Abgrenzung zwischen den Zuständig­

keitsbereichen von Designern und Programmierern, was 

Letzteren eine stärkere Position einbrachte, weil die IT­

Komplexität der Dienstleistungen und Produkte ständig 

zunimmt (siehe Abschnitt III). In den etwas größeren 

Unternehmen hingegen wurde gleichzeitig auch die ver­

tikale Differenzierung vorangetrieben, indem man nicht 

nur Abteilungen einrichtete, sondern auch Abteilungs-
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leiter ernannte (A, D, E, L), was neue (und diesmal rea­

le) Kan-ierewege eröffnete. Schließlich wurden in zwei 

älteren Unternehmen (F, J) bestehende Abteilungen in 

den letzten Jahren so oft umstrukturiert, dass viele unse­

rer Gesprächspartner Schwierigkeiten hatten, die aktuel­

le Bezeichnung ihrer Position oder ihrer Abteilung zu 

nennen. Diese zunehmende horizontale und vertikale 

Differenzierung scheint vielen Internetfirmen von außen 

aufgezwungen worden zu sein, speziell von Kunden, die 

nachdrücklich Kontakt zu leitenden Angestellten und 

eine Steigerung der Produktivität verlangten. Zudem 

mussten sich selbst die Gründer und Manager von 

Kleinunternehmen in einer Situation, in der Kunden­

wünsche immer komplexer und die für Internet-Projekte 

zur Verfügung stehenden Budgets immer kleiner wur­

den, nach 2001 zunehmend auf die Akquisition neuer 

Projekte konzentrieren und konnten keine Design- oder 

Programmierverantwortung mehr übernehmen. Entspre­

chend begannen sie, Verantwortung zu delegieren, was 

beträchtlichen Einfluss auf die interne Machtverteilung 

in den Unternehmen hatte, denn manche Angestellte üb­

ten nun Autorität über andere aus. Gleichzeitig mussten 

sich die Beschäftigten nun stärker auf bestimmte Aufga­

ben konzentrieren, was ihre Routine und Produktivität 

erhöhte. Derzeit gipfelt diese Tendenz, kollektives 

Durchwursteln durch eine klarere Funktionsverteilung 

zu ersetzen, in der Etablierung eines spezialisierten Pro­

jektmanagements (siehe Abschnitt III), das für Kunden­

kontakt und interne Projektorganisation verantwortlich 

zeichnet. 

Diese konsequentere Arbeitsteilung wird offenbar von 

vielen Beschäftigten begrüßt, weil sie als Zeichen von 

Professionalisierung und Stabilisierung verstanden wird. 

Dies gi lt, obwohl sie gleichzeitig zum Verlust von 

Kompetenzen und zur Zunahme von Kooperationserfor­

dernissen führt und somit eine selbstbestimmte (indivi­

duelle) Arbeitsorganisation erschwert. Darüber hinaus 

ist zumindest die Einführung formeller Hierarchien eine 

zwiespältige Angelegenheit: Wenn manche Angestellten 

befördert werden, bleiben andere zurück, und dies äu­

ßert sich in Enttäuschung und recht ambi valenten Hal­

tungen, was die Frage idealer Organisationsstrukturen 

betrifft. In manchen Interviews sind weiterhin egalitäre 

Ideale spürbar, etwa wenn Beschäftigte „Transparenz" 

einfordern und ein hierarchisches System von Komman­

do und Kontrolle ablehnen, weil es unvereinbar mit der 

von ihnen erwarteten eigenständigen und verantwortli­

chen Arbeit sei. Gleichzei tig werden Hierarchien aller­

dings ausdrücklich akzeptiert, sogar von Beschäftigten 

„mehr Fiihrwzg, also durchaus mehr Struktur" einge­

fordert. So könnten Geschäftsführer laut einer Program­

miererin nicht einfach sagen: 

,Ich Chef, Du Mitarbeiter, ich sag Dir, was Du zu tun 
hast, dann läuft das alles schon'. Ich kann nicht auf der 
einen Seite verlangen, dass die Leute mitarbeiten, eigen­
verantwortlich, und viele Aufgaben übernehmen und 
mich nicht mit Fragen belästigen, und auf der anderen 
Seite wi ll ich die aber ganz, ganz strikt führen wollen 
und tu's dann aber nicht. Irgendwo kracht's dann. 

Die ambivalente Haltung vieler Beschäftigter zu formel­

len Hierarchien könnte kaum besser auf den Punkt ge­

bracht werden: Dem Management wird strikte Führung 

vorgeworfen, die mit kreativen Arbeitsaufgaben in Kon­

flikt gerate, aber gleichzeitig soll es die Führungsrolle, 

die es beansprucht, auch effektiv ausfüllen. 

Erinnern wir uns nun an die Passage, in der ein Gründer 

„seine" Firma eher als egalitäre Familienstruktur denn 

als hierarchisches Unternehmen verstanden haben 

wollte, so lässt sich sagen, dass dieser Vergleich der Ar­

beitsrealität in unserem Sample vermutlich nie gerecht 

wurde - allein schon die herausgehobene Rolle von 

Gründern und Geschäftsführern spricht dagegen. In der 

im Jahre 2001 einsetzenden P hase der „Konsolidierung" 

wurden zudem neue Hierarchien eingeführt und die Ar­

beitsteilung weiter vorangetrieben, um auf Kundenan­

forderungen und wachsende Konkurrenz zu reagieren. 

Dies eröffnete Karrieremöglichkeiten für einige Be­

schäftigte, reduzierte den Einfluss von anderen und setz­

te generell der Selbstbestimmung in der Arbeit engere 

Grenzen. Internetfirmen mit Familien zu vergleichen, 

mag dennoch sinnvoll sein - nur geht es in diesem Fall 

nicht um die egali tären Beziehungen zwischen Brüdern 

und Schwestern, auf die sich das obige Zitat implizi t be­

zieht und die offenbar auch vielen Beschäftigten als 
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Ideal vorschweben. Vielmehr haben wir es mit ,,Fami­

lienunternehmen" zu tun, die zunehmend hierarchisch 

strukturiert sind, selbst wenn diese Hierarchien von Ma­

nagern weiterhin eher als „natürlich und gewachsen" 

denn als „formal und dekretiert" beschrieben werden. 

Demnach ist in den Internetfirmen unseres Samples eine 

höchst widersprüchl iche Mischung aus egalitären !dea­

len, patriarchal ischen Managementorientierungen und 

einer enormen Spannbreite informeller wie formeller 

Hierarchien festzustellen, was zudem mit allgemein zu­

nehmender Arbeitsteilung einhergeht. 

Ko11trollmetlzode11. In der Forschungsdiskussion 

herrscht weitgehende Einigkeit darüber, dass hochquali­

fizierte kreative Arbeit nicht mit demselben Detaillie­

rungsgrad vorgeschrieben werden kann, wie er aus tay­

loristisch organisierten Industriebetrieben bekannt ist 

(siehe etwa Heidenreich 2002). Entsprechend sollte man 

erwarten, dass auch „Web-Worker" ihre Arbeit eher 

autonom gestalten, indem sie kollektiv oder individuell 

über Zeit, Ort, Arbeitsschritte und Arbeitsinhalte ent­

scheiden. Schon ein kurzer Blick auf unser Sample zeigt 

allerdings, dass in diesen Internetfirmen vielfältige for­

melle und informelle Kontrol lmethoden angewendet 

werden.9 Kontro lle wird dabei normalerweise nicht nur 

von Vorgesetzten ausgeübt, sondern auch von Kollegen 

und sogar von Kunden., wobei besonders Letzteres ganz 

spezifische Kontrollprobleme begründet: ,,Relations bet­

ween front-line workers and customers tend to be con­

tradictory since the workers are required, on the one 

hand, to satis fy individual custorners' requirements ( ... ), 

while, on the other hand, to project a positive irnage of 

the organization. The former invites less management 

control, while the latter encourages closer rnanagement 

attention" (Frenkel et al. 1999, 25). 

Was zunächst die Arbeitszeiten betrifft, so betrachten es 

viele Geschäftsführer und Beschäftigte g leichermaßen 

als Vorteil , dass die Anwesenheit in Internetfirmen nicht 

9 Dass Kontrollstrukturen ein wichtiges Element der industrie llen 
Beziehungen im Betrieb sind, klammem wir im Folgenden aus. 
Die individue lle wie kollektive Interessenvertretung bei lnter­
netdicnstleistem untersucht in unserem Forschungsverbund das 
PrOJCkt von Jörg Abel und Ludger Pries (Ruhr-Universität 
Bochum) (Abel/lttermann 2003). 

formell (also etwa durch Stechuhren) kontrolliert wird. 

So wurde uns in einem Betrieb (ähnlich wie andernorts) 

mitgeteilt: „Also, es ist auch ein bissche11 individuell, ob 

da jemand eher früh er arbeitet oder später. Und das 

überlasse11 wir den Leuten auch, weil wir auch erwar­

ten, dass die mal samstags oder auch sonntags mal ar­

beiten. " Dies scheint der Erfahrung vieler Beschäftigter 

zu entsprechen, denn immerhin beschrieb sich die weit 

überwiegende Mehrheit der in den „Neuen Medien" Be­

schäftigten, die an einer Gewerkschaftsumfrage teilnah­

men, selbst als „sehr zufrieden" (21 %) oder als „zufrie­

den" (50%) mit ihren Arbeitszeiten (Brasse 2003, 18). 

Dennoch ist die Regulierung von Arbeitszeit in vielen 

unserer Betriebe umstritten, auch wenn dies nicht immer 

offen ausgetragen wird. In einem Betrieb zum Beispiel, 

wo der Manager immer wieder den Verzicht auf die 

Stechuhr betont, ziert folgende Edding-Notiz den Lift: 

„12.36 Uhr - bin zu Mittag". Offensichtlich hatte hier 

jemand trotz feh lender formaler Kontrollen den Ein­

druck, unter strenger Beobachtung zu stehen. (Unter­

schwellige) Konflikte wie dieser dürften insgesamt nach 

2001 zugenommen haben. Zu diesem Zei tpunkt legte 

sich der allgemeine Enthusiasmus, und der Stellenabbau 

vergrößerte den Arbeitsdruck in vielen Unternehmen, 

denn „ wir haben es plötzlich geschafft, mit der Hälfte 

der Truppe den gleichen Umsatz w machen wie vorher 

mit der doppelten Anzahl Mitarbeiter". Zudem ent­

täuschte die Etablierung formeller Hierarchien den 

Glauben vieler Beschäftigter an egalitäre Strukturen und 

geteilte Verantwortung. Es ist nun schwer zu beurteilen, 

ob dies die Bereitschaft zu Mehrarbeit sinken ließ oder 

ob der Auftragsmangel sich mäßigend auf die Arbeits­

zeiten auswirkte, aber auf jeden Fall scheint sich die 

Dauer der Arbei tszeit den Standards angenähert zu ha­

ben, die in anderen Branchen durch Tarifverträge vorge­

geben sind. So sehen die meisten Arbeitsverträge (85%) 

im Bereich der „Neuen Medien" einer Gewerkschaftser­

hebung zufolge heute 35-40 Wochenarbeitsstunden vor. 

Selbst wenn 48% der Befragten angeben, in Wirkl ich­

keit viel länger zu arbeiten (Brasse 2002, 15-18), mag 

dies doch auf eine Art von Normalisierung hindeuten. 

Auch die Lage der Arbeitszeiten erinnert nicht mehr an 

d ie Erzählungen der späten 1990er, denen zufolge Büros 
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eigentlich fas t Wohngemeinschaften waren. So ist in un­

serem Sample Nacht- und Wochenendarbeit eher unge­

wöhnlich, und die regulären Arbeitszeiten beschränken 

sich auf Montag bis Freitag, beginnen zwischen 8 und 

10 Uhr und enden zwischen 16 und 19 Uhr. Diese weit­

gehende Übereinstimmung mit sonstigen deutschen Bü­

rozeiten wird mit der engen Zusammenarbeit mit Kun­

den begründet, die es laut Management und Beschäftig­

ten erfordere, „dass ab 11e1111 jedes Tea111 [ .. . / so besetzt 

seill 11111ss, dass wenn ein Kunde anruft, wir qualifiziert 

a11tworte11 können". Dies reduziert die Möglichkeiten 

von Beschäftigten, Arbeits- und Privatleben individuell 

zu vereinbaren, und Ähnliches gilt für die Verteilung 

von Arbeitsstunden. Obwohl die meisten Beschäftigten 

betonen, dass Überstunden ausgeglichen werden 

könnten, indem man an anderen Tagen früher gehe, 

scheint die Bilanz le tztlich zu deren Ungunsten auszu­

fallen. Zum einen ist der Überstundenanfall von ihnen 

weder vorherseh- noch steuerbar - zum anderen be­

schreibt ein Techniker stellvertretend für viele Befragte 

die Tendenz, 

f d]ass man sagt: ,Gut, ich war j etzt gestern drei Stunden 
länger da, ich mach heut ein Stündchen eher Schluss 
oder anderthalb Stunden. Wir versuchen, glaube ich 
[ ... ], immer das Konto zu Gunsten von [Betrieb K] zu 
halten. Das heißt also, es wird nicht l : 1 dann irgendwie 
abgefeiert. 

Diese weitverbreitete Bereitschaft, unbezahlte Mehrar­

beit zu leisten, mag dafür sprechen, dass „Kontrolle 

durch Selbstkontrolle", auf die „post-bürokratische" 

Formen der Arbeitsorganisation angeblich in besonde­

rem Maße setzen, in den Internetfirmen unseres Sam­

ples immer noch eine Rolle spielt, obgleich die „Corpo­

rate Identity" in Zeiten der Krise viel von ihrem Zauber 

eingebüßt hat. Es ist allerdings fraglich, ob diese Art, 

die eigene Arbeit zu regulieren, sinnvoll als „autonom" 

bezeichnet werden kann, wenn man bedenkt, dass nicht 

die Beschäftigten selbst über Dauer, Lage und Vertei­

lung ihrer Arbeitszeit bestimmen, sondern Kunden, Pro­

j ektteams und Vorgesetzte. 

So führt zum Beispiel die Notwendigkeit, für den Kun­

den erreichbar zu sein, nicht nur zu konventionellen Ar-

beitszeiten, sondern auch zu häufigen Überstunden, wie 

ein Programmierer berichtet: 

Das Problem ist, wenn ich morgens ins Büro komme, 
weiß ich nicht, wann ich wieder rauskomme. Ich [ ... ] 
weiß es nie, denn unsere Kunden sind oftmals unterneh­
mensberatungsgetrieben. [ ... ] Und dementsprechend 
passiert es oft, dass Kunden noch um sieben [Uhr] anru­
fen [ .. . ] und sagen: ,Hier Mis t, ich habe morgen eine 
Präsi, und wir müssen das noch irgendwie hinkriegen.' 
Und ich wäre ein schlechter Dienstleister, wenn ich sa­
gen würde: ,Ich gehe nach Hause'. 

Auch die Kooperation mit Ko llegen erfordert gemeinsa­

me Arbeitszeiten, zumal die Arbeitspakete eines Projek­

tes meist zwischen Teammitgliedern aufgetei lt werden, 

diese oft gleichzeitig an mehreren Projekten arbeiten, 

und Aufgaben eher in Stunden als in Tagen zu erledigen 

sind. Theoretisch könnte diese Art der Kooperation eine 

Grundlage für kollekti ve Autonomie bilden, doch sind 

die Arbeitszeiten des Kunden zu akzeptieren, und der 

Arbeitsdruck ist so hoch, dass Teamarbeit offenbar eher 

zu gegenseitiger Kontrolle führt. So erklärt eine Mana-

gerin: 

Also, in der Regel funktionieren die Leute im Team, 
und das Team beschwert sich schon, wenn einer das 
Team hängen lässt, sage ich mal. Und wenn dann je­
mand erst um zehn da ist, statt um halb zehn, oder so ... 
halb neun sogar: Kernsarbeitszeit, dann führt das so lan­
ge nicht zum Problem, sage ich mal, bis daraus aus dem 
Team ein Problem gemacht wird. Aber es steht jetzt 
nicht der Chef da und sagt: ,Du bist jetzt heute eine hal­
be Stunde später gekommen!' 

Es ist nicht der Chef, der Arbeitszeiten kontroll iert -

Aussagen wie diese durchziehen viele unserer Inter­

views. Tatsächl ich scheinen zumindest computerge­

stützte Kontrollen und Wissensmanagementsysteme, d ie 

man in dieser IT-nahen Branche erwarten würde, in un­

seren Untersuchungsbetrieben bislang kaum genutzt zu 

werden. Trotzdem ist es offensichtlich, dass die Ge­

schäftsleitung Arbeitszeiten zumindest indirekt be­

stimmt (etwa indem sie die Teams zusammenstellt), und 

manche Manager üben durchaus auch persönliche Kon­

trolle aus, weil sie sich nicht auf die disziplinierende 

Wirkung von Kundenkontakt und kollegialem Gruppen­

druck verlassen wollen. In solchen Fällen beschweren 
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sich Beschäftigte oft über die Diskrepanz zwischen dem 

Nachdruck, mi t dem Vorgesetzte auf Ergebniskontrolle 

und ,,Management by Objectives" verweisen, und der 

strikten Arbeitszeitkontrolle, die sie tatsächlich ausüben. 

Eine Programmiererin zum Beispiel, die es schwer 

durchsetzbar findet, ab und zu länger Mittagspause zu 

machen oder früher zu gehen, bemerkt: „ Ich bin teil­

weise schon verleitet zu sage11: ,Man11 {gedehnt], ich er­

steiger ' Dir {dem Gesc/1äftsfiihrer] ne Stechuhr bei 

Ebay /lacht]". Trotz solcher Spannungen betonen aller­

dings viele Beschäftigte weiterhin ihren indi viduellen 

Entscheidungsspielraum, Kundenwünsche oder die 

praktischen Notwendigkeiten von Projektarbeit als 

Hauptbestimmungsfaktoren ihrer Arbeitszeit. Unabhän­

gig und selbstbestimmt zu arbeiten, ist also ein wesentli­

cher Teil ihrer Selbstwahrnehmung, auch wenn dies an­

gesichts der realen Arbeitsorganisation und der diskre­

ten Überwachung durch allgegenwärtige Geschäftsfüh­

rer bisweilen schwer nachzuvollziehen ist. 

Zu guter Letzt wird in der Forschungsdiskussion davon 

ausgegangen, dass hochqualifizierte, kreative Beschäf­

tigte wie Programmierer oder Designer am produktivs­

ten sind, wenn man es ihnen überlässt, Arbeitsinhalte 

und -abläufe mehr oder weniger selbst zu bestimmen, 

solange sie die gewünschten Ergebnisse liefern. Statt di­

rekter Überwachung, so wird Vorgesetzten empfohlen, 

sollten sie Zielvereinbarungen mit den Beschäftigten 

aushandeln und auf diesem Wege indirekte Kontrolle 

ausüben. Auch in diesem Punkt ist die Arbeitsorganisa­

tion in den Internetfirmen unseres Samples allerdings 

etwas desillusionierend. Ähnlich wie die Arbeitszeitge­

staltung ist auch die konkrete Erfüllung der Arbeitsauf­

gaben stark von der Notwendigkeit beeinflusst, mit 

Kunden, Kollegen und Vorgesetzten zu kooperieren, 

und Geschwindigkeit bzw. Intensität der Arbeit werden 

vor allem durch die (immer engen) Projekt-Deadlines 

und (meist ebenso spontane wie dringende) Bitten um 

Unterstützung bestimmt. Dieser Ad-hoc-Charakter von 

Arbeit scheint nicht zuletzt mi t der Raumsituation vieler 

Unternehmen zu tun zu haben. Mehr als die Hälfte von 

ihnen (A, D, E, G, H, I, K) sind in alten Fabriken oder 

Lagerhäusern angesiedelt, wo in Großraumbüros gear-

beitet wird, die von klingelnden Telefonen und den 

Stimmen der Arbeitenden widerhallen, die sich über 

Dienstliches und Privates austauschen. Gegenseitige 

Kontrolle ist hier unvermeidlich, denn wenn Vorgesetz­

te oder Kollegen durch diese Räume (oder besser: Hal­

len) gehen, schauen sie automatisch über Schultern und 

auf Monitore. Dabei fäll t nicht nur auf, wer spät kommt 

oder früh geht, sondern es wird auch bemerkt, wie jeder 

Einzelne mit seiner Arbeit vorankommt. Dieser unkom­

plizierte Weg, direkte persönliche Kontrolle auszuüben, 

wird von vielen Geschäftsführern ausdrücklich begrüßt. 

Dies mag auch erklären, warum es quasi keine Tele­

oder Heimarbeitsarrangements in unseren Untersu­

chungsbetrieben gibt, obwohl die Internet- und Multi­

mediabranche hier doch eine Pionierrolle spielen sollte. 

Nur ein Betrieb hat Hei marbeit bisher nachdrücklich ge­

fördert, indem man die Zahl der Schreibtische so weit 

reduzierte, dass 50% der Beschäftigten gezwungen sind, 

zuhause zu arbeiten. In allen anderen Unternehmen be­

stehen eher Vorbehalte gegen „Homeoffice"-Arbeit, die 

vor allem mit Kooperationsproblemen und Sicherheits­

bedenken begründet werden. So erklärt etwa ein Pro­

grammierer, dass Heimarbeit nur „ theoretisch " funktio­

niere: Sie sei „praktisch sehr aufwendig, weil es 11icht 

einfach nur darum gelzt, mit dem Kunden zu sprechen, 

sondern auch Daten direkt abzufragen. Das heißt, es 

miisste eine Standleitung direkt nach Hause gelegt wer­

den", was mit Kosten und Sicherheitsrisiken 

(„ Hacker") verbunden sei. 

Hier bin ich vor Ort, hier habe ich meine Kollegen, die 
ich d irekt fragen kann, wenn ich nicht weiter weiß. Al­
so, vom Arbeitsablauf her ist es eigentlich nicht prakti­
kabel. 

Eine Programmiererin hingegen besteht auf Heimarbeit, 

wenn ihre Aufgaben besondere Konzentration erfordern, 

obwohl der Geschäftsführer es nicht schätze, wenn sie 

„nach Hause gehe und mich dann wirklich - ja sozusa­

gen abkapsele": 

Aber was da wirklich stört, ist [ ... ] so ein ganz unter­
schwelliges Gefühl, ja: ,Wir wüssten eigentlich lieber, 
dass Du hier bist und acht Stunden hier si tzt' . Und ich 
hab das letztens auch mal angesprochen, und da kam 
dann d ie Aussage: ,Ja, wenn dann mal jemand zuhause 
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ist, und man ruft da an und hört doch, das Telefon wird 
weitergeleitet, und der sitzt doch im Garten, dann denk 
ich mir doch ... was soll denn das?' Und ich denke mir: 
Ist doch egal, wo der arbeitet, ob im Garten oder nachts. 

Diese Programmiererin würde es ganz offensichtlich 

vorziehen, Ort und Zeit ihrer Arbeit autonomer bestim­

men zu können, und sie erwartet, dass ihr Vorgesetzter 

das akzeptiert, solange sie ihre Termine einhält. Sogar 

diese extrem reduzierte Variante von „Management 

durch Zielvereinbarung" scheint allerdings in unserem 

Sample nicht viele Geschäftsführer von ihrer Präferenz 

für direkte Kontrolle abzubringen, obwohl die meisten 

von ihnen ein viel komplexeres Bild von ihren Regulie­

rungsmethoden zeichnen. Letztendlich greifen aber nur 

die Betriebe E, J und L auf mehr oder weniger ausge­

feilte Zielvereinbarungen zurück, und es dürfte kein Zu­

fall sein, dass sie alle Teil von größeren Unternehmen 

mit langjähriger Zielvereinbarungspraxis sind oder wa­

ren. Abgesehen davon finden sich in unserem Sample 

nur rudimentäre Zielvereinbarungen, die Umsatzziele 

für das Gesamtunternehmen oder (meist qualitative) 

Ziele für Projektteams oder einzelne Beschäftigte fes t­

schreiben. In manchen Unternehmen werden am Jahres­

ende Gratifika tionen an alle Beschäftigten ausgezahlt, 

falls das Umsatzziel erreicht oder übertroffen wird, 

während in anderen (besonders kleinen) Betrieben über­

haupt keine Ziele vereinbart werden. Zudem erscheint 

der Nachdruck, mit dem manche Geschäftsführer auf 

Zielvereinbarungen hinweisen, in den meisten Unter­

nehmen übertrieben, wenn man bedenkt, dass es kaum 

langfri sti ge strategische Planung gibt, weder in Hinblick 

auf Projektakquisition noch auf Qualifikationsentwick­

lung. Nach einem Beispiel für qualitative Ziele befragt, 

erwähnt zum Beispiel ein Geschäftsführer zögernd die 

Weiterbi ldungs-Vereinbarung, „ mal ein Buch [zu] lesen 

[ ... ]. Das Problem ist {. .. ]: Gemacht hat das noch nie 

einer". Diese Antwort ist relativ typisch, lässt sie doch 

ahnen, dass unter den gegenwärtigen Bedingungen einer 

anhal tend schweren wirtschaftlichen Krise der Arbeits­

prozess vor allem durch die Notwendigkeit beeinflusst 

ist, ad hoc auf Kundenanforderungen zu reagieren, di­

rekt gefolgt von den Anfragen von Kollegen und Vorge­

setzten. Man könnte zwar argumentieren, dass dies die 

Autonomie von Beschäftigten insofern befördern 

könnte, als offensichtlich keine Möglichkeit für detail­

lierte „tayloristische" Planung besteht, doch läss t diese 

Art der Arbeitsorganisation auch kaum Raum für eine 

strategische Weiterentwicklung von Wissen und Quali­

fikation, die Beschäftigte in die Lage versetzen würde, 

die Regeln ihrer eigenen Arbeit selbst zu bestimmen. 

V. Ausblick: Konzepte „Neuer Arbeit" in 

Internetfirmen vom Kopf auf die Füße 

stellen 

Ausgangspunkt dieses Aufsatzes war die verbreitete An­

nahme, dass aktuell diskutierte Trends und Konzepte 

von Arbeitsorganisation in bestimmten, besonders inno­

vativen Teilen der Wirtschaft schon heute gleichsam in 

voller Reife studiert werden können. Obwohl die Inter­

net- und Multimediabranche üblicherweise als einer die­

ser Pionierbereiche gilt , scheinen jene Trends und Kon­

zepte dort jedoch allenfalls rudimentär verwirklicht zu 

sein. So ist diese Branche zweifellos durch kleine Ein­

heiten und Projektarbeit geprägt (wie die Rede von 

,,Projektifizierung" nahelegt), und tatsächl ich sind Ar­

beitende dort vergleichsweise direkt mit Marktkräften 

und Kundenanforderungen und insofern mit einer „Ver­

marktlichung" ihrer Arbei t konfrontiert. Abgesehen da­

von ist in den untersuchten Internetfirmen allerdings 

weder eine „Finanzialisierung" der Aktivitäten (im Sin­

ne größerer Kapitalmarktabhängigkeit) noch eine radi­

kale Flexibilisierung von Arbeitsverhältnissen zu beob­

achten. Auch wird keineswegs auf traditionelle Kon­

trollmethoden verzichtet, wie der Begriff ,,Entbürokrati ­

sierung" nahe legt. Vielmehr bi ldet sich eine eigentüm­

liche Mischung aus „einfachen" und „strukturellen" 

(„bürokratischen" und „technischen") Kontrollstrategien 

heraus (wie sie Edwards [1979] beschrieben hat), er­

gänzt durch Aspekte, die derzeit (mit oder ohne neolibe­

ralen Impetus) unter dem Label „post-bürokratisch" ver­

handelt werden (siehe Heckseher 1994). 

Augenfüllig ist zunächst die Ähnlichkeit zwischen der 

Arbeitsorganisation in Internetfirmen und den aus tradi-
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tionellen Kleinbetrieben bekannten Kontrollpraktiken. 

Die Tatsache, dass gerade die „einfache" persönliche 

Kontrolle durch Vorgesetzte in den Kleinbetrieben der 

ehemals „Neuen Ökonomie" wiedererstarkt, ist nicht 

ohne Ironie, vor allem, wenn man bedenkt, welch hohe 

Erwartungen an die „Modernität" der dortigen Arbeits­

formen geknüpft waren. Gleichzeitig wurden in Inter­

netfirmen inzwischen Kontrollelemente implementiert, 

d ie Edwards als „bürokratisch" bezeichnet - Kontrollen, 

die auf hierarchischen Sozialbeziehungen sowie auf un­

persönlich-systemischer Regelorientierung beruhen, und 

die Anpassung belohnen und Nicht-Anpassung bestra­

fen. Diese Kontro llform (zusammen mit technischer 

Kontrolle die vorherrschende im 20. Jahrhundert) soll 

den Befürwortern eines „post-bürokratischen Paradig­

mas" zufolge derzeit und künftig massiv an Bedeutung 

verlieren. In den Internetfirmen unseres Samples erle­

ben hingegen zumindest einige Aspekte, die man eher 

„altmodischen Bürokratien" zuschreibt, geradezu ein 

Revival. Besonders auffällig ist etwa die Dominanz des 

bundesdeutschen „Normalarbeitsverhältnisses", das 

ganz offensichtlich die vieldiskutierten Freelancer-Ar­

rangements der Expansionsphase überlebt hat. Zudem 

wird die Arbeitsteilung derzeit verstärkt, Verantwortung 

(etwa für den Kundenkontakt) zentralisiert, und formel­

le Hierarchien werden in vielen Unternehmen einge­

führt, wobei Weisungsbefugnis und Planungsfunktionen 

zunehmend auf das Projektmanagement, auf Abtei­

lungsleiter oder auf die Geschäftsführung übertragen 

werden. Diese Tendenz muss nicht (unbedingt) mit De­

qualifizierung und Aufgabenkontrolle auf der Mikro­

ebene einhergehen, aber es ist dennoch verblüffend, in 

welchem Ausmaß das kollektive Durchwursteln der spä­

ten 1990er Jahre, das durchaus ein gewisses Potential 

für selbstbestimmte Arbeit aufgewiesen haben dürfte, 

nun an Bedeutung verliert. Sogar standardisierte Ar­

beitszeiten bi lden sich heraus, die man eher unter „for­

distischen" Bedingungen erwarten würde. Sie werden 

jedoch von den Arbeitenden durchaus akzeptiert, um 

sich an die Geschäftszeiten des Kunden anzupassen, die 

Kooperation mit Kollegen sicherzustellen und die Vor­

lieben von Vorgesetzten zu berücksichtigen. Was tech­

nische Kontrollmethoden betrifft, so spielt computerge-

stützte Überwachung von Arbeitszeit und -prozess in 

unserem Sample (zumindest noch) keine große Rolle, 

und eine der meistdiskutierten „post-bürokratischen" 

Strategien ist sogar noch schwerer zu finden : Indirekte 

Kontrolle auf dem Wege von Zielvereinbarungen wird 

nur in einigen Betrieben und dort in der Regel in sehr 

rudimentärer Form ausgeübt. Schließlich bleibt festzu­

halten, dass (individue ll oder durch ein Team ausge­

übte) Kontrolle durch Selbstkontrolle („concertive con­

trol"), die Barker (1993) für einen Eckstein postbürokra­

tischer Organisationsstrukturen hält, in der Internetbran­

che tatsächlich eine wichtige Rolle spielt. Wo aber, so 

darf man sich fragen , tut sie das nicht? 

Der Hauptaspekt, der Internetfirmen von traditionelleren 

Kleinbetrieben unterscheidet, dürfte demnach die Tatsa­

che sein, dass organisatorische Strukturen und Konzepte 

noch immer im Werden begriffen sind und dass der 

Gründungsmythos einer jugendlichen, innovativen und 

egalitären Branche deren tiefe Krise überlebt hat. Dieser 

Mythos liegt den Aussagen von Geschäftsführern zu­

grunde, die behaupten, Hierarchie und Kontrolle seien 

nur formale Zugeständnisse an den Kunden, prägt aber 

durchaus auch die Selbstwahrnehmung der Beschäftig­

ten. Immerhin wünschen viele von ihnen autonome und 

kreative Arbeit - ein Impuls, der für hochqualifizierte 

Projektarbeit eingefordert, aber gleichzeitig durch neue 

Hierarchien, strengere Kontrollen sowie die Unterord­

nung unter ökonomische Imperati ve eingedämmt wird. 

Entsprechend geraten die Wünsche der Arbeitenden oft 

mit ihrer alltäglichen Arbeitserfahrung in Konflikt, was 

durchaus Enttäuschung hervorruft, „ weil sie " - wie es 

ein Beschäftigter formuliert - „ ihr Hobby, das sie zum 

Beruf gemacht haben, im Beruf nicht mehr als Hobby 

ausüben können ". Es ist eine offene Frage, ob diese 

Frustration sich in einer Zunahme von offenen Konflik­

ten und Widerstand am Arbei tsplatz niederschlagen 

wird, oder ob kreative Alternativen jenseits von Betrieb 

und Beschäftigung gesucht werden - etwa in Designer­

oder Programmierer-Subkulturen, in denen man sich 

nach Feierabend bewegt. Auf jeden Fall dürfte die Tat­

sache, dass Hierarchie und entfremdete Arbeit von vie­

len Beschäftigten in der Internet- und Multimediain-



Jenseits des Hype SOFI-Mi tteilungen Nr. 32 95 

dustrie immer noch nicht als selbstverständlich und na­

türlich betrachtet werden, das wirklich innovati ve Po­

tential dieser jungen Branche sein. 
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Ostdeutsche Klein- und Mittelbetriebe im Schatten der „Leuchttürme" 

Klaus-Peter Buss, Volker Wittke 

Der Beitrag stellt Zwischenergebnisse des laufenden Projekts „ Die ostdeutsche Metallverarbeitende Industrie in der 

Globalisierung: Wie kön11e11 dauerhafte Entwicklungspfade unter widrigen Bedingungen aussehe11 ? " vor, welches von 

der Otto-Bre1111er-Stiftung und der Ha11s Böckler Stiftung gefördert wird. Das Projekt wird von den Autoren am Sozio­

logischen Forschungsinstitut Götti11gen (SOFI) in Kooperation mit Christoph Scherrer u11d Stefan Beck ( U11iversität 

Kassel, Fachbereich Gesellschaftswissenschafte11 ) durclzgefiihrt. 

1. Die vielfach übersehene industrielle 

Entwicklungsdynamik der KMU 

In der Diskussion über die wirtschaftliche Entwicklung 

in Ostdeutschland wird seit längerem auf die Persistenz 

von Strukturunterschieden gegenüber Westdeutschland 

abgehoben. Danach ist der Osten nicht nur durch seine 

geringere Wirtschaftsleistung, geringere Einkommen 

und eine deutlich höhere Arbeitslosigkeit geprägt. Cha­

rakteristisch für die ostdeutsche Wirtschaft ist auch eine 

unterdurchschnittliche Industriedichte mit einer zugleich 

überdurchschnittlichen Bedeutung von Klein- und Mit­

telbetrieben, die sich - so die Vermutung - unter den Be­

dingungen der Globalisierung besonders schwer tun. 

Auch die Innovationsfähigkeit der ostdeutschen Indust­

rie gilt als vergleichsweise schwach (vgl. etwa Arbeits­

gruppe 2004; Bach et al. 2004; BMW A 2004; Legler et 

al. 2004; Priewe 2004). Längst gilt das Projekt ,Aufhol­

prozess' als gescheitert (Mai/Steinitz 2002; Sinn 2003). 

Vor dem Hintergrund des Anfang 2005 anlaufenden So­

lidarpakts II wird die angestrebte Angleichung der ost­

deutschen Lebensverhältnisse an das westdeutsche Ni­

veau in der öffentlichen Diskussion mittlerweile wesent­

lich nur noch unter Kostengesichtspunkten betrachtet 

und inzwischen von prominenter Seite auch offen in 

Frage gestellt. 1 Statt einer breiten Förderung geht es nun 

um eine regionale und sektorale Konzentration des Mit­

teleinsatzes, bei der eine Benachteiligung struktur­

schwacher Regionen bewusst und offen in Kauf genom­

men wird. Wenn der Aufholprozess trotz breiter Förde­

rung gescheitert sei, so die herrschende Meinung, müss­

ten die Fördermittel künftig auf solche Fälle konzent­

riert werden, in denen die bisherige Förderung zu sicht­

baren Erfolgen geführt habe. 

Der sogenannte Solidarpakt bildet die finanzpoli1ische Grundla­
ge der Milliardentransfers im Aufbau Ost. Der 1993 vereinbarte 
Solidarpakt 1 mit einem Volumen von 94,5 Milliarden Euro 
läuft zum Jahresende aus. Als Fortsetzung tritt am !. Januar 
2005 der Solidarpakt II in Kraft, der bis 2019 gilt. In seinem 
Rahmen werden insgesamt 156,5 Milliarden Euro in die neuen 
Länder und ihre Gemeinden fließen. In der öffemlichen Diskus­
sion steht zwar nicht die Höhe dieser S umme, wohl aber die 
Modalitäten ihrer Vergabe in Frage. Die Ausgestaltung des Soli­
darpakts II wurde im laufe des Jahres 2004 zu einem heiß um­
kämpften Thema in der tei ls recht medienwirksam inszenierten 
Auseinandersetzung um die Finanztransfers zwischen Bund, 
alten und neuen Ländern. Zum Ausgangspunkt der öffentlichen 
Diskussion, die gern.de in den neuen Ländern teils hohe Wellen 
schlug. wurde dabei ein reißerischer Spiegelartikel vom April 
diesen Jahres. Unter dem bezeichnenden Titel „ 1250 Milliarden 
Euro - Wofür?" machte das Magazin eine Bilanz des mit west­
deutschen Transfermittel finanzierten Aufbaus Ost auf und 
attestierte unter Berufung auf namhafte Experten das Scheitern 
des ostdeutschen Transformationsprozesses (Spiegel, Heft 15/ 
2004, 5. April 2004). Einen weiteren vorläufigen Höhepunkt er­
lebte die Auseinandersetzung dann mit dem in einem Focus-ln­
terview platzierten Hinweis von Bundespräsident Horst Köhler, 
dass man die großen Unterschiede in den Lebensverhältnissen 
der Menschen zwischen Ost und West (und Nord und Sild) nicht 
einebnen wollen dürfe, da man sonst einen S ubventionsstaat ze­
mentiere (Focus Magazin, Heft 4412004, 13. September 2004). 
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AJle rdings ist der Bezugspunkt für die Forderung, an 

bisherigen Erfolgen anzuknüpfen, in charakteristischer 

Weise verzerrt : Das Bild positi ver wirtschaftlicher Ent­

wicklungen in den neuen Bundesländern ist in der Regel 

einseitig von eini gen wenigen großen Industriestandor­

ten geprägt. Die Perspekti ve einer aussichtsreichen in­

dustrie llen Entwicklung scheint sich damit auf wenige, 

von westdeutschen und/oder ausländischen Großinvesti­

tionen getragene industrie lle Kerne zu konzentrieren. 

Diese stehen denn auch oftmals im Zentrum der aktuel­

len Diskussion um die Erfolge des „Aufbaus Ost" und 

die daraus für die weitere Förderpolitik zu ziehenden 

Lehren. Für den Rest der ostdeutschen Industrie - so der 

implizite oder neuerdings auch explizi te Umkehr­

schluss - sieht es demgegenüber scheinbar ziemlich 

hoffnungslos aus. 

D iese konzeptionelle Konzentration auf eine wesentlich 

von westlichen Großansiedlungen getragene Entwick­

lung übersieht allerdings eine zwei te Reindustrial isie­

rungsdynamik, in der Klein- und Mitte lbetriebe (KMU) 

eine maßgebliche Rolle spielen: Auch über KMU in 

Ostdeutschland gibt es „Erfolgsstorys" zu berichten -

und zwar auch solche, die sich nicht unbedingt im un­

mittelbaren regionalen Einzugsgebiet der viel zitierten 

„Leuchttürme" abspielen. Erfolgsstorys frei lich, deren 

weitere Entwicklungsperspektiven zugleich durchaus 

prekär si nd. Z u d ieser gerade in der aktuellen Dis kus­

sion oftmals übersehenen Entwicklungsdynamik präsen­

tieren wir im Folgenden Zwischenergebnisse aus unse­

rem laufenden F orschungsvorhaben. 

2. Startproblem der KMU: Organisation des 

Marktzugangs 

Fast jedes ostdeutsche Industrieunternehmen war in den 

90er Jahren mi t der Anforderung konfrontiert, sich nicht 

nur intern neu zu organisieren, sondern sich zugleich 

auf westlichen, in alle r Regel berei ts besetzten Märkten 

und in westlichen Wertschöpfungsketten neu zu positio­

nieren. Eine Lösung für dieses anfängliche Kernprob­

lem der ostdeutschen Industrie gab es vor allem in den 

Fäilen, in denen westliche (Groß-) Unternehmen im 

Osten neue Produktionskapazitäten aufbauten oder be­

stehende Betriebe übernahmen. H ier wurden die ost­

deutschen Werke in einen Konzern- oder Unterneh­

mensverbund und damit in existierende Marktzugänge 

und Kooperationsbeziehungen eingebunden. So stellen 

die großen Automobil werke, wie etwa VW in Zwickau 

(der größte industrielle Arbeitgeber in Ostdeutschland) 

oder Opel in Eisenach, Fahrzeuge her, die an anderen 

Standorten innerhalb des Konzernverbundes entwickelt 

und vermarktet werden. Auch die großen Chip-Fabriken 

der Mikroelektronikproduzenten AMD und Infineon in 

Dresden (mit jeweils mehreren tausend Beschäftigten) 

profit ieren von den Marktzugängen der außerhalb Ost­

deutschlands angesiedelten Funktionsbereiche der Un­

ternehmen. Die Diskussion um industrielle „Leuchttür­

me" geht - explizit oder implizit - von den Arbeits­

marktwirkungen und entsp rechenden regio nalen Aus­

strahlungseffekten (von der regional angesiedelten Zu­

lieferindustrie bis hin zu lokalen Nachfrageeffekten) 

solcher Zweigwerke west licher U nternehmen aus. 

Anders stellte sich d ie Situation jedoch für ostdeutsche 

K lein- und Mitte lbetriebe dar. Hier bestanden oftmals 

keine ausbaufähigen Marktbeziehungen. Vielmehr wa­

ren auch in den Fällen, in denen die Betriebe bereits zu 

DDR-Zeiten existierten, bestehende Marktbeziehun­

gen - sei es zu anderen ostdeutschen Betrieben oder in 

die Länder des ehemaligen RGW - im Transformations­

prozess weitgehend weggebrochen und boten kaum An­

knüpfungspunkte für eine Wiederaufnahme, während 

die westlichen Märkte bereits besetzt waren. Auch vor­

mals bestehende Exportbeziehungen in westl iche Län­

der konnten kaum genutzt werden, da diese zumeist an 

d ie sich nunmehr auflösenden staatl ichen Außenhan­

delsorganisationen gebunden waren. Im Gegensatz zu 

den Großbetrieben westlicher Konzerne ste Jl ten sich so­

mit gerade für ostdeutsche KMU Marktzugang und 

Neupositionierung als die zentrale Schwierigkeit der 

Transformation dar. 
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3. Entwicklung seit Mitte der 90er Jahre: 

Überraschende Lösungen 

Nun gehört es zu den Stereotypen über ostdeutsche Be­

triebe, dass ihnen eine (Neu-)Orientierung aufgrund der 

Schwäche ihres Managements besonders schwer gefal­

len ist. Ostdeutsche Betriebe und ostdeutsche Manager -

so die verbreitete Annahme - konnten insbesondere für 

die erfolgreiche Lösung der Marktzugangsproblematik 

kaum auf Erfahrungen aus DDR-Zeiten zurückgreifen. 

Diese Wahrnehmung übersieht, dass es eine Reihe von 

ostdeutschen KMU gibt, die sich mittlerweile erfolg­

reich auf den Märkten behaupten und deren Erfolg gera­

de nicht darauf zurückgeht, dass ihre neue Produktions-, 

Kooperations- und Absatzstruktur gewissermaßen von 

außen - von westlichen Konzernmüttern - implementiert 

wurde. Vielmehr ist es diesen ostdeutschen KMU gelun­

gen, sich in einem mehrjährigen Entwicklungs- und 

Lernprozess in westliche industrielle Wertschöpfungs­

ketten und Kooperationsbeziehungen einzutakten. 

Die Lösung des Marktzugangsproblems gelang den 

KMU dabei in der Regel nicht durch die Entwicklung 

der Produkt- oder Geschäftsidee. Die größte Marktein­

trittsbarriere ostdeutscher Unternehmen ist vermutlich 

vielmehr ihre fehlende Reputation. Selbst traditionsrei­

che Ost-Unternehmen mit langjähriger Erfahrung in 

ihrem Geschäftsfeld waren zu DDR-Zeiten kaum eigen­

ständig auf westlichen Märkten aufgetreten und sahen 

sich so nach der Wende damit konfrontiert, auf dem 

Markt als Neuling antreten zu müssen. Potentielle Kun­

den konnten die Kompetenzen und Fähigkeiten der Un­

ternehmen von außen und vorab nur schwer abschätzen. 

Um auf neuen Märkten erfolgreich Fuß zu fassen, hat 

sich unter diesen Bedingungen für die KMU oftmals die 

Fähigkeit als entscheidend erwiesen, schnell und flexi­

bel auf sich bietende Gelegenheiten reagieren zu kön­

nen. Mit der erfolgreichen Bearbeitung von Aufträgen 

konnten sie technische Kompetenz, Qualität und Liefer­

fähigkeit unter Beweis stellen. Auf dieser Grundlage lie­

ßen sich Folgeaufträge akquirieren, das nach außen hin 

sichtbare Kompetenzprofil sukzessive erweitern und 

Reputation ausbauen. Als wichtige Voraussetzungen 

und ermöglichende Faktoren des Marktzugangs erschei­

nen uns dabei die spezifische Flexibilität dieser Unter­

nehmen, die ,Mobilisierungsfähigkeit' ihres ( i.d.R. ost­

deutschen) Managements, ihre Fähigkeit, sich auch 

durch die „Hintertür" der Klein- und Unteraufträge die 

für größere Aufträge notwendige Reputation zu erwer­

ben, ihre Bereitschaft, auch unbeliebte Nischen zu be­

setzen sowie ihre hohe Innovationsbereitschaft und -fä­

higkeit. 

Flexibilität und Entwicklungsoffenheit als 

zentrale Elemente des Geschäftsmodells 

Ostdeutsche Unternehmen mussten in den 90er Jahren 

eine spezifische Flexibilität an den Tag legen, die sich 

aus der Umbruchsituation und der Notwendiokeit eroab 
0 0 ' 

nicht nur das eigene Produkt, sondern damit vor allem 

auch überhaupt erst einmal das eigene Unternehmen 

und dessen Grenzen zu definieren. Die Unternehmen 

mussten eine Antwort auf die Frage finden, WIE sich 

das eigene Unternehmen in globale Wertschöpfungsket­

ten einbettet. Dabei konnten die Unternehmen - d ies gilt 

selbst für Neugründungen - zwar auf technologischen 

Kompetenzen aufbauen, die aus der DDR-Zeit stammen 

und gewissermaßen in Schlüsselakteuren innerhalb des 

Unternehmens (Unternehmensgründer, Manager, Start­

Belegschaft) inkorporiert sind. 

Dennoch lässt sich die E ntwicklung der Unternehmen 

nicht verstehen als eine enge Definition ihres Geschäfts­

zwecks entlang vorhandener Kernkompetenzen - etwa 

in Form einer Spezialisierung auf bestimmte Technolo­

gien oder Marktnischen. Vielmehr ist die Entwickluno 0 

der Unternehmen typischerweise durch eine ganze Rei­

he überraschender Wendungen gekennzeichnet. Einer­

seits erwiesen sich Produkte oder Leistungen, auf die 

man anfänglich setzte, als nicht marktgängig. Anderer­

seits wurden Produkte oder Leistungen nachgefragt, von 

denen die Betriebe es nicht (oder nicht in dem Umfang) 

erwartet hätten. Dabei erweist sich gerade die Fähigkeit 

zur Bewältigung immer neuer Aufgaben und zur Umset­

zung von Innovationen als ein Schlüssel ihres Erfolges. 

Anders gesagt: Das Kompetenzprofil der Unternehmen 
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entwickelte sich erst mit den Aufträgen, die sie annah­

men. Gerade d iese Entwicklungsoffenhei t und Flexibili­

tät macht auch einen wesentlichen Zug der von den Un­

ternehmen repräsentierten Geschäftsmodelle aus. 

Ostdeutsche Manager als Motor der 

Markterschließung 

Für die erfolgreiche Suche nach neuen Unternehmens­

profilen und Geschäftsmodellen spielt - auch in Fällen, 

in denen westliche Unternehmen Eigentümer des ost­

deutschen KMU sind - Entrepreneurship ostdeutscher 

Manager eine wichtige Rolle. Ostdeutsche Manager 

sind in der Regel der Motor, wenn es darum geht, sich 

bietende Gelegenheiten als solche zu erkennen und zu 

nutzen. Sie sind es, die Ideen für d ie Erweiterung des 

Kompetenzprofils der Unternehmen entwickeln und 

versuchen, diese in Aufträge umzusetzen. 

Auf der anderen Seite erfordert dies nicht sel ten riskante 

Entscheidungen. Ob ein Betrieb beispielsweise in der 

Lage ist, Aufträge tatsächlich in der versprochenen Qua­

lität und Lieferzeit zu realisieren, weiß man oft erst im 

Nachhinein. Die ostdeutschen Manager, nicht selten erst 

unter den Augen der Belegschaft in diese Rolle hinein­

gewachsen, sind die treibende Kraft, wenn es darum 

geht, die gesammelten Fähigkeiten und Kompetenzen 

der Betriebe zu mobilisieren, um auch ungeplante, über­

raschende, zusätzliche Aufträge realisieren zu können. 

Sie sind es aber auch, die von den Belegschaften Bereit­

schaft zur Flexibilität einfordern und durchsetzen, wenn 

es um eine Kapazi tätsausweitung geht , und die mit den 

Beschäftigten Zumutungen aushandeln, wenn Aufträge 

fehlen und Durststrecken zu überwinden sind. 

Unteraufträge - Reputationserwerb durch die 

„Hintertür" 

KMU verfügen in der Regel nur über eine begrenzte 

Leistungstiefe. Das unterscheidet sie seit jeher von 

Großunternehmen und stellt sie bei komplexeren Auf­

trägen vor das Problem, wesentliche Teile der Auftrags­

leistung nicht im eigenen Betrieb fertigen zu können; 

von daher müssen sie, in der Regel stärker als Großun-

ternehmen, notwendige komplementäre Fähigkeiten und 

Kompetenzen extern erschließen. Westdeutsche KMU 

können hierfür häufig auf langjährig eingespielte Zulie­

fer- und Kooperationsbeziehungen, häufig im regiona­

len Umfeld, zurückgreifen. Demgegenüber standen ost­

deutsche KMU - im Kontext der Transformation wie 

auch bei Unternehmensneugründungen - vor dem Prob­

lem, für die neuen Anforderungen über keine einge­

spielten und zugleich leistungsfähigen Zuliefer- und Ko­

operationsbeziehungen zu verfügen. Trotzdem hat sich 

regionale Agglomeration auch für die ostdeutschen 

KMU oftmals als hilfreich dabei erwiesen, die anfängli­

che Marktzugangsproblematik zu bewältigen. Persönli­

che Kontakte und räumliche Nähe sind oft die Voraus­

setzung für Unteraufträge, welche die Gelegenheit bie­

ten, „ins Geschäft zu kommen", sich damit beweisen 

und Reputation bei überregionalen Endkunden erwerben 

zu können, aus der dann direkte Aufträge erwachsen 

können. Damit sind sie ausschlaggebend dafür, dass 

sich den Unternehmen überhaupt Chancen in neuen Ge­

schäftsfeldern eröffnen. 

Entwicklungsoffenheit als Wettbewerbsvorteil 

So sehr es stimmt, dass ostdeutsche Unternehmen in den 

90er Jahren vor dem Problem standen, sich auf besetz­

ten Märkten im Westen behaupten zu müssen, so wich­

tig sind die Ausnahmen. Diese bestehen vor allem in Ni­

schen, die u.a. dadurch entstehen, dass die westdeutsche 

bzw. europäische Industrie sich seit Mitte der 90er Jahre 

in einem Prozess weitreichender Reorganisation befin­

det. Kernkompetenzen werden neu definiert; die Ar­

beitsteilung mit Zulieferern wird neu organisiert. Nicht 

für alle der hiervon betroffenen Aufgaben und Funktio­

nen existieren feste Anwartschaften (eingespielte Ab­

nehmer-/Zulieferbeziehungen). Vielmehr experimentie­

ren die Endhersteller im Prozess des Outsourcing z.T. 

auch mit neuen Zul ieferern. Hiervon konnten und kön­

nen ostdeutsche KMU profitieren. Vor allem dann, 

wenn sie bereit und in der Lage sind, die sich bietenden 

Gelegenheiten zu ergreifen und auch Nischen zu bese t­

zen, die ihren etablierten, vermeintlich stärkeren West­

konkurrenten zunächst nicht attraktiv erscheinen, die 

ihnen aber mitunter den Zugang zu völl ig neuen Aufträ-
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gen und Geschäftsfeldern eröffnen. Damit könnte sich 

gerade die Entwicklungsoffenheit dieser ostdeutschen 

KMU als Wettbewerbsvorteil erweisen. 

Für den Zugang zu Wertschöpfungsketten und Koopera­

tionsbeziehungen kann es dabei zwar hilfreich sein, 

wenn westdeutsche oder ausländische Abnehmer mit 

eigenen Werken im regionalen Umfeld in Ostdeutsch­

land präsent sind (z.B. Zuliefernetzwerke der Automo­

bilindustrie in Thüringen und Sachsen) . Auch der 

„Leuchtturm-Diskurs" hebt auf solche regionalen Ver­

netzungen ab. Dies ist aber keineswegs die einzige - und 

möglicherweise nicht einmal die dominierende - Art 

und Weise, Zugang zu Zuliefer- und Kooperationsbezie­

hungen zu erlangen. Vielmehr verfügen die KMU oft­

mals über eine Vielzahl überregionaler Zuliefer- und 

Kooperationsbeziehungen, für deren Zugang ihre erwor­

bene Kompetenz und Reputation von zentraler Bedeu­

tung sind. 

Innovationsorientierung und dynamische 

Anpassung betrieblicher Kompetenzen 

Für den erfolgreichen Marktzugang der KMU in den 

90er Jahren spielte es sicherlich eine Rolle, dass die Un­

ternehmen zum Teil auf die sich aus der besonderen Si­

tuation Ostdeutschlands ergebenden Lohnkostenvorteile 

setzen konnten. Ein Stück weit lebt ihre Strategie auch 

heute gerade von der spezifischen Kombination aus 

Lohnkostenvorteilen und technologischer Innovations­

fähigkei t, ohne die man anfängliche Aufträge nicht hätte 

akquirieren können . Angesichts der Konkurrenz aus 

Mittel- und Osteuropa ist eine auf Dauer angelegte 

Niedriglohnstrategie für sie allerdings wenig erfolgver­

sprechend. 

Die von uns untersuchten KMU sind sich dessen be­

wusst und verfolgen vor diesem Hintergrund bereits seit 

längerem durchgängig die Strategie eines technologi­

schen upgradi11g wie eines upgrading ihrer Kompeten­

zen, um auf Dauer Bestand haben zu können. Die oben 

skizzierte Entwicklung des Leistungs- und Kompetenz­

profils ihres Unternehmens ist für sie noch nicht abge­

schlossen. Vielmehr definieren sie das Unternehmens-

profil dynamisch. Dabei wird der Ausbau der Innova­

tionskompetenzen und -kapazi täten als Lösungsperspek­

tive angesehen, und die KMU investieren zu diesem 

Zweck in nicht unbeträchtlichem Umfang in Forschung 

und Entwicklung. Im Gegenzug haben sie besonders 

kostensensible Aktivitäten aufgegeben oder sind dabei, 

diese in Kooperation mit mittelosteuropäischen Partnern 

nach Mittelosteuropa zu verlagern. 

4. Prekäre Entwicklungsperspektiven als 

Ergebnis betrieblichen Erfolges 

In der aktuellen Diskussion um Finanztransfers nach 

Ostdeutschland und die Neuausrichtung der Fördermit­

telvergabe wird die hier skizzierte industrielle Entwick­

lungsdynamik im Schatten der Leuchttürme vielfach 

übersehen. Dies ist umso problematischer, als sich die 

von ostdeutschen KMU erzielten Erfolge als zum Teil 

durchaus prekär erweisen. Dabei bestehen die Probleme 

allerdings weniger aufgrund eines unzureichenden Ent­

wicklungsstandes in der Transformation der ostdeut­

schen Unternehmen. Vielmehr entstehen diese Probleme 

gerade durch den Erfolg, den diese Unternehmen haben. 

Die Entwicklung dieser KMU in den 90er Jahren ist 

vielfach durch hohe Wachstumsraten gekennzeichnet. 

Kontinuierlich haben sie dabei mit ihrer Kundenbasis 

ihr Leistungsspektrum und ihre Kapazitäten erweitert. 

Nun drohen sie sowohl aufgrund ihrer schlechteren 

Ausgangsbedingungen wie aufgrund der ihren Erfolg 

nur bedingt stützenden Umfeldbedingungen an Grenzen 

geraten. 

Dies gilt zum einen in Bezug auf die nur unzureichende 

Kapitalausstattung der Unternehmen. Gerade für Klein­

und Mittelbetriebe, die nicht über eine westdeutsche 

oder ausländische Muttergesellschaft verfügen, werfen 

die teils enormen Wachstumsraten Finanzierungsproble­

me auf. Und solche Finanzierungsprobleme stellen sich 

umso drängender, je erfolgreicher die Unternehmen 

sind. Dabei geht es weniger um Großinvestitionen, von 

denen ein Unternehmen über viele Jahre lebt, als viel­

mehr bereits auch um kontinuierlich notwendige Erwei­

terungs- und Neuinvestitionen oder die Vorfinanzierung 
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größerer Kundenaufträge. Denn eine ausreichende Ei­

genkapitalbasis haben die ostdeutschen KMU in der 

kurzen Zeit ihres Bestehens in aller Regel kaum auf­

bauen können, so dass sie in ihrer erfolgreichen Ent­

wicklung ausgebremst zu werden drohen. Eine weitere 

Verschärfung droht durch die Neuregulierung des Kre­

ditmarktes (S tichwort Basel II) (vgl. Beck/Scherrer 

2003). 

Zum anderen haben die von uns untersuchten KMU ent­

gegen dem verbreiteten Bild ostdeutscher Unternehmen 

ihre Belegschaft über die 90er Jahre kontinuierlich aus­

gebaut und zum Ausbau ihrer Innovationsfähigkeit und 

ihrer technologischen Kompetenzen dabei insbesondere 

den Anteil qualifizierter Arbeit sukzessive gesteigert. 

Die Kombination von schnellem Wachstum und Upgra­

ding gefährdet nun jedoch den bisherigen Erfolg der 

Unternehmen, da der regionale Arbeitsmarkt gerade in 

bestimmten Bereichen nicht ausreichend qualifizierte 

Arbeitskräfte bietet und somit für die Unternehmen ihre 

Qualifikationsversorgung bereits heute zum Problem 

wird. 

Dies gilt beispielsweise in Bezug auf Ingenieure. Für 

die Fähigkeit ostdeutscher KMU, im überregionalen 

Wettbewerb um die Rekrutierung qualifizierter Ingeni­

eure zu bestehen, erweist sich neben den niedrigen Ost­

gehältern und den inzwischen breitflächigen Rekrutie­

rungsaktivitäten westdeutscher Unternehmen an ost­

deutschen Hoch- und Fachhochschulen oftmals auch das 

negative Image der Oststandorte als Problem. 

Quali fikationsversorgungsprobleme bestehen aber auch 

in Bezug auf Facharbeiter. Viele erfolgreiche Unterneh­

men bi lden zwar aus, ihre starken Wachstumsraten sind 

jedoch kaum durch eine eigene Ausbildung zu realisie­

ren. Stattdessen nutzten die KMU zur Deckung ihres 

Facharbeiterbedarfs vielfach staatlich geförderte Quali­

fizierungsmaßnahmen. Gerade hier verschieben sich je­

doch gegenwärtig die arbei tsmarktpoli tischen Rahmen­

bedingungen. 

Doch bleibt es für die Unternehmen nicht allein bei 

einem Rekrutierungsproblem: Wie die allermeisten ost­

deutschen KMU sind auch die von uns untersuchten Be­

triebe überwiegend nicht tarifgebunden. Dies löst je­

doch nicht - wie manche aktuelle Diskussion sugge­

riert - ihr Problem: Qualifizierte Facharbeiter - Qualifi­

kationen also, die die KMU zur Fortsetzung ihres Ent­

wicklungspfades brauchen - werden regional mittlerwei­

le zu einer prekären Ressource. Wer unter diesen Bedin­

gungen nicht ausreichend hohe Löhne zahlt, hat damit 

ein Bindungsproblem, das weniger durch das ostdeut­

sche Tarifniveau als durch das westdeutsche Lohniveau 

bestimmt wird. Dabei führt zwar nicht jede Lohndiffe­

renz zu Abwanderung. Die Beschäftigten sind durchaus 

bereit, Differenzen in Kauf zu nehmen. Dies setzt je­

doch voraus, dass die Unternehmen ihnen auch entspre­

chend akzeptable Rahmenbedingungen bieten. 
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Zur Regulation von Wissensarbeit - Explizite und implizite 
Vertragsverhältnisse1 

Peter Kalkowski 

1. Arbeit im Kontext ihrer 

Vertragsbeziehungen 

Ich möchte - thesenförmig und zum Teil etwas provoka­

tiv zugespitzt - ei nige Überlegungen vortragen, denen 

E indrücke und Befunde zugrunde liegen, d ie wir bei un­

seren Erhebungen in der IT-, Medien- und Consulting­

branche gewonnen haben. Dabei werde ich mich vor al­

lem mit der Frage beschäftigen, wie wissensintensive 

Arbeit kontraktualisiert wird. 

Zuvor will ich aber kurz in drei Punkten andeuten, wie 

wir überhaupt auf das Thema „Arbeit im Kontext ihrer 

Vertragsbeziehungen" gekommen sind und weshalb wir 

es für wichtig halten. 

1. Unmittelbarer Anlass war der Umstand, dass in den 

untersuchten Branchen eben nicht nur abhängige 

Arbeitnehmer in Normalarbeitsverhältnissen tätig 

sind, sondern auch atypisch Beschäftigte, Schein­

selbständige und Alleinselbständige. Die Vertrags­

verhältnisse und Beschäftigungskonditionen, d ie 

wir angetroffen haben, sind ausgesprochen vielfäl­

tig. Sie si nd zum Teil prekär: Atypische und prekä­

re Beschäftigungsverhältnisse nehmen absolut und 

in Relation zum traditionellen Normalarbeitsver­

hältnis zu. Und es gibt Menschen, die Alleinselb­

ständigkeit der abhängigen fremdbestimmten Ar­

beit vorziehen: Auch der Antei l von Erwerbsperso-

nen, die ihre Leistungen in Form von Werk- oder 

Dienstleistungsverträgen verkaufen, wird vermut­

lich weiter zunehmen. 

2. Nach herkömmlicher Auffassung konstituieren sich 

Organisationen durch Mitgliedschaftsregeln. Der 

Arbeitsvertrag ist eine hinreichende Bedingung für 

die Mitgl iedschaft in der Organisation. Mit der „In­

ternalisierung des Marktes", der Substitution lang­

fristiger Arbeitsverträge durch befristete projekt­

orientier te Arbeits- und Marktkontrakte usw. ver­

lieren Organisationsgrenzen und Mitgliedschaft 

aber an E indeutigkeit. Daraus resultieren - wie Sie 

wissen - unter anderem für das Arbei tsrecht und 

dessen Reform Definitionsprobleme: Was ist unter 

solchen Bedingungen eigentlich ein Betrieb - was 

ein Arbeitnehmer? Aus dieser Perspektive spricht 

einiges dafür, Organisationen als „Nexus von Ver­

trägen" zu begreifen. 

3. Selbständiges Arbeiten wird heute innerhalb und 

außerhalb von Unternehmen gefordert. Die konkre­

ten Arbeitssituationen selbständiger Wissensarbei t 

in und außerhalb von Unternehmen gleichen sich in 

vielen Fällen einander an. Der Topos ,,Flexicurity" 

steht für den Anspruch, für Erwerbsverläufe, die 

von Phasen der Erwerbslosigkeit und Prekarität be­

droht und betroffen sind, eine soziale Absicherung 

zu schaffen, die ein Äquivalent zum Arbeitnehmer-

Bei diesem Text handelt es sich um das Manuskript eines Vortrags. der anlässlich des von der Hans Böcklcr Stiftung veranstalteten Workshops 
„New Economy - Selbstbestimmung statt Mitbestimmung?" am 28. November 2003 in Berlin gehalten wurde. Er ist in leicht veränderter Form 
Bestandteil des Aufsatzes „Der Kontrakt der Arbeit bei wissensintensiven Dienstleistungen", der sich durch einen weiteren empirischen und 
theoretischen Horizont auszeichnet und in „Industrielle Beziehungen. Zeitschrift für Arbeit, Organisation und Management", Jg. 11, Heft 3, 
2004, S. 246 - 269, erschienen ist 
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status im Normalarbeitsverhältnis darstellt. Dieser 

Status ist bekanntlich mit gesetzlichem Arbeits­

und Sozialschutz verknüpft. Eine solche ,,Flexicu­

rity" ist aber mit erheblichen - und gegenwärtig es­

kalierenden - Finanzierungsproblemen verbunden. 

Und es könnte auch das Gegenteil eintreten: Die 

historische Errungenschaft zum Schutz fremdbe­

stimmter, abhängiger Arbeit durch Verknüpfung 

des Arbeitsvertrags mit kollektivrechtlicher Nor­

mierung sowie gesetzlichem Arbeits- und Sozial­

schutz ist gefährdet. Es mehren sich Vorstöße, den 

Arbeitsvertrag anderen - freien - Vertragsverhält­

nissen gleichzustellen, das Arbeitsrecht zu flexibi ­

lisieren und ins Zivilrecht zu überführen. Hinzu 

kommen Vorstöße, die Tarifautonomie aus dem 

Schutzauftrag des Staates herauszulösen und sie als 

eine kollektive, auf Verbandsmitgliedschaft be­

ruhende Privatautonomie zu behandeln. Eine Ten­

denz, die durch Ansätze zur Harmonisierung euro­

päischen Rechts eventuell noch gefördert wird. So 

weit meine einleitenden Bemerkungen. 

Ich werde mich jetzt mit der Kontrakualisierung von 

Wissensarbeit in Normalarbeitsverhältnissen auseinan­

dersetzen, um zunächst zu erörtern, wie sich die Qualität 

von Beschäftigungsverhältnissen auch im Zentrum des 

Beschäftigungssystems verändert. 

Die Ausgangsthese unserer Untersuchung lautet: Orga­

nisation und Arbeit werden in zunehmendem Maße pro­

jektifiziert. Wissensintensive Aufgaben - komplexe 

Problemlösungen - lassen sich zunehmend nur noch in 

Gestalt von Projekten bewältigen. Denn mit Projekten 

kann in Abweichung von der Linien- und Funktionalor­

ganisation ausdifferenziertes und verteiltes Wissen - be­

trieblich und überbetrieblich - flexibel und problemspe­

zifisch vernetzt und integriert werden. Die temporäre 

Vernetzung von Kenntnissen und Fähigkeiten wird für 

viele Unternehmen zum entscheidenden Erfolgsfaktor. 

2. Vom zeitorientierten Arbeitsvertrag zu 

ergebnisorientierten Kontrakten 

Arbeitsleistung kann im Falle von Wissens- und Pro­

jektarbeit nicht wie fordistische Fabrikarbeit koordi­

niert, kontrolliert und kontraktualisiert werden: Weil das 

Management von Wissensarbeit auf eine umfassendere 

Nutzung von Subjektivität angewiesen ist, hatten Wis­

sensarbeiter schon immer relativ große Spielräume für 

die Selbstorganisation ihrer Arbeit. 

Bedrohungsszenarien, die in den 70er und 80er Jahren 

die gewerkschaftliche Angestelltenpolitik leiteten und 

von einer Dequalifizierung, Degradierung oder gar Pro­

letarisierung dieses Beschäftigtensegments ausgingen, 

haben sich als unzutreffend erwiesen. Vielmehr zeichnet 

sich die Entwicklung in vielen Segmenten - zumal bei 

wissensintensiven Dienstleistungen - durch Höherquali­

fizierung, Akademisierung und Ausweitung dezentraler 

Entscheidungsbefugnisse aus. 

Doch wenn Wissensarbeit zur zentralen Quelle der 

Wertschöpfung und zum Erfolgskriterium im Innova­

tionswettlauf aufrückt , steigt in den Unternehmen auch 

das Interesse, sie zu rationalisieren. Die ,,Professionali­

sierung des Projektmanagements" zielt dabei vielfach 

auf eine Perfektionierung der Planung und Kontrolle. 

Wissens- und Projektarbeit wird ergebnisorientiert koor­

diniert, kontrolliert und kontraktual isiert. Das zentrale 

Instrument dafür ist das Management by Objectives 

(MbO). Mit diesem auf Kennzahlensystemen beruhen­

den hochformalisierten Steuerungsinstrument werden 

die Kosten-, Quali täts- und Zeitziele der Projekte defi­

niert, kommuniziert und kontrolliert. Das MbO gilt in­

zwischen im Bereich wissensintensiver Dienstleistungen 

als unverzichtbar: Mit ihm können wechselnde Markt­

und Kundenanforderungen nachhaltig in Steuerungsim­

pulse für Projektteams und einzelne Beschäftigte trans­

formiert werden. Diese fühlen sich in hohem Maße per­

sönlich für die fristgerechte Erreichung der Ziele verant­

wortlich. 
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Historisch betrachtet wird mit dem MbO der Kontroll­

und Rationalisierungszugriff auf Bereiche ausgedehnt, 

die traditionell davon weitgehend verschont waren: Der 

aktuelle Projektstand kann mittlerweile zeitnah von 

zentralen Stellen aus kontrolliert werden. Und in zuneh­

mendem Maße werden variable Entgeltbestandteile an 

den Grad der Zielerreichung gebunden - was übrigens 

von den meisten Angestellten ausdrücklich begrüßt und 

gewünscht wird. 

Unsere These dazu lautet: Leistungssteuerung erfolgt in 

Projekten über die Definition der zu erreichenden Ziele. 

Leistung wird bei Projekt- und Wissensarbeit per se er­

gebnisorientiert gesteuert und kontraktualisiert. Und: 

durch die Ergebnisorientierung entzieht sich Projekt­

und Wissensarbeit weitgehend den etablierten Formen 

kollektiver Arbeits-, Leistungs- und Interessenregula­

tion. Denn die Kontraktualisierung der Arbeitsleistung 

ist individualisiert. Leistungsziele werden zwischen Ar­

beitnehmern und Vorgesetzten individuell ausgehandelt. 

Wenn komplexe Problemlösungen den Kern der 

Tätigkeiten bilden und der Weg zur Zielerreichung 

von Ungewissheiten und Unwägbarkeiten geprägt 

ist, ist es objektiv schwierig bis unmöglich, dafür 

so etwas wie einen Standard in Gestalt von Ar­

beitsmengen und Sollzeiten als verbindlichen Leis­

tungsmaßstab zu definieren. Aufgrund ihrer inhalt­

lichen Intransparenz lässt sich Leistung bei wis­

sensintensiven Dienstleistungen ex ante n icht klar 

definieren. 

Abgesehen davon sind qualifizierte Angestellte 

sehr daran interessiert, dass tatsächlich ihre indivi­

duelle Leistung bewertet wird. Diese ist für sie 

Mittel zur Differenzierung im Wettkampf um 

attraktive Plätze, Vorraussetzung für berufliches 

Vorankommen und Status. Nur wer seine indivi­

duelle Leistung sichtbar machen kann, erfüllt über­

haupt die Voraussetzungen dafür. 

Kurz: Standardisierte Regelungen zu Leistungsbed in­

gungen sind objektiv schwierig und gehen an den Präfe­

renzen von Wissensarbeitern vorbei. 

Hybridisierung des Arbeitsvertrags 

Mit dem MbO finden werkvertragsähnliche Elemente 

Eingang in die Arbeitsregulation. Worin die besondere 

Quali tät ergebnisorientierter Kontrakte besteht, und was 

sie für die Leistungsregulation bedeuten, wird deutlich, 

wenn man sie in Beziehung setzt zum klassischen Ar­

beitsvertrag: 

Dieser ist zeitorientiert. Der Arbeitnehmer ver­
pflichtet sich für eine bestimmte Zeitdauer im 
Dienste des Arbeitgebers Leistungen zu erbringen. 
Der Arbeitgeber verpflichtet sich im Gegenzug, 
diese Zeitdauer zu vergüten. Der Arbeitgeber allein 
trägt das Betriebs- und Wirtschaftsrisiko. Der Ar­
beitnehmer hat Sorgfaltspflichten, schuldet aber 
nicht den Erfolg seiner Leistung. 

Wird die Arbeitsleistung dagegen ergebnisorien­
tiert über die zu erreichenden Ziele kontrahiert, 
verliert die Arbeitszeit ihre Schlüsselrolle. Prototyp 
des ergebnisorientierten Vertrags ist der Werkver­
trag. Der Auftragnehmer ist dabei selbständig, ar­
beitet auf eigene Rechnung und schuldet den Er­
folg der kontrahierten Leistung. Wie und wann er 
diese Leistung erbringt, bleibt ihm überlassen, so­
lange er das Produkt zum vereinbarten Termin mit 
den zugesicherten Eigenschaften abliefert. 

Trotz Ergebnisorientierung bleibt es für angestellte Wis­

sensarbeiter beim Arbeitsvertrag und gesetzlichem Ar­

beits- und Sozialschutz. Das Verhältnis der Vertragspar­

teien hat aber eine grundlegend andere Qualität: Arbeit­

nehmer werden quasi zu Auftragnehmern im Unterneh­

men. Sie haben in einem größeren Umfang das Risiko 

für die Erreichung der Ergebnisse selbst zu tragen. Da­

bei sind Projekte, vor allem Innovationsprojekte, beson­

ders riskant, weil bei ihnen stets mehr oder weniger un­

gewiss ist, ob die Ziele mit den zugeteilten Ressourcen 

in der vorgesehen Zeit tatsächlich erreicht werden kön-

nen. 
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Was sind die leistungspolitischen Folgen 

ergebnisorientierter Kontrakte? 

(Erstens) Die Arbeitszeit verliert ihre Schlüsselstel­
lung für die Arbeitsregulation. Tariflich und ge­
setzlich definierte Arbeitszeitregelungen laufen 
tendenziell ins Leere und werden faktisch ständig 
umgangen. Die Arbeitszeitpraxis wird informali­
siert. Die sogenannte Vertrauensarbeitszeit ist das 
Pendant ergebnisorientierter Arbeitsregulation. 

(Zweitens) Die individuelle Aushandlung und 
Kontrahierung von Leistungszielen ist gleichbe­
deutend mit ei ner Dezentralisierung und Entstan­
dardisierung der Leistungsregulation und einem 
Regulationsmodus, bei dem die Kontroll- und Ein­
flussmöglichkeiten von Betriebsräten und Gewerk­
schaften beschränkt sind. Kollekti v verbindliche 
Leistungsnormen lassen sich bei individualisierten 
Leistungskontrakten kaum definieren, durchsetzen 
und kontrollieren. 

3. Der psychologische Vertrag -

„verantwortliche Autonomie" 

Ich halte es an dieser Stelle für angebracht, darauf ein­

zugehen, dass Verträge mehr als nur eine formale Seite 

haben: 

Explizite Verträge, z.B. Arbeitsverträge oder Zielverein­

barungen, sind stets mehr oder weniger unterkomplex 

gegenüber dem, was sie zu regeln beanspruchen - und in 

diesem Sinne unvollständig. Die wissenschaftliche Be­

triebsführung a Ja Taylor hat die Arbeit daher detaillier­

ter Planung und Kontrolle unterworfen. Zumal bei Wis­

sensarbeit können gar nicht alle Sachverhalte und Even­

tualitäten explizit geregelt werden. 

Dass formale Verträge dennoch „funktionieren", ist dar­

auf zurückzuführen, dass sie sozial eingebettet sind -

durch implizite bzw. psychologische Verträge ergänzt 

und überlagert werden. Diese bestehen im Kern aus den 

wechselseitigen Erwartungen der Vertragsparteien. Die 

psychologischen Verträge sind durch Werthaltungen ge­

prägt, emotional eingefärbt und haben maßgeblichen 

Einfluss auf das Arbeitsverhalten und Interessenhan­

deln. 

Angestellte Wissensarbei ter mit einer strategischen 

Schl üsselfunktion si nd auf besondere Weise in die Be­

triebe sozial integriert. Der psychologische Vertrag oder 

soziale Tausch, den sie mit dem Arbeitgeber eingehen, 

begründet eine Vertrauensbeziehung, die auf „ verant­

wortlicher Autonomie" beruht. Verantwortliche Auto­

nomie meint, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 

Handlungs- und Entscheidungsspielräume und Entfal­

tungsmöglichkeiten einräumt, die dieser im Gegenzug 

verantwortungsvoll im Sinne des Unternehmens und 

seiner Ziele nutzt. Das ist ein weithin akzeptierter 

Tausch, wei l beide Seiten davon profitieren. Solange er 

nicht in Frage gestellt wird, ist der Bedarf an Interessen­

vertretung geri ng. 

Wie wir bereits aus einer Reihe anderer Untersuchungen 

zu qualifizierten Angestellten wissen, sind deren Ar­

beitsidentität, Erwartungen und Interessen stark arbeits­

inhaltlich und von der Lust an der eigenen Leistung ge­

prägt. Und bei den normativen Ansprüchen, die Wis­

sensarbeiter mit ihrem Job verbinden, steht „Autono­

mie" an erster Stelle. Sie ist für ihr Selbstwertgefühl 

konstitutiv. 

Autonomie meint zum einen: Raum für Selbständigkeit 

in der Arbeit. Darüber hinaus aber auch die Möglich­

keit, durch eigene Leistung, eigene Beiträge, die Ge­

schicke der Firma mitbestimmen zu können. In dieser 

Weise verstehen sich qualifizierte Angestellte, Wissens­

arbeiter, als Subjekte ihrer Arbeit und als Mit-Unterneh­

mer - zumal zunehmend von ihnen die Übernahme von 

Managementaufgaben erwartet wird. 

Dem auf „verantwortlicher Autonomie" beruhenden 

psychologischen Vertrag entspricht ein kooperativer, 

kompromisshafter Modus der Problembewältigung und 

Konfliktaustragung: Bei Fehlern in der Arbeit, Schwie­

rigkeiten und Problemen suchen Vorgesetzte und Be­

schäftigte gemeinsam in einem vertrauensvollen Ge­

spräch nach Ursachen und Abhilfe. 

Die Einschaltung von Betriebsrat und Gewerkschaften 

ist - wenn es überhaupt dazu kommt - meistens die ulti-
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ma ratio nachdem verschiedene Eskalatio nsstufen im 

Management durchlaufen wurden und E inigungsversu­

che gescheitert sind. Sie gilt als Zeichen für das Versa­

gen der Vertrauensbeziehungen. 

Diese Nähe der Wissensarbeiter zum Management und 

das Bewusstsein ihrer Privilegiertheit prägen auch das 

Bild, das sie von den Institutionen der kollektiven Inter­

essenvertretung haben: Gewerkschaften und Betriebsrä­

te sind für sie Institutionen zum Schutz von Schwachen 

und Benachteiligten, zu denen sie sich selbst nicht zäh­

len - meistens selbst dann nicht, wenn ihre psychologi­

schen Verträge verletz t werden. Gewerkschaften werde n 

zudem als Organisationen zur Besitzstandswahrung 

wahrgenommen, die zum Teil durchaus berechtigte Ab­

wehrkämpfe führen , denen aber attraktive zukunfts­

orientierte Lösungen fehlen. 

Konfliktpotentiale - Verletzung psychologischer 

Verträge 

Die Welt angestellter Wissensarbeite r ist gleichwohl 

keine hei le W elt. Die Arbeitsform Projekt entspricht 

zwar in vie lerlei Hinsicht den Erwartungen und Ansprü­

chen, die sie mit ihrem Job verbinden, als da sind: 

flache Hierarchien, kollegiale Zusammenarbeit j enseits 

bürokratischer Vorschriften und ineffizienter Abläufe, 

Lern- und E ntwicklungsmöglichkeiten. Die zu lösenden 

Probleme werden als Möglichkeit begriffen, die eigenen 

Kenntnisse und F ähigkeiten unter Beweis zu stellen und 

weiter zu entwickeln - als Chance zur Selbstentfaltung. 

Unsere Gesprächspartner erklärten aber auch, dass Leis­

tungsdruck, hohe Belastungen, Selbstausbeutung, kon­

kurrenzielle zwischenmenschliche Beziehungen, Versa­

gensängste, psychischer Stress durch Überforderung, 

Rollen- und Loyalitätskonflikte, sozialer Stress durch 

gestörte Beziehungen - peer to peer pressure, burn out, 

workaholics - unter Projektbeschäftigten keine Selten­

heit sind. 

Ursache dieser Syndromatik sind die Bereitschaft zur 

Übernahme von Verantwortung und Risiken, knappe 

Ressourcen, enge Zielvorgaben, individualistisch-kon­

kurrenzhafte Orientierungen und mikropolitische Kon­

flikte um die Bewertung und Anerkennung von Leis­

tung. 

Die Qualität ihrer Arbeit hängt aus Sicht unserer 
Gesprächspartner weithin davon ab, dass ihnen 
nicht nur Spielräume für die Arbeitsausführung ge­
währt werden, sondern auch die Ressourcensteue­
rung - Zeit, Geld, manpower - zum Gegenstand 
von Vereinbarungsprozessen gemacht wird. Das ist 
bislang aber auch in Projektkontexten kaum der 
Fall. 

Zudem entwickeln Arbeitende, von denen erwartet 
wird, dass sie unternehmerische Verhaltensweisen 
ausbilden und unternehmerische Risiken überneh­
men, den Anspruch, dass ihr Einfluss auf unterneh­
menspolitische Entscheidungen ausgedehnt wird. 

Das MbO bietet durchaus Partizipationsmöglich­
keiten. Dem Konzept nach handelt es sich dabei ja 
um eine „diskursive" Form der Handlungskoordi­
nation auf der Basis wechselseitiger Aushandlungs­
und Verständigungsprozesse. Grundlegende Vor­
aussetzung für gute Projektarbeit ist nach Auffas­
sung unserer Gesprächspartner, dass Ziele verein­
bart werden. Tatsächlich werden sie ihnen aber 
meistens diktiert. 

Ob und inwieweit es sich bei den genannten Ansprü­

chen um manifeste Ansprüche handelt, ist offen. Gegen­

wärtig spricht wenig dafür, dass Wissensarbeiter massiv 

für die Realisierung ihrer Vorstellungen von guter Ar­

beit eintre ten und sich ihre Interessen - auf herkömmli­

che Art - kollektiv bündeln und regeln ließen. 

Dot.com- oder IT-Krise, Kostensenkungsprogramme, 

Reorganisationswellen, frustrierte Karriereambitio nen, 

unerfüllte Partizipationsansprüche usw. haben zum Teil 

instrumentellere Orientierungen in den formalen und 

psychologischen Vertragsverhältnissen gefördert, je­

doch nicht zu deren Erschütterung oder zu einer signi fi­

kanten arbeitspolitischen Neuorientierung der Wissens­

arbeiter geführt. Das Bewusstsein ihrer relativen Privile­

giertheit sowie Arbeitsformen und Lebenslagen, die -

durch Privatisierung sozialer Risiken - die Selbstorgani­

sation erzwingen, dürften individuelle Wettbewerbs-
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und Konfliktbewältigungsstrategien und individual isti­

sches Interessenvertretungshandeln eher noch forcieren . 

4. Resümee und Schlussfolgerungen 

Resümee: Präferenz für direkte 

Partizipation 

Leistungspolitik ist im Angestelltenbereich eines 

der wichtigsten Themen. Und die Gestaltung der 

Leistungsbedingungen ist ein genuines Betäti­

gungsfeld der Gewerkschaften. Kollektive, standar­

disierte Regelungen - bzgl. Arbeitszei ten und Leis­

tungsbewertung - gehen aber an Erwartungen und 

Präferenzen von Wissensarbeitern vorbei . Von Be­

triebsräten oder Gewerkschaften eingeklagte Ar­

beitsschutzregelungen, etwa eine kollektive Be­

grenzung der Arbeitszeit, lehnen sie als Bevormun­

dung und E ingriff in ihre Autonomie ab. 

Qualifizierte Angestellte reagieren bekanntlich 

allergisch darauf, wenn sie sich nicht mehr als Sub­

jekte ihrer Arbeit, sondern nur noch als Objekte 

übergeordneter Entscheidungen empfi nden. Eine 

Interessenvertretung könnte sich für ihre ausge­

prägten Mitbestimmungs- bzw. Partizipationsinter­

essen stark machen. Die Präferenzen der Wissens­

arbeiter liegen jedoch eindeutig auf direkter Parti­

zipation - und nicht bei der repräsentativen durch 

gewählte Vertreter. Die Tatsache, dass di rekte Par­

tizipation, wenn sie nicht formal geregelt ist, vom 

good wi ll der Vorgesetzten abhängt und prinzipiell 

jederzeit kassiert werden kann, ändert daran - bis­

her jedenfalls - wenig. 

Die genannten arbeitsinhaltlichen und firmenbezo­

genen Interessen, die Mitbestimmungs- oder Parti­

zipationsansprüche angestellter Wissensarbeiter ha­

ben wenig mit dem zu tun, was unter verfasster 

Mitbestimmung verstanden wird. Sie sind entfernt 

von einem gewerkschaftlichen oder klassentheore­

tisch fundierten Interessenbegriff, bei dem der An­

tagonismus von Kapi tal und Arbeit und der Schutz 

strukturell Benachteiligter im Zentrum steht. Die­

ser Antagonismus ist für das Interessenvertretungs­

handeln angestellter Wissensarbeiter nicht konsti­

tutiv. 

Sie bevorzugen zudem Assoziierungsformen, die 

nicht an dauerhafte Mitgliedschaft und Folgeberei t­

schaft gegenüber Stellvertretern gebunden sind, 

sondern eher spontane, anlassbezogene Assoziie­

rungsformen und solche, in denen sie ihre fachli­

chen Kompetenzen anerkannt und aufgehoben se­

hen (u.a. Berufsverbände). 

Eines der zentralen Themen für Wissensarbeiter 

unter Bedingungen, in denen verwertbares Wissen 

immer schneller veraltet, ist die Aufrechterhaltung 

und Verbesserung ihrer Beschäftigungsfähigkeit 

(Employability). Nach Auffassung unserer Ge­

sprächspartner sind die adäquaten Ansprechpartner 

dafür bislang aber weniger Gewerkschaften, die 

sich um entsprechende tarifvertragliche Anspruchs­

rechte bemühen, sondern alle Organisationen, die 

ihnen fachlich-inhaltlich dafür etwas zu bieten 

haben. 

Schlussfolgerungen: Rückzug oder Wandel -

Perspektive: „Metaregeln" 

Ich möchte aus dieser - zugegebenermaßen sehr zuge­

spitzten und verei nfachten - Darstellung zwei auf Ge­

werkschaftspolitik bezogene Schlussfolgerungen zie­

hen: 

Die erste ist als Alternative formuliert: 

Entweder die Gewerkschaften ziehen sich aus dem 

Bereich wissensintensi ver Dienstleistungen zurück, 

weil sich in diesem Feld für sie - ideell aber auch 

ganz handfest materiell - kein Return of Invest ab­

zeichnet: d .h. ihre Adressaten können in diesem 

Feld nur in einem unzureichenden Maße zur Mit­

gliedschaft bewegt und von der Notwendigkeit von 

Tarifverträgen überzeugt werden. In Gewerkschaf-
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ten wird durchaus die Position vertreten, man solle 

sich künftig wieder stärker auf die traditionelle 

Mitgliederbasis und den Schutz Schwacher und 

Benachteiligter konzentrieren. 

Das bedeutete allerdings, strukturelle Veränderun­

gen in der Zusammensetzung der Arbeitnehmer­

schaft nicht mit zu vollziehen und eine Marginali­

sierung in jenen - stark wachsenden - Arbeitsberei­

chen hinzunehmen, die wahrscheinlich in Zukunft 

Arbeit und Leben stärker prägen werden. 

Oder - alternativ dazu - Gewerkschaften gehen 

stärker auf die Handlungsorientierungen und Parti­

zipationsinteressen der qualifizierten Angestellten 

und Wissensarbeiter ein und finden andere An­

sprech- und Assoziierungsformen sowie Servicean­

gebote, die für Wissensarbeiter attraktiv sind. Das 

ist allerdings eine große Herausforderung an das 

Selbstverständnis der Gewerkschaften. Und es ist 

fraglich, ob ein solcher Spagat - Schutz der Stamm­

klientel einerseits und Investition in relativ privile­

gierte Wissensarbeiter andererseits - sich mit dem 

Prinzip der Einheitsgewerkschaft verträgt. 

Zweite Schlussfolgerung ( Regulatio11smodus 

Metaregeln) 

Die Form der Interessenregulation wird künftig stärker 

als bisher der Heterogenität individueller Interessen 

Rechnung tragen und den Menschen Wahlmöglichkei­

ten lassen müssen, statt ihnen einheitl iche, inhaltlich de­

finierte Normen, Arbeitszeiten, Leistungsstandards usw. 

„vorzuschreiben". Die Erosion der Normalarbeit und 

Heterogenität der Interessen stellen traditionelle Formen 

kollektiver Regulierung auf die Probe. Und selbstbe-

wusste Arbeitnehmer wollen sich auch von den Institu­

tionen kollektiver Interessenvertretung nichts vorschrei­

ben lassen. 

Es spricht einiges dafür, dass sich der Modus der Inter­

essenregulation dahingehend verändern wird, dass „Me­

taregeln", die indi viduell (betriebs- und personenspezi­

fisch) inhaltlich ausgestaltet werden können, gegenüber 

detailliert inhaltlich normierten Vorschriften, aufgewer­

tet werden. „Metaregeln" si nd ein Ansatz, unterschied li­

che individuelle Interessen in veränderter Weise einer 

kollektiven und formalen Regelung zuzuführen. 

Der Begriff Metaregeln bezeichnet einerseits den empi­

rischen Sachverhalt der zunehmenden Regulationsun­

schärfe und Orientierung der Tarifpolitik an den Betrie­

ben: Bei Tarifverträgen verständigen sich die Tarifpar­

teien immer häufiger nur noch auf Regeln, die auf 

Betriebsebene spezifiziert und umgesetzt werden. Auf 

der Ebene betrieblicher Arbeitssteuerung kann die zu­

nehmende Verdrängung der Konditional- durch die er­

gebnisorientierte Zweckprogrammierung, bei der das 

Management nur noch einen Handlungsrahmen, die zu 

erreichenden Ziele, definiert, als Übergang zum Regula­

tionsmodus Metaregeln begriffen werden. Normativ be­

inhaltet der Begriff Metaregeln eine Aufwertung der 

prozeduralen gegenüber der substanziellen (materiell in­

haltlich ausgestalteten) Regulation. Wie bei dem Mana­

gement by Objectives geht es für die beteiligten Akteure 

dabei zunächst einmal nicht darum, inhaltliche Details 

und Normen in Form absoluter Größen und Standards 

zu definieren, sondern sich im Konsens auf grundlegen­

de Anforderungen und Verfahrensweisen - auf das Sys­

tem und den Prozess der Zielvereinbarung sowie ent­

sprechende Beteiligungsmöglichkeiten (Partizipations­

formen und -inhalte) - zu verständigen. 



-
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Der Einstieg in die Offshore-Windkraftnutzung als Prüfstein der 
Energiewende - Konfliktthemen und Konfliktdynamiken 

Rüdiger Mautz/Andreas Byzio 

Der folgende Text fa sst die Ergebnisse eines im Sommer 2004 abgesclzlosse11en SO Ff-Forschungsprojekts zusammen, 

das im Rahmen des „Niedersächsische11 Forschungsverbunds Technike11twicklung und gesellschaftlicher Strukturwan­

del " durchgeführt wurde. Im Mittelpunkt der Untersuchu11g stand die Frage, inwieweit am Beispiel der Offshore-Wind­

kraftnutzung eine neue Qualität der gesellschaftliclze11 Auseinandersetzu11g um Ökologie sichtbar wird. Dazu wurden 

die Konflikte um drei der gegenwärtig vor der deutsche11 Nord- und Ostseeküste geplanten Offslwre-Windparks ge­

nauer untersucht, wobei sich u11ser Forschungsinteresse i11sbeso11dere auf regionale StruktU1wandelko11.flikte, auf inner­

ökologische Zielko11.flikte sowie auf die daraus resultierenden Konfliktdy11a111ike11 konzentrierte. Nebe11 systematischen 

Literatur-, Presse- und lntem etrecherchen stützte sich die Ui!tersuchung in erster Li11ie auf 45 Expertengespräche, die 

wir mit wichtige11 Akteuren i11 den hier relevanten Handlungs- und Ko11jliktfeldem f ühren konnten, darullter Vertre­

teri1111e11 und Vertreter aus Umweltorganisatio11en und der Umwelt- bzw. Naturschutzadmin istration, aus Pla11u11gs- und 

Betreiberfirmen im Bereich der Offshore-Windkraftnutzung, aus Wirtschaftsyerbä11de11 und wissenschaftliche11 fllstitu­

te11 sowie aus der Lokal- und Regionalpolitik und aus den zuständigen Landesadministrationen. 

1. Die Institutionalisierung der Energiewende 

Wollte man den in den 80er Jahren einsetzenden Haupt­

trend auf dem Gebiet von Umweltpolitik, Umweltbewe­

gung und Umwel tbewusstsein, wie er von der Umwelt­

soziologie diagnostiziert wurde, in aller Kürze zusam­

menfassen, dann eignete sich die These von der „Institu­

tionalisierung des Umweltschutzes" vermutlich am bes­

ten dazu. Mit dieser These ist nicht nur gemeint, dass 

Umweltschutz mittlerweile ein etablierter Bereich staat­

lich-administrativen Ha11del11s geworden ist, der sich 

immer weiter ausdifferenziert und eine immer größer 

werdende Fülle an Rechtsvorschriften und Verwaltungs­

vorgängen produziert. Gemeint ist vielmehr eine weit­

aus folgenreichere Entwicklung, die die konfrontative 

Phase der 70er Jahre ablöste und in deren Verlauf öko­

logische Orientierungen „auf breiter Front" in politi­

sche, gesellschaftliche, wirtschaftliche und wissen-

schaftliche Handlungsfelder diffundiert sind (Brand et 

al. 1997, 20). Hiervon bleibt das private Leben nicht un­

berührt - „Umweltschutz" ist längst zu einer Verhaltens­

norm geworden, der sich kaum jemand vollständig zu 

entziehen vermag (Huber 2001, 270).1 Auch die In­

dustrie konnte sich - unter dem Druck einer kritischen 

Öffentlichkeit und einer schärfer werdenden staatlichen 

Umweltschutzregulierung - dem allgemeinen Trend 

nicht verweigern, wobei sich in den Unternehmen mehr 

und mehr die Erkenntnis durchsetzte, dass Umwelt­

schutz, etwa im Sinne des Präventionsprinzips (Heine/ 

Mautz 1995, 48ff.), auch im ökonomischen Eigeninter­

esse liegt. Mehr noch: In der zweiten Hälfte der 80er 

Wobei die ubiquitäre Verbreitung von Umweltbewusstsein mit 
einem in der Regel nur begrenzten bzw. fragmentierten ökologi­
schen Verhaltenswandel einhergeht - was wiederum der Auslö­
ser für zahlreiche umwcltpsycho logische, umwcll- und hand­
lungssoziologische sowie im Bereich der Lebensstilforschung 
angesiedelte Studien war; vgl. de Haan/Kuckartz 1996, 2 l 9ff.; 
Schult:dWeller 1997; Byzio et al. 2002, l 9ff. 
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Jahre sei es. so Huber (2001, 269), zu einer „offensiven 

Kehrtwendung der Industrie gegenüber der ökologi­

schen Frage" gekommen, in deren Folge sich Umwelt­

management „unternehmens- und wirtschaftspolitisch 

etabliert" habe. Zur gleichen Zeit erleben die U111welt­

wissenschafte11 einen bisher ungeahnten Aufschwung 

und differenzieren sich „durch das gesamte Fächer­

spektrum hindurch" aus (ebenda, 270). Die Umwelt­

schutzbewegung schließlich entwickelt sich zum wichti­

gen Motor der hier nur in groben Zügen umrissenen 

Entwicklung und durchläuft dabei selbst einen Prozess 

der Insti tutionalisierung (Byzio et al. 2002, 16). Eine ur­

sprünglich industrie- und systemkritische „antiinstitutio­

nelle Massenbewegung" (Brand 1999, 245) mit starker 

fundamentalistischer Strömung wird nun mehr und 

mehr in den gesellschaftlichen 111ainstrea111 integriert 

(Huber spricht von einem Prozess der „Assimilierung"; 

Huber 2001, 267ff.) und wird zu einem akzeptierten, 

auch wegen seines Sachverstands gefragten Akteur auf 

der umweltpolitischen Bühne (Brand 1999, 244f.). Ne­

ben den Grünen als parteipolitischem Zweig der Um­

weltbewegung, der inzwischen zahlreiche Regierungs­

und Verwaltungsämter auf kommunaler, Landes- und 

Bundesebene erobern konnte, sind es die mittlerweile 

hoch professionalisierten, intern ausdifferenzierten und 

hierarchisierten großen Umweltverbände, die d iesen 

Institutionalisierungsprozess vorantreiben und deren 

Handlungsfelder sich beträchtlich erweitern. Bei der 

Durchsetzung von Zielen wird nun stärker auf die Über­

zeugungskraft eigener wissenschaftlicher Expertise und 

professioneller Öffentlichkeitsarbeit und weniger als 

früher auf die Mobilisierung der Basis gesetzt. Zwar 

kommt es nach wie vor zu Umweltko11.flikte11, doch wer­

den auch sie inzwischen unter den Vorzeichen einer zu­

nehmenden institutionellen Rahmung und Verregelung 

ausgetragen. Folgt man Blanke u.a. , dann setzt in den 

80er Jahren der Siegeszug eines „kooperativen Pragma­

tismus" ein (Blanke et al. 1999, 39ff.), der mehr und 

mehr an die Stelle polarisierender Konfliktaustragungen 

tritt, ohne diese allerdings vollständig in den Hinter­

grund zu drängen. 

Dass die E11ergiewe11de zu den zentralen umweltpoliti­

schen Zielen einer Bundesregierung werden konnte, ge­

hört einerseits zu den Resultaten des skizzierten Institu­

tionalisierungsprozesses und trägt andererseits dazu bei, 

diesen Prozess weiter voranzutre iben. Im folgenden 

wollen wir die Frage nach dessen Voraussetzungen auf­

greifen und etwas genauer betrachten, von welchen in­

stitutionellen Verstrebungen die Energiewende getragen 

wird. Wobei der hier verwendete Institutionenbegriff 

sowohl Institutionalisierungsprozesse auf der formal­

rechtlichen Ebene als auch auf der Ebene informeller In­

stitutionen mit einschließt, d.h. sich auch auf die Her­

ausbildung neuer Handlungsroutinen, Gewohnheitsre­

geln, Beziehungsnetze usw. erstreckt, sofern sie für die 

beteiligten Akteure, etwa im Bereich des zivilgesell­

schaftlichen Engagements oder der betrieblich-ökono­

mischen Handlungssphäre, verbindlichen Charakter an­

nehmen. 

1.1 „Energiewende" als gesellschaftliche 

Leitidee 

Ein erster wichtiger Aspekt ist, dass mit dem politischen 

Ziel der Energiewende eine Leitidee transportiert wird, 

die im Hinblick auf ihre grundsätzliche Stoßrichtung in 

der Tat auf breite gesellschaftliche Akzeptanz trifft. 

Zwar musste sie in ihrer praktischen Ausgestaltung ge­

gen Widerstände durchgesetzt werden, die vor allem aus 

dem traditionellen Energiesektor und dessen auf der po­

litischen Bühne agierenden Interessenvertretern kamen, 

zwar sind die Meinungen im lokalen bzw. regionalen 

Umfeld von regenerativen Energieanlagen (z.B. Wind­

räder, Biomasse-Kraftwerke, Solarkraftwerke) infolge 

zum Teil divergenter Nutzerinteressen geteilt, zwar ist 

d ie ökologische Bewertung dieser Technologien um­

stritten. Unterm Strich gilt aber nach wie vor, dass sich 

die politische und gesellschaftliche Unterstützung der 

Energiewende nicht nur auf d ie Kernklientel der Grünen 

beschränkt, sondern dass die angestrebte „Umstrukturie­

rung der Energieversorgung in Richtung auf eine nach­

haltige Versorgung", wie Fischedick et al. (2000, 131) 

hervorheben, von einer „sehr positiven Grundstim­

mung" getragen werde, was keineswegs verwunderlich 
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sei, „haben die erneuerbaren Energien doch über alle 

weltanschaulichen Grenzen hinweg ein sehr positives 

Image in der Öffentlichkeit" (ebenda). So ist der Start­

schuss für das weltweit nahezu einmalige Wachstum 

des regenerativen Energiesektors in Deutschland durch 

das Stromei nspeisegesetz 1991 gefallen, das „zu den 

weni gen Vorlagen" gehörte, „die nicht von der Regie­

rung, sondern direkt vom Parlament e ingebracht und 

von einer partei- und koalitionsübergreifenden Mehrheit 

verabschiedet wurden" (ebenda, 132). Mit „positiver 

Grundstimmung" sind aber auch die hohen Akzeptanz­

werte gemeint, die die regenerativen Energien in der 

Bevölkerung erreichen. Eine jüngst veröffentlichte Um­

frage bestätigt erneut, dass die Sympathien in der Be­

völkerung vor allem bei den regenerativen Energien lie­

gen, wobei sich in den Ergebnissen aber auch wider­

spiegelt, dass die Zustimmung zur Windenergie ange­

sichts zahlreicher in der Öffentlichkeit umstri ttener 

Windparkprojekte in den letzten Jahren zurückgegangen 

ist. 2 

1.2 Die normative Rahmung der Energiewende 

Zur Institutionalisierung der Energiewende trägt zwei­

tens in ganz entscheidender Weise bei, dass seit den frü­

hen 90er Jahren und insbesondere seit dem rot-grünen 

Regierungsantritt 1998 ein normativer Rahmen geschaf­

fen sowie wei ter ausgebaut und verfeinert worden ist, 

der eine Vielzahl von Akteuren in d ie Verwirklichung 

der Energiewende-Ziele einbindet3 
- sei es im Sinne von 

gezielten Anreizen für ökonomische Akteure und Pri ­

vathaushalte, in erneuerbare Energien zu investieren, 

oder sei es in Form von rechtsverbindlichen Vorschrif­

ten, mit denen, um nur e inige Beispiele zu nennen, der 

2 

3 

So berichtet DIE Z EIT vom 9.6.2004, dass sich die Solarwirt­
schaft „seit Jahren im Lich te höchster Sympathiewerte·· sonne. 
„Eine Umfrage der Allensbacher Meinungsforscher im Auftrag 
des Bundespresseamtes hat das kürzlich wieder bestätigt: Die 
Demoskopen hatten gefragt. welche Quellen den Energiebedarf 
der Deutschen in 20 bis 30 Jahren , vor allem sichern' sollten; 
die Sonne kam auf 70 Prozent Zustimmung, der Wind auf 55, 
Atomkraft auf 19 und Kohle auf nur 6 Prozent" . Vgl. Artikel 
„Grüne Wiese, rotes Tuch. Die Solarbranchc fürchtet Wider­
stände gegen Freilandanlagen - und müht sich um öffentliche 
Zustimmung''. In: DIE ZEIT 2512004 (von Bemward Janzing). 
Siehe die Auflistung von einschlägigen Gesetzen und Verord­
nungen bei Rogall 2003, 132+141 sowie bei Fischedicket al. 
2000, 145ff. 

Ausstieg aus der Atomenergie, die von den Stromkon­

zernen zu zahlende Einspeisevergütung an die Betreiber 

regenerati ver Energieanlagen oder die rechtliche Privi­

legierung von Baumaßnahmen zur Gewinnung erneuer­

barer Energien geregel t werden. Die gesetzlich-normati­

ve Ausgestaltung der E nergiewende ei nschließlich der 

dazu entwickelten Förderinstrumente ist das bislang 

prägnanteste Beispiel e ines umweltpolitischen Regulie­

rw1gs111usters, das man mit Huber (2001, 362 ff.) als 

„Kontextsteuerung" bezeichnen könnte. Folgt man den 

Forschungen zur Entwicklung der Umweltpolitik in 

Deutschland, so hat es in den letzten 30 Jahren einen er­

heblichen Wandel in diesem Po litikbereich gegeben: 

Dominierte bis in die 80er Jahre hinein die an Umwelt­

reparatur und nachsorgenden Maßnahmen orientierte 

Umweltpolitik, deren Instrumentarium vor allem auf 

bürokratischer Kontrolle und dem Ordnungsrecht beruh­

te (Simo nis 2001, 10; Huber 2001, 35 1 ff.), so sind es 

seitdem d ie regulati ven Instrumente zur Risikopräven­

tion und einer indirekt lenkenden Kontextsteuerung, die 

stärker in den Vordergrund gerückt sind (z.B. an Ver­

handlungslösungen orientierte Verfahren, öffentl ich­

rechtliche Produktzertifizierungen oder Finanzinstru­

mente wie Ökosteuern, selektive Subventio nen und 

Steuervergünstigungen; vgl. H uber 2001, 362 ff.). Die­

ser umweltpolitische Kurswechsel beruhte nicht zuletzt 

auf der Ei nsicht in die Grenzen eines re in kurativen und 

auf ordnungsrechtl ichen Kodifizierungen basierenden 

Umweltschutzes. Letzterer bildet zwar die allgemeine 

Grundlage des staatlichen Umwelthandelns, insofern auf 

dem Wege des Ordnungsrechts verbindl iche Umwelt­

standards gesetzt, Missstände behoben und Grenzwerte 

festgelegt werden können. Zur Aktivierung von Eigen­

initiative und Innovativität auf dem Gebiet des Umwelt­

schutzes hat sich d ieses Regulierungsmuster jedoch als 

nicht ausreichend geeignet erwiesen (ebenda, 376). 

Z ur normativen Rahmung der Energiewende trägt im 

weiteren Sinne auch ein ökologischer Modemisiernngs­

diskurs bei, der mit den Grünen und einigen Vertretern 

der SPD Eingang in die Bundespolitik gefunden hat und 

darüber hinaus in den U mweltverbänden, in Teilen der 

Sozial- und Naturwissenschaften sowie der Medien ge-
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führt wird. Wenn der von etlichen Protagonisten dieses 

Diskurses eingeforderte „ökologische Strukturwandel" 

bereits begonnen haben sollte, dann ist dies bisher vor 

allem auf dem Gebiet der Energieproduktion geschehen. 

In der umweltpolitischen und ökowissenschaftlichen 

Debatte ist zwar nach wie vor umstritten, welches stra­

tegische Gewicht der Substitution fossiler und atomarer 

durch regenerative Energiequellen einerseits und wel­

ches Gewicht der Verbesserung des Energiesparverhal­

tens („Suffizienz") sowie der Erhöhung technischer 

Öko-Effizienz andererseits zukommen sollte.4 Weitge­

hend einig ist man sich aber darin, dass es sich im Fall 

der regenerativen Energieerzeugung um eine technolo­

gische Entwicklung handelt, die integraler Bestandteil 

von ökologischen Nachhaltigkeitsstrategien sein sollte. 

So ist das neueste Gutachten des „Wissenschaftlic hen 

Beirats der Bundesregierung Globale Umweltverände­

rungen", das Wege für eine als „unerlässlich" angesehe­

ne globale „Energiewende zur Nachhaltigkeit" aufzei­

gen wi ll , in weiten Teilen ein Plädoyer für den massiven 

Ausbau der erneuerbaren Energien, unter anderem für 

den „weiteren zügigen Ausbau" der Windenergienut­

zung auch im Offshore-Bereich (WBGU 2003, 67 ff.) . 

1.3 Die Akteure der Energiewende 

Ein dritter Aspekt im Kontext der hier interessierenden 

Institutionalisierungsprozesse ist, dass es inzwischen ein 

breites Spektrum an Akteuren gibt, die zu den personel­

len und korporativen Trägern der Energiewende zählen. 

Sie tragen dazu bei , dass die Energiewende auch unter­

halb der formal-rechtlichen Ebene normativ verankert 

wird, indem sie z.B. spezielle Kommunikationsforen 

und Akteursnetzwerke ins Leben rufen, veränderte 

Handlungsroutinen propagieren oder neue gesellschaft­

liche Ziele definieren. Gemeint sind nicht nur die politi­

sche11, wisse11schaftliche11 und publizistischen Protago­

nisten eines energiepolitischen Paradigmenwechsels, 

deren Funktion etwa darin bestand (und besteht), d ie zu-

4 Vgl. hierzu einige neuere Dcba ttenbeiträge aus dem Wuppertal 
Institut (insbesondere den Beitrag von Hennicke), die unter 
dem Titel „Von nichts zu viel. Suffizienz gehört zur 
Zukunftsfähigkeit" in einer Ausgabe der Wupperta l Papers 
zusammengefasst wurden; vgl. Linz et al. 2002. 

grunde liegende Leitidee in der Öffentlichkeit zu veran­

kern sowie ihre politisch-praktische Umsetzung vorzu­

bereiten bzw. aktiv mitzugestalten.5 Eine tragende Rolle 

bei der Diffusion regenerativer Energienutzung, insbe­

sondere im Bereich der Windenergie, spielten - und 

spielen zum Teil auch heute noch - zivilgesellschaftliche 

Akteure: Für die bisherige Entwicklung der Märkte für 

erneuerbare Energien sei von großer Bedeutung, so 

Fischedick et al. (2000, 86), „dass in der Pionierphase 

weitgehend private und gesellschaftliche Akteure wie 

Umweltverbände, Bürgerinitiativen oder Teile der Kir­

chen die ernsthafte Nutzung erneuerbarer Energien ein­

geleitet und am Leben gehalten haben". Dieser Sachver­

halt wurde in einer 2002 veröffentlichten SOFI-Studie 

am Beispiel von „Bürgerwindinitiativen" aufgegriffen 

und weiter vertieft (Byzio et al. 2002). Das zentrale Er­

gebnis lautet, dass sich der Aufstieg der regenerati ven 

Energien in Deutschland, insbesondere der Windener­

gienutzung, nicht zuletzt einer sozialökologischen Inno­

vation verdankt, nämlich dem Zusammenschluss von 

Gleichgesinnten, die im Rahmen einer projektförmigen 

Assoziation ein gemeinsames ökologisch-praktisches 

Ziel verwirklichen wollen. Um zu einer die Windener­

gie popularisierenden Instanz zu werden, mussten diese 

Basisinitiativen zunächst einmal selbst einen Prozess 

der Insti tutionalisierung durchlaufen, z.B. im Hinblick 

auf die „passende" Rechtsform, im Hinblick auf inner­

organisatorische Kooperationsformen und Prinzipien 

der Arbeitsteilung oder im Hinblick auf finanzielle Be­

teiligungsformen, die auf die Möglichkeiten der örtli­

chen Bevölkerung zugeschnitten sind (ebenda, 296ff. u. 

398ff.). Auf diese Weise - und dank der inzwischen ge-

5 Auf der politischen Ebene gehören Energiepolitiker der Grünen 
sowie des linken SPD-Flügels sowie u.U . Klima- und Energie­
experten der großen Umweltverbände (z. B. Greenpeace) dazu. 
Im Bereich der Wissenschaft sind hier vor allem renommierte 
Klimaforscher und Energieexperten aus Instituten wie dem 
Öko-Institut Freiburg, dem Wuppertal Institut oder dem Potsda­
mer Institut für Klimafolgenforschung zu nennen. Auf publizis­
tischer Ebene gehört der Fernsehjournalist und Buchautor Franz 
Alt sicherlich zu den bekanntesten Vorkämpfern eines Umsticgs 
auf regenerative Energien; aber auch aus dem Wissenschaftsla­
ger sind einige publizistische Erfolge zu vermelden, die dazu 
beigetragen haben , dem Leitbild der Energiewende öffen tliche 
Aufmerksamkeit zu sichern (z.B. die vom Wuppertal-Institut 
1996 mit herausgegebene Studie „Zukunftsf.'ihiges Deutsch­
land" oder das 1995 von Ernst Ulrich von Weizsäcker gemein­
sam mit Amory ß . und L. Hunter Lovins publizierte Buch „Fak­
tor Vier"). 
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setzlich garantierten Förderbedingungen - gelang es, die 

anfangs engen Milieugrenzen zu überwinden. Das 

finanzielle Beteiligungsmodell für Windenergieprojekte, 

das von den Pionieren „erfunden" und in der Folgezeit 

professionalisiert und kommerzialisiert wurde, war eine 

wichtige Voraussetzung dafür, dass der Windenergie­

sektor im Laufe der 90er Jahre ökonomisch expandieren 

und damit zu einer der bisher wichtigsten Triebkräfte 

der Energiewende und der sie tragenden Institutionali­

sierungsprozesse werden konnte. Bürgerengagement im 

Bereich der regenerativen Energien beschränkt sich 

nicht auf die Windenergie: So entstehen im Bereich der 

Fotovoltaik - neben den vielen privaten Solarflächen auf 

dem eigenen Hausdach - derzeit immer mehr „Bürger­

solarkraftwerke" (etwa als Gemeinschaftsprojekte auf 

den Dächern von Schulen oder öffentlichen Gebäuden). 

Und im Bereich der Biogas-/Biomassenutzung sind be­

reits in den 90er Jahren erste kooperative Projekte ins 

Leben gerufen worden (Köberle 1994). All dies unter­

streicht die Relevanz des Faktors „soziale Einbettung" 

der regenerativen Energien, wie er auch von der ,,Euro­

pean Environment Agency" hervorgehoben wird6 und 

zudem in zahl reichen lokalen Agenda-21-Aktivitäten 

zum Ausdruck kommt. Letztere entwickeln im Erfolgs­

fall ihre eigene soziale Dynamik, wobei in der Regel 

„neue Akteurskonstellationen und Entscheidungsstruk­

turen" entstehen (Kollege 2000, 253 ff.), die nicht nur 

von zivilgesellschaftlichen, sondern auch von politi­

schen, administrativen oder ökonomischen Akteuren ge­

tragen werden und dazu beitragen, die Versorgung mit 

regenerati ven Energien stärker in der Gesellschaft zu 

verankern. 

Von kaum zu unterschätzender Bedeutung sind die öko­

nomischen Anreizwirkungen, die von der Politik der 

Energiewende ausgehen, was dazu geführt hat, dass seit 

Beginn der 90er Jahre eine zunehmende Zahl an öko110-

111ischen Akteuren zu Mitspielern der Energiewende ge­

worden ist. Im Bereich der regenerativen Energien ist 

6 Die Möglichkeit zur „kooperativen Partizipation" in lokalen 
Projekten könne nicht nur positive regionalökonomischc Effekte 
haben, sondern erhöhe in der Regel die Akzeptanz der Regene­
rativtechniken, was wiederum eine Grundvoraussetzung ihrer 
Diffusion sei: vgl. European Environment Agcncy 2001, JOf. , 
64). 

ein „ökologischer" Industriezweig entstanden, der nach 

wie vor ganz überwiegend mi ttelständisch geprägt ist 

und den bereits seit den 70er Jahren in Deutschland 

existierenden und expandierenden „öko-industriellen 

Komplex" (Fietkau/Weidner 1998, 31) in spezifischer 

Weise erweitert hat. Der Markt für regenerative Ener­

gien ist mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz noch 

attrakti ver geworden, da sich die Planungssicherheit für 

die Unternehmen aufgrund der für einen Zeitraum von 

20 Jahren garantierten Einspeisevergütungen (nebst kla­

rer Degressionsregelung) noch einmal deutlich erhöht 

hat. Die wichtigsten Marktteilnehmer sind erstens die 

Anlagenbauer, zweitens die Zulieferindustrie und drit­

tens Unternehmen, die auf die Errichtung, die Betriebs­

führung und/oder die Instandhaltung regenerativer Ener­

gieanlagen spezialisiert sind.7 Die Windenergiebranche 

kann bereits auf eine rasante technologische Entwick­

lung zurückblicken8 und ist längst auch von Konzentra­

tionsprozessen - bis hin zum Einstieg von Großkonzer­

nen in den Offshore-Markt - erfasst worden. Zwar do­

minieren nach wie vor mittelständische Unternehmen 

den Windenergiemarkt, doch steht die Branche ange­

sichts eines möglichen Offshore-Booms unter Umstän­

den vor einem einschneidenden Strukturwandel. Bei 

weiterer Expansion des Marktes für regenerative Ener­

gien dürften auch die Bioenergie- und d ie Solarenergie­

branche vor ähnlichen Entwicklungen stehen. Gegen­

wärtig existiert auch hier ein Nebeneinander vieler klei­

ner und mittlerer Unternehmen und einiger big player, 

etwa im Kraftwerksbau oder bei der Produktion von So­

larmodulen. 

7 

8 

So sind in der seit Anfang der 90er Jahre sich am dynamischsten 
entwickelnden Branche, der Windenergiebranche. Ende 2003 
ca. 45.000 Menschen beschäftigt. Rund 37.000 Arbeitsplätze 
entfallen auf die Neuinstallation von Anlagen (darunter 7.250 
Arbeitsplätze bei den neun führenden deutschen Windkraftanla­
genherstellem), etwa 8.000 Arbeitsplätze sind der Betriebsfüh­
rung und Instandhaltung bereits laufender An lagen zuzurech· 
ncn. Quelle: Bundesverband WindEnergie e.V.: Arbeitsplatzsta­
tistik der Windenergie-Branche für das Jahr 2003. URL: 
www.wind-energie.de 

So hat sich nicht nur die Zahl der Windkraftanlagen in Deutsch­
land von 1990 bis Mitte 2003 um das 25-fachc (von ca. 550 auf 
gut 14.000 Anlagen) erhöht, sondern im gleichen Zeitraum ist 
die technische Nennleistung pro Neuanlage um fast das Zehnfa­
che gestiegen (von 160 KW auf inzwischen 1,56 MW). Quelle: 
Bundesverband WindEnergie c.V.: Zahlen zur Windenergie. 
URL: www.wind-energie.de 
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2. Der Einstieg in die Offshore­

Windkraftnutzung: Belastungsprobe für 

die Energiewende 

Mit dem Einstieg in die P lanungen für Offshore-Wind­

parks scheint die Verbindung von Ökonomie und Öko­

logie geglückt zu sein. Er weckt regionale Hoffnungen 

auf ökonomischen Aufschwung, weist der Windkraft­

branche neue Ziele für die weitere Expansion und hat 

überdies einen festen Platz in den Zukunftsvisionen 

ökologischer Vordenker eingenommen. Die Offshore­

Windkraftnutzung scheint damit voll und ganz den 

„win-win-Optionen" zu entsprechen, die die Bundesre­

gierung mit der Verknüpfung energie- und klimapoliti­

scher Ziele nutzen will. Denn der Ausbau der erneuer­

baren Energien „dient sowohl dem Klimaschutz als 

auch der Verringerung der Abhängigkeit von Energie­

importen" (Bundesregierung 2002, 155) ; überdies, so 

wäre zu ergänzen, verspricht er ökonomisch und unter 

Arbeitsmarktgesichtspunkten ertragreich zu sein. Dass 

man „das größte Ausbaupotenzial der Windenergie im 

Offshore-Bereich" sieht (ebenda), hat im wesentlichen 

zwei Gründe: Zum einen bietet sich die Mögl ichkeit, 

durch den Sprung aufs offene Meer zunehmenden An­

siedlungskonflikten um Windparks an Land auszuwei­

chen. Zum anderen lässt sich in Nord- und Ostsee ange­

sichts der potenziell zur Verfügung stehenden Nut­

zungsareale mit deutlich größeren Kraftwerkseinheiten 

planen, was der regenerativen Energiegewinnung in 

Kombination mit dem erheblich höheren Windertrag auf 

dem Meer einen bisher nicht gekannten - und angesichts 

der ehrgeizigen Ausbauziele auch notwendigen - Schub 

verleihen soll.9 

Dies ist aber nur die eine Seite der Medaille. Auf der an­

deren Seite der Medai lle steht, dass umweltpolitische 

Kontextsteuerung, wie sie in exemplarischer Weise zur 

Förderung regenerativer E nergien eingesetzt wird, kei-

9 In einem vom Bundesumweltministerium veröffentlichten Posi­
tionspapier wird als politisches Ziel angegeben, die Offshorc­
Windencrgienutzung bis 2010 auf 2.000 bis 3.000 MW und 
langfristig, d.h. bis 2030, auf 20.000 bis 25.000 MW auszu­
bauen; vgl. BMU 2001 , 28ff. Die g leichen langfri stigen Aus­
baumöglichkeiten werden in einem von der Bundesregierung 
herausgegebenen Strategiepapier zur nachhaltigen Entwicklung 
genannt; vgl. Bundesregierung 2002, 155. 

neswegs nur zu den eigentlich intendierten „win-win"­

Situationen führt. Im Fall des geplanten Einstiegs in die 

Offshore-Windkraftnutzung hat das mit den Instrumen­

ten der Kontextsteuerung auf ökonomischer, administra­

tiver und lokal-/regionalpolitischer Ebene ausgelöste 

Geschehen längst einen Risi kodiskurs entfacht, der mit 

spezifischen Zielkonflikten einhergeht. Die von uns un­

tersuchte Einstiegsphase in die Offshore-Windenergie­

nutzung lässt somit ein janusköpfiges Gesicht erkennen: 

Einerseits ist sie in ein komplexes Geflecht institutionel­

ler Verstrebungen eingebunden, das mit der in 2004 er­

folgten Novellierung des „Erneuerbare-Energien-Ge­

setzes" eine noch festere Struktur erhalten hat. 10 Ande­

rerseits wird deutlich, dass auch die im Kontext der 

,,Energiewende" zu beobachtenden Institutionalisie­

rungsprozesse mit Interessenkonflikten, mit gruppen­

spezifi schen Benachtei ligungen sowie mit gesellschaft­

lichen Gegenströmungen einhergehen können, womit 

stets ei n Moment der Selbstgefährdung einer berei ts er­

folgten Institutionalisierung gegeben ist. „Institutionen", 

so Esser, „ haben den Keim ihrer Sinnentleerung und 

damit ihres Wandels oder gar Verfalls gewissermaßen 

logisch eingebaut", da ihre gesellschaftliche Konstruk­

tion immer auf einem „payoff von Ermöglichung und 

Beschränkung" beruhe, „der für die verschiedenen 

Gruppen einer Gesellschaft notwendigerweise unter­

schiedlich ausfällt" (Esser 2000c, 37). Am Beispiel des 

institutionellen Rahmens, der von staatlicher Seite ge­

schaffen wurde, um den E instieg in die Offshore-Wind­

kraftnutzung vor den deutschen Küsten zu ermöglichen, 

stellt sich die Frage des „payoff' insbesondere mit Blick 

auf zwei Konfliktherde: 

10 Mit der EEG-Novellc wurde eine weitere „Feinjustierung" die­
ses Förderinstruments angestrebt. So sind die Rahmenbedingun­
gen für die Offshore-Windenergienutzung noch einma l verbes­
sert worden: Für Windkraftanlagen auf See wird nun die maxi­
male Einspeisevergütung von 9,1 Cent pro Kilowattstunde min­
destens 12 Jahre (vorher: neun Jahre) lang gewährt, und zwar 
für An lagen, die bis spätestens Ende 2010 (vorher: Ende 2006) 
in Betrieb gehen. Für Offshore-Windparks außerhalb der 12-
Seemeilenzone erhöht sich der Zeitraum der Maximalverglitung 
je nach Entfernung von der Küste und je nach Wassertiefe noch 
einmal um bestimmte Margen über die 12-Jahresfrist hinaus. 
Mit der Neuregelung ist der Zeitdruck, unter denen die Off­
shore-Planer bisher standen, deutlich gemildert worden. Sie be­
rücksichtigt zudem, dass mit zunehmender Küstenentfernung 
und Wassertiefe die technischen sowie ökonomischen Risiken 
und damit auch die zu erwartenden Kosten der Offshore-Wind­
energienutzung steigen. 
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Erstens im Hinblick auf den innerökologischen Kon­

flikt , dem wir zwar auch bei der Onshore-Windkraftnut­

zung sowie bei der Nutzung anderer regenerativer Ener­

gien (z.B. der Wasserkraftnutzung) begegnen, der aber 

mit der vom ,,Erneuerbare-Energien-Gesetz" institutio­

nell abgesicherten Möglichkeit, im großen Maßstab in 

die Offshore-Windkraft investieren zu können, eine 

neue Qualität erhalten hat. Diese neue Qualität besteht 

darin, dass mit dem Einstieg in die Offshore-Windkraft­

planungen zwei jeweils identitätsstiftende Projekte der 

Umweltbewegung in Konflikt geraten, die in den Jahren 

zuvor unter dem Dach der großen Umweltschutzorgani­

sationen weitgehend friedlich koexistieren konnten. Im 

Kern handelt es sich bei dem einen Projekt um die öko­

logische Modernisierung des Energiesektors mit dem 

übergeordneten Ziel des Klimaschutzes. Das zentrale 

Anliegen des anderen Projekts ist die Erhaltung bzw. 

Einrichtung von Naturschutzreservaten, wobei das über­

geordnete Ziel in der Erhaltung von Biodiversität und 

Artenschutz liegt. Die genannten Organisationsziele 

konnten nicht zuletzt deswegen koexistieren, da sie sich 

im Prinzip keineswegs ausschließen und sich im Ideal­

fal l sogar gegenseitig ergänzen sowie in ihrer angestreb­

ten Wirkung verstärken (erfolgreicher Klimaschutz 

dient auch dem Artenschutz; Naturschutz im Sinne der 

Erhaltung oder Ausweitung von Kohlendioxid-Senken 

dient auch dem Klimaschutz) . Die Frage des Zielkon­

flik ts stellt sich erst vor dem Hintergrund konkreter Ent­

wicklungstendenzen, die für die beiden Projekte in den 

le tzten Jahren (bzw. Jahrzehnten) kennzeichnend sind 

und die nun am Beispiel der Offshore-Windkraftplanun­

gen miteinander kollidieren. So beschränkt sich moder­

ner Naturschutz auch in Deutschland längst nicht mehr 

auf die Konservierung isolierter Naturreservate, sondern 

orientiert sich am naturwissenschaftlich-systemisch be­

gründeten Ziel, ein multinationales Schutzgebietsnetz­

werk im Sinne des europäischen NATURA 2000-Pro­

gramms aufzubauen. Auf dem Sektor der regenerativen 

Energien ist hingegen seit einigen Jahren eine Entwick­

lung zu beobachten, die man als „Zentralisierung von 

Dezentralität" bezeichnen könnte und die zu den auf­

fä ll igsten Begleiterscheinungen der Energiewende und 

ihrer Institutionalisierung gehört. Gemeint ist, dass die 

Gewinnung regenerativer Energie zwar nach wie vor 

dezentral an vielen tausend Standor ten erfolgt, aber vor 

allem im Bereich der Windenergie inzwischen räumli­

che Konzentrationen aufweist, d ie in zum Teil großflä­

chigen Windparks (oder ganzen Ensembles von Wind­

parks) zum Ausdruck kommt. Beide Entwicklungen 

kollidieren nun in besonders heftiger Weise in der Frage 

der Offshore-Windkraftplanungen, da einerseits die 

Zentralisierung regenerativer Energieerzeugung hier in 

Form riesiger Windparks auf die Spitze getrieben wird 

und da andererseits viele Naturschützer die Chance 

sehen, weiträumige Meeresareale in der Nordsee auch 

außerhalb des Nationalparks Wattenmeer für den Natur­

schutz zu „retten". Daraus folgt, dass beide Seiten ein 

j eweils öko logisch begründetes Interesse an den glei­

chen Naturräumen haben - eine In teressenkonkurrenz, 

die auch bei der Windkraftnutzung an Land zu beobach­

ten ist, aber im Fall der Offshore-Planungen einen noch 

grundsätzlicheren Charakter bekommt. Vertreter des 

Naturschutzes sehen hier langjährige organisatorische 

Bemühungen um einen großräumigen Reservatsschutz 

moderner Prägung gefährdet, so dass aus ihrer Sicht die 

Ausschlusskriterien, die die Errichtung und den Betrieb 

von Offshore-Windparks in (potenziellen) Meeres- und 

Vogelschutzgebieten verbieten, besonders streng anzu­

wenden sind. In der Frage von Klimaschutz und Natur­

schutz brechen somit gegenläufige Zielperspektiven und 

Prioritätensetzungen auf, die auch auf unterschiedliche, 

unter dem Dach der modernen Umweltorganisationen 

zusammengefasste „Bewegungstradi tionen" zurückge­

hen und für die der „payoff' ei nes Insti tutionalisie­

rungsprozesses, der an der Leitidee von ökologischer 

Modernisierung und Energiewende ausgerichtet ist, j e­

weils ganz unterschiedlich ausfällt. 

Ein zweiter Konfliktherd resultiert aus den unterschied­

lichen Erwartungen, die sich auf den von der Offshore­

Windkraftentwicklung ausgelösten regionalen Struktur­

wandel richten. Befürchtet wird, dass die institutionell 

abgesicherte Förderung der Offshore-Windkraftnutzung 

unter regionalökonomischen Gesichtspunkten zu einem 

höchst ungleich verteil ten „payoff' führen könnte, aus 

dem nicht nur Gewinner, sondern auch etliche Verlierer 
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hervorgehen. In einer solchen Konstellation scheint un­

gewiss zu sein, ob sie alles in allem zu einer weiteren 

Stabilisierung des hier interessierenden lnstitutionalisie­

rungsprozesses führt oder ob letzterem tendenziell die 

Legitimation entzogen wird. Wobei die Rollen klar ver­

teilt sind: Auf der Gewinnersei te treffen wir auf zahlrei­

che ökonomische (sowie kommunalpolitische) Akteure, 

die die Spielregeln der institutionalisierten Energiewen­

de zu nutzen wissen. Hierbei handelt es sich erstens um 

Windkraftplaner und -betreiber, die ihre Handlungsstra­

tegien und Gewinnerwartungen an den vom ,,Erneuerba­

re-Energien-Gesetz" garantierten Rahmenbedingungen 

und Fördermöglichkeiten ausrichten. Zweitens stoßen 

wir auf etliche Hafenstandorte an Nord- und Ostsee so­

wie auf die dort ansässige maritime Wirtschaft, die sich 

erhebliche ökonomische Vorteile von einem künftigen 

„Offshore-Boom" versprechen und in dessen Erwartung 

zum Teil bereits heute infrastrukturelle Vorleistungen 

erbringen. Auch im Fall der Energiewende hängt die 

wahrgenommene Legitimität eines Institutionalisie­

rungsprozesses von dem Interessenstandpunkt ab, von 

dem aus die (neuen) institutionellen Regeln sowie ihre 

ökonomischen und sozialen Folgen betrachtet werden 

(Esser 2000c, 36 f.) . Dies erklärt, warum die regionalen 

Offshore-Windkraftgegner, vor allem Vertreter von 

stark touristisch geprägten Inseln und Badeorten sowie 

Fischereivertreter, sich nicht nur als Verlierer eines 

„Offshore-Booms" wahrnehmen, der ihre ökonomische 

Existenz gefährden könnte, sondern häufig im gleichen 

Atemzug die ökonomische und ökologische Sinnhaftig­

keit dieser ganzen Entwicklung bezweifeln. Während 

die Fischer an Nord- und Ostsee den Verlust wichtiger 

Fanggebiete infolge raumgreifender und für die Fische­

rei gesperrter Offshore-Windparks befürchten, richtet 

sich die konkrete Sorge vieler vom Tourismus lebender 

Bade- und Küstenorte zum einen darauf, dass weithin 

sichtbare Windkraftanlagen im Meer viele Gäste vertrei­

ben könnten. Zum anderen, so die Befürchtung, erhöhe 

sich mit den geplanten Offshore-Windparks auch das 

Risiko von Schiffskollisionen, die wiederum ökologisch 

und ökonomisch verheerende Ölkatastrophen im Küs­

tenbereich zur Folge haben könnten. 

Somit erzeugt auch die Politik der Energiewende mit­

samt ihrem bereits hoch entwickelten gesetzlichen und 

administrativen Instrumentarium das, was Theoretiker 

der reflexiven Modernisierung als ,,Problemlagen zwei­

ter Ordnung" bezeichnen (Beck 1996, 88f.). Aus dieser 

Perspektive muss geradezu erwartet werden, dass Lö­

sungsversuche, die darauf abzielen, spezifische Neben­

folgen der „ersten Modeme" (z.B. den weltwei ten Kli­

mawandel) zu bekämpfen, ihrerseits nicht-intendierte 

Nebenfo lgen verursachen, die unter den Vorzeichen re­

flexiver Modernisierung zum Gegenstand gesellschaftli­

cher Problematisierung und zum Kontliktanlass werden. 

Und dies dürfte um so mehr zu erwarten sein, je mehr 

sich diese Lösungsversuche der (Groß-)Technik und der 

Industrie, also den Mitteln der „ersten" industriegesell­

schaftlichen Moderne, bedienen (ebenda, 87) - was im 

Fall der Offshore-Windkraftnutzung offensichtlich ist, 

da es sich hier zwar um einen gegenüber konventionel­

ler Energieerzeugung alternati ven, aber dennoch großin­

dustriellen Entwurf eines zukünftigen Energiepfades 

handelt. „Quellen für Problemlösungen" können damit 

gleichzeitig als „Quellen für Problemursachen" fungie­

ren (ebenda, 89), was erwarten lässt, dass es zu gesell­

schaftlichen Definitionskämpfen um adäquate Proble­

matisierungen und darauf bezogene Lösungskonzepte 

kommt (etwa im Rahmen innerökologischer Konflikte). 

3. Das Problem der Konfliktlösung 

Was wir im letzten Abschnitt beschrieben haben, sind 

konfrontative Ausgangssituationen, sei es innerhalb der 

organisierten Umweltbewegung oder sei es innerhalb 

der regionalen Wirtschaft, die im Hinblick auf die Insti ­

tutionalisierung der Energiewende sowohl stabi lisieren­

de und vorwärtstreibende als auch entlegitimierende und 

retardierende Momente enthalten. Es sind aber nicht 

schon diese interessenbasierten Ausgangssituationen, 

die allein darüber entscheiden, ob Institutionalisierungs­

prozesse gesellschaftl ich (noch) stärker verankert oder 

ob sie abgeschwächt, in ihrer Geltung und praktischen 

Wirkung in Frage gestellt oder gar außer Kraft gesetzt 

werden. Berücksichtigt werden müssen auch die Kon-
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tliktlogiken und Konfliktdynamiken, die sich aus diesen 

Interessenstrukturen ergeben, ohne aber von ihnen de­

terminiert zu sein. Dies trifft auch auf die Auseinander­

setzungen um die Offshore-Windkraftplanungen zu, wo­

bei es sich hier in der Regel um den Typus des „partiel­

len Konflikts" handelt, für den charakteristisch ist, dass 

es neben einem Bereich eindeutiger Interessendivergenz 

auch partielle lnteressenkonvergenzen bzw. -über­

schneidungen zwischen den Konfliktparteien gibt. Ver­

glichen mit dem Nullsummenspiel eines „reinen Kon­

flikts", bei dem es buchstäblich um „Alles oder Nichts" 

geht, sind die Chancen, dass es zu Bargainingprozessen 

und „fairen" Verhandlungslösungen kommt, im Verlauf 

von „partiellen Konflikten" größer, da hier im Prinzip 

für beide Seiten Gewinnmöglichkeiten bestehen. 11 Der 

Streit dreht sich dann im wesentlichen um die gerechte 

Verteilung der Kosten und der Gewinne einer Einigung. 

Unsere empirischen Ergebnisse zeigen, dass auch dies 

noch genügend Konfliktstoff ist, der den Weg hin zu 

produktiven Konfliktlösungen beschwerlich macht -

nicht zuletzt deswegen, weil er etlichen Akteuren Hand­

lungsdi lemmata beschert, deren Ausgang beim gegen­

wärtigen Stand der Dinge - d .h. vor dem Hintergrund 

der bisherigen Konfliktverläufe in Sachen Offshore­

Windkraftplanungen - noch weitgehend offen ist. 

Wenn es im folgenden darum geht, das Problem der 

Konfliktlösung näher zu bestimmen, knüpfen wir vor al­

lem an die Ergebnisse an, die wir im Abschlussbericht 

des SOFI-Projekts „Konflikte um die Offshore-Wind­

kraftnutzung: Eine neue Konstellation der gesellschaftli­

chen Auseinandersetzung um Ökologie" ausführlicher 

beschrieben haben. Wir konnten dort zwei gegenläufige 

Trends herausarbeiten, die, um es überspitzt zu formu­

lieren, im einen Fall - bei den Auseinandersetzungen 

zwischen Touristikgemeinden und Windkraftbetrei­

bern - auf zunehmendes Bargai11i11g und im anderen 

Fall - bei den Konfli kten zwischen Umweltorganisatio­

nen und Windkraftbetreibern - auf zunehmende Kon­

frontation hinausliefen. Unterscheidet sich die jeweilige 

Konfliktdynamik somit darin, dass wir es im ersten Fall 

11 Zur Unterscheidung von „reinen" und „partiellen'" Konflikten 
vgl. Esser 2000a, 95 ff. 

mit der „Institutionalisierung von Aushandlungsprozes­

sen" und im zweiten Fall mit „dauerhafter Konfronta­

tion" zu tun haben? Und kommen wir damit zu dem Er­

gebnis, dass es nicht so sehr die Dynamik des Strukt11r­

wa11delko11jlikts, sondern der bisherige Verlauf des in­

nerökologischen Konflikts ist, der den Einstieg in die 

Offshore-Windkraftnutzung und damit eine entschei­

dende Etappe auf dem Weg zur Energiewende behin­

dern könnte? 

3.1 Tourismusgemeinden kontra 

Windkraftbetreiber: zögerlicher Einstieg 

ins Bargaining 

Im ersten Fall , d .h. in den Auseinandersetzungen zwi­

schen Windkraftbetreibern und Touristikgemeinden, 

spricht in der Tat einiges dafür, dass wir im Zuge unse­

rer empirischen Erhebungen die Entstehung von Kon­

fliktregulierungsmustern „in statu nascendi" beobach­

ten konnten, die im Kern auf Bargainingprozessen be­

ruhen. Charakteristisch ist, dass der Einstieg ins Bargai­

ning vorerst tentativ geschieht, was auch gescheiterte 

Versuche und den gelegentlichen „Rückfall" in konfron­

tative Strategien einschließt. Der Grund für diesen eher 

zögerlichen Umgang mit dem Instrument des Bargai­

ning dürfte nicht zuletzt darin liegen, dass sich beide 

Seiten in einer für sie neuen und ungewohnten Akteurs­

konstellation befinden, für die weder bewährte Aus­

handlungsverfahren und Kommunikationsformen noch 

praxiserprobte Maßstäbe für einen „gerechten" Interes­

senausgleich, seien sie quantitativer oder qualitativer 

Art, existieren. Da bislang noch kein Offshore-Wind­

kraftprojekt realisiert worden sei, gebe es für solche 

Verhandlungen, so ein beteiligter Windkraftplaner, 

„keinen Rahmen". Vielmehr sei dies „Neuland", bei 

dem es darum gehe, „Positionen zu erreichen und aufzu­

bauen, und da wird man später im freundl ichen Stell­

dichein schauen, wo es hingeht". ti Dass es in einer sol­

chen Situation zu Fehleinschätzungen über die erreich­

baren Ziele, d.h. über das, was „rauszuholen" ist, kom­

men kann und Bargainingprozesse deswegen scheitern 

können, liegt auf der Hand. Andererseits liegen in der 

12 Quelle: Interview mit einem Offshore-Windkraftplaner. 
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hier interessierenden Akteurskonstellation einige Bedin­

gungen vor, die die Bereitschaft zu Verhandlungslösun­

gen wiederum begünstigen: Erstens eine Interessenlage, 

die neben der kontroversen Standortfrage13 auch partiel­

le Konvergenzen mit einschließt. Diese bestehen vor al­

lem in der Frage der regionalökonomischen Einbettung 

der Offshore-Projekte. Während für die Betreiberfirmen 

dabei das Akzeptanzinteresse im Vordergrund steht, 

geht es den Gemeinden in erster Linie darum, weder 

einseitig die Last negativer Folgewirkungen der Off­

shore-Windkraftplanungen tragen zu müssen noch von 

den regionalwirtschaftlichen Chancen, die sich aus die­

ser Entwicklung ergeben könnten, abgekoppelt zu wer­

den.14 Zweitens finden die Aushandlungsprozesse zwi­

schen Betreibern und Gemeinden „im Schatten des 

Staates" statt: Je mehr sich aus Sicht der Touristikge­

meinden der Eindruck verstärkt, dass eine politisch ge­

wollte Entwicklung nicht mehr - oder nur mit unange­

messen hohem Aufwand - zu verhindern ist, um so „ver­

nünftiger" wird es für sie, sich aufs Bargaining einzulas­

sen und auf die Suche nach Kompromisslösungen (etwa 

im Sinne eines finanziellen oder sachlichen Interessen­

ausgleichs) zu gehen. 15 Drittens haben wir es bei Korn-

13 Während die Betreiberfirmen daran interessiert sind, Offshore­
Windparks möglichst kostengünstig, d.h. landnah zu bauen, for­
dern die Gemeinden, dass die Windparks möglichst außer Sicht­
weite und zudem an risikoarmen Standorten (z.ß. weit weg von 
Schifffahrtsrouten) errichtet werden. 

14 Die regionalökonomisch orientierte Strategie etlicher Wind­
kraftbetreiber richtet sich gezielt auch an die vom Tourismus le­
benden Inseln und Küstenorte: Hierbei geht es z. ß . um arbeits­
platzrelevante Standortentscheidungen für die Betriebsphase der 
Offshore-Windparks, etwa um den Standort des Betriebsleit­
stands, um geeignete Standorte für Wartungsteams oder um An­
laufstellen für Ausflugsfahrten zu den Windkraftan lagen im 
Meer. Zu den konkreten Angeboten einiger Windkraftbetreiber 
gehört überdies, den künftigen Firmensitz der Offshore-Betrei­
bergcsellschaft in die betreffende Insel- oder Küstengemeinde 
zu verlegen, was der Kommune - neben der Schaffung einiger 
Arbeitsplätze - nicht unerhebliche Gewerbesteuereinnahmen be­
scheren könnte. Und es gibt weitere Offerten, die an das finan­
zielle Eigeninteresse der Kommunen appellieren: Beteiligungs­
angebote an die örtlichen Stadtwerke; die Aussicht auf Entgelt­
zahlungen für Wegerechte, falls der Offshorc-Windstrom über 
das Gebiet der Gemeinde in Richtung Festland geleitet werden 
sollte; das Angebot, den Strom aus dem Offshore-Windpark 
vergleichsweise günstig beziehen und diesen „Ökostrom" zu 
Imagezwecken nutzen zu können. 

I 5 Ins Bild passt, dass die ostfriesischen Inselgemeinden inzwi­
schen angekündigt haben. nicht mehr gerichtlich gegen die in 
der A WZ genehmigten Offshore-Windparks vorgehen zu wol­
len, da ihnen „das Prozess- und Kostenrisiko ( .. . ) zu hoch" sei. 
Nachdem Borkum mit einer Klage gegen die erste erteilte Bau­
genehmigung (Windpark „Borkum West") beim Hamburger 
Verwaltungsgericht gescheitert sei, würden nun auch die Wider-

munalpolitikern mit einem Akteurstyp zu tun, der sich 

vom Typus des „Bewegungsakteurs" auch darin unter­

scheidet, dass für ihn in erster Linie das Erreichen von 

Verhandlungslösungen und der Interessenausgleich, 

nicht aber der kompromisslose Konflikt zum gewohnten 

politischen Handlungsspektrum gehören. Sollte es somit 

tatsächlich zu sich verstetigenden Bargainingprozessen 

kommen, so ist die Frage, inwieweit dies auf der Ebene 

der beteiligten Akteure zur S trukturbildung beiträgt. Ge­

meint ist die Herausbildung von netzwerkartigen Bezie­

hungen zwischen Windkraftbetreibern, Gemeinden und 

Touristikvertretern, unter Umständen erweitert um Ak­

teure aus der Regional- und Landespolitik. Denkbar ist, 

dass sich das gemeinsame Interesse an der regionalöko­

nomischen Einbettung der Offshore-Windkraftnutzung 

als sachlicher Kristal lisationskern eines solchen Netz­

werks entpuppt, wobei netzwerktypische Mechanismen 

der Vertrauensbildung, der Schaffung von Transparenz 

sowie der Herausbildung wirksamer Sanktionsmecha­

nismen dazu beitragen, der ,,Produktion" kooperativer 

Lösungen einen verbindlicheren institutionellen Rah­

men zu verleihen (Esser 2000b, 17lff.; Scharpf 2000, 

231 ff.). Falls touristische Konzepte, wie sie von Wind­

kraftbetreibern vorgeschlagen werden (und mit denen 

auch einige der Küstengemeinden inzwischen zu liebäu­

geln beginnen), in die Tat umgesetzt werden sollen, et­

wa regelmäßiger Ausflugsverkehr zu den Offshore­

Windparks und/oder Offshore-Informationszentren an 

Land, so wird deren Verwirklichung wohl nur unter den 

Bedingungen einer institutionalisierten Zusammenarbeit 

der maßgeblichen Akteure aus den Gemeinden, den Un­

ternehmen, den Touristikverbänden, dem maritimen 

Tourismusgewerbe sowie den Landesadministrationen 

aussichtsreich sein. Was einen solchen Institutionalisie­

rungsprozess wiederum erschweren könnte, ist seine 

Gefährdung durch „Netzwerkkonkurrenz": So zeigt das 

Beispiel des in der Ostsee geplanten Windparks „Sky 

2000", dass es auch auf Seiten der Offshore-Windkraft­

gegner zu netzwerkartigen Strukturbildungen kommen 

kann, und zwar unter Beteiligung von Akteuren aus den 

sprüche gegen die vom BSH genehmigten Windparks „Borkum 
Riffgrund" und „Borkum Riffgrund West" zuriickgezogen; vgl. 
Arti kel „Ostfriesen-Inseln klagen nicht gegen Windpark" in der 
Süddeutschen Zeitung vom 13.5.2004. 
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Touristikgemeinden, die sich gegebenenfalls aber auch 

für Verhandlungslösungen mit den Offshore-Windkraft­

betreibern interessieren. Zu erwarten ist, dass unter sol­

chen Bedingungen die Entstehung neuer „lösungsorien­

tierter" Netzwerke nur bei (teilweiser) Auflösung alter 

„konfrontativer" Netzwerke möglich wird. 

3.2 Umweltschutzverbände kontra 

Windkraftbetreiber: Konfrontationskurs 

mit Tücken 

Die Umweltschutzverbände befinden sich bei ihrem Wi­

derstand gegen (bestimmte) Offshore-Windparkplanun­

gen in einer problematischeren Situation. Einerseits ha­

ben sie den in der Vergangenheit bereits bewährten Weg 

eingeschlagen, die eigenen Handlungsmöglichkeiten in 

den verschiedenen Handlungsarenen möglichst extensiv 

zu nutzen. Sowohl die formelle Beteiligung an Geneh­

migungsverfahren wie auch der von professionalisierter 

Öffentlichkeitsarbeit begleitete Gang vor die Gerichte 

sind ihnen sei t langem vertraut und gehören längst zu 

den institutionalisierten Formen der Konfliktaustragung 

im Bereich des Umweltschutzes. Die gerichtliche Kon­

frontation scheint aus Sicht der Umweltschutzverbände 

auch in diesem Fall die angemessene Strategie zu sein, 

zumindest dort, wo sie - die Umwel tverbände - ange­

sichts der bisherigen Genehmigungspraxis eigene nor­

mative Grundpositionen im Bereich des Naturschutzes 

bedroht sehen. Doch andererseits handelt es sich in der 

Frage der Offshore-Windkraftnutzung keineswegs um 

einen „normalen" Umweltschutzkonflikt, bei dem öko­

logische Ziele und ökonomische Interessen klar vonein­

ander getrennt werden können. Charakteristisch ist viel­

mehr, dass sich auch die Umweltschutzverbände in 

einer „gemischten" Interessenlage befinden, in der sie 

konkurrierende ökologische Ziele - Naturschutz vs. Kli­

maschutz - gegeneinander abwägen sowie zu einer Posi­

tionierung in der Frage der Energiewende finden müs­

sen. Der lnteressenkonjlikt mit den Windkraftbetreibern 

besteht auch hier in der Standortfrage: Während die Be­

treiberfirmen an ökonomisch aussichtsreichen Standor­

ten interessiert sein müssen, steht für die Naturschützer 

in den Umweltverbänden das Ziel im Vordergrund, öko-

logisch unvertretbare Standorte mit allen zur Verfügung 

stehenden Mitteln zu verhindern. Das gemeinsame In­

teresse von Umweltverbänden und Windkraftbetreibern 

lässt sich in seiner allgemeinsten Form so umschreiben, 

dass beide Seiten bestrebt sind, als Akteur im Dienst der 

Energiewende und der damit verknüpften ökologischen 

Ziele anerkannt zu werden. So ist für die Windkraftbe­

treiber die Weiterführung der Energiewende längst zur 

wichtigsten Geschäftsgrundlage geworden. Die Verein­

barkeit von ökonomischen und ökologischen Zielen ist 

in der Regel integraler Bestandteil der Unternehmens­

philosophie sowie geziel ter Akzeptanzstrategien (siehe 

unten), mit deren Hilfe man sich die öffentliche Aner­

kennung auch im Lager der Umweltschützer sichern 

will. Die großen Umweltverbände wiederum bekennen 

sich allesamt prinzipiell zu den Zielen der Energiewen­

depolitik, was nicht nur in programmatischen Positions­

papieren, sondern auch in ungezählten öffentlichen 

Statements (in den P rintmedien, auf Fachtagungen, in 

den eigenen Publikationsorganen usw.) zum Ausdruck 

gekommen ist. D ie skizzierte Konstellation führt die 

Umweltschutzverbände in das Dilemma, sich Glaub­

würdigkeitsprobleme und Reputationsverluste sowohl 

mit einer konfrontativen Strategie - die, so der öffentlich 

erhobene Vorwurf, den Klimaschutz behindert - als 

auch mit einer Strategie des kompromissbereiten Bar­

gainings einhandeln zu können, da ihm der Naturschutz, 

so die nicht weniger heftige Gegenkritik, zum Opfer fal­

len könnte. Somit betreten auch die Umweltverbände in 

gewisser Hinsicht Neuland - die Suche nach einer Lö­

sung dieses Dilemmas wird ihr Handeln vielleicht auch 

in Zukunft zwischen Konfrontationskurs und Bargai­

ning oszillieren lassen. 

Es ist daher keineswegs sicher, ob die großen Umwelt­

organisationen tatsächlich in der Lage und wi llens sein 

werden, den von ihnen kritisierten Offshore-Projekten 

dauerhaften Widerstand entgegenzusetzen. Hinzu 

kommt, dass die Umweltverbände nicht nur in ihrem 

Außenverhältnis, sondern auch in ihrem Binnenverhält­

nis in eine schwierige Situation geraten sind. Denn d ie 

am Beispiel der Offshore-Windkraftplanungen neu auf­

gebrochene Problematisierung des innerorganisatori-
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sehen „Gemischtwarenladens" von Natur- und Klima­

schutz führt die Verbände in ein Dilemma, dessen Aus­

gang noch offen ist. Die folgenden Überlegungen gehen 

von der Annahme aus, dass das seit den 80er Jahren be­

stehende integrative Konzept eines umfassenden Um­

weltschutzes für die Umweltverbände nach wie vor ein 

hohes Gut ist. Denn es hat ihnen höhere umweltpoliti­

sche Schlagkraft verl iehen, die allgemeine Verankerung 

des Umweltschutzes in der Gesellschaft mit vorangetrie­

ben, intern manchen Funktionärs- und Expertenposten 

gesichert, das Potenzial an Unterstützern und Mitglie­

dern (und u.U. auch an Spendengeldern) erweitert usw. 

Somit muss den Protagonisten der einzelnen Verbände 

viel daran liegen, dass der eigene Verband sich - mög­

lichst in Abstimmung mit den anderen großen Umwelt­

verbänden - auch in Sachen Offshore-Windkraftnutzung 

auf eine einheitliche Position verständigt und mit dieser 

Position in der Öffentlichkeit auftritt. Einigkeit nach in­

nen und nach außen ist jedoch durch die verbandsinter­

nen und verbandsübergreifenden Auseinandersetzungen 

gefährdet, die seit längerem um die „richtige" Positio­

nierung in der Frage der (Offshore-)Windkraftnutzung 

geführt werden. Wie sich zeigte, geht es in diesen Aus­

einandersetzungen um nichts weniger als um das Auf­

einanderprallen zweier identitätssti ftender ,,Projekte" 

und der mit ihnen verknüpften Relevanzsysteme, die in 

den integrierten Umweltverbänden bisher einigermaßen 

friedlich koexistieren konnten: Auf der einen Seite die 

Position der Naturschützer, die die Offshore-Windkraft­

nutzung tendenziell beschränken wollen (und im Zwei­

felsfall auf Konfliktkurs gehen). Auf der anderen Seite 

die Position der Klimaschützer, die die Offshore-Wind­

kraftnutzung „pushen" wollen (und sich im Fall von na­

turschützerischen „Bauchschmerzen" eher aufs Bargai­

ning einlassen). Sollten wir hiermit die zugrunde liegen­

de Akteurskonstellation einigermaßen treffend beschrie­

ben haben, dann scheint auch hier ein „partieller Kon­

flikt" bzw. (in der Sprache der Spieltheorie) ein „Koor­

dinationsspiel mit Vertei lungskonflikten" vorzuliegen -

eine spezifische „Mixed-Motive-Konstellation", die, so 

Scharpf (2000, 132) in realen Verhandlungen sehr häu­

fig vorkommt. Einigkeit - bzw. die Koordinierung der 

Entscheidungen - wird im Rahmen einer solchen Ak-

teurskonstellation zwar von allen Beteiligten als der 

beste Weg betrachtet, ist aber erst über einen Prozess 

der Einigung zu haben, der mit hohen Transaktionskos­

ten verbunden sein könnte. Im Fall einer etwaigen Eini­

gung müssten die Konfliktparteien unter Umständen be­

trächtliche Kröten schlucken und schmerzliche Zuge­

ständnisse machen - immerhin geht es hier, wie gesagt, 

um identitätsstiftende Positionen, die von der jeweils 

anderen Seite in Frage gestellt werden. Doch geht es 

auch darum, ob der organisierte Umweltschutz seiner 

selbstgewählten Doppelfunktion in Zukunft noch ge­

recht werden kann: Einerseits muss die Umweltbewe­

gung in ihrer Funktion als Promotor der regenerativen 

Energien noch immer darum kämpfen, dass sich die er­

neuerbaren Energiequellen gegen die etablierten Pro­

duktionstechniken durchsetzen. Andererseits stehen die 

Umweltschützer vor der Anforderung, auch weiterhin 

ihre Funktion als industriekritische Wächter von Natur­

und Umweltschutz zu erfüllen. So scheint beides mög­

lich zu sein: Das von uns unterstellte hohe Interesse der 

Umweltverbände am integrativen Konzept eines umfas­

senden Umweltschutzes und der daraus erwachsende in­

nerorganisatorische Konsensdruck könnten in der „Kri­

sensituation" einer innerökologischen Kontroverse 

durchaus zu erhöhten internen Klärungs- und Aushand­

lungsbemühungen, Einbindungsstrategien und Vermitt­

lungsanstrengungen führen, d.h. produktiv genutzt wer­

den - und es gibt etliche empirische Hinweise, dass es in 

den Verbänden diese verstärkten Anstrengungen gege­

ben hat oder noch gibt. Andererseits ist im Rahmen 

einer solchen Akteurskonstellation immer auch die 

Möglichkeit des gegenseitigen Festfahrens oder auch 

des vorschnellen Übertünchens von strittigen Punkten 

angelegt, wodurch die gegensei tige Verpflichtung auf 

ein integratives Konzept gewissermaßen von innen her 

zersetzt und in letzter Konsequenz von einer oder auch 

von beiden Seiten aufgekündigt werden könnte. 
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3.3 Das Dilemma der Offshore­

Windkraftplaner und -betreiber 

Es scheint, dass die Windkraftplaner/-betreiber sich in 

einer insgesamt komfortableren Situation befinden. Im­

merhin profitieren sie von einer gesetzlichen Regelung, 

die nach der Novellierung des EEG im Frühjahr 2004 

mehr noch als bisher auf ihre spezifischen Interessen 

und Handlungsmöglichkeiten zugeschnitten ist. Mit den 

von ihnen geplanten Großprojekten vor den deutschen 

Küsten sind sie zur unternehmerischen Speerspitze der 

Energiewende sowie zu regionalwirtschaftlichen Hoff­

nungsträgern geworden, womit sie nicht nur auf bundes­

politischer, sondern auch auf landespolitischer Ebene 

auf beträchtliches Wohlwollen stoßen. Zwar erfordert 

ein erfolgreiches Genehmigungsverfahren von den Un­

ternehmen wie auch von den zuständigen Behörden er­

hebliche Kooperations- und Koordinationsleistungen, 

deren gemeinsame Grundlagen fachliche Kompetenz, 

Vertrauensbildung und Flexibilität in der Sache sind, 

doch immerhin hat das Bundesamt für Seeschifffahrt 

und Hydrographie (BSH) als die für die Ausschließliche 

Wirtschaftszone16 zuständige Behörde bereits mehrere 

Betriebsgenehmigungen erteilt, und es spricht wenig da­

für, dass dies schon das Ende der Fahnenstange sein 

könnte. Auf der anderen Seite sollte man aber auch be­

rücksichtigen, dass die Spielräume der Windkraftplaner 

und -betreiber bei der Auswahl konsensfähiger Off­

shore-Standorte im Zuge der bisherigen Aushandlungs­

und Konfliktregulierungsprozesse kleiner geworden 

sind. Davon zeugen etliche Standortentscheidungen, die 

entweder in der Reaktion auf öffentliche Proteste oder 

berei ts in der A11tizipation möglicher Widerstände ge­

troffen und in deren Folge Offshore-Planungen weiter 

hinaus aufs offene Meer verlagert wurden. Immerhin ist 

die große Mehrzahl von Genehmigungsanträgen für 

Standorte außerhalb der 12-Seemeilenzone gestellt wor­

den, und die Küstenentfernung der bisher genehmigten 

16 Die Ausschließliche Wirtschafcszone (A WZ), auf die sich be­
grenzte nationale Hoheitsrechte erstrecken, schließt unmittelbar 
an das eigentliche Hoheitsgebiet, die 12-Secmcilenzone an und 
darf laut internationalem Seerechtsübereinkommen maximal 
200 Seemeilen breit sein. Sie ist von vielen Küstenstaaten vor­
nehmlich zum Schut7. ihrer Fischereiinteressen sowie weiterer 
ökonomisch relevanter Meeresnutzungen errichtet worden; vgl. 
Vitzthum 1995. 

Offshore-Standorte liegt zwischen 34 und 50 Kilome­

tern. Anders als in Dänemark oder in Schweden sind 

ausgesprochene Nearshore-Standorte unter 12-15 Kilo­

metern Küstenentfernung hierzulande kaum konsensfä­

hig und nach Lage der Dinge vermutlich auch nicht 

(mehr) genehmigungsfähig. 17 

Hiermit sind auch die Offshore-Planer in ein ernsthaftes 

Dilemma geraten : Einerseits mussten (und müssen) sie 

sich aus Gründen der Akzeptanzsicherung in der Stand­

ortfrage flexibel verhalten und kompromissbereit sein, 

wodurch konsensfähige Lösungen überhaupt erst mög­

lich geworden sind. Andererseits ist der Weg einer Kon­

flikt regulierung durch Standortflexibilität mit erhöhten 

technisch-ökonomischen Risiken verbunden, womit 

wiederum Grenzen der F lexibilität und der Kompro­

missfähigkeit vorgezeichnet sind. Wo diese Grenzen lie­

gen, d .h. bis zu welchem Punkt und mit welchem Zeit­

horizont die technisch-ökonomischen Risiken von der 

Windkraftbranche bewältigt werden können und ab wel­

chem Punkt sie den Einstieg in die Offshore-Entwick­

lung gefährden, ist eine offene Frage, zu der es kontro­

verse Ei nschätzungen gibt. 

Sogar die Offshore-Planer , die selbstredend von der 

prinzipiellen Machbarkeit ihrer Proj ekte überzeugt sind, 

warnen davor, den zweiten vor dem ersten Schritt zu 

machen und bereits mit den Pionier-Projekten in zu tiefe 

und küstenferne Bereiche zu gehen: Dies entschärfe 

zwar die Akzeptanzprobleme, doch müsse man in so 

einem Fall sehr viel höhere technische und logistische 

Anforderungen sowie drastisch steigende Installations­

und Betriebskosten in Kauf nehmen, was die erwartete 

17 Zu dieser Einschätzung kommt auch eine Studie, die die Nieder­
sächsische Energie-Agentur in Zusammenarbeit mit dem Deut­
schen Windenergie- Institut (DEWI) und dem Niedersächsischen 
Insti tut für Wirtschaftsforschung (NIW) im Auftrag des Nieder­
sächsischen Umweltministeriums durchgeführt hat: „ Im Gegen­
satz zu der Entwicklung der Offshore-Windenergienutzung in 
anderen europäischen Ländern (z. B. Dänemark, Schweden) 
können in Deu!Schland aufgrund der gesellschaftspolitischen 
und genehmigungsrechtlichen Randbedingungen nur sehr wenig 
Erfahrungen in geringen Wassertiefen und kurzen Entfernungen 
zur Küste gemacht werden.( ... ) So werden Offshore-Windparks 
in deutschen Gewässern mit deutlich größerer Kapazität und un­
ter wesentlich schwierigeren Randbedingungen geplant als dies 
in den Nachbarländern der Fall ist"; vgl. Niedersächsische Ener­
gie-Agentur GmbH et al. 2001, 72. 
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Rentabilität der Projekte nachhaltig gefährden könnte. 

Schon die Risiken der ersten genehmigten Projekte 

seien nicht zu unterschätzen, zumal man auch hier auf 

unangenehme Überraschungen vorbereitet sein müsse: 

Aufgrund mangelnder praktischer Erfahrungen, etwa im 

Hinblick auf Materialbeanspruchung, Lebensdauer oder 

Wartungsanfälligkeit der Anlagen seien technische und 

logistische Probleme nur begrenzt zu antizipieren. Die 

Offshore-Planer wenden sich hiermit auch gegen einen 

naiven Technikoptimismus, den sie z.B. bei etlichen der 

Umweltschützer zu erkennen glauben und dem sie eine 

Ingenieursperspekti ve entgegensetzen, die insbesondere 

dann, wenn es um technisches Neuland geht, einem 

trial-and-error-Prinzip verpflichtet ist, das erstens auf 

den iterativen Fortschritt setzt und zweitens das Fehler­

risiko des eigenen Handelns zu begrenzen versucht. 18 

Unterstellen die Offshore-P laner somit einem Teil ihrer 

Kritiker unrealistische Machbarkeitsvorstellungen, so 

wird ihnen von anderer Seite vorgeworfen, in Komplizi­

tät mit politisch willfährigen und fachlich überforderten 

Genehmigungsbehörden ihrerseits einer überzogenen 

Machbarkei tsillusion zu folgen, die unter ökonomischen 

Gesichtspunkten kurzsichtig und letztlich unverantwort­

lich sei. Allgemeiner formuliert stehen sich in dieser 

Kontroverse folgende Positionen gegenüber: Auf der 

einen Seite stehen die „Macher", Befürworter und poli­

tischen Förderer der Offshore-Windkraftnutzung, aus 

deren Perspektive der mit dem EEG (insbesondere in 

seiner novellierten Fassung) gegebene politische Steue­

rungsimpuls mit dem technisch-organisatorischen Inno­

vationspotenzial der Windenergiebranche im posi tiven 

Sinne korrespondiert. Aus dieser Sicht sind die techni­

schen und logist ischen Probleme der Offshore-Wind­

kraftnutzung angesichts vieler noch bestehender Un-

l 8 Typisches Zitat eines der interviewten Offshorc-Planer: „ Wie 
stellen die sich das aber vor? Wir sollen da 100 Kilometer vor 
der Küste sagen, j a, wir bauen da 2010 eben mal so Dinger auf? 
Ohne irgendetwas vorher zu wissen? Ich bin Diplom-Ingenieur. 
Das tut mit leid, da sind die Leute wirklich naiv, wenn sie glau­
ben, dass so etwas funktioniert. Das Auto hat auch über 100 
Jahre gebraucht und braucht es immer noch zu viel Benzin. Und 
Windkraft gibt es seit 1989, seither gibt es in der Windkraft 
ri chtig moderne Anlagen. Das ist gerade mal 12 oder 13 Jahre 
her. Die Erwartung, dass man eine Technologie hat, die sofort 
funktioniert, die kann man mit dem Beispiel Automobil sofort 
widerlegen. Diese Erwartung ist fa lsch" . 

wägbarkeiten zwar höchst anspruchsvoll , sollten aber 

im Zuge eines stufenweisen Prozesses inkrementeller In­

novationen prinzipiell zu bewältigen sein. Auch unter 

ökonomischen Gesichtspunkten bleibt die Entwicklung 

aus Sicht der Unternehmen damit grundsätzlich mach­

bar und langfristi g rentabel. Zudem wird erwartet, dass 

sich die Stromgestehungskosten im Verlaufe fortgesetz­

ter technisch-organisatorischer Innovationen (Entwick­

lung immer leistungsfähigerer, wartungsärmerer und zu­

verlässigerer Windkraftanlagen) mehr und mehr den all­

gemeinen Marktpreisen annähern - mit dem Ziel, nach 

Auslaufen der EEG-Förderung mit Offshore-Windkraft­

anlagen voll marktfähigen Strom produzieren zu kön-

nen. 

Die Gegenposition läuft darauf hinaus, eine Art mis­

match zwischen politischem Steuerungsimpuls einer­

seits und den technischen-organisatorischen Handlungs­

möglichkei ten und Innovationspotenzialen der Wind­

kraftbranche anderersei ts zu konstatieren. Kritisiert 

wird, dass die techni schen und logistischen Anforderun­

gen an Offshore-Windparks und damit das Ausmaß der 

tatsächlichen Kosten für ihren Betrieb von Offshore­

Planern und einschlägigen Gutachtern systematisch un­

terschätzt würden. Die Folge sei, dass die Rentabilität 

der Offshore-Projekte unter den gegebenen Förderbe­

dingungen (insbesondere der Höhe und Dauer der Ein­

speisevergütung) aller Voraussicht nach nicht zu erwar­

ten sei, so dass sich Windparks im Meer für die Investo­

ren letztlich nur unter der Bedingung zusätzlicher finan­

zieller Förderung (bzw. staatlicher Subventionierung) 

lohnen würden. Die Alternative liefe folglich auf volks­

wirtschaftliche Fehlsteuerung einerseits oder aber auf 

ein absehbares betriebswirtschaftliches Desaster ande­

rerseits hinaus: Im ersten Fall käme es zu noch umfang­

reicheren finanziellen Zuwendungen an die Branche der 

Offshore-Windkraftbetreiber, was den Markt verzerren 

und die durchschnittlichen Strompreise (noch mehr) in 

die Höhe treiben würde. Im zweiten Fall, d.h. unter 

Fortschreibung der bestehenden Förderbedingungen, sei 

mit regelrechten „Investitionsruinen" zu rechnen: Folgt 

man Sauer/Schedereit (2002), die mit ihrer Kritik an zu 

optimistischen ökonomischen Rentabili tätserwartungen 
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in der Offshore-Windkraftbranche für heftige Diskus­

sionen gesorgt haben, so ist es vor allem der von den 

Planern zu niedrig angesetzte Wartungsaufwand für 

Offshore-Windparks, der die Betreiberfirmen infolge 

ungeplanter Anlagenstillstände zunächst in eine „Ver­

fügbarkeitsfalle" und anschließend wegen der exponen­

tiell steigenden Reparatur- und Wartungsanforderungen 

in die „Kostenfalle" treiben werde. Sauer/Schedereit 

(2002, 3) malen anhand ihrer Berechnungen breitflächi­

ge „Kapital vernichtungen" und „Investitionsgräber", die 

„alsbald der öffentlichen Hand anheimfallen", an die 

Wand und sprechen den Offshore-Windkraftanlagen da­

mit jede Wirtschaftlichkeit ab. 

Auch wenn man den Offshore-Planern zu Gute hielte, 

dass ihre Rentabilitätsberechnungen, etwa im Hinblick 

auf die voraussichtlichen Wartungskosten, realistischer 

ausfallen als von Sauer/Schedereit unterstellt wird, so 

bleibt doch festzuhalten, dass sie sich - unter den Vor­

zeichen einer notwendigen Risikoabwägung - in einem 

Zwiespalt befinden: Auf der e inen Seite steht das von 

ihnen sehr ernst genommene Risiko des Akzeptanzver­

lustes mitsamt seinen langfristigen Folgen, die es für die 

eigenen Unternehmensziele haben könnte. Auf der an­

deren Seite sehen sie sich dem Risiko ausgesetzt, sich 

bei zu großer Nachgiebigkeit gegenüber der Kritik aus 

Umweltverbänden und Touristikgemeinden, insbeson­

dere in der Standortfrage, zu „verheben" und unter tech­

nische n oder betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 

Schiffbruch zu erleiden. Trotz aller bisher erbrachten 

Planungsleistungen und notwendigen Begleitunterunter­

suchungen (etwa zur Schiffssicherheit sowie zur Um­

weltverträgl ichkeit ihrer Projekte) werden die Offshore­

Windkraftbetreiber spätestens mit Baubeginn vor einer 

längeren P hase des trial and error stehen, deren Aus­

gang noch ungewiss ist. 

3.4. Das politische Steuerungsdilemma 

Die Tatsache, dass es hier U ngewissheitszonen des Han­

delns gib t, hat auch Folgen für die politische Gestal­

tung des Einstiegs in d ie Offshore-Windkraftnutzung. 

Auch die poli tischen Protagonisten der Energiewende 

sind dabei in e in Dilemma geraten: Auf der einen Seite 

müssen sie den Windkraftbetreibern, die sich als erste in 

den Offshore-Bereich wagen, regelrechte Pioniertaten 

abverlangen, was bedeutet, dass sie den Investoren -

ganz im Sinne um weltpolitischer Kontextsteuerung -

entsprechende finanzielle Anreize sowie hinreichende 

technisch-planerische Handlungsspielräume gewähren 

müssen (z.B. bei der Suche nach geeigneten Standorten 

für Offshore-Windparks). Ein solches Steuerungsprinzip 

der langen Leine erhöht auf der anderen Seite das Risi­

ko, sich unerwünschte, nicht intendierte Folgen einzu­

handeln, sei es im Bereich der Ökologie oder sei es im 

Hinbl ick auf bestimmte regionalökonomische Interes­

senkonfli kte. Solche Folgewirkungen führen in der Re­

gel dazu, dass in der Öffentlichkeit mehr Vorsorge und 

gezielte Regulierungsmaßnahmen ei ngefordert werden, 

wie es im Fall der bisherigen Offshore-Windkraftpla­

nungen seitens der großen Umweltverbände sowie etli­

cher Fischerei- , Tourismus- und Gemeindevertreter an­

gesichts des von ihnen kritisierten „Wildwuchses" ge­

schehen ist. Zwar ist denkbar, dass der Staat bzw. die 

zuständigen Genehmigungsbehörden den Windkraftbe­

tre ibern im Sinne des ökologischen Vorsorgepri nzips 

noch umfangreichere Umweltverträglichkeitsuntersu­

chungen abverlangen sowie unter Rückgriff auf einge­

hende regionalwirtschaftliche Folgeabschätzungen wei t­

aus präzisere Vorgaben als bisher für „konfliktarme" 

Offshore-Standorte machen. Immerhin gibt es seitens 

des Bundesumweltministeriums inzwischen Richtlinien 

über Eignungs- und Ausschlussgebiete in der Aus­

schließlichen Wirtschaftszone, die alle rdings auf die 

bisher erteilten Genehmigungen keine rückwirkende 

Geltung besitzen. Und es zeichnet sich ab, dass Near­

shore-Projekte mit weniger als 12 bis 15 Kilometern 

Küstenentfernung auch aus Sicht der jeweils zuständi­

gen Landespoli tik mehr oder minder problematisch, d.h. 

nicht (mehr) genehmigungsfähig sind. D ie Frage ist al­

lerdings auch hier, ob die - in diesem Fall politisch be­

wirkte - Einengung von Spielräumen, die den Wind­

kraftbetreibern ursprünglich gewährt wurden, sich ab 

einem gewissen Punkt kontraproduktiv auswirken 

könnte - eine Frage, die auf das Problem zurückver­

weist, eine politisch intendierte Entwicklung innerhalb 
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eines technisch-ökonomischen Pionierbereichs mit den 

Mitteln staatlicher Steuerung adäquat zu gestalten. Hin­

zu kommt, dass die von den Umweltverbänden erhobe­

ne Forderung einer „behutsamen", am Zeithorizont um­

fangreicher ökologischer Grundlagenuntersuchungen 

orientierten Genehmigungspraxis mit den begrenzten 

Zeitspielräumen der im Rhythmus von Legislaturperio­

den agierenden politischen Akteure kollidiert. Folgt 

man Huber, dann fungiert der Staat zwar im allgemei­

nen als „guter strategischer Weichensteller", doch ,jen­

seits hohei tlicher Verwaltungsaufgaben" als „schlechter 

Maßnahmenträger" (Huber 2001 , 347). Das Problem 

umweltpolitischer Kontextsteuerung scheint vor allem 

darin zu liegen, dass sie angesichts der von ihr ausgelös­

ten - und gewollten - ökonomischen Dynamik Fakten 

schafft (z.B. den „Wildwuchs" an Anträgen für Off­

shore-Windparks), für deren Regulierung sie nur ein be­

grenztes Instrumentarium bereithält. So sei es „die 

Schwachstelle" dieses Konzepts, dass es „eine koopera­

tive Akteurskonstellation voraussetzt". Komme es dage­

gen zu „Win-Lose-Konstellationen", in denen Chancen 

und Risiken ungleich verteilt seien, so könne eine sol­

che Politik angesichts der nun ausgelösten Konflikte 

schnell an ihre Grenzen stoßen (ebenda, 377). Aus die­

ser Perspektive betrachtet liegt allen Hoffnungen auf 

eine quasi allwissende staatliche Globalsteuerung, mit 

der möglichen Konflikten wirksam vorgebeugt werden 

könnte, eine Steuerungsillusion zugrunde. Verkannt 

wird, dass das gesellschaftliche Kräftespiel, das durch 

Maßnahmen wie die gezielte Förderung der Offshore­

Windkraftnutzung ausgelöst wird, nur begrenzt antizi­

pierbar ist. 
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Flexibilität durch Leiharbeit: Zumutung oder Chance? 

Natalie Grimm 

1. Anforderungen an den Arbeitsmarkt und 

die Arbeitnehmer1 

Seit Beginn der 80er Jahre hält in der Bundesrepublik 

die Diskussion um die Flexibilität des Arbeitsmarktes 

an. In dieser werden die Ursachen der Massenarbeitslo­

sigkeit in der unzureichenden Anpassungsfähigkeit des 

Arbeitsmarktes an veränderte wirtschaftliche und orga­

nisatorische Rahmenbedingungen gesehen. Seine Regu­

lierungsdichte stünde einer flexibleren Anpassung an 

veränderte Rahmenbedingungen entgegen. „Angesichts 

der hohen Arbeitslosigkeit und des scharfen internatio­

nalen Wettbewerbs müssen Bedingungen geschaffen 

werden, die es den Unternehmen erleichtern, mehr Ar­

beitsplätze zu erhalten und neue zu schaffen. Dazu ist 

größere Flexibilität am Arbeitsmarkt erforderlich." 

(Donges et al. 1999, S. 7) Diese Aussage ist typisch für 

die aktuelle Diskussion. Flexibilität wird fast durchweg 

als eine positive und sogar überlebenswichtige Eigen­

schaft sowohl von Systemen wie auch von Menschen 

dargestellt. Flexibilität wird synonym mit Anpassungs­

fähi gkeit , Beweglichkeit und Innovatio nskraft gesetzt 

und gilt als Königsweg, um Unternehmen unter ver­

schärfter globaler Konkurrenz wettbewerbsfähig zu hal­

ten. Auch für Arbeitnehmer wird Flexibilität zum erstre­

benswerten Charakterzug hochstilisiert, der sie auf dem 

umkämpften Arbeitsmarkt besser dastehen lasse. Das 

Im vorliegenden Artikel wird bei Begriffen wie Arbeitnehmer, 
Arbeitgeber, Leiharbeiter etc. ausschließlich die männliche 
Form gebraucht. Generell stellen Frauen im gewerblichen Be­
reich wie auch bei der Arbeitnehmerüberlassung nach wie vor 
eine Minderheit dar. Diese Unterrepräsentanz verstärkt sich 
noch einmal im Fall der hier zugrundeliegenden Untersuchung 
über Leiharbeit in der Automobilindustrie (unter den Befragten 
befanden sich nur 16% Frauen). Da sich bei der Auswertung des 
Materials im Hinblick auf die hier aufgeworfene Fragestellung 
keine nennenswerten geschlechtsspezifischen Differenzen erga­
ben, erscheint dieses Vorgehen gerechtfertigt. 

heroische Idealbild des flexiblen Menschen, der risiko­

freudig in den unberechenbaren, globalen Kapitalismus 

eintaucht, wird seit den 80er Jahren immer wieder an 

verschiedenen Stellen gezeichnet. Erfolgreich, so die 

Botschaft des Neoliberalismus, ist am Ende nur der, der 

sein Leben und Handeln ganz der ökonomischen Ratio­

nalität unterwirft, der alle traditionellen Hemmungen, 

alle Rücksichten abwirft und sich selbst ganz zu einem 

Funktionselement des Marktes macht (vgl. Dahn, Grass, 

Strasser 2002, S.19). Und wem es tro tz aller Anstren­

gungen nicht gelingt, sich selbst auf dem Arbeitsmarkt 

zu verkaufen, wer den Anschluss verpasst, der hat die 

Verantwortung für sein Scheite rn selbst zu tragen. Die 

ausschließlich positi ve Konnotation der Flexibi lität im 

Sinne des Neoliberalismus hält allerdings einer kriti­

schen Betrachtung nicht stand. Verschiedene Autoren 

weisen darauf hin, dass Flexibilisierungsmaßnahmen 

mit Nachteilen für die Betroffenen verbunden sind, weil 

sie einen erheblichen Z ugriff auf die berufliche und au­

ßerberufliche Lebens- und Arbeitswelt der Beschäftig­

ten bedeuten (vgl. Breu 1999; Wieland et al. 2001 ). 

Wie der neue Mensch des globalen Zeitalters aussehen 

soll und vor allem auch welche Probleme er damit hat, 

diesem Idealbild zu entsprechen, hat vor einigen Jahren 

Richard Sennett in seinem Werk ' Der flexible Mensch' 

beschrieben (vgl. Sennett 1998) und damit die sozial­

wissenschaftliche Debatte nachhaltig beeinflusst. Sen­

nett beschreibt und analysiert Identität, Tätigkeit, Zeit­

gefüh l und Beziehungsgefüge von Menschen, die als 

Träger der Kultur des flexiblen Kapitalismus gelten 

(vgl. Sennett 1998). Dabei geht es auch um die Auswir­

kungen der flexiblen Beschäfti gung auf die berufliche 

und soziale Identität der Menschen - also um die Frage, 
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was es ind ividuell bedeutet, flexibel zu arbeiten und zu 

leben. 

Flexibilität ist eng verbunden mit der Beschäftigungs­

form Leiharbeit, ja gi lt geradezu als das Charakteristi­

kum der Leiharbeit. Daher erscheint es sinnvoll , den 

Auswirkungen der Flexibilität auf Leiharbeiter nachzu­

gehen. Im Rahmen des Forschungsprojekts ,,Zwischen 

Integration und Ausschluss: Formen, Determinanten 

und Folgen beruflich-sozialer Gefährdung" (2001-2003) 

am Soziologischen Forschungsinstitut an der Georg­

August-Universität Göttingen wurden unter anderem 57 

Leiharbeiter der Automobilindustrie und ihrer Zulieferer 

aus Stuttgart und Zwickau befragt. Diese Interviews 

wurden von mir im Rahmen meiner Diplomarbeit: 

Flexibilität: Zumutung oder Chance für Leiharbeiter? 

(2003) in Bezug auf Vergesellschaftungsformen durch 

Erwerbsarbeit und Flexibilitätstheorien ausgewertet. D ie 

Automobi lindustrie repräsentiert im Gegensatz zu ande­

ren Branchen ein besonders privilegiertes Untersu­

chungsfeld hinsichtlich der Beschäftigungsstandards, 

Entlohnungsformen und Personaleinsatzstrategien. Im 

Vergleich beispielsweise mit dem Handwerk oder be­

stimmten D ienstleistungsbranchen erscheinen in der 

Automobilindustrie selbst die Arbeitsbedingungen der 

Leiharbeiter a ls relativ privilegiert. Umso eher kann um­

gekehrt aber auch davon ausgegangen werden, dass 

Probleme der Leiharbeit, die in der Automobilindustrie 

auftreten, auch in anderen Branchen auftauchen bzw. 

sich dort möglicherweise zuspitzen. 

2. Entwicklung und Bedeutung von Leiharbeit 

In den Unternehmen werden ausgehend vom Modell der 

' flexiblen Firma' (vgl. Schäfer, 2001, S. 30) zunehmend 

größere Bereiche flexiblen Organisationsformen unter­

worfen. 'Flexible Firma' heißt, dass ein Unternehmen 

seine Aktivitäten um einen Kern fester Mitarbeiter 

(Stammarbeiter) organisiert. Außerhalb dieses Kerns 

sind verschiedene Aktivitäten gruppiert, die quantitative 

Flexibi lität sicherste llen. Dieses Unternehmensmodell 

entspricht e inem intern segmentierten Arbeitsmarkt, der 

sich in ein peripheres und ein Kernsegment gliedert 

(vgl. Schäfer 2001, S. 30). Neben internen Maßnahmen 

wie Arbei tszeitkonten, Kurzarbeit und Überstunden, so­

wie von Zulieferern übernommenen oder sonstig ausge­

lagerten Aktivitäten herrschen an dieser Peripherie aty­

pische Beschäftigungsverhältnisse wie Leiharbeit und 

befristete Beschäftigung vor. So kann das Arbeitsvolu­

men kurzfristig den Produktionsbedürfnissen angepasst 

werden, ohne dass das Personal im Kernsegment aufge­

stockt werden muss. Zudem dient das periphere Seg­

ment auch zur Personalrekrutierung und als externe Per­

sonalreserve, sowie zur Senkung der Lohn- und Lohn­

nebenkosten. Eine quali tative Flexibi lität kann bei der 

Zeitarbeit2 durch die Mobi lisierung von Experten für 

spezielle Aufgaben erzielt werden (vgl. Garhammer 

2002, S. 115). In der bundesdeutschen Praxis wi rd dies 

jedoch weit weniger genutzt als quantitative Flexibilität. 

Vor dem Hintergrund der langjährigen Debatte um die 

Deregulierung des Arbeitsmarktes verzeichnet die ge­

werbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung in der Bundes­

republik e ine steile Karriere. Sie hat in den letzten Jah­

ren einen Bedeutungszuwachs erlebt, die Zahl der 

durchschni ttlich beschäftigten Leiharbeitskräfte ist stark 

gestiegen3
, obwohl die Zei tarbeit eine Branche darstellt, 

die stark von konjunkturellen Schwankungen abhängt 

und von hoher Personalfluktuation gekennzeichnet ist. 

Leiharbeit ist für Entleihfirmen vom Notfall zum lang­

fristig geplanten Instrument der Personalpolitik gewor­

den (vgl. Deutscher Bundestag 2000). Ihre Ausdehnung 

ging mit mehrfachen Deregulierungen staatlicher 

Schutzgarantien, etwa bei m Abbau von Schutzvor­

schrifte n des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes einher, 

wie z.B. der schri ttweisen Verlängerung der Höchst­

überlassungsdauer. Aktuell rückt die Bedeutung der Ar­

beitnehmerüberlassung mit den ' Hartz-Gesetzen' und 

der Etablierung von 'Personal Service Agenturen ' bei 

den Arbei tsagenturen noch stärker in den Blickpunkt. 

2 

3 

Die Begriffe „Zeitarbeit", „ Leiharbeit" und „Arbeitnchmerilber­
lassung" werden hier synonym verwendet. 
Der Anteil der Leiharbeiter an den sozialversicherungspfiichtig 
Beschäftigten stieg z .ß . von 1993 bis 2001 von 0,42% auf 
1.28%. 
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Auch auf der diskursiven Ebene ist ein Paradigmen­

wechsel festzustellen. Wurde die Leiharbeit bis vor zehn 

Jahren vor allem von Seiten der Gewerkschaften noch 

als ' moderner Menschenhandel' und 'Tagelöhnerei' be­

zeichnet, die mit dem Normalarbeitverhältnis doch 

überwunden sein sollten (vgl. Garhammer 2002, 

S. 109), ist heute der Umgang mit Leiharbeit meist posi­

tiv. So weist etwa die Bundesagentur für Arbeit ihre 

Zweigstellen an, Zeitarbeitsfirmen nicht länger zu dis­

kriminieren, und der Neunte Bericht für den Deutschen 

Bundestag würdigt die Rolle der Zeitarbeit für die In­

tegration von Arbeitslosen (vgl. Deutscher Bundestag 

2000). Selbst die Gewerkschaften haben ihre Vorbehal­

te gegen Zeitarbeit als 'moderne Tagelöhnerei' bzw. 

'modernen Sklavenhandel' weitgehend zurückgezogen. 

In der politischen Debatte geht es heute nicht mehr um 

eine grundsätzliche Bewertung der Beschäftigungsform 

Leiharbeit. Diskutiert wird fast ausschließlich über die 

Entlohnung der Zeitarbei ter und über den Abschluss be­

stimmter Tari fverträge. Aufgrund der hohen Arbeitslo­

sigkeit wird der Leiharbeit in letzter Zeit zunehmend die 

Rolle einer Brücke in den Arbeitsmarkt zugeschrieben. 

Vor allem die Personal Service Agenturen sollen als In­

strument zur Integration von Arbeitslosen dienen. Doch 

ob die PSA und die reguläre Zeitarbei t eine langfristige 

Integration der Beschäftigten in den Arbeitsmarkt erge­

ben, ist bisher nicht belegbar. 

Ganz im Gegensatz zu der gesetzlich angestrebten län­

gerfristigen Beschäftigung der Leiharbeitskräfte zeich­

net sich der Zeitarbeitssektor durch ein sehr hohes Maß 

an Beschäftigungsunsicherheit aus. Nur etwa ein Drittel 

Motive für die Aufnahme einer Leiharbeit 

Leiharbeit als ideale Lösung für die Lebensführung 

der Arbeitsverträge hält länger als drei Monate an und 

nur ca. jeder fünfte Leiharbeitnehmer erreicht die 

kündigungsrechtlich relevante Schwelle von sechs Mo­

naten Beschäftigung (vgl. Adamy/Schulze 2002). In kei­

ner anderen Branche ist die Fluktuation auch nur annä­

hernd so hoch. Zudem ist Zeitarbeit durch extrem kurze 

Einsatzzeiten im Entleihbetrieb gekennzeichnet. Die 

Einsätze dauern teilweise nur wenige Tage und beim 

überwiegenden Teil der Verleihungen beträgt die Ein­

satzdauer wenige Monate (vgl. Garhammer 2002, 

S. 119). Damit wechseln für d ie Leiharbeitnehmer häu­

fig Arbeitgeber, Kollegen und Tätigkeitsprofile. Was 

bedeutet eine solche flex ible Arbeitsorganisation für d ie 

Beschäftigten? Was bedeutet es für die Betroffenen, 

flexibel zu arbeiten, wenn die Institution des Normalar­

beitsverhältnisses (vgl. Mückenberger 1985) immer 

noch das verbreitete Arbeits- und Lebensmodell dar­

stellt? Und vor allem, was motiviert Menschen dazu, ein 

Leiharbeitsverhältnis einzugehen? 

3. Zugänge zur und Erfahrungen mit 

Leiharbeit 

Um eine Aussage darüber treffen zu können, wie sich 

die geforderte Flexibilität auf Leiharbeitskräfte aus­

wirkt, erscheint es sinnvoll , zu untersuchen, welche 

Umstände dazu führen, dass bestimmte Personen als 

Leiharbeitnehmer tätig sind. Die Gründe, warum die in­

nerhalb der SOFI-Studie befragten Leiharbeitnehmer 

eine solche Beschäftigung aufgenommen haben, sind 

durchaus unterschiedlich. 

N = 57 

1 (2%) 

Leiharbeit passt zur aktuellen Lebenssituation (Leiharbeit als Überbrückung) 6(11%) 

Versuch, über Leiharbeit einen Einstieg in das Erwerbsleben zu finden 14 (24%) 

Nach Kontinuitätsbruch in der Erwerbsbiografie keine Alternative zu Leiharbeit 9 (16%) 

Nach einer Zeit der Instabilität über Leiharbeit Sicherheit suchen (vom Handwerk in 
11 (19%) 

die Industrie) 

Leiharbeit als Notlösung: Über Leiharbeit wenigstens überhaupt Arbeit haben 16 (28%) 
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Nur für sieben der 57 befragten Leiharbeitnehmer ( 13% 

des Samples) stellt die Leiharbeit eine Arbeitsform dar, 

die zu ihrer aktuellen Lebenssituation passt und die sie 

als überwiegend positiv erleben. Von dieser Gruppe 

kann sich allerdings nur eine Frau vorstellen, auf unbe­

stimmte Zeit als Leiharbeiterin tätig zu sein. Sie ist die 

einzige im gesamten Sample, die mit der Tätigkeit als 

Leiharbeiterin voll zufrieden ist. Allerdings zeigt sich 

auch bei ihr, dass es nicht darum geht, immerzu von 

einem Arbeitsplatz zum nächsten zu wechseln, sondern 

durchaus eine gewisse Zeit beständig einer Tätigkeit 

nachzugehen. Allein die Vorstellung, ein ganzes Leben 

lang in demselben Betrieb zu arbeiten, wird als un­

attraktiv beschrieben. Die anderen sechs Personen, wel­

che die Leiharbeit für sich momentan als ideale Lösung 

sehen, sind der Ansicht, dass Leiharbeit mit bestimmten 

Lebensabschnitten besonders kompatibel ist. Zu diesen 

Phasen gehört zum Beispiel die Wartezeit auf einen Stu­

dienplatz, die Zeit bis zur Rente oder zum Umzug in 

den ' Westen' oder wenn sich ein junger Mensch erst 

einmal ein paar Jahre auf dem Arbeitsmarkt und in an­

deren Städten umsehen möchte, bevor er sich fest legt. 

Allerdings wird deutlich, dass die flexible Arbeit keine 

Arbeit auf Dauer sein soll, sie passt einfach zu den ge­

genwärtigen Lebensumständen. Einige wenige der jün­

geren Befragten können sich zur Zeit nicht vorstellen, 

das ganze Leben bis zur Rente in einer Firma zu arbei­

ten. Sie möchten der Routine entgehen und verschiede­

ne Arbeitsplätze ausprobieren, dabei ist Abwechslung 

ein wichtiger Faktor. Allerdings schildern sie auch ver­

schiedene negative Aspekte der Flexibilität und machen 

die Einschränkung, dass sie nur so lange verschiedene 

Tätigkeiten und Betriebe kennen lernen möchten, so 

lange sie noch jung sind. Die Flexibilität wird nicht als 

dauerhafte Form beschrieben, die sie für ihr Leben ge­

wählt haben. Vielmehr geht es darum, sich zu orientie­

ren und herausfinden, welche Möglichkeiten sich bieten, 

um ' nichts zu verpassen'. 

Sieben Personen des Samples haben sich somit bewusst 

dazu entschieden, vorübergehend als Leiharbeitnehmer 

tätig zu sein. Alle anderen Befragten sind mehr oder we­

niger in dieses Arbeitsverhältnis hineingeraten oder ha-

ben keine andere Möglichkeit für sich gesehen, über­

haupt erwerbstätig zu sein. Sie sind eher unfreiwillig als 

Leiharbeitnehmer tätig, da sie dem Druck, erwerbstätig 

sein zu müssen, nachgeben mussten. Sie sind diejeni­

gen, die unter keinen Umständen arbeitslos sein möch­

ten und als Leiharbeiter tätig sind, um überhaupt an der 

Gesellschaft durch Erwerbsarbeit teilhaben zu können 

und damit als vollwertiges Mitglied der Gesellschaft an­

erkannt zu werden. Außerdem erhoffen sie sich eine 

Übernahme in ein fes tes Arbeitsverhältnis und sehen in 

der Leiharbeit eher eine Übergangslösung bzw. ein Mit­

tel, mit dem sie versuchen, ihre Ziele zu erreichen. 

Rund ein Viertel der Befragten sieht in der Leiharbeit 

eine Chance auf einen Einst ieg in das Erwerbsleben. 

Darunter sind junge Leiharbeiter, die entweder nach 

ihrer Ausbildung keinen Arbeitsplatz gefunden oder ihre 

Lehre abgebrochen haben. Da sie erst kurze Zeit als 

Leiharbeitnehmer tätig sind (unter einem Jahr) und 

meist erst in eine Firma verliehen wurden, sehen sie 

Leiharbeit als Chance, einen Zugang zu einer Festein­

stellung zu finden und bei ihrer Entleihfirma übernom­

men zu werden. Ihr Ziel ist es, nach einer kurzen Zeit 

des ' Umschauens' eine feste Arbeitsstelle zu bekommen 

und nicht auf Dauer als Leiharbeiter tätig zu sein. Ande­

re sehen die Leiharbeit als Möglichkeit für einen Ein­

stieg ins Erwerbsleben nach der Zeit der Kinderer­

ziehung, nach dem Zuzug nach Deutschland oder auch 

nach Jahren der Drogensucht. Im Gegensatz zu den be­

schriebenen Zeitarbeitern, die sich in der Flexibilität 

zeitweise wohlfühlen, belastet es diese Befragten sehr, 

nicht gleichberechtigt zum Betrieb dazuzugehören. Au­

ßerdem stellt sich für sie immer wieder die Frage, wie 

es weitergeht, wenn sie nicht übernommen werden. 

Dauerhaft von einer Firma zur nächsten zu wechseln, 

können sie sich nicht vorstellen, außerdem möchten sie 

in der Nähe ihres Wohnortes bleiben. Das heißt, obwohl 

ein Großtei l dieser Gruppe noch sehr jung ist (unter 25 

Jahre), sind ihnen Beständigkeit und eine feste Stelle 

sehr wichtig. Insgesamt sehen die 14 Personen dieser 

Gruppe aufgrund ihrer persönlichen Biografien und vor 

allem aufgrund der schlechten Arbeitsmarktlage in der 

Zeitarbeit eine Chance, um den Einstieg ins Erwerbsle-
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ben zu schaffen. Dennoch erleben sie dieses flexibl e Ar­

beitsverhältnis als Zumutung, nehmen diese Belastun­

gen aber in Kauf, um darüber nach Möglichkeit eine 

feste Stelle zu bekommen. 

Für 16% der Leiharbeiter bedeutet die Leiharbeit einen 

Kontinuitätsbruch in ihrer Erwerbsbiografie bzw. erleb­

ten sie schon vorher einen Bruch in ihrer Erwerbsbio­

grafie und sehen aufgrund ihres Alters und der Arbeits­

marktlage keine Alternative zur Zeitarbeit. Ein Großteil 

dieser Befragten gehören zu der Gruppe der soge­

nannten 'Ost-Karrieren', das heißt, ihre Erwerbsverläufe 

wurden durch die Wende unterbrochen (vgl. Vogel 

1999, S.l 15ff.). Sie waren bis zur Wende oder auch 

kurz danach kontinuierlich - meist über mehrere Jahre -

in ei nem Betrieb beschäftigt und wurden dann arbeits­

los. Einige der Betroffenen waren zunächst noch mehre­

re Jahre in der Baubranche beschäftigt. Als jedoch auch 

in diesem Bereich verstärkt Beschäftigte entlassen wur­

den und sie trotz vieler Bewerbungen keine andere Stel­

le fanden, blieb ihnen nur die Zeitarbeit. Den Leihar­

beitnehmern dieser Gruppe ist die Routinegewissheit 

des kontinuierlichen Erwerbstätigseins verloren gegan­

gen (vgl. Vogel 1999, S.115), sie erlebten die Arbeitslo­

sigkei t als radikalen Bruch in ihrer Erwerbsbiografie. 

S ie sehen die Leiharbeit als Abstieg und fühlen sich in 

ihren Tätigkeiten unterfordert, weil sie meist nur Hilfs­

arbeiten und einfache Produktionstätigkeiten ausführen 

und früher höhere Positionen in Betrieben inne hatten. 

Sie erleben die Leiharbeit zum Teil als Arbeit unter 

ihrem Niveau. Da sie schon lange Jahre kontinuierlich 

in einem Betrieb beschäftigt waren, empfinden sie die 

häufigen Wechsel als besonders unerträglich. Sich stän­

dig neu einarbeiten zu müssen erleben sie als starke Be­

lastung. Die Unsicherheit, nicht zu wissen, wie es weiter 

geht, empfinden sie als Zumutung. Diese Leiharbeiter 

sind im Vergleich zu den anderen schon etwas älter 

(über 40 Jahre alt), sie sind alle verheiratet und haben 

Kinder, so ist es ihnen besonders wichtig, in der Nähe 

ihrer Familie zu arbeiten und nicht so weit weg vom 

Heimatort verliehen zu werden. Sie erhoffen sich, über 

die Zeitarbeit noch einen Betrieb zu fi nden, von dem sie 

übernommen werden, doch im Vergleich zu der Gruppe 

der Jüngeren, d ie über d ie Zeitarbeit einen Einstieg in 

die Erwerbsarbeit suchen, beurteilen sie ihre Chancen 

als vergleichsweise schlecht. Allerd ings stehen sie unter 

dem großen Druck, ihre Familie versorgen und Geld 

verdienen zu müssen. Da sie für sich keine großen Mög­

lichkeiten auf dem Arbei tsmarkt sehen, nehmen sie die 

Zumutung der Leiharbeit in Kauf. Im Vergleich zu den 

anderen Gruppen erlebt diese Gruppe d ie Flexibilität am 

stärksten als Zumutung. 

Knapp ein Fünftel der Befragten versucht, über die 

Leiharbeit aus jahrelanger instabiler Beschäftigung 

einen sicheren Arbeitsplatz zu bekommen. Gut die Hälf­

te dieser Gruppe war nach der Ausbildung im Handwerk 

viele Jahre auf dem Bau oder in der Montage beschäf­

tigt. Allerdings nicht kontinuierlich in einer Firma, son­

dern mit ständigen Unterbrechungen und Zeiten der Ar­

beitslosigkeit. D iese sehr unsicheren Verhältnisse versu­

chen sie zu verlassen und über die Leiharbeit den 

Sprung vom Handwerk in die Industrie zu schaffen , um 

dadurch einen sichereren, beständigeren und besser be­

zahlten Arbeitsplatz zu bekommen. Sie sehen in der 

Leiharbeit die einzige Möglichkeit, in die gut bezahlen­

de und privilegierte Automobilindustrie hineinzukom­

men. Diese Beschäftigten betonen mehrfach, wie posi tiv 

sie die geregelten Arbeitszeiten im Entleihbetrieb in der 

Industrie finden. Auf der anderen Seite sind es vor allem 

Personen aus dieser Gruppe, d ie sich über die monotone 

Arbeit in der Industrie beklagen und die sich unterfor­

dert fühlen. Dennoch ist ihnen die Sicherheit, die ein 

solcher Betrieb seinen Festangestellten bieten kann, so 

wichtig, dass sie alles tun, um ihre Übernahmechancen 

zu erhöhen. Sie sehen die Zeitarbeit als Sprungbrett von 

der Instabilität in die Sicherheit. Auch betonen sie im­

mer wieder, dass es heute gar nicht mehr möglich ist, in 

bestimmte Firmen oder überhaupt in die Automobil in­

dustrie hineinzukommen, ohne den Weg über die Zeitar­

beit zu nehmen. Denn wenn die Firmen überhaupt neues 

Personal einstellen, rekrutieren sie diese neuen Arbeits­

kräfte aus dem Zeitarbeitspool. So sehen die Leiharbei­

ter keine andere Chance und nehmen die negativen Er­

fahrungen in Kauf. Allerdings geschieht dies nur mit 

dem B lick auf eine Übernahme, niemand von den Be-
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fragten kann sich vorstellen, noch sehr viel länger als 

Leiharbeitnehmer tätig zu sein. Die andere Hälfte dieser 

Gruppe, die über Leiharbeit eine stabile Beschäftigung 

suchen, ist schon fünf Jahre und länger als Leiharbeiter 

tätig und hat den Absprung nicht geschafft. Sie sind um 

die 30 Jahre alt und geben häufig an, dass sie nun lange 

genug instabil, mit vielen Unterbrechungen, beschäftigt 

waren. Sie wünschen sich eine sicherere Tätigkeit, um 

die Rastlosigkeit und Unsicherheit, die die Leiharbeit 

mi t sich bringt, hinter sich zu lassen. Dies wird häufig 

mit dem Wunsch, eine Familie gründen zu können, ver­

knüpft. 

Knapp ein Drittel des Samples schätzt die eigene Posi­

tion am Arbeitsmarkt als sehr schlecht ein. Da die Ar­

beitsmarktlage so schwierig ist und sie über Bewerbun­

gen keine andere Stelle bekommen haben, sind sie froh, 

überhaupt einen Arbeitsplatz zu haben. Leiharbeit wird 

als einzige Möglichkeit gesehen, ' den Fuß in der Tür zu 

behalten' und nicht ganz vom Arbeitsmarkt gedrängt zu 

werden. Zeitarbeit als Notlösung also, um überhaupt 

wieder Arbeit zu haben. Viele Personen dieser Gruppe 

sind schon länger als drei Jahre als Leiharbeitnehmer 

beschäftigt und empfinden die Leiharbeit aufgrund der 

Dauer als besondere Belastung. Sie äußern häufig, dass 

sich durch die vielfachen Ortswechsel und die Unbe­

ständigkeit schon soziale Beziehungen aufgelöst und sie 

keinen festen Standpunkt mehr in ihrem Leben haben. 

Der häufige Wechsel und das Hin- und Hergeschickt­

werden belastet die Befragten sehr. Dass sie nicht selbst 

entscheiden können, wann sie wo arbeiten, empfinden 

die Betroffenen als starke Zumutung. Die Personen die­

ser Gruppe versuchen durchzuhalten, obwohl sie über­

wiegend keine konkrete Chance auf eine Übernahme für 

sich sehen. 

Insgesamt kristallisiert sich bei allen Befragten (mit 

Ausnahme einer Person) die Ansicht heraus, dass Leih­

arbeit eine Überbrückung oder ein Sprungbrett sei. 

Auch wenn es unterschiedliche Umstände waren, die sie 

dazu veranlasst haben, eine Leiharbeit anzunehmen, 

sehen darin nahezu alle Leiharbeitnehmer dieses 

Samples nur eine Übergangslösung und können sich 

nicht vorstellen, auf Dauer als Leiharbeiter tätig zu sein. 

,,Für mich bedeutet Leiharbeit, dass ich keine feste Fir­
ma habe. Ich habe zwar einen Vertrag, aber ich bin nir­
gendwo fest. Das muss nicht unbedingt sein. Ich würde 
jedem davon abraten, oder das zumindest so schnell wie 
möglich als Sprungbrett nutzen. Wenn ein relatives An­
gebot kommt, sollte man auf alle Fälle abspringen. Es 
ist ein Sprungbrett, auf alle Fälle. Bei dem einen dauert 
es ein Jahr, bei dem anderen dauert es zwei Jahre und 
bei dem anderen dauert es sechs Jahre. Aber man sollte 
zusehen, dass man wieder rauskommt. Wenn man nicht 
rauskommt, geht man irgendwann kaputt." (Leiharbeiter 
aus Stuttgart, 27 Jahre) 

Alle 50 Leiharbeiter, die Flexibilität als Zumutung erle­

ben, versuchen, über die Leiharbeit eine Art von Sicher­

heit zu erlangen. Allein wegen der Hoffnung auf Über­

nahme nehmen sie verschiedene Zumutungen und Be­

lastungen in Kauf. 

„Weil wer arbeitslos ist, wird meistens als ' der hat keine 
Lust zu arbeiten' betrachtet. Es sei denn, man kann 
wirklich nichts dafür. Aber ich sehe das selber teilweise 
jetzt schon so, wer arbeiten will, kriegt Arbeit. Er muss 
nur bereit sein, auch ein bisschen was in seinem Leben 
zu ändern. Wie ich zum Beispiel, ich musste ja auch 
hier runter gehen. Ich musste meine ganze Familie oben, 
alles stehen und liegen lassen, meine Freunde, weil ich 
halt Arbeit haben wollte. Gut, dann habe ich das auch 
gerne gemacht. Wer dazu nicht bereit ist, der hat es 
schwer, Arbeit zu finden. Flexibilität ist heute alles." 
(Leiharbeiter aus Stuttgart, 23 Jahre alt) 

In diesem Zitat wird deutlich, wie viel aufgeben werden 

muss, um dem neuen Kapitalismus, in dem ' Flexibilität 

alles ist' , zu genügen. Auf dem gegenwärtigen Arbeits­

markt wird Flexibilität gefordert, und wer nicht arbeits­

los sein will, muss dafür Opfer bringen, wie zum Bei­

spiel die Familie und die Freunde hinten anzustellen, 

um Arbeit zu bekommen. Um nicht wie jemand da ste­

hen zu müssen, der ' keine Lust zu arbeiten' hat, wird al­

les daran gesetzt, ei nen Arbeitsplatz zu bekommen, und 

wenn es eben nur ein „Leiharbeitsplatz" ist. 
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4. Flexibilität als Zumutung 

Im modernen, flexiblen Kapitalismus, der sich gegen 

starre Formen der Bürokratie stellt, wird Instabilität zur 

Norm und setzt die Menschen unter Druck, Unsicherheit 

als positiven Wert anzuerkennen (vgl. Sennett 1998). 

Arbeitnehmer sollen sich flexibler verhalten und offen 

für kurzfristige Veränderungen sein. Sie sollen Risiken 

eingehen und weniger abhängig von Regeln und förmli­

chen Prozeduren sein. Die neue Wirtschaftsordnung 

verlangt al so von den Menschen, sich flex ibel wechseln­

den Umständen anzupassen. Die Erfahrungen der Leih­

arbeitnehmer zeigen allerdings, dass die Menschen kei­

neswegs im Begriff sind, Instabilität und Flexibilität als 

Norm anzuerkennen oder gar zu verinnerlichen. Obwohl 

es unterschiedliche Gründe waren, die die Befragten da­

zu veranlasst haben, eine Leiharbeit anzunehmen, ma­

chen sie sehr ähnliche Erfahrungen in Bezug auf das 

flexible Beschäftigungsverhältnis. In jeder Gruppe gibt 

es zwar je nach spezifischer Betroffenheit und biografi­

scher Konstellation leicht unterschiedliche Erfahrungen, 

allerdings bedeutet dies nicht, dass die einzelnen Erfah­

rungen nur in der einen Gruppe auftreten und in der an­

deren nicht. Auch gilt für nahezu alle Befragten, gleich­

gültig über welchen Weg sie in die Leiharbeit gekom­

men sind, dass sie die verschiedenen Zumutungen auf 

sich nehmen, um keine Möglichkeit zu verpassen, einen 

festen Arbeitsplatz zu bekommen und damit Kontinuität 

und Sicherheit für ihr Leben zu erreichen. Sie bieten 

ihre Arbeitskraft unter ihrem Wert an, sie verzichten auf 

Arbeitnehmerrechte, sie akzeptieren zum Teil für sie 

sehr schwer ertragbare Arbeitssituationen und sind stän­

dig auf dem Sprung, um für den neuen Auftrag bereit zu 

sein, immer in der Hoffnung, übernommen zu werden. 

Sie versuchen zu beweisen, dass sie besonders geeignet 

sind für den Arbeitsplatz im Entleihbetrieb, was sie sehr 

unter Druck setzt. Sie bemühen sich beispielsweise, 

möglichst nicht krank zu werden und jede Sonder­

schicht mitzumachen, um einen guten Eindruck zu hin­

terlassen. 

Richard Sennett ist der Auffassung, dass der ständige 

Wechsel und die flexible Arbeitsweise die Menschen 

verbiegt, da der menschliche Charakter eher auf Lang­

fristigkeit basiert und kurzfristige Arbeitsverhältnisse 

nicht der Natur des Menschen entsprechen (vgl. Sennett 

1998). Er beschreibt einige Konsequenzen und Auswir­

kungen der flexiblen Erwerbsarbeit, die sich zu einem 

großen Teil mit den Erfahrungen der befragten Leihar­

beitnehmer decken. 

In Bezug auf berufliche Identität betont Sennett, dass 

diese bei flexiblen Menschen, die mal hier mal dort ar­

beiten, drifte. Die ständig wechselnde, gewerkschaftlich 

nicht organisierte und sozial heterogene Belegschaft sei 

weder unter sich, noch mit der Arbeit verbunden. Des­

halb hätten flexible Menschen eine schwache berufliche 

Identität (vgl. Sennett 1998). Außerdem sei eine tradi­

tionelle Karriere im flexiblen Zeitalter nicht vorgesehen. 

Mit traditioneller Karriere ist hier ein überschaubarer 

Lebenslauf im Sinne einer sogenannten (männlichen) 

'Normalbiografie' gemeint. Durch die Kurzfristigkeit, 

die Flexibilität und die häufigen Wechsel zwischen Be­

trieben kann eine solche Normalbiografie nicht mehr 

aufgebaut werden, denn dieser Erwerbsverlauf ist durch 

langfristige Ziele und Kontinuität geprägt. Nach Sen nett 

leiden die flexiblen Menschen darunter, dass sie ihre 

eigene Biografie nicht mehr als kontinuierl iche Lebens­

geschichte formen können. 

Auch die Erfahrungen der Leiharbeitnehmer geben Auf­

schluss über die Auswirkungen von Flexibilität auf be­

rufliche und soziale Identität. Obwohl gut die Hälfte der 

Beschäftigten erst unter einem Jahr als Leiharbeitneh­

mer tätig ist, berichten die Befragten des gesamten 

Samples von ähnlichen Erfahrungen mit dieser Beschäf­

tigungsform. Nahezu allen Befragten vermittelt die 

Flexibilität ein Gefühl der Unsicherheit und Ungewiss­

heit. D ieses Gefühl der Unsicherheit rührt mitunter da­

her, dass die Befragten sich nie sicher sein können, wie 

es mit ihrer konkreten Arbeits- und Lebenssituation 

weitergeht. Es bereitet ihnen Schwierigkeiten, sich nicht 

auf die nächsten Einsätze einstellen zu können und im­

mer spontan und flexibel reagieren zu müssen. Für sie 

ist nichts mehr vorhersehbar oder berechenbar, trotzdem 
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haben sie alle die Hoffnung auf einen festen Arbeits­

platz noch nicht aufgegeben. 

In Bezug auf die berufliche und soziale Identität stellt 

sich für viele der Befragten ein Gefühl des 'nicht Ge­

brauchtwerdens' und der Ersetzbarkeit ein. Das Gefühl, 

gebraucht zu werden, ist laut Sennett im flexiblen Kapi­

talismus nicht vorhanden. Dieses System strahle Gleich­

gültigkeit aus (vgl. Sennett 1998, S. 201 ). Die Zeitarbei­

ter haben häufig das Gefühl, nur eine Spielfigur zu sein, 

die beliebig eingesetzt werden kann und die anderen 

(der Zeitarbeitsfirma, dem Entleiher) ausgeliefert ist. Ei­

nigen macht es sehr zu schaffen, dass sie in ihrer Selbst­

bestimmung stark beschnitten werden, dies macht sie 

unsicher. Ein weiterer wichtiger Punkt in diesem Zu­

sammenhang ist, dass die Befragten die Leiharbeit häu­

fig als Abwertung ihrer Person oder ihres sozialen und 

beruflichen Status erleben und keine Anerkennung von 

den Kollegen oder Vorgesetzen erfahren. Sie fühlen sich 

als Arbeiter zweiter Klasse. Einigen fehlt vor allem die 

Anerkennung für ihre besondere Leistung, nämlich 

fl exibel einsetzbar zu sein. Dies empfinden sie als dop­

pelt ungerecht, da sie ja 'i m Gegensatz zu anderen, d ie 

dem Staat auf der Tasche hängen', Nachteile in Kauf 

nehmen und bei einer Leiharbeitsfirma arbeiten. Die 

Leiharbeiter fühlen sich nicht ernst genommen, weil sie 

häufi g ungeliebte Arbeiten erledigen müssen und von 

den Kollegen anders behandelt werden. Durch die häufi­

gen Wechsel zwischen Betrieben stehen sie immer wie­

der ganz unten in der Betriebshierarchie und fühlen sich 

zum Teil wie Lehrlinge, die einfache Arbeiten durch­

führen müssen. 

Sennett stellt fest, dass durch die Kurzfristigkeit und 

Oberfl ächlichkeit im flexiblen Kapitalismus keine fes­

ten sozialen Bindungen mehr entstehen könnten. Im 

Kreis der Kollegen und auch gegenüber den Vorgeset­

zten könne es nicht mehr zu Vertrauen durch gegenseiti­

ge Verpflichtungen kommen. Denn solche sozialen Be­

ziehungen bräuchten Zeit, sich zu entwickeln (vgl. Sen­

nett 1998). Die Kontinuität, die die eigene und gemein­

same Geschichte in sozialen Zusammenhängen voraus­

setzt, könnte verloren gehen. Vertrauen könnte schwin-

den, und an die Stelle dauerhafter Zugehörigkeit 

könnten Schwierigkeiten, dauerhafte Loyalitäten zu ent­

wickeln, und der Verlust subjektiver Bindungen im wei­

testen Sinne treten. Dies gelte gleichermaßen für das 

pri vate wie das berufliche Umfeld. 

Bei den befragten Leiharbeitern sind derartig zugespitz­

te Formen des Vertrauensverlustes noch nicht festzustel­

len. Zwar berichten sie sehr häufig über Konkurrenzsi­

tuationen, und ein Großtei l empfindet die gesamte Ar­

beitssituation als besonders belastend, doch daraus re­

sultiert noch keine Illoyalität zum Entleihunternehmen. 

Im Gegenteil engagieren sich die Leiharbeiter durch be­

sonders gute Arbeit - interessanterweise nicht nur in der 

Hoffnung auf ein Übernahmeangebot, sondern auch aus 

einem allgemeinem Verantwortungsgefühl gegenüber 

ihrer Arbei t. Bei nur ganz wenigen Ausnahmen ist die­

ses Engagement nicht festzustellen. Auch daraus lässt 

sich deutlich der Wunsch nach Integration, nach ' nor­

maler' Anerkennung, nach dem ' Drin-Sein' ablesen. 

Dieser Wunsch stößt jedoch an die Grenze der Verflüs­

sigung der Grenzen zwischen dem Drinnen und Drau­

ßen und des Verlustes der Selbstverständlichkeiten im 

Erwerbssystem (vgl. Hradil 2001 ). Gleichzeitig zeigt 

sich, dass das Ungesicherte - hier: das Hintertürchen 

Leiharbeit - keines wegs eine langfristige Alternative zu 

'sesshafteren' Formen sein kann. Der flexible und häu­

fig wechselnde Einsatz führt bei den Leiharbeitnehmern 

häufig dazu, dass sich bei ihnen das Gefühl einstellt, au­

ßen vor zu sein und nicht richtig zum Arbeitskollektiv 

dazu zu gehören. Sie machen die Erfahrung, nicht integ­

riert zu werden bzw. kommt es zum Teil sogar zu Dis­

kriminierungen aufgrund von Konkurrenz zwischen den 

Stamm- und Leiharbeitern. Auf der anderen Seite be­

schreiben allerdings auch einige, wie gut sie sich mit 

ihren Arbeitskollegen verstehen, und wie schade es dar­

um ist, diesen Betrieb bald wieder verlassen zu müssen 

und sich dann wieder in einem neuen Kollektiv zurecht 

finden zu müssen. Viele empfinden den häufigen Ar­

beitsplatzwechsel als extreme Belastung und ein Teil 

der Befragten fühlt sich überfordert , sich ständig neu 

einarbeiten und in einem neuen Kollegenkreis einfinden 

zu müssen. Die Integration der Leiharbeiter in den Be-
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trieb und den Kollegenkreis hängt nach den Darstellun­

gen der Befragten von vielen Faktoren ab, wie zum Bei­

spiel einer E inladung zur Weihnachtsfeier des Entleih­

betriebes oder der gleichen Arbeitskleidung. 

Auch langfristige Bindungen außerhalb des Betriebes 

würden laut Sennett durch die flexible Arbeitsweise un­

möglich. Beruf, Wohnort, soziale Stellung und Familie, 

alles sei den zufälligen Anforderungen des Wirtschafts­

lebens unterworfen und die kurzfristigen Bindungen, 

wenn sie überhaupt entstehen können, würden zu Isola­

tion führen. Schließlich meint Sennett, dass die Diskon­

tinuität eines Netzwerks zu Unsicherheit im Bewusst­

sein des Einzelnen führen könnte. Die sozialen Bezie­

hungen des flexiblen Menschen seien nur noch ober­

flächlich und äußerst kurzfristig. Den Verlust von sozia­

len Bindungen beschreiben am häufigsten die Interview­

ten, die schon mehrere Jahre als Leiharbeiter tätig sind 

oder diejenigen, die sehr weit von ihrem Heimatort ent­

fernt verl iehen werden. Die anderen Befragten aller­

dings schildern kaum Probleme in Bezug auf ihre sozia­

len Netzwerke. 

Die propagierten flexiblen Arbeitszei ten, werden den 

Menschen eher aufgezwungen, die Arbeitnehmer haben 

keine W ahl als sich den neuen Anforderungen anzupas­

sen und nach Bedarf zu arbei ten. Der Großteil der Be­

fragten hat den Wunsch nach geregelten Arbeitszeiten 

und e iner fes ten Zeitstruktur, flexible Arbeitszeiten sind 

für nahezu keinen Befragten erstrebenswert. Die Inter­

viewten empfinden Unsicherheit mithin auch in Bezug 

auf ihre berufliche und private Zukunft. Es ist ihnen 

nicht möglich, langfristig ihr Leben zu planen. Dies be­

lastet sie stark. Einige Leiharbeitnehmer berichten aber 

auch über positive Aspekte der Leiharbeit, nämlich dass 

man durch den flexiblen Einsatz verschiedene Betriebe 

und Arbeitsweisen kennen lernt, und dadurch eventuell 

noch etwas dazu lernen kann. Außerdem betonen einige, 

dass sie die Abwechslung durch die verschiedenen Ein­

sätze zum Teil auch als positiv erleben. Doch diese po­

sitiven Erfahrungen finden sich im gesamten Sample 

eher selten. 

Insgesamt wird deutlich , dass die Leiharbeit keine 

selbstgewählte Lebensform als Alternative zum Nor­

malarbeitsverhältnis für die Betroffenen darstellt. Wie 

auch im Abschlussbericht der SOFI-Studie klar wird, re­

präsentiert die Leiharbeit keinesfalls neue sozialkultu­

relle Werthaltungen in der Arbeitswelt (vgl. Noller/ 

Vogel 2003). Es kann nicht davon ausgegangen werden, 

dass hier e in neuer Arbeitskrafttyp im Entstehen begrif­

fen ist. Auch kann nicht die Rede davon sein, dass Leih­

arbeiter die flexiblen Menschen des neuen Kapitalismus 

darstellen, indem sie die flexible Arbeits- und Lebens­

weise verinnerlicht und für sich als Lebensstil frei willig 

gewählt haben. Vielmehr werden die Betroffenen auf­

grund der Arbeitsmarktlage und persönlicher Umstände 

in diese Arbeitsform gedrängt bzw. versuchen sie diese 

Beschäftigungsform für sich als Chance zu nutzen, um 

Sicherheit zu erreichen. Auffallend ist , dass die Leihar­

beitnehmer immer wieder davon berichten, auf be­

stimmte, ihnen zustehende Arbeitnehmerrechte zu ver­

zichten, um nicht negativ aufzufallen und somit ihre 

Chance auf eine eventuelle Übernahme im Entleihbe­

trieb zu erhöhen. Die E ntscheidungen, wer übernommen 

wird und wer nicht , si nd sehr intransparent. Daraus re­

sultiert, dass die Unternehmen durch die Leiharbeitneh­

mer biegsame und leicht beeinflussbare Mitarbeiter be­

kommen, deren Arbeitskraft, -motivation und -einsatz 

sich auf ein Höchstmaß steigern lassen. 

Für den Großteil der befragten Leiharbeitnehmer lässt 

sich anhand der Interviews und der subjektiven Erfah­

rungen, die darin geschildert wurden, zusammenfassen, 

dass sie die Flexibilität in ganz unterschiedlichen Di­

mensionen als Zumutung für sich erleben und die Ge­

staltungsmöglichkeiten für ihr Leben damit einge­

schränkt werden. Trotzdem sind sie dennoch als Leihar­

beitnehmer tätig, denn sie versuchen die Leiharbeit als 

Übergangslösung oder Sprungbre tt in ei n festes Arbeits­

verhältnis zu nutzen und nehmen so die Zumutungen 

der Flexibilität in Kauf. 
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5. Keine Prototypen des flexiblen Menschen 

Die empirischen Befunde verdeutlichen, dass das allge­

genwärtige Thema 'Mensch und Flexibilität' erst durch 

einen umfassenden Blick auf die Leiharbeit Konturen 

gewinnt. Das im Vergleich zum Normalarbeitsverhältnis 

flexible Arbeitsverhältnis erfordert von denjeni gen, die 

sich darauf einlassen (müssen), besondere Anstrengun­

gen und oft auch Opfer. Viele Dimensio nen der Arbeits­

situation, die im Leiharbeitsverhältnis flexibel sind, sind 

im Normalarbeitsverhältnis stabil: Arbeitgeber, Arbeits­

aufgaben und -ort , Branche, soziales Umfeld und Ko lle­

gen. Die Leiharbeitnehmer stehen auf Abruf bereit und 

lassen sich auf die flexiblen Anforderungen der Arbeits­

welt ein. Wie die Gespräche mit Leiharbeitnehmern ver­

deutlichen, entspricht die Flexibilität jedoch kaum den 

eigentlichen Präferenzen oder dem Lebensentwurf der 

Beschüftigten. Sie tun dies nur in der Hoffnung, darüber 

in ein Normalarbeitsverhältnis zu gelangen. Sie nehmen 

die Zumutungen der Flexibilität für eine gewisse Zeit in 

Kauf, um darüber eine Chance auf Übernahme im Ent­

leihbetrieb zu erhalten. Da diese Hoffnung aber nur in 

Ausnahmefällen erfüllt wird, wird das flexible Arbeits­

verhältnis häufi g zur längerfristigen Erwerbsform. Aus 

den Schilderungen der befragten Leiharbeitnehmer wird 

deutlich, dass sie sich nicht vorstellen können, für län­

gere Zeit arbeitslos zu sei n. Zu dieser Erwerbs- und Ar­

beitszentriertheit gibt es - das machen die Erzählungen 

der befragten Leiharbeitnehmer sehr deutlich - keine al­

te rnative Vorstellung. Und dies nicht nur aus ökono mi­

schen Gründen - sich selbst den Lebensunterhalt zu ver­

dienen - sondern auch, weil sich die Leiharbeiter über 

ihre Arbeit berufliche und soziale Identität sichern. Die 

von Kronauer et al. beschriebene Ambivalenz der Er­

werbsarbeit (vgl. Kronauer et a l. 1993), nämlich einer­

seits die Möglichkeit, durch Erwerbsarbeit am gesell­

schaftlichen Leben zu partizipieren und andererseits ihr 

vieldimensionierter Zwangscharakter, wird hier offen­

bar. Die Institution Arbeit übt starken Druck auf die In-

dividuen aus und es kann keineswegs von einer nachlas­

senden subjektiven Bedeutung von Erwerbsarbeit ge­

sprochen werden. Trotz ihrer generellen Arbeitszent­

riertheit differenzieren die Leiharbeiter qualitativ: Es 

geht ihnen nicht um irgendeine Arbeit, sie präferieren 

ganz stark das Normalarbeitsverhältnis. Das Normalar­

beitsverhältnis wird als etwas ganz Besonderes hochsti­

lisiert, zu einem fast mythischen Ziel, für dessen Errei­

chen man alles tun würde. Die Leiharbeit wird dabei a ls 

Mittel zum Zweck gesehen. 

Nahezu alle Befragten sehen die Leiharbeit nur als 

Überganglösung und es gibt hier keine Hinweise auf 

Prototypen des flexiblen Menschen. Der von Garham­

mer beschriebene allzeit bereite ,,Jobnomade" wird 

wohl kein verbreiteter Sozialcharakter werden (vgl. 

Garhammer 2002). Die Auswertung des empirischen 

Materials zeigt, dass sich Leiharbeit als langfristige Be­

schäftigung nicht eignet, wenn man den Bedürfnissen 

der Arbeitnehmer Rechnung tragen wil l. Auch bleibt 

festzuhalten, dass Teilhabe an der Gesellschaft über 

Leiharbeit nur vordergründig möglich ist. Die Leihar­

beitnehmer verdienen ihren Lebensunterhalt und sind 

' irgendwie' in den Vergesellschaftungsprozess integ­

riert. Doch welche Quali tät d iese Vergesellschaftung 

hat, steht auf einem anderen Blatt. Arbeit bedeutet eben 

nicht nur, Geld zu verdienen, sondern noch einiges 

mehr, wie durch die Interviews mit den Leiharbeitneh­

mern deutlich wird. Deshalb greift z.B. die Forderung 

der Gewerkschaften nach höheren Löhnen für die Leih­

arbeitnehmer zu kurz. Die Befragten machen durch die 

flexible Arbeitsweise häufig sehr negative und belasten­

de Erfahrungen unabhängig von der Lo hnfrage. Die 

Mehrheit der befragten Leiharbei tnehmer erlebt sich auf 

dem Arbeitsmarkt, im Betrieb und im Arbeitsall tag als 

gefährdet und in verschiedener Hinsicht belastet, ent­

wertet und stigmatisiert. Dies geht mit den von Sennett 

konstatierten „unleserlichen" neuen Arbeitsformen (vgl. 

Sennett 1998) einher: flexible Erwerbsverläufe und Le­

bensverläufe sind weniger vorhersag- und kontrollier­

bar. All das kann das Gefühl hervorbringen, berufliches 

und privates Leben nicht mehr durch eigene Anstren­

gungen steuern zu können (vgl. Garhammer 2002). 

Ob das Ziel eines festen, unbefristeten und sicheren Ar­

beitspl atzes durch Zei tarbei t (zum Beispiel durch ei ne 

Übernahme im Entleihbetrieb), wi rklich erreicht werden 
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kann, ist unklar, und kann auf Grundlage der vorliegen­

den Daten nicht abschließend geklärt werden. Dazu wä­

ren vor allem Langzeitstudien notwendig, die den Ver­

bleib der Leiharbeitnehmer nach Beendigung der Zeitar­

beit recherchieren. Man kann jedoch begründet vermu­

ten, dass Zeitarbeit sicher kein massenhaftes Einfallstor 

für feste Arbeitsplätze sein wird, da auf dem Arbeits­

markt ein solcher Trend zur Zeit nicht zu erkennen ist. 

In diesem Sinne darf man auch bezweifeln, ob die offi­

ziellen politischen Hoffnungen auf diese Brückenfunk­

tion der Leiharbeit erfüllt werden können. Offizielle 

Statistiken zu Übernahmequoten liegen kaum vor, die 

wirtschaftlichen Rahmendaten deuten aber nicht auf 

massenhafte Festeinstellungen hin. Vor diesem Hinter­

grund ähnelt der aktuelle Sozialabbau mit seinen ver­

schiedenen Reformen hinsichtlich der Zumutbarkeitskri­

terien im Arbeitsförderungsrecht, die den Druck auf Ar­

beitslose erhöhen, derartige Beschäftigungsverhältnisse 

anzunehmen, eher einem F lickwerk. 

Den Leiharbeitskräften selbst fällt es häufig schwer, 

eine eindeutig positive oder negative Bilanz ihrer ak­

tuellen Tätigkeit zu ziehen, da sie das Gefühl haben, 

über diese Beschäftigungsform wenigstens noch den 

'Fuß in der Tür' zu haben, also auf dem Arbeitsmarkt 

präsent zu sein und damit ihre Chancen auf einen festen 

und sicheren Arbeitsplatz erhöhen zu können. Leihar­

beit als langfristige Beschäftigungsform kann aber nicht 

nur keine Lösung der aktuellen Arbeitsmarkt- und Be­

schäfti gungsprobleme sein, sondern ist auch als Per­

spekti ve für den zukünftigen Arbeitsmarkt und als ge­

sellschaftliche Perspektive abzulehnen. Jedenfalls dann, 

wenn in dieser Perspektive die Bedürfnisse der Arbeit­

nehmer eine Rolle spielen sollen und wenn es in der Ge­

sellsc haft um einen breiten Einschluss aller gehen soll. 

Die anhaltenden Forderungen nach mehr Flexibilität 

und die neuesten Entwicklungen in Bezug auf die Perso­

nal Service Agenturen lassen jedoch zunächst ein weite­

res Wachstum der Leiharbeit erwarten. Jedenfalls lässt 

sich aus den zuletzt verfügbaren Daten keine Abschwä­

chung des Trends feststellen. 
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Sozio-ökonomische Berichterstattung - Arbeit und Lebensweisen 
Ein Forschungs- und Tagungsbericht 

Peter Bartelheimer 

Was kann Sozialberichterstatt1111g zum Verstä11d11is des Umbruchs beitragen, in dem sich die deutsche Gesellschaft be­

fi1Zdet? Eille A11twort darauf versucht derzeit ein vom Bundesministeriu111fiir Bildung und Forschung (BMBF) geförder­

tes sozialwisse11schaftliches Verbundvorhaben. Eine vorläufige Fassung des ersten „Berichts zur sozio-ökonomisclzen 

Entwicklung der Bu11desrep11blik Deutschland - Arbeit und Lebensweisen " wurde am 18. Februar 2004 im Max-Lieber­

mann-Haus am Brandenburger Tor in Berlin a11f einer Fachtagung vorgestellt. Die Buchfassung wird im VS Verlag für 

Sozialwissenschaften erscheinen. 

Sozialberichterstattung ist nach einer klassisch gewor­

denen Defini tion „Dauerbeobachtung des sozialen Wan­

dels". „Ihr Ziel ist es, über gesellschaftliche Strukturen 

und Prozesse sowie über die Voraussetzungen und Kon­

sequenzen gesellschaftspolitischer Maßnahmen regel­

mäßig, rechtzeitig, systematisch und autonom zu infor­

mieren." Sie soll die Wirtschaftsberichterstattung ergän­

zen und verändern: „ergänzen um die Analyse der ein­

zelnen Lebens- und Politikbereiche, die unmittelbar für 

die Lebensbedingungen der Bürger relevant sind", und 

„verändern durch eine Perspektive, in der Wachstumsra­

ten und ökonomische Effizienz nicht mehr die dominie­

renden Ziele sind, sondern nurmehr neben anderen ge­

sellschaftspoliti schen Zielen stehen" (Zapf 1978, 

S. 11 f.). Ändern sich viele ökonomische und soziale 

Gegebenheiten gleichzeitig, so muss sich Sozialbericht­

erstattung neu über ihre Konzepte und Methoden ver­

ständigen. Eben dies wi ll der Forschungsverbund aus 

vier sozialwissenschaftlichen Instituten1
, der auf der 

Berliner Fachtagung sein Konzept für eine sozio-ökono­

mische Erwei terung der Sozialberichterstattung zur Dis­

kussion stellte. 

Sozio logisches Forschungsins titut, Göttingen (SOFI), Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, NUrnbcrg (!AB ), Ins t­
itut für Sozialwissenschaftliche Forschung, München (ISF), In­
tcma1ionalcs Institut für empirische Sozialökonomie. Stadtber­
gen (INIFES) 

Umbruch des Produktions- und Sozialmodells 

Gesellschaftliche Entwicklung wird sowohl durch öko­

nomische Motive von Unternehmen wie von Bedürfnis­

sen und Lebenszielen der Menschen vorangetrieben. 

Gesellschaftliche Arbei t (Eigenarbeit wie Erwerbsar­

beit) vermittelt zwischen der Ökonomie und den Le­

bensweisen von Individuen und Haushalten. Das (west-) 

deutsche „fordistische" Produktions- und Sozialmodell 

der Nachkriegsj ahrzehnte bildete einen ebenso dynami­

schen wie robusten Zusammenhang zwischen industriel­

ler Massenproduktion, geschlechtsspezifischer Arbeits­

teilung in der Normalfamilie mit einem männlichen 

(Haupt-)verdiener, einem sozial geschützten Normalar­

beitsverhältnis für Männer bei niedriger Frauenerwerbs­

quote und sozialer Nivell ierung nach oben. Flankiert 

wurde dieses Modell von stabilen industriellen Bezie­

hungen und einer starken Rolle von Staat und Verbän­

den bei der Regulierung von Arbeit wie bei der Umver­

teilung von Markteinkommen. Der Umbruch dieser his­

torischen Ausgangskonstellation begann in den 70er 

Jahren. Die Veränderungen von Arbeit und Lebenswei­

sen lassen bis heute kein neues sozio-ökonomisches 

Entwicklungsmodell von ähnlicher ökonomischer und 

sozialer Dynamik erkennen. Diskontinui tät in vielen ge­

sellschaftlichen Bereichen und Störungen im Zusam-
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menwirken der „Wohlfahrtsproduzenten" Markt, Staat, 

private Haushalte und intermediäre Instanzen sind an 

der Tagesordnung. 

Dient die historische Rekonstruktion des deutschen Pro­

duktions- und Sozialmodells dazu, das Ausmaß gesell­

schaftlicher Diskontinuität deutlich zu machen, sucht 

die sozio-ökonomische Berichterstattung in kritischer 

Orientierung an der Sozialagenda der Europäischen 

Union konsensfähige normative Orientierungspunkte für 

die Bewertung dieser Veränderungen. Während der neo­

liberale Diskurs die einseitige Anpassung der Gesell­

schaft an die Gebote einer globalisierten Ökonomie for­

dert und bestimmte wirtschaftswissenschaftliche Theo­

reme als quasi naturgesetzlich dem gesellschaftlichen 

Streit zu entrücken sucht, anerkennt die von der Euro­

päischen Union beschlossene ,,Lissabon-Strategie" der 

,,Modernisierung und Verbesserung des Europäischen 

Sozialmodells" immerhin, dass ökonomische Dynamik 

gesellschaftlich eingebettet sein muss. Wirtschaftl iches 

Wachstum, soziale Sicherung und arbeitspolitische Re­

gulierungen müssen einander nicht behindern, sondern 

können positive Wechselwirkungen eingehen. Somit 

könnten gerade die entwickelten europäischen Sozial­

staaten dazu beitragen, die Europäische Union „zum 

wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensba­

sierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen" (Rat der 

Europäischen Union 2001). Die erklärten Ziele der So­

zialagenda, wie die Erhöhung der Erwerbsquoten und 

Arbeitsmarktbeteiligung benachteiligter Gruppen, die 

Sicherung des sozialen Zusammenhalts durch ein hohes 

Niveau des Sozialschutzes, die Vermeidung sozialer 

Ausgrenzung und Armut und die verbesserte Partizipa­

tion an Bildung und Wissen, sind zwar nicht unkritisch 

für bare politische Münze zu nehmen; sie stehen jedoch 

für ein Sozialmodell , das ökonomische Leistung an so­

ziale Ziele rückbindet. 

„Genre besonderer Art" 

Dem riskanten Vorhaben einer sozio-ökonomischen Be­

rich terstattung, die auf gesellschaftliches ,,Zusammen­

hangswissen" zielt , entsprach ein risikofreudiges Pro-

gramm für die Berliner Fachtagung. Den etwa 90 gela­

denen Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus Wissen­

schaft, Verwaltung, Verbänden und Politik war ein Vor­

ausexemplar des Berichts zugegangen. Fünf Kurzprä­

sentationen der am Projekt beteiligten sozialwissen­

schaftlichen Institute wurden im Lauf der Tagung von 

Mitgliedern des wissenschaftlichen Beirats2 und exter­

nen Referentinnen und Referenten kommentiert - ein 

Verfahren, das zum Widerspruch und zur Kontroverse 

einlud. 

Reinhard Junker, Abtei lungsleiter im BMBF, stellte das 

Projekt in den Zusammenhang einer Forschungspolitik 

des Bundes, die „bessere Daten für eine bessere Politik" 

schaffen soll. Mit der Einrichtung von Forschungsdaten­

zentren beim Statistischen Bundesamt und anderen gro­

ßen Datenhaltern, der Förderung von Scientific Use 

Files amtlicher Erhebungen und der Gründung eines 

Rats für Wirtschafts- und Sozialdaten verbessert das Re­

ferat „Wissenschaft und Gesellschaft" des BMBF die 

Datenbasis für die Gesellschaftswissenschaften. Doch 

bedürfen „wohlgeordnete Datensammlungen immer 

auch der Deutung". Daher bildet die Berichterstattung 

über sozio-ökonomische Entwicklungen in Deutschland 

neben der Erschließung von Mikrodaten für die Sozial­

und Wirtschaftswissenschaften einen zweiten Förder­

schwerpunkt. „Es ist eine integrierte Wissensbasis erfor­

derlich, um der Komplexität angemessene Handlungs­

optionen und Lösungswege in Richtung einer sozial, 

öko logisch und ökonomisch nachhaltigen Entwicklung 

erarbeiten zu können." 

Martin Baethge (SOFI) führte als Sprecher des Institute­

verbunds in das Konzept der sozio-ökonomischen Be­

richterstattung ein und erläuterte den Aufbau des vorlie­

genden ersten Berichts. Das Verbundvorhaben soll an­

dere Berichtssysteme nicht ersetzen, sondern - wie 

Franz Xaver Kaufmann das Projektziel formuliert hat­

te - „fragmentiertes Wissen zusammen fügen". Der vor-

2 Dem wissenschaft lichen Beirat, der die Berichterstattung zur so­
zio-ökonomischen Entwicklung seit August 2000 begleitete, ge­
hörten Prof. Dr. Jutta Allmendinger (bis Ende 2002), Prof. Dr. 
Friedhelm Hcngsbach, Prof. Dr. Franz Xaver Kaufmann, Prof. 
Dr. Jürgen Kocka. Prof. Dr. Ursula Rabc-Kleberg und Prof. Dr. 
Manfred G. Schmidt an. 
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liegende Bericht geht von der redaktionellen Maxime 

aus, dass gerade in e iner gesel lschaftlichen Umbruchssi­

tuation Daten nicht für sich sprechen. Welche Daten 

man erhebt, hat erheblichen Einfluss auf die Situations­

deutung, und wie Kennzahlen bewertet werden sollen, 

ist oft strittig. Daher sollen Daten nicht nur präsentiert, 

sondern auch gedeutet werden, und dies in einer Form, 

die für eine interessierte Öffentlichkeit verständlich ist. 

Die schwierige Balance zwischen Daten und Deutung 

erklärt auch den Aufbau des Berichts (vgl. S. 147). In 

der ersten Abteilung geht es um Konzepte und Befunde, 

die eine Gesamtsicht der sozio-ökonomischen Entwick­

lung ermöglichen. Hier werden auch Querschnittsthe­

men - die demografische Entwicklung, die Veränderung 

der Geschlechterbeziehungen sowie die „doppelte" Um­

bruchssi tuation Ostdeutschlands - behandelt. In der 

zweiten Abteilung des Berichts deutet jedes der fünf 

„Themenfelder" - Teilhabe, Gefährdung und Ausgren­

zung, Flexibi lisierung und Subjektivierung der Arbeit, 

Informelle Tätigkeiten und Lebensweisen, Bildung und 

soziale Strukturierung sowie Informatisierung - die ge­

sellschaftli che U mbruchssituation aus einer e igenen 

theoretischen Perspektive und leitet hieraus Datenanfor­

derungen ab. Die dritte Abteilung soll dagegen klar be­

grenzte gesellschaftliche „Berichtsgegenstände", zu de­

nen Informationslücken bestehen, durch neue Datenzu­

gänge oder Beobachtungskonzepte besser für die empi­

rische Beobachtung erschließen. Die Präsentation von 

Daten steht hier im Vordergrund. 

Jürgen Kocka versuchte für den wissenschaftlichen Bei­

rat eine kritische Würdi gung des „Genres besonderer 

Art", das aus diesem Versuch einer theoriegeleiteten 

und problemorientierte Sozialberichterstattung entstan­

den sei. „Mehr theoretische Konzepte bedeuten auch 

mehr bestreitbare Positionen und eine entschiedenere 

Themenauswahl." Manche Basisinformation sucht man 

im Bericht vergeblich, die Daten erhält man nur in auf­

bereiteter Form.3 Der Versuch, mit der Hypothese des 

gesellschaftlichen Umbruchs einen historisch verglei­

chenden Zugriff zu gewinnen, ist nicht für alle Teile des 

3 Die ßuchfassung des Berichts soll eine Daten-CD mit z.TI. um­
fangreichen Tabellenanhängen zu den einzelnen Kapiteln ent­
halten. 

Berichts gleich produktiv. Der Bericht bietet nur wenige 

Daten für den Vergleichszeitraum der 50er bis 70er Jah­

re, und nicht alle stützen die These, dass die 70er Jahre 

für die sozio-ökonomische Entwicklung einen Wende­

punkt bi lden. Der Bericht sieht die Gefahr eher in e inem 

Kapitalismus, der sich sozialer Einbindung entzieht, als 

in einer nachlassenden Dynamik wirtschaftlicher Ent­

wicklung. 

Volker Hauff, Vorsitzender des Rates für Nachhaltige 

Entwicklung, widersprach dem skeptischen U rteil des 

Verbunds, das Konzept der nachhaltigen Entwicklung 

lasse sich schwer auf soziale Sachverhalte übertragen. 

Auch wenn die Operationalisierung enorm schwierig ist, 

liefert d ie Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes eher als 

die EU-Sozialagenda „einen roten Faden für die Politik" 

und Bezugspunkte für e ine handlungsorientierte Be­

richterstattung. „Hierzu gibt es immerhin einen Kabi­

nettsausschuss." Mit quanti fizierbaren Indikatoren 

könnten die Verbundins titute einen eigenständigen Bei­

trag zur Nachhaltigkeitsstrategie le isten. 

Arbeit, Zeit, Internet und Lebensweise 

Erwerbsarbeit ist „nicht mehr normal, immer noch zent­

ral" - so lassen sich die Befunde des Berichts zu Verän­

derungen der deutschen Arbeitsgesellschaft resümieren, 

in die Lutz Bellmann (IAB) einführte. Der Umfang der 

arbeitsrnarktorientierten Bevölkerung hat in West­

deutschland langfristig zugenommen, in Ostdeutschland 

nach dem Systemwechsel leicht abgenommen. Doch bei 

abnehmender Ausschöpfung dieses insgesamt gewach­

senen Erwerbspersonenpotenzials und zunehmend ris­

kanter Vertei lung von Erwerbschancen entsteht eine 

breite Zone teilweiser Arbeitsmarktintegration mit einer 

Vielzahl von Erwerbsformen, Erwerbsverläufen und Er­

werbskonstellationen des Haushalts, die nicht den Nor­

malitätsannahmen des alten westdeutschen Produktions­

und Sozialmodells entsprechen. Zugleich gilt die alte 

Normalität für eine abnehmende, überwiegend männli­

che, Mehrheit der Beschäftigten weiter, so dass kein 

neues, allgemein gültiges Zusammenspiel von Arbeits­

markt- und Sozialpolitik gelingt. Die beschäftigungs-
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orientierte soziale Sicherung spaltet sich in eine Zone 

der Sozialversicherung und eine Zone der Arbeitsfürsor­

ge auf. Auch die Bedingungen der betrieblichen Organi­

sation und Nutzung von Arbeitskraft ändern sich. Eine 

wachsende Gruppe von Beschäftigten zahlt für Spielräu­

me selbst organisierten Arbeitens mit einer „Entgren­

zung" arbeitsgebundener und frei er Zeit und erhöhten 

Anforderungen an die subjektive Vereinbarkeit von Ar­

beit und Leben. Eine nach wie vor große Gruppe von 

Beschäftigten muss ähnliche Anforderungen größerer 

Flexibilität bei wenig herausfordernder Arbeitsorganisa­

tion und ohne Gestaltungsspielräume in der Arbeit be­

wältigen. 

Manfred G. Schmidt (wissenschaftlicher Beirat) stellte 

die absolute Zunahme und gleichzeitige relati ve Abnah­

me von Beschäftigung im Normalarbeitsverhältnis als 

eine Besonderheit des deutschen „mittleren Wegs" her­

aus. Eine Erweiterung der sozio-ökonomischen Bericht­

erstattung zum internationalen Vergleich ist dringend 

geboten. Peter Baase (Geschäftsführer der Volkswagen 

Coaching GmbH) sah in seinem Kommentar die Betrie­

be gefordert, auf die gesellschaftliche Aufwertung von 

Subjektivität zu reagieren. Vernünftige und flexible Re­

gelungen zur Entstandardsierung der Arbeitszeit sollen 

sich am „workholder value" orientieren und „einen 

Schwankungsbereich gestalten, der noch keine Ängste 

auslöst". 

,,Entgrenzte Zeiten, entgrenzte Räume für Arbeit und 

Leben" - unter diese Überschrift stellte Nick Kratzer 

(ISF) seinen Überblick über die Kapitel des Berichts zu 

Arbeitszeitstrukturen und zur Internetnutzung. Das alte 

Muster zei tlich und räumlich getrennter Arbeits- und 

Lebensbereiche löst sich auf. Dabei gibt es nicht mehr 

„die" Arbeitszeit, die man je nach politischer Couleur 

verlängern oder verkürzen könnte. Während die Be­

schäftigung mit „normgeprägten" Arbei tszeiten zwi­

schen 30 und 40 Stunden abnimmt, wächst auf der einen 

Seite der „unerwünschte Zeitwohlstand" solcher - vor 

allem weiblicher - Beschäftigter mit Arbeitszeiten unter 

30 Wochenstunden, die gern länger arbeiten würden, 

und auf der anderen Seite die „ambivalente Zeitsouverä-

nität" von vorwiegend höher qualifizierten Beschäftig­

ten, deren tatsächliche Arbeitszeit weit über der vertrag­

lich geregelten liegt. Zugleich bringt der „soziale Hand­

lungsraum" des Internets, das sowohl beruflich als auch 

privat genutzt werden kann, neue Verschränkungen von 

Arbeit und Leben hervor. So wächst Telearbeit vor al­

lem in der zusätzlichen Variante, bei der nicht dauerhaft 

oder zu festgelegten Zeiten, sondern flexibel und nicht 

ausschließlich zu Hause gearbeitet wird. 

Ursula Rabe-Kleberg (wissenschaftlicher Beirat) sah in 

den Zeitbudgets, die der Bericht auswertet, nur eine 

erste Annäherung an Zeitmuster. Es ist zu fragen, was in 

der - in Stunden gemessenen - Zeit passiert. Denn der 

Umbruch des alten Produktions- und Sozialmodells be­

trifft gerade dessen soziale Konstruktion einer um alle 

anderen Anteile bereinigten Arbeitszeit. Für Christine 

Pries (Wissenschaftsredakteurin der ,,Frankfurter Rund­

schau"), sind Zeiten und Räume alltagsnahe Kategorien 

der Berichterstattung, zu denen man gern noch mehr 

wüsste: Warum sind Beschäftigte mit einer tatsächli­

chen Arbeitszeit zwischen 30 und 40 Stunden zufriede­

ner als andere? Um welche Beschäftigte und welche Art 

der Arbeit handelt es sich? 

Tatjana Fuchs (INIFES) führte in die für den Bericht 

zentrale Kategorie der Lebensweise ein. Gesellschaftl i­

che Individuen entwickeln eigensinnige Bedürfnisse 

und Lebensziele. Die Ökonomie kann für ihre Realisie­

rung Ressourcen bereit stellen oder verweigern. Umge­

kehrt können Veränderungen der Lebensweisen Anpas­

sungen des ökonomischen Systems auslösen. Da ver­

schiedene soziale Gruppen über unterschiedl iche Res­

sourcen und Spielräume für die Realisierung ihrer Le­

bensweisen verfügen, werden diese nicht nur bunter und 

vielfältiger, sondern auch ungleicher. Soziale Gefähr­

dung schlägt in Ausgrenzung um, wenn Personen oder 

Gruppen dauerhaft von der Teilhabe an einer gesell­

schaftlich üblichen Lebensweise ausgeschlossen sind, 

die sie anstreben. Handlungsspielräume für die Verän­

derung von Lebensweisen und deren Grenzen bilden ein 

zentrales Thema des Berichts. So betreten junge Frauen 

den Arbeitsmarkt mit besseren Qualifikationen als junge 
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Männer, müssen sich aber schärfer als diese zwischen 

einer ihrer Qualifikation angemessenen Teilhabe am Ar­

beitsmarkt und ihrem Kinderwunsch entscheiden. Fami­

lien mit Kindern erreichen nur dann durchschnittliche 

Nettoeinkommenspositionen, wenn beide Elternteile 

vollzeitnah oder in einer Kombination von Vollzeit und 

„großer" Teilzeit arbeiten. Und bei partnerschaftlicher 

Teilhabe am Erwerbsleben wird die Versorgungsarbeit 

im Haushalt zwischen den Geschlechtern am egali­

tärsten geteilt. Jedoch ist die Erwerbskonstellation, bei 

der beide Eltern mindestens vollzeitnah beschäftigt sind, 

heute in Westdeutschland seltener als in den 80er Jah­

ren. In Ostdeutschland ist dieses Arrangement immer 

noch die verbreitetste Form der Elternschaft, jedoch 

stark rückläufig. Bedingung für diese partnerschaftliche 

Erwerbsbeteiligung ist eine Kombination von institutio­

nellen und informellen Leistungen der Kinderbetreuung. 

Für Friedhelm Hengsbach (wissenschaftlicher Beirat) ist 

Lebensweise „eine Funktion politischer Entscheidun­

gen, die geprägt sind vom Machtverlust der kollektiven 

Akteure des Arbeitsschutzes", und „eine Funktion 

fremdbestimmter, erwerbsarbeitsgebundener Zeit im 

Überlebenskampf". Dem widersprach Andrea Fischer 

(Bundesministerin a.D.): Die „starke These" des Be­

richts vom ,,Eigensinn der Lebensweise" verlangt „von 

der Politik eine Entscheidung über das Ausmaß ihres 

Gestaltungsanspruchs". In den Begriffen des Versor­

gungs- und Handlungsspielraums sieht sie eine Alterna­

tive zum gegenwärtigen „Aktivierungsdiskurs" in der 

Sozialpolitik: „Sie fragen, wie wir Indi viduen unterstüt­

zen können, die fähig sind, ihre Spielräume aktiv zu 

nutzen." „Sehr zu bedenken" ist die „sekundäre" Form 

der Erwerbsbeteiligung, die der Bericht vor allem, aber 

nicht nur in Ostdeutschland ausmacht: „Instrumente der 

Arbeitsförderung werden auf Menschen angewendet, 

die am Arbeitsmarkt keine Perspektive haben. Jetzt wä­

re die Zeit reif für eine Grundeinkommensdiskussion." 

„Nicht das Rad neu erfinden, neue Reifen 

aufziehen" 

Peter Bartelheimer (SOFI) ging abschließend auf die 

methodischen Konsequenzen ein, welche die Um­

bruchshypothese für die Sozialberichterstattung hat. 

„Lebensqualität", lange der Leitbegriff der Sozialbe­

richterstattung, war „das Synonym für den Gebrauch all 

jener Errungenschaften, die uns eine funktionierende 

Wirtschaft bereithält für ein menschenwürdiges Leben 

in der Industriegesellschaft" (Reinhold 1997: 400). Die 

Unsicherheit über den Ertrag der wirtschaftlichen Ent­

wicklung für die Menschen ist eher noch bohrender ge­

worden. Aber inzwischen ist auch nicht mehr sicher, ob 

die Wirtschaft funktioniert und ob wir überhaupt noch 

in einer Industriegesellschaft leben. Bei der Beobach­

tung des sozio-ökonomischen Umbruchs kann sich Be­

richterstattung daher nicht auf „Outcomes" oder „Güter­

verwendung" - also Ergebnisse wirtschaftlicher und ge­

sellschaftlicher Entwicklung für die Wohlfahrt der Indi­

viduen - beschränken. Sie muss sich mit der ,,Entste­

hungsseite" von Lebensstandard, Wohlfahrt und Teilha­

be beschäftigen und die Beiträge verschiedener „Wohl­

fahrtsproduzenten", also die „Inputs" von Ökonomie 

und Markt wie des Sozialstaats und des Institutionen­

systems einbeziehen. Verschiedene Analyseebenen, 

vom Individuum bis zu den ost- und westdeutschen 

Teilgesellschaften, sind mit einander zu verknüpfen, 

wobei komplexere Beobachtungseinheiten wie der 

Haushalt, der Lebensverlauf und der Betrieb an Bedeu­

tung gewinnen. Daten- und Methodenpluralismus sind 

eine Folge des erweiterten Berichtsansatzes: So wertet 

der vorliegende Bericht zehn verschiedene Mikrodaten­

sätze sekundäranalytisch aus, vom Sozio-oekonomi­

schen Panel des DIW über den Mikrozensus bis zur Be­

schäftigten-Leistungsempfänger-Historik des IAB. Und 

in der wei teren Berichterstattung wi rd daran zu arbeiten 

sein, wie sich Verlaufsdaten-, multivariate und deskrip­

tiv-statistische Analysen mit der Beobachtung politi­

scher Regulation, Wirkungen sozialstaatlicher Leistun­

gen und qualitativen Forschungsergebnisse noch besser 

integrieren lassen. An den Indikatorenvorschlägen des 

Berichts zur Erwerbsbeteiligung, zum Migrationshinter-
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grund und zur Internetnutzung zeigt sich beispielhaft, 

wie gesellschaftliche Veränderungen etablierte Kenn­

zahlen entwerten, neue Beobachtungskonzepte erforder­

lich machen und zu neuen Anforderungen an die Daten­

infrastruktur führen. 

Franz Xaver Kaufmann unterstrich für den wissen­

schaftlichen Beirat das Anliegen des Projekts, durch So­

zialberichterstattung „eine bessere Datenstruktur und 

eine bessere Dateninterpretation im Horizont be­

stimmter Deutungen" zu schaffen. Er fragte, ob an die 

Stelle des ,,Fordismus"-Konzepts, das für diesen ersten 

Bericht „von heuristischem Wert" gewesen sei, für die 

weitere Berichterstattung eine andere Heuristik treten 

könne. „Im Wandel des Modells wächst die Spannung 

zwischen Markt und Staat, zwischen Leistungs- und Be­

darfsgerechtigkeit. Die normative Orientierung der Be­

richterstattung ist komplexer und konfliktreicher zu ge­

stalten." 

Wolfgang Zapf sah im Vergleich zwischen dem vorlie­

genden Bericht und neueren Arbeiten der Sozialbericht­

erstattung, etwa zur Wohlfahrtsentwicklung im verein­

ten Deutschland (Zapf, Habich 1996), Gemeinsamkeiten 

und Unterschiede. Die Beschränkung der Sozialbericht­

erstattung auf „Outcomes" ist kein Dogma und nicht im 

Konzept der Lebensqualität angelegt. „Aber Outcomes 

sind nach wie vor der Witz der Sozialberichterstattung." 

Er bekannte sich zu anfänglicher Skepsis gegenüber 

dem neuen Berichtsansatz: „Als ich den Prospekt sah, 

dachte ich: Die wollen das Rad neu erfinden." Tatsäch­

lich aber zeige der nun im Entwurf vorliegende erste 

Bericht: „Sie haben nicht das Rad neu erfunden, son­

dern eine neue Winterbereifung aufgezogen." 

Die Arbeit der Anwendung 

Ob es über die Buchveröffentlichung dieses ersten Be­

richts hinaus eine regelmäßige sozio-ökonomische Be­

richterstattung geben wird, entscheidet sich wesentlich 

über die nun nötige „Arbeit der Anwendung": Berichts­

systeme setzen Anwender voraus - also eine politische 

Öffentlichkeit, die sich für Deutungen der gesellschaftli­

chen Situation interessiert, Träger und Auftraggeber 

spezialisierter Berichtssysteme, die ein auf Daten oder 

Berichtsgegenstände bezogenes Kooperationsinteresse 

haben, und Datenhalter der amtlichen und wissenschaft­

lichen Statistik, die ihre Datenbestände besser genutzt 

und für wissenschaftliche Analysen erschlossen sehen 

wollen. Auch wenn der hier vorgestellte Berichtsansatz 

keine Prognosefähigkeit und keine kausale Erklärungs­

kraft beansprucht, soll seine weitere Entwicklung im Er­

gebnistransfer und im Dialog mit anderen Berichtssyste­

men und Datenhaltern erörtert werden. Einige Schritte 

für die weitere Arbeit waren auf der Berliner Fachta­

gung unstrittig: Neben der Aufnahme neuer Berichtsge­

genstände in die deutsche Berichterstattung und der 

noch intensiveren Nutzung der verfügbaren Mikrodaten­

sätze zählt zum ,,Pflichtenheft" für einen zweiten Be­

richt unstreitig der Versuch, wenigstens einen Kernbe­

reich EU-weit vergleichbarer Daten und Indikatoren zu 

definieren, um das Nebeneinander verschiedener Pro­

duktions- und Sozialmodelle in einer erweiterten euro­

päischen Union mikroanalytisch beobachten und be­

schreiben zu können. 
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Auf dem Weg zur „Notebook University"? Zur Veränderung von Lehre und 
Lernen durch den Einsatz neuer Informations- und 

Kommunikationstechnologien an Präsenzhochschulen 

Heidemarie Hanekop/Carmen Lanf erN olker Wittke 

Der Beitrag beruht auf den Ergebnissen der SOFl-Forsclwng im Rahmen des i11terdisziplinären Projekts „Notebook 

U11iversity Göttingen" (NEU). Das Göttinger NEU-Projekt wurde als eines von deutschland1veit insgesamt 25 Notebook 

University-Projekte11 zwischen Mitte 2002 und Ende 2003 im Rahme11 der BMBF-lnitiative „Neue Medien in der Bil­

d1111g" gefördert. In de11 insgesamt sieben Teilprojekten der Universität Göttingen wurden i11 ullterschiedlichen Fac/1be­

reiche1111eue Lehr- und Lernformen auf der Basis mobiler Anwendungsszenarien entwickelt u11d e1probt. Dem SOF! ob­

lag innerhalb des Göttinger Projekts die sozialwisse11schaftliche Begleitforschwzg. Neben den Autorinnen ware11 hieran 

Uwe Hofschröer wzd Edvüz Babic beteiligt. Zu den Ergebnissen des Göttinger Projektverbunds sowie des deutschla11d­

weite11 Gesamtprojekts vgl. Projektverbund Notebook University Göttingen (2004) u11d BMBF (2004). 

1. Ausgangspunkt: Zum Stand des IuK­

Einsatzes an den Hochschulen 

In den letzten Jahren haben neue Informations- und 

Kommunikationstechnologien den Alltag von Lehre und 

Lernen an deutschen Hochschulen nachhaltig verändert. 

Für Studierende etwa ist die Nutzung von PCs und des 

Internet mittlerweile in der Mehrzahl der Disziplinen 

zur Normalität geworden. Heutzutage sind die Studie­

renden nahezu flächendeckend mit PCs und Internetan­

schlüssen ausgestattet, wie Untersuchungen des deut­

schen Studentenwerks sowie der Arbeitsgruppe Hoch­

schulforschung in Konstanz zeigen (Middendorff 2002; 

Bargel 2000) . An der Univers ität Göttingen verfügten 

Ende 2002 rund 95% der Studierenden über einen eige­

nen PC und fast 80% über einen eigenen Internetzugang 

zu Hause (Hanekop u.a. 2004). Damit sind Studierende, 

verglichen mit anderen Bevölkerungsgruppen, nicht nur 

weit überdurchschnittlich gut mit PCs und Internetzu­

gängen ausgestattet. Für die allermeisten sind die neuen 

IuK-Technologien schlicht zum unverzichtbaren Ar­

beitsmittel für ihr Studium geworden. Eine vom SOFI 

durchgeführte Befragung an der Universität Göttingen 

zeigt, dass die Studierenden den Stellenwert von PC­

und Internetanwendungen für ihr Studium insgesamt als 

hoch einschätzen (fast 90% der Befragten halten diese 

Anwendungen für „sehr wichtig" bzw. „wichtig") und 

dass sie beides entsprechend häufig nutzen (über 80% 

der Studierenden setzen PC- und Internetanwendungen 

„ständig" bzw. „oft" für das Studium ein). 1 

Bemerkenswert an dieser Entwicklung ist, dass der 

breitflächige Einzug von IuK-Technologien in den Stu­

dienalltag, verglichen mit dem IuK-Einsatz in Unterneh­

men, bislang recht unspektakulär vonstatten ging. Dass 

sich die informationstechnische Grundlage des Studie­

rens grundlegend verändert, spielte weder in hochschul ­

internen Reformdebatten noch in der brei teren öffentli­

chen D iskussion eine sonderlich große Rolle. Dies hängt 

sicherlich dami t zusammen, dass der Einsatz von PC­

und Internetanwendungen nicht als Implementierung 

einer hochschulpolitischen oder -didaktischen Strategie 

zustande kam, sondern in hohem Maße selbstorgani­

siert, als Ergebnis privater Anschaffungs- und Anwen-

Hierbei handelt es sich um eine rcpräsencaci vc, standardisierte 
Befragung von Studierenden der Universität Göttingen. Zu den 
Ergebnissen der Befragung vgl. Hanekop u.a. (2003b, 2004). 
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dungsentscheidungen der Studierenden. Nicht zu ver­

kennen ist aber auch, dass die informationstechnische 

Aufrüstung bislang kaum zu einer Veränderung der 

Grundmerkmale von Studium und Lehre an den Prä­

senzhochschulen geführt hat. Bislang haben die Studie­

renden PC und Internet vor allem dort genutzt, wo sich 

die neuen Technologien reibungslos in etablierte Ar­

beitsweisen integrieren lassen und von ihnen als Mittel 

zur Effizienzsteigerung angesehen werden. So wird der 

PC vor allem für die Textverarbei tung und als Speicher­

medium eingesetzt, während das Internet die Möglich­

keiten verbessert, nach studienrelevanten Informationen 

zu suchen sowie Materialien und Literatur zu beschaf­

fen.2 Demgegenüber wird das Potential der neuen luK­

Technologien von den Studierenden bislang kaum dazu 

genutzt, herkömmliche Kooperations- und Kommunika­

tionsformen im Richtung eines virtuellen Studiums zu 

verändern. Neue Formen kooperativen Arbeitens im 

Studium oder neue Formen der Kommunikation zwi­

schen Lehrenden und Studierenden haben sich auf der 

veränderten technischen Grundlage nur in Ansätzen ent­

wickelt.3 

Auch was die Lehre anbetrifft, hat der Einsatz neuer 

IuK-Technologien bislang nur begrenzt zu strukturellen 

Veränderungen geführt, so der Tenor einschlägiger Stu­

dien zur Entwicklung an deutschen und anderen euro­

päischen Hochschulen seit Ende der l 990er Jahre 

(Kerres 2002; 2003; Collis/ van der Wende 2002; van 

der Wende 2003).4 D ie verfügbaren technischen Optio-

2 

3 

4 

Auf die Frage „Wofür benutzen Sie PC- und Internetanwendun­
gen im Studium?" geben 71 % der befragten Studierenden an. 
computergestützt ,.immer" bzw. „oft" Texte (z.ß. Seminararbei­
ten) zu schreiben, 69% setzen PC und Internet „immer" bzw. 
„oft" für die Suche nach Literaturquellen und anderen Informa­
tionen ein. 68% beschaffen sich auf diese Weise „immer" bzw. 
„oft" verschiedene Arbeitsmate1ialien. Daten oder Texte, 49% 
nutzen PC- und Internetanwendungen „immer" bzw. „oft" um 
sich Literatur zu beschaffen (z.ß. als Download von Aufstitzen). 
Lediglich 24% der Befragten geben an, per PC/Internet „immer" 
bzw. „oft" in Arbeitsgruppen (gemeinsam) Texte zu schreiben 
oder Aufgaben zu bearbeiten; 24% treffen auf diesem Wege 
„immer" bzw. „oft" Absprachen mit Lehrenden: 24% tauschen 
„immer" bzw. „oft" Informationen oder Texte aus. 
Diese ernüchternde Bilanz ist insofern bemerkenswert, als eine 
Rei he von Experten in den l 990er Jahren prognostizierten, dass 
sich „virtuelle Hochschulen" im Gefolge des luK-Einsatzes ra­
sant ausbreiten würden und weitreichende Veränderungen des 
Hochschulalltags und der bisherigen Formen von Lehre und 
Lernen zu erwarten seien (Encarnac,:ao u.a. 1997; Schank J 997). 

nen (Multimedia, Internet) haben bislang kaum als 

„enabling factor" für die Herausbildung neuer Formen 

der Lehre oder gar zu weiter reichenden Veränderungen 

der Hochschulstrukturen in Richtung einer „virtuellen 

Universität" gewirkt. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass 

die Erste llung und Pflege qualitativ hochwertiger me­

dialer Lehrangebote sich als ausgesprochen kosten- und 

arbei tsintensiv erwiesen hat. Neue Lehr- und Lernkon­

zepte sind daher nicht über das Stadium der auf einzelne 

Lehrveranstaltungen bezogenen Projektförmigkeit hin­

ausgekommen. Auch für neue Formen der Lehre galt 

bislang: „Bottom-up"-Strategien der Einführung sind 

vorherrschend, campusweite oder campusübergreifende 

Strategiefestlegungen eher die Ausnahme (Bachmann 

u.a. 2002; Kerres 2003). 

Die Frage ist allerdings, ob diese Kontinuität der Struk­

turen von Studium und Lehre auch zukünftig gil t. Denn 

mit der zunehmenden Ausbreitung von Notebooks und 

drahtlosen Internetzugängen (FunkLAN bzw. Wireless 

LAN) stehen Technologien zur Verfügung, von denen 

man eher als von „normalen" PC- und Internetanwen­

dungen ein Potential zur Veränderung von Lehre und 

Studium erwarten kann. Die Bedeutung der Universität 

als Ort des Lehrens und Lernens im Sinne der traditio­

nellen Präsenzhochschule wird zumindest in Frage ge­

stellt, wenn die Verfügbarkeit mobi ler PC- und Internet­

anwendungen den Zugriff auf Informationen „anytime 

and anywhere" ermöglicht. Zugleich ist d ie Reorganisa­

tion von Lehre und Studium auf dieser neuen techni­

schen Grundlage nunmehr auch zum Ziel politischer 

Gestaltungsinitiativen geworden. Das BMBF hat im 

Rahmen der Ini tiative „Neue Medien in der Bildung"5 

das Programm „Notebook University" gefördert, dessen 

explizites Ziel darin bestand, multimediale und netzge­

stützte Lehr- und Lehrformen zu entwickeln und zu er­

proben sowie die Möglichkeiten der FunkLAN-Techno­

logie in Verbindung mit Notebooks für mobiles, ver­

netztes Arbeiten an Präsenzhochschulen nutzbar zu ma­

chen. Von den Initiatoren wird d ie Notebook-University 

in diesem Zusammenhang als eine (Organisations-) 

5 Vgl. ßMßF-Pressemeldung unter 
http://www.bmbf.de/press/670.php. 
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Form der Hochschule begriffen, „ in der der Einsatz mo­

biler Rechner sowie die verstärkte Nutzung moderner 

Kommunikationstechniken und -möglichkeiten sowohl 

auf der Seite der Lehrenden als auch der Studierenden 

integrativer Bestandteil der alltäglichen Ausbildung ist. 

Dabei zielt die ,Notebook-University' primär auf die 

mobile (oder ubiquitäre) Nutzung moderner Informa­

tions- und Kommunikationstechnologien in Präsenz­

hochschulen" (Ausschreibung des BMBF, 17.10.2001). 

Im Folgenden gehen wir der Frage nach, inwieweit die 

Nutzung mobiler PC- und Internetanwendungen per­

spektivisch zu einer Veränderung von Studium und 

Lehre an Präsenzhochschulen führen könnte. Dabei geht 

es erstens darum, in welchem Ausmaß und in welcher 

Weise die Studierenden die neuen Technologien - Note­

books und FunkLAN - anwenden. Zweitens fragen wir, 

wie weitreichend internetbasierte Lehr- und Lernplatt­

formen (als neue, rasch verbreitete Anwendungen auf 

Grundlage von PC und Internet in der Hochschule) die 

herkömmliche Organisation von Studium und Lehre 

verändern. Drittens schließlich loten wir die Chancen 

für die Verbreitung neuer Lehr- und Lernformen aus, 

die von den erweiterten Möglichkeiten mobiler PC- und 

Internettechnologien Gebrauch machen. 

Wir tun dies auf Grundlage von Ergebnissen der sozial­

wissenschaftlicher Begleitforschung zum Projekt „Note­

book University Göttingen". Die vom SOFI durchge­

führte Begleitforsc hung zielte darauf ab, die Erwartun­

gen, Erfahrungen und Anforderungen gegenwärtiger 

und zukünftiger Nutzerinnen und Nutzer parallel zur 

Entwicklung und Einführung der neuen Anwendungen 

und mobilen Technologien zu erheben (vgl. Hanekop 

u.a. 2004). Der Fokus unserer Untersuchungen lag dabei 

auf der Perspektive der Studierenden. Dabei kam fol­

gender Methoden-Mix zur Anwendung: 

Standardisierte schriftliche Befragung von Studie­

renden an der Universität Göttingen (n = 2.600); 

Evaluation der Einzelprojekte zur Erprobung neuer 

Formen von Lehre und Lernen mit Hilfeleitfaden-

gestü tzter Interviews mit Lehrenden sowie Grup­

pendiskussionen mit Studierenden; 

Evaluation übergreifender Anwendungen anhand 

der Lehr- und Lernplattform Stud.IP mit Hilfe 

einer standardisie rten Befragung in ausgewählten 

Lehrveranstaltungen (n= l 22) sowie von Gruppen­

diskussionen; 

standardisierte Online-Befragung aktiver Anwen­

der des Göttinger FunkLAN-Netzes zur Nutzung 

der neuen mobilen Technologien (Notebook und 

FunkLAN) (n=3 l 7). 

Die Erhebungen fanden zwischen Oktober 2002 und 

Dezember 2003 statt . 

2. Veränderungsperspektiven für 

Studium und Lehre: Ergebnisse der 

sozialwissenschaftlichen Begleitforschung 

zur „Notebook University" 

2.1. Nutzung von Notebooks und mobilen 

Internetzugängen für das Studium 

Gerade weil PC und Internet für die Studierenden mitt­

lerweile zum unverzichtbaren Arbeitsmittel im Studium 

avanciert sind, steigen die Anforderungen an die Ver­

fügbarkeit dieser Technologien. Studierende benötigen 

den Zugang zum PC und zum Internet nicht nur zu 

Hause, sondern zunehmend auch auf dem Campus (z.B„ 

um während ihrer Anwesenheit in der Universität E­

Mails zu lesen und zu beantworten, Texte zu bearbeiten 

oder nach Unterrichtsmaterial und Literatur zu suchen). 

80% der Studierenden nutzen daher die Computerar­

beitsplätze in der Universität zusätzlich zu ihrem häusli­

chen PC oder Internetanschluss. Wichtige Gründe dafür 

sind, dass sie sich dort über längere Zeit aufhalten 

(61 %), um Kosten zu sparen (48%) oder auch weil sie 

hier die benötigten Material ien vorfinden (28%).6 

6 Die Frage lautete in diesem Zusammenhang: „Wenn Sie 
Computerarbeitsplätze in der Universität benutzen, welche der 
folgenden Gründe für die Nutzung treffen für Sie zu?". Es folgte 
eine Reihe von Gründen: die drei o.g. erhielten dabei die 
stärksten Zustimmungsratcn. Die Prozente geben die Zustim­
mungsraten an. 
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Eigene Notebooks und der mobile Internetzugang in der 

Universi tät (über FunkLAN) ermöglichen es den Studie­

renden, ihre Rechner mit in die Universität nehmen und 

dort jederzeit und an (fast) jedem Arbeitsplatz auf das 

Internet zugreifen zu können. Damit werden sie zum 

einen von den knappen PC-Ressourcen der Universität 

unabhängig, zum andren - und das ist neu - können sie 

ihre eigene, gewohnte Arbeitsumgebung mit den eige­

nen Dateien auch in der Universität nutzen. 

Die mit dem Einsatz von Notebooks und mobilem Inter­

ne tzugang verbunden Vorteile liegen für die Mehrheit 

der Göttinger Studierenden auf der Hand (vgl. Tabel­

le 1): 

Tabelle 1: Erwartete Vorteile von Notebook und 
mobilem Internetzugang in der 
Universität 
Ergebnisse der repräsentativen Befragung 
der Studierenden in Göttingen 
(N=2.600; Angaben in%) 

Vorteilhaft wäre, dass man ... stimme voll zu 

... zu Hause und in der Uni die-
selben Programme benutzen 74 
könnte 

... seine eigenen Daten , Texte und 
72 

Infos immer dabei hätte 

... Internetangebote für das Stu-
65 

dium intensiver nutzen könnte 

... flexibler wäre und seine Zeit 
61 

besser ausnutzen könnte 

Studium folgt dem gleichen - von den Studierenden ini­

tiierten und organisierten - Entwicklungspfad, der auch 

die rasche Einführung von PC und Internet an den 

Hochschulen ermöglichte. 

Durch den Einsatz des Notebooks ändern sich nicht 

grundlegend, was die S tudierenden tun. Vielmehr wird 

das Notebook für die gleichen (individuell ausgeführ­

ten) Tätigkeiten genutzt, für die man bisher einen statio­

nären PCs benutzt hat, z.B. das Schreiben von Texten, 

das Bearbeiten von Aufgaben, d ie Literatursuche, Re­

cherchen, Beschaffung von Material und den Austausch 

mi t Kommil itonen und Lehrenden per Email. 

Dennoch ermöglicht die Mobilität des Rechners wesent­

liche Veränderungen der Arbeits- und Lernprozesse, die 

sich darauf beziehen, wie die S tudierenden diese Tätig­

keiten ausführen. Das zentrale Argument für den Ein­

satz von Notebooks ist, dass sich die alltäglichen Arbei­

ten im Studium flexibler und effizienter organisieren 

lassen. In den Schi lderungen von Projektteilnehmern 

wird die Möglichkeit, ohne weiteren Aufwand zwischen 

den unterschiedlichen Arbeitsorten zu wechseln, als 

wichtiger Faktor zur S teigerung der Arbeitsfähigkeit, 

Produktivität und Kreativität beschrieben. „Gute Ideen 

kommen zu ungewöhnlichen Zeiten" und können spon­

tan umgesetzt werden. Mit dem Notebook hat man den 

aktuellen Stand des Arbei tsprozesses sowie die zur Fort­

setzung benötigten Ressourcen an den verschiedenen 

Arbeitsorten sofort und ohne Reibungsverluste verfüg-

An erster Stelle steht für die Studierenden, dass man die bar. 

e igene Arbeit effi zienter und flexibler zu organisieren 

kann, wenn man nicht immer wieder Computer und Pro­

gramme wechseln muss. 

Die erweiterten technischen Möglichkeiten würden 

knapp 40% der Studierenden gern nutzen, für weitere 

36% scheitert dies bisher am fehlenden Notebook. 

Desinteresse bzw. Ablehnung äußern lediglich 20%. 

Bereits Ende 2002 verfügten e twa 30% der Studieren­

den in Göttingen über ein eigenes Notebook - mit rasch 

steigender Tendenz. Die E inführung von Notebooks im 

Da jedoch für immer mehr Tätigkeiten im Studium auch 

das Internet benötigt wird, gewi nnt der (prinzipiell) 

überall in der Universität verfügbare Internetzugang 

(entweder über FunkLAN oder über andere Zugangs­

technologien) zunehmend an Bedeutung für die Studie­

renden. Die technisch eleganteste Lösung für die Note­

book-Besi tzer ist gegenwärtig zweifellos das FunkLAN, 

da es den Internetzugang ermöglicht, ohne d ie Mobilität 

der Notebooknutzung einzuschränken. Allerdings ist die 

Gruppe der tatsächlichen FunkLAN-Nutzer Ende 2002 

mit 5% der Studierenden noch recht klein. Dazu tragen 
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nicht zuletzt noch bestehende technische Probleme und 

e ine (zu) komplizierte Installation der benötigten Hard­

und Software und die nicht triviale Bedienung bei. Wer 

allerdings über die mobile Technologie verfügt und sie 

aktiv nutzt7 
- also die notwendige Ausstattung besitzt 

und die Bedienungsprobleme überwunden hat - setzt sie 

auch intensiv ein (vgl. Tabelle 2): 

Tabelle 2: Nutzung des FunkLAN-Zugangs 
zum Internet in der Universität 
Ergebnisse der Online-Befragung aktiver 
FunkLAN-Nutzer (N=317; Angaben in %) 

Wie häufig nutzen Sie das FunkLAN derzeit? 

mehrmals täglich 

mindestens einmal täglich 

mehrmals in der Woche 

gelegentl ich 

42 

21 

23 

14 

Insgesamt bestätigen d ie Erfahrungen der FunkLAN­

Nutzer die oben geschilderten Erwartungen der Studie­

renden (vgl. Tabelle 3): 

Tabelle 3: Erfahrungen mit der Nutzung des 
FunkLAN-Zugangs zum Internet in der 

Universität 
Ergebnisse der Online-Befragung aktiver 
FunkLAN-Nutzer (N=317; Angaben in%) 

Erfahrungen mit der FunkLAN-Nutzu Zustimmung 

Ich bin jetzt flexibler bei der 
83 

Internetnutzung 

Ich bin jetzt nicht mehr auf die PC-
Arbeits-plätze in der Universität 77 
angewiesen 

Ich kann jetzt mit meinem Notebook 
fast überall in der Universität 65 
arbeiten 

Auch durch die Nutzung der mobilen Zugänge verän­

dert sich nicht grundlegend, wofür die Studierenden das 

Internet im Studium nutzen - wie bisher stehen E mail, 

Literaturbeschaffung und sonstige Recherchen im Vor-

7 Ende 2003 nutzten ca. 1000 Studierende regelmäßig das Göttin­
ger FunkLAN. 317 Studierende, a lso ca. ein Drittel der akti ven 
FunkLAN-Nutzer, haben an der Online-Befragung teilgenom­
men, die wir Ende 2003 durchgeführt haben. 

dergrund. Bemerkenswert ist, dass sich die Nutzung -

entgegen der verbreiteten Erwartung ubiquitärer Nut­

zung - auf wenige Orte konzentriert; bevorzugte Nut­

zungsorte sind die Arbeitsplä tze in Instituten und Bib­

liotheken. N ur knapp ein Viertel nutzt das Notebook mit 

FunkLAN auch in Hörsälen oder Übungsräumen. Es 

wird im Wesentlichen dort e ingesetzt, wo Studierende 

eigenständig lernen, Arbeiten erstellen oder sich auf 

Lehrveranstaltungen vorbereiten. Der Einsatz in den 

Lehrveranstaltungen selbst ist bislang weniger verbrei­

tet. Lediglich 8% der mobilen Nutzer setzen ihr Note­

book mit FunkLAN auch im Rahmen von Lehrveran­

staltungen ein, dagegen lesen und schreiben 50% der 

Nutzer täglich Emails über den mobilen Internetzugang. 

Die von den Studierenden wahrgenommene Verände­

rung bezieht sich vor allem auf die Art und Intensität 

der Internetnutzung für das Studium (vgl. Tabelle 4). 

Tabelle 4: Veränderung der Internetnutzung im 
Studium durch den FunkLAN-Zugang 
Ergebnisse aktiver FunkLAN-Nutzer 
(N=317; Angaben in%) 

trifft zu 

Ich nutze das Internet häufiger 
64 und/oder länger 

Ich nutze das Internet jetzt auch 
zwischen-durch, um etwas 73 
nachzuschauen 

Ich nutze das Internet verstärkt als 
69 lnfor-mationsquel/e 

Ich lese häufiger Mails 55 

Gegen die mobile Internetnutzung sprechen nach den 

Erfahrungen der Nutzer e inerseits die komplizier te In­

stallation und die hohen Anforderungen an die techni­

sche Kompetenz der Anwender auch beim Einsatz - also 

typische Kinderkrankheiten neuer Technologien. Ande­

rerseits be richten die aktiven F unkLAN-Nutzer von 

technischen Störungen, die bisher die Ausbreitung auf 

neue - technisch weniger versierte - Nutzergruppen be­

hindern. 
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Fazit: Die Ergebnisse zur Nutzung von Notebooks und 

mobilen Internetzugängen an der Universität Göttingen 

belegen, dass die Portabilität der eigenen computerba­

sierten Arbeitsumgebung den Studierenden Chancen zur 

Verbesserung ihrer Arbeits- und Studienbedingungen 

eröffnet, die über das Schlagwort vom „anytime - any­

where" hinaus gehen. Die Studierenden brauchen PC 

und Internet immer häufiger an ihren unterschiedlichen 

Arbeitsorten (zu Hause, am Fachbereich, in der Univer­

sität/Bibliothek, im Übungsraum). Ein Notebook hilft 

dabei, Reibungsverluste durch den ständigen Ortswech­

sel gering zu halten. Die Vorteile liegen für die Mehr­

heit der Studierenden auf der Hand, allein bei der Finan­

zierung dieser Ausstattung gibt es beim Großteil der 

Studierenden noch Probleme, Modelle für eine Unter­

stützung durch die Universität wurden anderenorts im 

Rahmen des NEU-Programms erprobt.8 

Aufgrund der positiven Einstellung der Studierenden 

bestehen gute Anschlussmöglichkeiten an den bisheri­

gen Entwicklungspfad der durch die Studierenden selbst 

initiierten und getragenen Adaption. Soweit dieser Weg 

fortgesetzt wird - was aufgrund der geschilderten Ergeb­

nisse sehr wahrscheinlich ist - sind weitreichende Impli­

kationen für einen Wandel von Inhalt und Struktur der 

Lehre an der Hochschule nicht zu erwarten. Die Verän­

derungen beziehen sich vorwiegend auf Formen portab­

ler Arbeitsweisen. Hierfür wäre Unterstützung von Sei­

ten der Universität bei der Beschaffung, Installation und 

Einrichtung der FunkLAN-Zugänge wünschenswert, 

schließlich kann der Einsatz von privaten Notebooks der 

Studierenden entscheidend zur Entlastung der von der 

Universität bereit gestell ten PC-Arbeitsplätze und -räu­

me beitragen und den Studierenden zudem verbesserte 

Arbeitsmöglichkeiten eröffnen. 

2.2. Nutzung internetbasierter Lehr- und 

Lernplattformen 

Neben der durch Notebook und FunkLAN ermöglichten 

Mobilität und Portabilität von PC- und Internetanwen-

8 So z.ß. an der Universität Kassel: 
http://www.uni-kassel.de/notebook/. 

dungen ändern sich auch die Nutzungsformen dieser 

Technologien für das Studium. Zum Studienalltag ge­

hört ein nicht unwesentlicher Antei l an Organisation, 

der sowohl für die Studierenden als auch für die Lehren­

den anfällt; es gilt, Absprachen zu treffen zur Seminar­

und Prüfungsorganisation, Materialien zu besorgen, 

selbst bereit zu stellen u.ä. Auch für diesen universitären 

Bereich eröffnet sich ein breites Einsatzspektrum für 

PC- und Internetanwendungen: zum einen zur Unter­

stützung von Organisations- und Administrationsvor­

gängen, zum anderen aber auch für die Kommunikation 

zwischen den Studierenden (untereinander) und den 

Lehrenden. Studienbezogene Internetservices können 

beispielsweise Funktionen übernehmen, die ansonsten 

von Sekretariaten wahrgenommen werden: Informatio­

nen und Materialien bereit zu stellen (z.B. in Form 

„elektronischer schwarzer Bretter" oder als „elektroni­

scher Seminarordner") oder Terminabsprachen zu re­

geln. Lehr- und Lernplattformen sind typische Beispiele 

für derartige Angebote. Voraussetzung für die Nutzung 

solcher Organisationstools durch die Studierenden ist 

die Bereitstellung durch die Universität bzw. durch die 

Fakultäten, Institute und Dozentinnen. Insofern hängt 

der Einsatz solcher Dienste nicht bloß von der Eigenini­

tiative der Studierenden ab, sondern setzt im Vorfeld 

Planungs- und Entscheidungsprozesse auf der Ebene der 

Universität und der Fachbereiche voraus. 

An der Universität Göttingen übernimmt die Lern-, 

Lehr- und Organisationsplattform Stud.JP solche Aufga­

ben. Stud.IP ist ein Kursmanagementsystem, das als 

Open-Source Projekt9 organisiert ist; es arbeitet in Form 

einer internetgestützten Plattform auf Seminar-/ 

Veranstaltungsebene zur Unterstützung von Lehrveran­

staltungen. Als Mischform aus Materialsammlung, Da­

tenbank und Kommunikationsplattform bietet es eine 

Vielzahl administrativer und kommunikativer Funktio­

nen, die sich sowohl zur Organisation des Studienalltags 

als auch in der Lehre selbst ei nsetzen lassen. 10 Ende 

9 Stud.IP wurde vom Zentrum für Interdisziplinäre Medienwis­
senschaft in Zusammenarbeit mit der Firma data-quest entwi­
ckelt. Seit 2000 wird es im Lelubetrieb eingesetzt. Derzeit ha­
ben sich mehr als 11.000 Studierende im System registriert. 

10 Zentrale Funktionsbereiche sind Möglichkeiten zum Up- und 
Download von Dateien, Teilnehmerverwaltung, News, Diskus-
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2003 wurden an zwei Fachbereichen der Universität 

Göttingen (Sozialwissenschaften und Mathematik) be­

reits die komplette Seminar- und Veranstaltungsverwal­

tung über Stud.IP organisiert. Bei etwa der Hälfte der 

Studierenden sind Online-Plattformen wie Stud.IP be­

kannt, ein Viertel der Studierenden setzt sie bereits ein. 

Ein Großteil der Studierenden erwartet, mit Hilfe dieser 

Plattformen zukünftig verstärkt veranstaltungsbegleiten­

de Informationen und Materialien beziehen zu können. 

Mehr als die Hälfte verspricht sich außerdem Verbesse­

rungen bei der Organisation des Studiums und für admi­

nistrative Funktionen (vgl. Tabelle 5). Insgesamt zeigen 

sich die Studierenden also durchaus aufgeschlossen, 

wenn es darum geht, die eigene Studienorganisation ef­

fizienter zu gestalten und per Internet an ergänzendes 

Material zu gelangen. 

Demgegenüber haben sich PC- und Internetanwendun­

gen für die Kommunikation zwischen den Studierenden 

sowie zwischen Studierenden und Lehrenden bislang 

kaum etabliert. 55% der befragten Studierenden setzen 

für den Austausch mit Kommilitonen nur „sel ten" bzw. 

„nie" PC- und Internetanwendungen ein, in Bezug auf 

die Kommunikation mit Lehrenden zeigen sich sogar 

fast 70% zurückhaltend. Andererseits geben 70% bei 

der Frage nach den Zielen, die durch PC- und Internet­

anwendungen im Studium unterstützt werden können, 

an, dass sie eine verbesserte Kommunikation in der Uni­

versität für „wichtig" bzw. „sehr wichtig" halten. Offen­

bar erkennen und schätzen die Studierenden das Po­

tential neuer Technologien auch für Austauschbeziehun­

gen, aber ihre tatsächliche Nutzung fäll t noch zurück­

haltend aus. 

Im Zuge der Begleitforschung haben wir auch eine Teil­

nehmerbefragung unter den Nutzern Stud.IP-Plattform 

durchgeführt (n=l 22). Diesee hatte das Ziel, die Nut­

zungsgewohnheiten der Teilnehmer und mögliche Aus­

wirkungen von Stud.IP auf ihr Stud ium zu erheben. Die 

Ergebnisse verweisen auf den bislang noch einge­

schränkten Einsatz von Stud.IP für die Veranstaltungs­

und Studienorganisation: Die P lattform übernimmt in 

den überwiegenden Fällen die Funktion eines „elektro­

nischen Seminarordners". Fast alle Befragten nutzen die 

Plattform, um veranstaltungsbezogene Informationen 

einzuholen, nahezu 90% stellen hier selbst ihre Refera­

te/Seminararbeiten ein bzw. rufen sie per Stud.IP ab. 

Kommunikationstools wie Diskussionsforen und Chats 

kommen für Studienzwecke allerdings nur gelegentlich 

zum Einsatz; die große Mehrzahl der Studierenden nutzt 

diese Möglichkeiten nur selten bzw. gar nicht (vgl. 

Tabelle 6). 

Tabelle 5: Einstellung zur Nutzung studienbegleitender Internetangebote 
Ergebnisse der repräsentativen Befragung der Studierenden in Göttingen (N=2.600; Angaben in %) 

Welche studienbegleitenden 
nutzen 

Internetangebote würden Sie nutzen? 

veranstaltungsbezogene Informationen 
80 

und Materialien (Skripte, Aufgaben u.ä.) 

Unterstützung bei der Organisation des 
Studiums (Informationen zu Lehrveran- 60 
staltungen, Termin- und Stundenpläne 

vertiefende Lernangebote (Texte, 
42 

Quellen, Themen) 

sionsforcn, Chatbereiche sowie zum Hinterlegen von Literntur­
und Linklisten; weitere Informationen unter www.studip.de. 

eher nutzen eher nicht nutzen nicht nutzen 

16 3 1 

30 6 4 

41 12 5 
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Tabelle 6: Nutzung bestimmter Stud.IP-Funktionen 
Ergebnisse der repräsentativen Befragung der Studierenden in Göttingen (N=2.600; Angaben in %) 

Wie oft nutzen Sie die folgenden 
Leistungen von Stud.IP? Ich nutze immer 
Stud.IP ... 

... um Informationen einzuholen 50 

... um Seminararbeiten hochzuladen/ 
28 

abzurufen 

... um mich an Diskussionstoren zu 
3 

beteiligen 

... um mit anderen Nutzern zu chatten 1 

Welches Veränderungspotential für universitäres Lernen 

beinhaltet die Online-Plattform? Die Studierenden ge­

ben mehrheitlich an, dass sich die Materialbeschaffung 

und -bereitstellung und damit die gesamte Seminarorga­

nisation vereinfacht habe - die Zustimmungswerte lie­

gen hier zwischen 80% und 90%. Allerdings sind sie 

nicht eindeutig der Ansicht, dass das System für die 

Kommunikation untereinander förderlich sei; etwa die 

Hälfte der Befragten stimmen der Aussage „Stud.IP för­

dert die Kommunikation unter den Studierenden" zu. 

Gefragt nach den direkten Auswirkungen von Stud.IP 

auf studienbezogene Parameter wie Seminardiskussion, 

Arbeitsstil und intensiviertes Studium zeigen sie sich 

ebenfalls eher verhalten. Über 80% konnten keine Ver­

änderung ihres Arbeitsstils durch die Nutzung der Lehr­

und Lernplattform im Seminar feststellen, ebenso viele 

empfanden keine bemerkenswerten oder nur schwache 

Auswirkungen auf die Seminardiskussion. Dem Item 

„Stud.IP führt zu einem intensiveren Studium." 

stimmten etwa 40% zu. 

In einer Gruppendiskussion wurden die Gründe für den 

selektiven Einsatz und die ambivalente Meinung zum 

Wirkungsgrad von S tud.IP deutlich : Den Studierenden 

fällt die Nutzung von Stud.IP als Ablage- und Verwal­

tungssystem im Allgemeinen nicht schwer; sie begrüßen 

diese Möglichkeit, weil es „halt einfach praktischer" ist 

und „man sich das Hin- und Herrennen erspart"; denn 

oft selten nie 

48 17 7 

59 27 8 

14 35 70 

10 24 87 

„die Dokumente sind immer präsent". Auf der anderen 

Seite zeigen sie in bezug auf die Chat- und Kommuni­

kationsfunktionen der Pl attform eine deutlich differen­

ziertere Meinung: Sie betonen, dass sie inhaltliche 

Aspekte lieber persönlich (face-to-face) diskutieren, an­

statt sie z.B. in das Forum oder den Chat der Plattform 

zu verlagern. Eine solche Verlagerung impliziert für sie 

einen erhöhten Aufwand für die schriftliche Kommuni­

kation im Gegensatz zur mündlichen sowie Verluste an 

sozialer Einbettung. E ine vi rtuelle Diskussion sei „zu 

unpersönlich" und widerspreche „den eigenen Kommu­

nikationsgewohnheiten". Auch in Fällen, in denen d ie 

Seminardiskussion inhaltlich nicht zufriedenstellend ab­

geschlossen werden kann, halten es die befragten Stu­

dierenden insgesamt nicht für sinnvoll, sie in ein Forum 

zu verlagern. Vielmehr sehen sie es „als Aufgabe des 

Dozenten, die Diskussion so zu leiten, dass sie innerhalb 

der Seminarstunde abgeschlossen wird". 

Die Nutzungsbereitschaft sowie der tatsächliche Einsatz 

von Kommunikationstools in der Lehrveranstaltung 

hängen aber offenbar auch davon ab, inwieweit die Leh­

renden die Lehr- und Lernplattform tatsächlich in das 

Seminarkonzept integrieren und mit dem Instrument 

operieren. Dies verdeutlich ein Fall, in dem das didakti­

sche Konzept der Lehrveransta ltung explizit auf die er­

gänzende Nutzung insbesondere der Kommunikations­

tools von Stud.IP für die Seminardiskussion konzipiert 
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worden war. In diesem Fall wurden die T hemen der Se­

minars itzung im O nline-Forum weiter diskutiert; zahl­

reiche Studierende poste ten hier ihre Beiträge. 

Fazit: Die direkten Auswirkungen internetbasierter 

Lehr- und Lernplattformen werden von den Studieren­

den derzeit als begrenzt empfunden: Stud.IP erleichtere 

die Beschaffung und Bereitstellung von Studienmaterial 

und damit auch die Studienorganisation; die überwie­

gende Mehrheit derjenigen, die die Plattform nutzen, 

me int aber, dass weder ihr Arbeitsstil noch die Seminar­

diskussion durch die Lehr- und Lernplattform (qualita­

tiv) beeinflusst werde. Insgesamt zeigen d ie U ntersu­

chungsergebnisse die hohe Akzeptanz der organisatori­

schen Funktionsbereiche von Stud.IP bei den Studieren­

den. Die derzeitige Nutzung (Stand 2003) erstreckt sich 

freilich nicht über die komplette Bandbreite an Einsatz­

möglichkeiten der Plattform. Das gesamte Spektrum 

kommt nur dann im Rahmen einer Lehrveranstaltung 

zum Einsatz, wenn das didaktische Konzept d ies vor­

sieht und fördert; in diesen Fällen ziehen die Studieren­

den aber durchaus mit. In den Befragungen und Diskus­

sionen mit den Studierenden wurde darüber hinaus deut­

lich, dass sie sich auch zukünfti g mit der verstärkten 

Nutzung internetbasierter Plattformen wie Stud .IP wei­

tere Verbesserungen für die Studienorganisation und die 

Lehre versprechen. Allerdings bewerten sie den Einsatz 

dieser Plattformen für die internetbasierte Kommunika­

tion an der Hochschule auch mit Blick auf d ie Zukunft 

zurückhaltend. 

2.3. Veränderung von Lehrkonzepten: 

Präferenz der Studierenden liegt auf der 

Erhaltung persönlicher Vermittlung 

Die neuen IuK-Techno logien bieten auch für die Lehre 

neue Gestaltungsmöglichkeiten. Das Spektrum reicht 

von reinen Online-Lehrveranstaltungen (vi rtuel le Leh­

re), hybriden Formen aus der Kombination von medialer 

Vermittlung und Präsenz bis hin zu Life-Übertragungen 

von Präsenzveranstaltungen {räumlich vertei lte ,,Prä­

senz"-Veranstaltungen). Allerdings wirft der über orga­

nisatorische Aspekte hinaus gehende Einsatz der neuen 

Medien bei der Vermittlung von Wissen die Frage nach 

den Zielen des IT-Einsatzes an einer P räsenzuni versität 

grundsätzl icher auf. Mediale Formen von Vermittlung 

könnten - zumindest te ilweise - die persönliche Vermitt­

lung substituieren und damit den Kern der Präsenzlehre 

tangieren. A nders a ls eine tatsächlich „virtuelle" Hoch­

schule ist die Präsenzuniversi tät auch dort, wo medial 

vermitte lte Lehre zum Einsatz ko mmt, nach wie vor ein 

Ort persönlicher Vermi ttlung bzw. unmittelbarer per­

sönl icher Kommunikation, d .h. die IuK-vermi tte lten 

Lehrformen sind hier nicht a lternativlos. Daher verglei­

chen Studierende die möglichen Vorteile IuK-basierter 

Lehre (z.B. zeitliche und räumliche Flexibilität, Mobili­

tät, individuellere Selbst-Lern-Angebote) mit denen per­

sönlicher Vermittlung durch Lehrende und des gemein­

samen Lernens mit Kommilitonen im unmi ttelbaren 

F ace-to-face-Kontakt. 

Obgleich der Einsatz von luK-Technologien in der Leh­

re in jedem Fall Veränderungen der didaktischen Kon­

zepte impliziert, ergeben sich aus der vergleichenden 

Perspektive differenzierte Beurteilungen, je nachdem 

wie weitgehend persönliche Kommunikation in den je­

weiligen Konzepten substituiert wird. Grundsätzlich 

sind drei Einsatzmöglichkei ten der IuK-Technologien 

zu unterscheiden: internetbasierte Lehrveranstaltungen 

ohne persönl iche Kommunikation, die Kombination von 

persönlich vermitte lter und computerbasierter Lehre, so­

wie die mediale Übertragung persönlich vermittelte r 

Lehre (z.B. per Videoübertragung) bzw. persönlicher 

Kommunikation (Email , Chat). 

Sowohl hybride Formen von Lehre als auch komplett 

virtuelle Lehrveranstaltungen sind an den deutschen 

Hochschulen bisher nicht sehr weit verbreitet (vgl. Rinn 

u.a. 2004).11 Dies gi lt auch für die Universität Göttin­

gen. Bislang werden vorwiegend textbasierte, ergänzen­

de Lehr- und Lernformen eingese tzt. Sie dienen vor-

11 Zu dieser Einschätzung gelangen auch Rinn u.a. (2004) auf 
Grundlage ihrer Erhebungen im zweiten Teil ihrer Studie zur 
„Virtuellen Lctue an Deutschen Hochschulen im Verbund", die 
die Ergebnisse einer Online-Befragung von Vorhaben zur För­
derung des Einsatzes neuer Medien in der Hochschullehre im 
Rahmen des Förderprogramms .. Neue Medien in der Bi ldung" 
präsentiert. 
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nehmlich der ergänzenden Informationsvermittlung und 

Wissensvertiefung. Die „traditionellen" Präsenzveran­

staltungen mit ihren Veranstaltungsformen wie Vorle­

sung, Seminar, Übung werden dabei durch medial ver­

mittelte Formen in unterschiedlichem Maße ersetzt, er­

gänzt. erweitert oder modifiziert. 

Die Befragung Göttinger Studierender ergibt, dass diese 

dem verstärkten Einsatz der neuen Techno logien bei der 

Vermittlung von Lehrinhalten - anders als bei Fragen 

der Arbeits- und Studienorganisation - eher skeptisch 

bis ablehnend gegenüber stehen. Zwei Drittel der Göt­

tinger Studenten finden, dass sich Lehrinhalte persön­

lich effizienter vermitteln lassen. Dies ist der wichtigste 

E inwand insgesamt den die Studierenden gegen den 

verstärkten E insatz von PC- und Internet im Studium 

vorbringen - noch vor dem Argument, dass die Kosten 

für den Einsatz der neuen Technologien zu hoch sind 

(53% Zustimmung). Den geschilderten Vorbehalten ge­

genüber computerbasierter Lehre entsprechen relativ ge­

ringe Nutzungsraten von Lehr- und Lernsoftware im 

Kontext von Lehrveranstaltungen. Veranstaltungsbe­

gleitende Internetseiten oder Lehrplattformen nutzt noch 

etwa die Hälfte de1jenigen Studierenden, die solche An­

gebote kennen. Die Nutzungsrate sinkt bei computerge­

stützten Lehrformen (spezie lle Lernsoftware, Chatforen) 

auf unter ein Drittel ab (Hanekop u.a. 2003a, Kap. 4 .4). 

Auch auf die Frage, welche studienbegleitenden Inter­

netangebote sie nutzen würden, fällt die Quote für „ vir­

tuelle Seminare" eher gering aus: Mehr als die Hälfte 

würde sich an dieser Lehrform eher nicht beteiligen, 

sondern Internetangebote bevorzugt dafür verwenden, 

veranstaltungsbezogene Informationen und Materialien 

zu recherchieren. D ie Lehre selbst, d .h. die Vermitt­

lungssituation im Seminar, in der Vorlesung o.ä„ soll je­

doch nach Meinung der Göttinger Studierenden mög­

lichst wenig durch PC- und Interneteinsatz tangiert wer­

den. 

Man könnte argumentieren, dass die Skepsis der Studie­

renden in Bezug auf luK-gestützte Lehr- und Lernfor­

men durch das noch wenig entwickelte Angebot und 

dessen (noch) unzureichende Qualität hervorgerufen 

wird - also auf das frühe E ntwicklungsstadium und feh­

lende positive Erfahrung mit solchen Formen von Lehre 

zurück zu führen ist. Vermutlich ist diese Annahme so­

gar begründet, verweist sie doch darauf, dass es hierbei 

auch für die Studierenden um eine wirk lich neue Erfah­

rung geht und nicht „nur" um die technische Unterstüt­

zung von gewohnten Lernprozessen (z.B. den Internet­

Zugang zu Lehrmateri al in der Form des „elektroni­

schen" Seminarordners). 

Allerdings ist Dominanz von persönlich vermittelter 

Lehre und face-to-face-Kontakten beim gemeinsamen 

Lernen fest in den Vorstellungen der Studierenden ver­

ankert und prägt ihre Erwartungen im Hinblick auf die 

weitere Entwicklung und ihre Bereitschaft, solche Ent­

wicklungen aktiv mit zu tragen bzw. mit zu gestalten. 

Kennzeichnend ist, dass sie neue, IuK-gestützten For­

men von Lehrveranstaltungen nicht für eine wirklich 

wichtige und sinnvolle E ntwicklungsperspektive halten. 

Wichtig ist den Studierenden hingegen ein verbesserter 

Zugang zu Literatur und Unterrichtsmaterial (93 %) und 

ei ne bessere Studienorganisation (87%). Umgekehrt for­

muliert, (fast) keiner hält hierfür den Einsatz von IuK­

Technologien für unwichtig. Anders dagegen in Bezug 

auf neue Formen von Lehrveranstaltungen: Über 50% 

der Befragten finden den E insatz der neuen Technolo­

gien hier unwichtig. Nicht ganz so viele, aber immerhin 

35% der Studierenden finden auch erweiterte, compu­

terbasierte Möglichkei ten für selbstorganisiertes Lernen 

und Selbststudium nicht wichtig. Die Ergebnisse der 

Befragung auf Universitätsebene zeigen, dass d ie Stu­

dierenden - wenn sie die Wahlmöglichkeit haben - in 

der Regel der persönlichen Vermittlung von Inhalten 

den Vorzug geben; medial vermitte ltes Selbststudium 

mit Computer und Internet betrachten sie (bisher) allen­

falls als Ergänzung, nicht aber a ls gleichwertiges Substi­

tut der Präsenzlehre. 

In einzelnen Projektseminaren, die im Rahmen des Ge­

samtprojektes „Notebook University Göttingen" durch­

geführt wurden, urteilen die Studierenden auf der Basis 

konkreter Erfahrungen (unter günstigen Projektbedin­

gungen) insgesamt etwas weniger skeptisch, sprachen 
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sich aber in Einzelfall um so entschiedener für die face­

to-face Kommunikation aus. Uneingeschränkt posi tiv 

wurde der Einsatz neuer Technologien und Anwendun­

gen im Rahmen von Lehrveranstaltungen bewertet, 

wenn sie dazu dienten, d ie Präsenzlehre zu unterstützen 

und zu verbessern. Beispiele hierfür sind der Einsatz 

von elektronischen Wandtafeln, über die Vorlesungsin­

halte nicht nur präsentiert, sondern auch digital und in 

Echtzeit den Studierenden zur Verfügung gestellt wer­

den. Das auf diese Weise erstellte digitale Vorlesungs­

skript eröffnet den Studierenden zudem die Möglich­

keit, eigene Ergänzungen einzufügen. Haben die Studie­

renden - wie im Projektseminar - ein Notebook mit In­

ternetzugang, können sie diese erwei terten Möglichkei­

ten unmittelbar während oder nach der Veranstaltung 

nutzen. Auch in Übungsseminaren hat sich der E insatz 

von Notebooks und seminarbezogenen Webplattformen 

bewährt. Der wichtigste Vorteil besteht auch hier darin, 

dass die Seminarteilnehmer bei praktischen Ü bungen 

oder Lernaufgaben mi t dem Notebook auf d ie gleichen, 

aktuellen Daten zugreifen, diese verändern und austau­

schen können. Dies ist insbesondere dann interessant, 

wenn sich der Lerninhalt unmittelbar auf die Arbeit an 

und mit dem Computer bezieht. Z.B. ermöglicht der 

Einsatz von Notebooks in der Lehre die Anreicherung 

theoretisch ausgerichteter Lehrveranstaltungen mit prak­

tischen Übungen in Einzel- oder Gruppenarbeit. In 

einem Projektseminar wurden zwei Lernszenarien mit­

einander kombiniert: In der ersten Phase wurde den Stu­

dierenden anhand von fol iengestützten, online verfügba­

ren Vorträgen theoretische Grundlagen vermitte lt; im 

zweiten Teil des Seminars fand dann die praktische An­

wendung des Erlernten in Form von selbstorganisierter, 

projektbezogener Gruppenarbeit statt. Selbständiges, 

vernetztes Arbeiten am Computer war eines der zentra­

len Lernziele. Ein interessanter Befund aus diesem Se­

minar ist die Erfahrung der Studierenden, dass selbst bei 

der Gruppenarbeit am Computer die direkte face- to-face 

Kooperation als effizienter wahrgenommen wird, als 

räumlich verteiltes Arbeiten (z.B . von zu Hause aus); 

denn die Kommunikationsmöglichkeiten sind im direk­

ten Gespräch vielfältiger, die Verständigung schneller 

(nicht schriftlich) und der Lernerfolg insgesamt größer. 

Diese Befunde schließen nicht aus, dass auch an einer 

Präsenzhochschule internetbasierte Lehrveranstaltungen 

erfolgreich durchgeführt werden können, z.B. wenn 

zeitliche und/oder räumlichen Gründe gegen eine Prä­

senzveranstaltung sprechen. Allerdings zeigte sich in 

einem überwiegend auf virtuelle Lehre ausgerichte ten 

Seminar (Kommunikationstraining) für Dozentinnen 

und Tutoren, dass der Personalaufwand für die Durch­

führung einer solchen Veranstaltung keineswegs niedri­

ger is t, als bei einer vergleichbaren Präsenzveranstal­

tung (vgl. dazu auch Rinn u.a. 2004). 

D ie Studierenden zeigten sich insgesamt an hybriden 

Lehrformen durchaus interessiert, allerdings wird v.a. 

für enge Kooperations- und Abstimmungsprozesse die 

unmittelbare face-to-face-Kommunikation als produkti­

ver wahrgeno mmen. Dies schließt mediale und inter­

netbasierte Formen des Lernens und kooperativen Aus­

tauschs nicht aus, begrenzt sie aber auf Situationen und 

Szenarien, bei denen zum einen face-to-face-Kommuni­

kation nicht möglich ist, wenn bspw. persönliche Prä­

senz mit erheblichem Aufwand verbunden wäre oder 

aber virtueller Kontakt, z.B. zum Dozenten, den Vorteil 

zusätzlicher Erreichbarkeit (z.B. per Email) mit sich 

bringt. 

Fazit: Die Ergebnisse machen deutlich, dass die Studie­

renden den persönlichen Formen der Wissensvermitt­

lung den Vorzug geben und Computer und Internet viel­

mehr als eine wichtige Ergänzu11g im Studium ansehen. 

Die Studierenden sind durchaus an einer Anreicherung 

der Lehr- und Lernstrukturen an der Präsenzhochschule 

Göttingen im Sinne von „blended learning" interessiert; 

sie können sich vorstellen, vertiefendes und begleiten­

des Material aus dem Internet für ihre Lehrveranstaltun­

gen zu nutzen oder auch eine Lernplattform begleitend 

einzusetzen. Eine vollständige Substi tution der Präsenz­

lehre durch „virtuelle Seminare", Lehrveranstaltungen, 

die ausschließlich über das Internet und ohne persönli­

chen Kontakt zwischen den Studierenden und Lehren­

den abgewickelt werden, stößt bei dem Großteil der Be­

fragten allerdings auf Widerstand bzw. zumindest auf 

starke Skepsis. Für enge Kooperationen und Abstim-
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mungen bevorzugen sie das direkte Gespräch, face-to­

face; sie halten den Weg über Email und Internet für 

solche Fälle eher für einen zeitraubenden Umweg. Ähn­

liche Bewertungen konnten wir in bezug auf den eigent­

lichen Vermittlungsprozess zwischen Lehrenden und 

Studierenden feststellen. Mediale, internetbasierte Lehr­

und Lernformen werden dann von den Studierenden im 

Rahmen von Situationen bevorzugt, in denen persönli­

che Präsenz nicht möglich ist oder aber als Ergänzung, 

also eher für bestimmte (Einzel) Fälle. Hier ist vor allem 

der Aspekt der sozialen Beziehung zwischen Studieren­

den und Lehrenden von zentraler Relevanz; diese Bezie­

hung möchten die Studierenden nicht zugunsten virtuel­

ler Formen einbüßen müssen. 

3. Veränderung von Lehre und Studium 

durch neue IuK-Technologien - Wer sind 

die Protagonisten? 

Wenn man das Projekt einer ,,Notebook University" 

daran misst, dass nicht nur neue Technologien (Note­

books und FunkLAN) an den Hochschulen zum Einsatz 

kommen, sondern sich auf dieser Grundlage auch die 

Strukturen von Lehre und Studium verändern, dann fäll t 

die Bi lanz der sozialwissenschaftlichen Begleitfor­

schung zum Göttinger Projekt differenziert aus. Diese 

differenzierte Bilanz, so unser abschließendes Argu­

ment, geht nicht zuletzt darauf zurück, dass sich mobile 

PC- und Internetanwendungen innerhalb der Hochschu­

le nur dann durchsetzen, wenn es hierfür Protagonisten 

gibt. Die Frage, wer für diese Rolle infrage kommt und 

wer bereit ist, sie zu spielen, stellt sich a llerdings je 

nach Anwendung unterschiedlich. 

In der Vergangenheit haben die Studierenden maßgeb­

lich dazu beigetragen, dass PC und Internet relativ rasch 

und mittlerweile flächendeckend den Studienalltag prä­

gen, so unser Eingangsargument (vgl. 1.). Die Nutzung 

von Notebook und FunkLAN im Studium folgt dabei 

noch ganz dem Pfad der Einführung von Desktop-PCs 

und des „normalen" Internet. Auch hier sind die Studie­

renden die Protagonisten der Einführung und Ausbrei-

tung. Die Einführung verläuft vielfach selbst organisiert, 

und trotz Unterstützungen seitens der Universität und 

des Rechenzentrums s ind es im wesentlichen ihre indi­

viduellen Anschaffungs- und Anwendungsentscheidun­

gen, welche mobile PC- und Internetnutzung vorantrei­

ben. Wie wir zeigen konnten, werden die mobilen An­

wendungen von den Studierenden nachgefragt, weil und 

insoweit sie versprechen, das Studium zu verbessern 

und zu effektivieren. Von daher ist mit einer weiteren 

Durchdringung zu rechnen. 

Anders sieht es hingegen hinsichtlich der Verbreitung 

internetbasierter Lehr- und Lernplattformen aus. Im Un­

terschied zu Notebooks und FunkLAN ist die Einfüh­

rung dieser Plattformen nicht allein von individuellen 

Anwendungsentscheidungen abhängig. Wir konnten 

zwar zeigen, dass die Studierenden die Plattformen an­

nehmen, soweit sie die Organisation des Studiums ver­

einfachen und effektivieren. Aber ob, in welcher Quali­

tät und mit welcher Reichweite dies der Fall ist, hängt 

davon ab, wie stark d ie Plattformen in die Organisation 

des Lehr- und Studienbetriebs integriert sind und wie 

weitreichend sie diese Organisation strukturieren. Die 

Etablierung von Lehr- und Lernplattformen bedarf der 

Protagonisten auf Seiten der Lehrenden und der Univer­

sitäts- und Fakultätsleitung. Nur so lässt sich sicherstel­

len, dass die Nutzung dieser Plattformen für d ie Organi­

sation von Lehre und Studium verbindlich ist - im Un­

terschied zu Notebooks und FunkLAN eine zentrale 

Voraussetzung für die Qualität und Reichweite ihrer 

Anwendung. Dass die Nutzung der Lehr- und Lernplatt­

formen zum Zeitpunkt unserer Erhebungen eine be­

grenzte Reichweite hatte, geht auch darauf zurück, dass 

die Interessenlagen bei den beteiligten Akteuren hier 

sehr viel uneindeutiger sind als bei der Nutzung von 

Notebooks und FunkLAN. 

Noch stärker gilt d ies für neue Formen der Lehre auf 

Grundlage von Notebooks, Multimedia und Internet. 

Während die Studierenden ihr Interesse an Angeboten 

artikulieren, welche die bewährte Präsenzlehre ergänzen 

und flankieren, ist die Erstellung exakt dieser Angebote 

für die Lehrenden vielfach mit zusätzlichem Aufwand 
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verbunden. Eine Substitution von Präsenzlehre durch 

medial vermittelte Lehrveranstaltungen, die es für Leh­

rende möglicherweise interessant machen würde, Auf­

wand für die Erstellung entsprechender Angebote zu be­

treiben, wird hingegen von den Studierenden abgelehnt. 

Dass neue Lehrformen, die vom Projekt der „Notebook 

University" auch erwartet wurden, bislang nur in Ansät­

zen realisiert wurden, hängt von daher auch mit der un­

klaren Interessenlage auf Seiten der möglichen Protago­

nisten für d iese Entwicklung zusammen. 
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In den letzten Jahren hat sich in der betrieblichen Praxis das Leitbild vo111 „lenzenden Untemeh111en" in großer Breite 

durchgesetzt. Es orientiert darauf, dass ei11 Untemeh111e11 (und nicht nur das Ma11age111e11t oder die Beschäftigten) „ ler­

nen " muss, wenn es auf die raschen Veränderungen des Marktes und der Wettbewerbsbedi11gungen rasch 11nd flexibel 

reagieren will. Konzepte des orga11isationalen Lemens bzw. des Organisationslernens beschäftigen sich aus analyti­

scher Perspektive 111it der gleiche11 Problematik: Wie ist es möglich, dass ei11e Organisation sich aus eigener Kraft ver­

ii11dert und dabei ihre Fähigkeite11 weiter e11twickelt? Diese Konzepte zeichnen sich durch eine 11e11e Sichtweise der Or­

gmzisalion aus. Die Organisation wird 11icht durch Umweltzwänge (z.B. den Markt) oder inteme Strukturen determi­

niert, sondem durch Menschen gestaltet .. Die spa1111e11de Frage ist dabei die 11ach de111 Zusammenhang zwischen 

Organisationsleme11 und individuelle111 Leme11:, U11ter welchen Bedingungen führt Organisationslemenauch zu einer 

wnfassenden Entwicklung, Erhaltung und Nutzung von Kompetenzen der Beschäftigten. 

Umer welchen Voraussetzungen können Untem e/1111e11, die dem Leitbild des „lernenden Unternehmens" folgen, einen 

Umbrttch des Personalmanagements in Richtung auf eine intensivere Nutzung von Kompetenzen der Beschäftigten voll­

ziehen? Und unter welchen Bedi11g1111gen lassen sich die Beschäftigten, auf deren Erfahru11gen und Engagement es da­

bei maßgeblich ankommt, auf einen solchen Prozess ein. Das zentrale Ergebnis dieser Untersuchung besteht in der Er­

kemitnis, dass Untemehmen sich vor allem auf einen politischen Aushandlungsprozess einlassen und einlassen müssen, 

wenn sie ihre Beschäftigten dazu bewegen wollen, neue Aufgaben und mehr Verantwortung zu iibem ehmen und sich 

stärker fii r ihre Arbeit zu engagiere11 we11n die Bereitschaft der Beschäftigten zu lernen und ihre Kompete11ze11 ständig 

weiter zu entwickeln, eine Grundbedingung für ein Perso11al111a11ageme11t bildet, welches auf den A11jbau, die Nutzung 

und die Weiterentwicklung der Kenntnisse und Fähigkeiten der Beschäftigten setzt. Dabei ist es zweitrangig, ob dieser 

Aushandlu11gsprozess sich auf der Grundlage expliziter Artikulation von Beschäftigtenillteressen, oder eher über deren 

implizites Gelte11dnzache11 vollzieht. 

Ein kompetenzarie11tiertes Perso11almmuzgeme11t lässt sich dann nicht mehr vorstellen als bloße Ausweitung betriebli­

cher Bildungsarbeit in Richtung auf eine stärkere pädagogische Unterstützung des Lemens im Prozess der A rbeit. Viel­

mehr gilt es, die in de11 letzten Jahren verstärkt erhobene Forderung nach einer systematischen ll!tegration von Perso­

nal- und Orga11isatio11sentwicklung in bestimmter Weise aufzugreifen 

Die empirische Grundlage dieses Beitrages bildet die wissenschaftliche Begleitung von 6 Unternehmen im Rahmen des Progranuns „Kompe· 
tcnzcntwicklungfür den wirtschaftlichen Wandel - Strukturwandel betrieblicher Weiterbildung" der Jahre 1996 bis 2000. Das Programm wurde 
aus Mitteln des BMBP und des Europäischen Sozia lfo nds gefördert. Im Rahmen der Begleitforschung haben Volker Bacthge-Kinsky und ich 
insgesamt etwa 140 Expertengespräche mit Veramwonlichcn und fas t 250 Interviews mit den Zielgruppen der Kompetenzentwic klung geführt. 
Hinzu kommen zahlreiche weitere Aktivitäten, die als Datengrundlage dienen: Eine zu zwei Zeitpunkten durchgeführte schrift liche Befragun­
gen von etwa 260 Beschäftigten. Projektgespräche, teilnehmende Beobachtungen, Ergebnisrückmeldungen und Diskussionen in den Betrieben. 
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Die Akteure und der Gegenstand des 

organisationalen Lernens 

Dass in diesem Prozess nicht „die" Organisation lernt, 

sondern betriebliche Akteure, die zu verschiedenen Zei­

ten, mit unterschiedlicher Intensität und nicht immer 

sehr gezielt den Prozess vorantreiben, gilt auch für den 

hier ins Auge gefassten Gegenstand. Im Gegensatz zu 

Dierkes ( l 997, 97) wird hier nicht vorausgesetzt, dass 

Organisationslernen damit verbunden ist, dass „die Ge­

samtorga11isatio11, oder zumindest ei11 großer oder ein 

mächtiger Teil der Orga11isation" auf Veränderungen 

reagiert. Denn zu Beginn sind es zumeist einzelne Ak­

teure aus dem Management (Unternehmensleitung, Per­

sonal - oder Produktionsverantwortliche), welche den 

Anstoß für den Prozess geben, indem sie Entwicklungs­

und Innovationsprobleme ihrer Organisation als „ Kom­

petenzproblem" thematisieren. „Kompetenzproblem" 

heißt: in ihren Augen bewältigt „die Organisation" be­

stimmte Anforderungen nicht, die sie vor dem Hinter­

grund bestimmter Strategien oder Markt-Einschätzun­

gen eigentlich bewältigen müsste. Voraussetzung für 

einen organisationalen Lernprozess ist, dass diese 

Wahrnehmung „Betroffe11heit" auslöst, die Erkenntnis, 

dass eine routinemäßige Bearbeitung des Problems nach 

bekannten Handlungsmustern nicht mehr Erfolg ver­

sprechend ist (vgl. Kissling-Näf/Knoepfel 1998, 245). 

Durch die Thematisierung werden Reflexi onsprozesse 

und soziale Interaktionen angestoßen, welche dazu füh­

ren sollen, das Problem genauer zu definieren, es auf die 

Tagesordnung zu setzen und das Wissen und die Kom­

petenzen des Betriebes zu seiner Lösung zu mobilisie­

ren. E inern konkreten Problembezug wird eine wesentli­

che Rolle im Prozess des organisationalen Lernens zu­

geschrieben (vgl. Swieringa/Wierdsma 1993; Nonaka 

1994; Wilkesmann 1999). 

Worin schließlich das Problem genau gesehen wird und 

was als eine mögliche Lösungsperspektive gelten 

könnte, das hängt nicht unwesentlich davon ab, welche 

Akteure sich schließlich darum bemühen, d ie mit dem 

Problem aufgeworfene Situation der Unsicherheit mit 

Hi lfe ihrer Kompetenz zu kontrollieren (vgl. Friedberg 

1995, 285), und welche Deutungsangebote sich am En­

de durchsetzen. Hinter dem Prozess des Organisations­

lernens steht die bewusste Aktivität von Akteuren, wel­

che darauf gerichtet ist, eine erweiterte Kontrolle über 

die Organisation im Lichte früherer Erfahrungen zu er­

langen (vgl. Nicolini/Meznar 1995). Die betriebliche 

Definition des „ Ko111pete11zproblems" ist das Resultat 

von Aushandlungen zwischen Akteuren, über den Cha­

rakter des Problems und d ie entsprechenden Handlungs­

möglichkeiten auseinander setzen. Sie orientiert sich da­

bei zwar immer an den sachlichen Bedingungen der ge­

stellten Aufgabe, doch weil Ursache-Wirkungs-Bezie­

hungen nur sehr selten eindeutig determiniert sind, 

bleibt Raum für Interpretationen, bei dem Akteure ihre 

Deutungsmacht und ihren Einfluss zur Geltung bringen. 

Je nachdem, welche Deutung des Problems sich schließ­

lich durchsetzt, ergeben sich daraus Aktivitäten und Zu­

ständigkeiten sowie im späteren P rozessverlauf auch 

Anknüpfungspunkte für weitere Akteure. Aufbau und 

Struktur des Netzwerks der Akteure sowie d ie bewusste 

Beeinflussung seiner Zusammensetzung gel ten als 

wichtiger Faktor für das Organisationslernen, weil 

durch die ins Netzwerk eingebrachten Informationen, 

Standpunkte und Ressourcen gemeinsame Wissensbe­

stände aufgebaut und verändert werden (vgl. Kissling­

Näf/Knoepfel 1998, 258; Nonaka/Takeuchi 1997). 

Weil die Unternehmen die Verantwortung für die Orga­

nisationsgestaltung und für Personalentwicklung dezent­

ralisiert haben (vgl. Freimuth 1995; Kotthoff/Matthäi 

2001) geht es in der gegenwärtigen Auseinandersetzung 

um eine stärkere betriebliche Nutzung von Kompeten­

zen der Beschäftigten sel ten von Beginn an um gesamt­

betriebliche Gestaltungsversuche, sondern fast immer 

um bereichsspezifische Reorganisationsvorhaben. Hier 

sind es vor allem die Produktionsverantwortlichen, wel­

che den Prozess des organisationalen Lernens anstoßen 

und die Definition des Problems bestimmen. Sie veror­

ten das Problem in einer Betriebs- und Arbeitsorganisa­

tion, welche die Entfaltung der Humanressourcen be­

grenzen, und in einer verzögerten Anpassung des Ver­

haltens der Beschäftigten im strukturellen Wandel (vg l. 

Arbeitskreis „Organisation" 1996). Wenn sich die Per-
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sonalfunktion beteiligt, so tut sie sich in der Regel 

schwer, ihre spezifischen Leistungen ins Spiel zu brin­

gen. Sie hat zur konkreten Abwicklung und Unterstüt­

zung der betrieblichen Veränderungsprojekte gegenwär­

tig wenig anzubieten (vgl. Jochmann 2001) und ihre 

Angebote der fachlichen Qualifizierung und der klassi­

schen Weiterbildung gelten als zu wenig zielführend 

und zu aufwändig für die Bewältigung des Organisa­

tionswandels (vgl. Staudt/Kriegesmann 1999). Die 

schwache Stellung der Personalabteilung, selbst dann, 

wenn eine„h1111w11-zelltrierte Strategie " der Rationali­

sierung verfolgt wird (vgl. Kotthoff/Matthäi 2001, 64), 

zeigt sich auch in anderen empirischen Untersuchungen 

(vgl. Faust/Jauch/Notz 2000, 132ft). Bei Hanft (1998, 

214) heißt es: „die Beteiligung der i11stit11tio11alisierte11 

Personale11twicklu11g (. .. ) blieb (. .. ) meistens auf eine 

passive, reaktive Rolle begrenzt." Und es wird darauf 

verwiesen, dass die Personalentwicklung erst dann eine 

wichtige Funktion übernehmen kann, wenn sie sich von 

ihrer klassischen Weiterbildungsfunktionen löst und um 

das Konfliktmanagement und die machtpolitische 

Durchsetzung des Vorhabens kümmert (Hanft 1998, 

216). Weil die Personalabteilungen aber sehr häufig 

noch als Personaladministration mit angeschlossener 

Weiterbi ldungsabteilung organisiert sind (vgl. Ulrich 

1998; Schuster/Reiß 1998; Jochmann 2001; Femppel 

2000; Kricsfalussy/Reiners 2004), kommen konkurrie­

rend und ergänzend regelmäßig spezialisierte Bera­

tungsunternehmen ins Spiel, welche neben der Prozess­

begleitung die Reali sierung des überfachlichen Qualifi­

zierungsbedarfs (z.B. Führungskräfte-Schulung, Team­

sprecher-Training) übernehmen. Für den Bedeutungszu­

wachs von Beratungsunternehmen und die Entwertung 

interner Experten gibt es weitere Gründe, die mit der 

Fraktionierung des Managements und der Politisierung 

der Organisation im Zuge beschleunigten Wandels zu 

tun haben (vgl. Faust 2000, 79). 

Starke Produktionsverantwortliche, externe Berater und 

eine schwache Personalfunktion, das ist die typische 

Akteurskonstellation, welche Vorhaben zur Kompetenz­

entwicklung vorantreibt. Sie wird je nach konkreter be­

trieblicher Situation durch weitere Promotoren ergänzt 

und kann zumeist auf Unterstützung einzelner Beschäf­

tigtengruppen rechnen. Die betriebliche Stärke der Koa­

lition des Wandels beeinflusst die Durchsetzungschan­

cen des gemeinsamen Vorhabens nicht unwesentlich 

(vgl. Faust/Jauch u.a. 1994, 194). Träger des Prozesses 

des Organisationslernen sind keineswegs nur die Pro­

motoren des Wandels, sondern können zahlreiche ande­

re betriebliche Akteure aus dem Management, der Inter­

essenvertretung oder auf Seiten der Beschäftigten sein, 

vor al lem aus der angepeilten Zielgruppen der Kompe­

tenzentwicklung. 2 

Nach unserer Erfahrung bedingt diese typische Promo­

toren-Konstellation bei Vorhaben zur Kompetenzent­

wicklung von Beginn an eine spezifische Eingrenzung 

des Gegenstandes des organisationalen Lernens: Es geht 

um das Gelingen der Restrukturierung eines Arbeitsbe­

reichs. Dazu werden Mittel der Organisationsgestaltung 

und Formen des kollektiven Lernens (z.B. Teamgesprä­

che, Gremienarbeit des Projektes. Problemlösezirkel) 

für geeignet gehalten, welche aus berufspädagogi scher 

Sicht „keinen Ersatz fiir gezielte Interve11tionen i11 den 

Prozess der Qualifikatio11se11twicklung " bieten (Witz­

gall 2003, 239). Die Produktionsverantwortlichen stel­

len unserer Erfahrung nach eher selten die ausdrückli­

che Forderung nach einer Qualifizierung der Beschäftig­

ten oder nach einer didaktisch-methodischen Unterstüt­

zung des Lernens. Denn zum einen haben sie zumeist 

gar nicht so schlechte Erfahrungen mit der „selbstschär­

fenden" Qualifikation der Facharbeiter bzw. mit derbe­

trieblichen Einweisung in neue Aufgaben („learning by 

doing") gemacht, zum anderen stehen ihnen praxisge­

rechte Lehr- und Lern-Konzepte aus unterschiedlichen 

2 Im Gegensatz zu Bogumil/Kißlcr (1998) wird hier nicht zwi­
schen „Akteuren" und „Agierenden" unterschieden, je nachdem 
ob sie an der Definition von „Organisationsregeln" beteiligt sind 
oder nicht. Denn eine solche Unterscheidung lässt sich nur tref­
fen. wenn man sich eng an formalen Regeln orientiert. nicht 
aber bei Verwendung eines offenen Regel-Begriffs wie er von 
BogumiVKißler (1998, 301) im inneren Widerspruch zur obigen 
Unterscheidung bevorzugt wird: „Bei diesen Rege/11 Jra11de/t es 
sich llicht ll1tr 11111 Norme11, Vorschriften und Organi.rntio11sbe­
sti111111rmge11, sondern auclr um Gewolrnlreiren, Einsichten, Er­
fahmngen und Bindungen, durclr die da.1 Handeln in der Orga­
ni.rntitm sozial strukrurierl ist. " Einem solchen offenen Rcgel­
Bcgriff, <lern wir vorläufig folgen wollen, entspricht konsequen­
ter Weise auch ein weiter gefasster Partizipationsbcgriff, der 
auch eine mittelbare Beeinflussung von Regeln einschließt. 
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Gründen auch gar nicht zur Verfügung, so dass „ar­

beitspädagogische Ha11dwerkelei a11stelle der mögliclze11 

Professionalität das Bild bestimmt." (Witzgall 2003, 

238) Produktionsverantwortliche sehen das Problem zu­

dem eher in der mangelnden Flexibilität und Bereit­

schaft der Beschäftigten, sich auf die anstehenden Ver­

änderungen einzulassen, als in bestimmten Lücken der 

Qualifikation. Und sie wünschen sich punktgenaue und 

kurzfristig realisierbare Lösungen für ihre Probleme. 

Auch die anderen Akteursgruppen - falls sie sich über­

haupt durch eine berufspädagogische Expertise aus­

zeichnen - setzen sich in diesem Zusammenhang selten 

für eine systematische Personalentwicklung ein, sondern 

eher für eine Projektorganisation. Diese erscheint ihnen 

unter anderem wichtig, weil sie durch eine planvollere 

und kontrolliertere Steuerung des Prozesses die hemds­

ärmelige, pragmatische Vorgehensweise der Produk­

tionsverantwortlichen korrigieren, ihren eigenen Ein­

fluss wahren und das Vorhaben politisch absichern kön­

nen. Denn ein Steuerungsteam und Projektgruppen er­

möglichen die elegante Einbi ndung von Betriebsrat und 

weiteren Akteuren in das Vorhaben. Der systematische 

Aufbau einer Lernorganisation oder eines Systems der 

Personalentwicklung findet selbst dann nicht unbedingt 

statt, wenn eine im Betrieb gut verankerte Personalent­

wicklung existiert (vgl. Hanft 1998, 215). 

Der Gegenstand des Organisationslernens in den hier in 

den Blick genommenen betrieblichen Prozessen zur 

Kompetenzentwicklung besteht also in der Bewältigung 

einer Reorganisation in einem bestimmten Organisa­

tionsbereich. Sie erfolgt auf Initiative der im Feld han­

delnden Akteure und auf Grundlage von Wissen und 

Ressourcen, die sie mobi lisieren. Dabei spielt die Auf­

nahme, Verteilung, Interpretation und Nutzung externen 

Wissens für den Prozess des Organisationslernens (vgl. 

Huber 1991) sicherlich keine unwesentliche Rolle, doch 

liegt der wesentliche Punkt dieser betrieblichen Ausein­

andersetzung anderswo: Die unter Bezugnahme auf das 

Leitbild „leme11des Untemeh111e11" angestoßenen Ver­

änderungen werden erst handlungswirksam, wenn eine 

Veränderung von organisationalen Regeln statt findet, 

welche das Verhalten der betrieblichen Akteure und ihre 

sozialen Beziehungen prägen. Fasst man mit Scott kog­

nitive, normative oder regulative Strukturen und Aktivi­

täten, welche das soziale Verhalten mit Stabilität und 

Bedeutung versehen als Institutionen (vgl. Scott 1995, 

33), dann stellt sich Organisationslernen dar als Prozess 

institutionellen Wandels. 

Organisationale Regeln als Konventionen 

Als theoretisches Konzept zur Analyse von Prozessen 

organisationalen Lernens beziehen wir uns auf Ansätze 

der französichen Konventionenökonomie, die auf hand­

lungstheoretischer Grundlage nicht nur auf das Handeln 

von Akteuren unter dem Einfluss einmal gegebener in­

stitutioneller Regeln abstellt, sondern auch ihren Entste­

hung, Wirksamkeit und den Wandel aus sozialem Han­

deln heraus zu begründen sucht (vgl. Orlean (Hrsg.) 

1994; Storper/Salais 1997; Wagner 1993 

Anders als etwas Giddens (1993), der in seiner Konzep­

tion der „Dualität vo11 Struktur" den kontinuierl ichen 

Strom des Verhaltens und vor allem den Routineaspekt 

des Handelns stark macht (vgl. Holtgrewe 2000), stellen 

Konventionen-Ansätze ausdrücklich die Bewältigung 

von Unsicherheit ins Zentrum ihres Forschungsinteres­

ses: Wie werden menschliche Akteure in Situationen 

von Unsicherheit überhaupt handlungsfähig„ wie koor­

dinieren sie ihre individuellen Handlungen, und wie bil­

den sich aus dieser Abstimmung Begründungen, Über­

einkünfte, eine kollektive Logik des Handelns und 

schließlich Institutionen? Für die Entstehung von Kon­

ventionen wird folgender Ausgangspunkt sozialen Han­

delns angenommen: In einer Situation sind voneinander 

abhängige Akteure auf die Koordination ihrer Handlun­

gen angewiesen, sind sich aber nicht ganz sicher über 

die Erwartungen und die voraussichtlichen Beiträge 

ihres jeweiligen Gegenüber. Um eine erfolgreiche Koor­

dination ihrer Handlungen zu ermöglichen, ist ein Ein­

verständnis über den Charakter der Situation, die in die­

ser Situation gegebenen Handlungsmöglichkeiten und 

die wechselseitigen Erwartungen zu erzielen. Die Inter­

pretation eines einmal erlangten Einverständnisses wird 

wie eine Hypothese in einer ähnlichen Situation erneut 
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erprobt. Sollte sie sich bewähren, bilden sich Kon ven­

tionen der Koordi nation heraus. Für ein aufeinander be­

zogene Verhalten bedarf es nicht unbedingt der Ko m­

munikation, sondern es genügt zumeist die gedankliche 

Bezugnahme auf das vermutete Verhalten des Anderen 

in solchen Situationen (vgl. Lewis 1975).Wenn eine 

Konvention einmal etabliert ist, dann ist sie selbsterhal­

tend. D ie Akteure haben keinen Anreiz, von ihr abzu­

weichen, wei l sie dann erwarten können, dass ihr Ge­

geniiber auch seinen Beitrag leistet, während sie andern­

fal ls die Gefahr sehen, ihre Handlungsziele nicht zu er­

reichen (vgl. Bayer/Orlean 1992; Lewis 1978). Im Un­

terschied zur Kategorie der „Scripts" resultieren Kon­

ventionen aus dem menschlichen Handeln, sie basieren 

auf kollektiver Erfahrung. Sie entstehen als Antworten 

auf Unsicherheiten und definieren Handlungsmöglich­

keiten. Konventionen sind ein soziales Arrangement, 

das es Menschen erlaubt, miteinander zu kooperieren, 

dadurch schaffen sie eine soziale Ordnung.3 

Diese Ordnung ist nicht unzweideutig und statisch, son­

dern muss im sozialen Handlungszusammenhang be­

ständig interpretiert und bewährt werden. Es wird davon 

ausgegangen, dass keine Si tuation der vorherigen genau 

g leicht, und sich d ie Akteure stets einigen müssen, wie 

die Situation beschaffen ist und welche Konventionen 

jeweils gelten sollen. In Routinesituationen erfolgt diese 

Eini gung rasch und beiläufig, in neuen Situationen kön­

nen sich jedoch Streitfälle ergeben, bei denen sich die 

Betei ligten auf unterschiedliche Konventionen zu stüt­

zen suchen, um ihre Interessen ins Spiel zu bringen. 

Konventionen fungieren dabei als Ressourcen, welche 

die E rfahrungen aus der sozialen Interaktion ins Spiel 

3 Auch bei Max Weber (1 957, 34) ist eine „Konvention" wie das 
,.Recht" eine soziale Ordnung, deren Geltung äußerlich garan­
tiert ist. Ein Verstoß gegen die Ordnung fülut bei Konventionen 
„innerhalb eines angebbaren Menschenkreises auf eine (relativ) 
allgemeine und praktisch fühlbare Mißbilligung'', während 
heim Recht ein bestimmter Stab an Menschen bereits steht, der 
Zwangsmittel verhängt. Inwieweit s ich Webers Soziologie mit 
der Konventionen-Theorie verbinden lässt, wäre ein mal genauer 
auszuloten. Denn ähnlich wie diese formuliert Weber den An­
spruch, soziale Gebilde (Staat. Organisationen etc.) nicht aus 
sich heraus verstehen zu wollen, sondern auf das s innha fte Han­
deln einzelner Menschen und daraus resultierende Handlungs­
muster zurück zu führen. Die von Seiten der Konvcntionen­
Theorie vorgenommene scharfe Abgrenzung zur traditionellen 
Soziologie ist wohl eher ein französisches Problem (vg l. 
Wagner 1993). 

bringen, um künft ige Situatio nen kollektiv zu meistern. 

Das Konventionen-Konzept unterstellt dabei keines­

wegs eine harmonische Ausgangslage. Die Akteure ver­

folgen eigene Interessen, aber im Unterschied zur strate­

gischen Analyse (vgl. Crozier/Friedberg 1993) werden 

soziale Beziehungen und Vertrauen zur relevanten Grö­

ße, denn die Akteure können ihre Interessen besser rea­

lisieren, wenn sie miteinander kooperieren und auf den 

Einsatz von Macht verz ichten, da sie zur Bewältigung 

der Situation voneinander abhängig sind (vgl. Bernoux 

1995). Insofern sind gerade Konventionen eine Form, 

d ie auch gegensätzliche und widersprüchliche Interes­

sen aneinander bindet. Ähnlich wie Giddens (1993) oder 

Friedberg (1995) betont auch die Konventionen-Theorie 

den „dualen" Einfluss von materiellen und immateriel­

len Gegenständen sowie Strukturen auf das Handeln der 

Akteure: Einerseits schränken sie mögliche Interpreta­

tionen einer Situation ein und erhöhen die Einigungsfä­

higkeit der Akteure, andererseits können darauf bezoge­

ne Begründungen auch über e ine Situation hinausrei­

chen und Handlungsspielräume erweitern (vgl. Wagner 

1993, 472). Alles in allem werden die Bezugspunkte des 

Handelns also keineswegs der sozialen Ordnung fertig 

entnommen, sondern in der permanenten Konstruktion 

gemeinsamer Handlungskontexte immer wieder neu er­

zeugt und modifiziert. Darin liegt der Unterschied zu 

soziologischen Konzepten, welche die Anwendung von 

Normen und Regeln thematisieren, ohne deren Genese 

zu begründen (vgl. Wagner, 1993; Storper/Salais 1997, 

17 .) Gegenüber vielen anderen institutionalistischen An­

sätzen zeichnet sich das Konventionen-Konzept dadurch 

aus, dass es die Machtquellen und Ressourcen einbe­

zieht, welche Regel- und Begründungssystemen des 

Handelns erst Kraft verleihen: „Regeln allein ge11erie­

re11 kei11 Handeln, es miissen auch Kräfte und Fiilzigkei­

te11 im Spiel sein." (Moldaschl/Diefenbach 2003) 

Vor allem in Routinesituationen wird die soziale Inter­

aktion im Betrieb durch stillschweigendes Heranziehen 

von Konventionen geregelt, bei Störungen, Neuerungen 

oder Umstrukturierungen hingegen entstehen Situatio­

nen der Unsicherheit, bei denen die Anwendbarkeit und 

Gültigkeit von Konventionen strittig ist. Solche Situa-
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tionen werden in einem Betrieb unter Rückgriff auf 

einen Kernbestand gemeinsamer Kooperationserfahrun­

gen und gemeinsamer Orientierungen in mehr oder we­

niger ausdrücklichen Aushandlungen bewältigt, bei de­

nen Konventionen eine Art kollektives Realitätsprinzip 

bilden, an dem sich Beschäftigte und Management 

orientieren. Das Resultat der Bewältigung neuer Situa­

tionen können veränderte oder auch neue Konventionen 

sein. In einem solchen Einigungsprozess erscheinen den 

Akteuren sowohl die ökonomisch-funktionalen als auch 

d ie sozialen Aspekte des Streitfalles als Einheit, und in 

der wechselseitigen Verständigung über eine Interpreta­

tion der Situation und die anwendbaren Koordinations­

regeln werden gleichfalls beide Aspekte aufgenommen. 

Dabei gehen formale Organisationsregeln (z.B. 

funktionale Zuständigkeit) wie auch gesellschaftliche 

Institutionen (z.B . Beruf; Tarifvertrag; Rechtsnormen), 

ebenso wie materielle Gegenstände und Bedingungen 

als Argumente und Objekte in die Aushandlung struktu­

rierend ein (vgl. Storper/Salais 1997). 

Organisationales Lernen als Neubestimmung 

von Konventionen der Arbeit 

Organisationales Lernen, vollzieht sich als Neubestim­

mung von Konventionen zu betrachten, welche die so­

ziale Interaktion und die sozialen Beziehungen im Be­

trieb regulieren. Aus industriesoziologischer Sicht han­

delt es sich um eine prozessorientierte Reorganisation, 

welche die exklusive Kompetenzabgrenzungen, hierar­

chischen Kooperationsmuster und die hochgradig diffe­

renzierte Statusorganisation der „ berujlich-fu11ktio11ale 

0 rga11isatio11 " (vgl. Baethge/Baethge-Ki nsk ys l 998a, 

127)4 aufzulösen beginnt. Probleme und Konflikte, mit 

4 Auch Baethgc/ß aethge-Kinsky (1998a, 103) greife n zu einer in­
s titutionalistischcn Erklärungen, indem sie das Produktionsmo­
dell nach den sie stützenden institutionellen Strukturen ausdiffe­
renzieren („ Kompete11r.modell". „Kooperatiommodell " und 
„Swtusmodell"). Diese drei „Modelle" erscheinen für unser 
Vorhaben jedoch zu kompakt, sie zerschneiden den praktischen 
Zusammenhang von Kompetenz, Kooperation und Status und 
wirken etwas funktionalistisch. Weil jede Arbeits teilung (bzw. 
Spezialisierung) einen Koordinationsbedarf erzeugt (vgl. 
Kicser/Kubicek 1977, 73), ist die analytische Trennung von Re­
geln der Kompetcnzrnwcisung und Regeln der Zusammenarbeit 
zu abstrakt. d.h. ein „Ko111pete11v 11odell" ist in der Praxis immer 
auch ein „Kooperatio11smodel/" . 

denen wir bei Projekten betrieblicher Kompetenzent­

wicklung vielfach konfrontiert wurden, lassen sich auf 

typische Koordinationsprobleme zwischen bestimmten 

betrieblichen Akteuren zurück führen und auf deren 

Suche nach einer neuen kohärente Abstimmung ihres 

Verhaltens. Eine erweiterte Nutzung von Kompetenzen 

wird möglich, wenn diese Kohärenz erreicht wird - was 

wir bislang mit dem Begriff der „Angemessenheit" der 

Konfliktbearbeitung gefasst haben. Im gegenwärtigen 

Umbruch traditioneller Produktionskonzepte - und hier 

konzentrieren wir uns ganz auf Produktionsarbeiter und 

ihre Vorgesetzten - sehen wir fünf typische Streitfälle, 

deren Lösung darüber entscheidet, inwieweit eine kohä­

rente soziale Abstimmung entsteht: 

Erstens entsteht durch eine prozessorientierte Reorgani­

sation eine hohe Unsicherheit darüber, was als angemes­

sene Arbeitsleistung (qualitativ und quantitativ betrach­

tet) konkret zu verstehen ist. Denn wo die Reorganisa­

tion zur Erweiterung von Aufgaben führt , werden die 

Beschäftigten in aller Regel mit berufsfremden Tätig­

keiten konfrontiert. Allgemein geht es darum, dass ne­

ben der bislang bestimmenden Herstellungsarbeit zu­

nehmend Aufgaben der Gewährleistung oder der Inno­

vation übernommen werden sollen (vgl. Baethge/ 

Baethge-Kinsky 1998a, 130). Dies sind Tätigkeiten, für 

die Produktionsarbeiter in der Regel keine Leistungs­

standards entwickelt haben, auf die sie zurückgreifen 

können. Zumal sich auch die Frage stell t, wie sich die 

Leistung genau bestimmt. Denn exakt definierte Leis­

tungsvorgaben werden zunehmend aufgeweicht und 

durch die Aufforderung ersetzt, selbständig und in Ab­

hängigkeit von den jeweiligen Prozesserfordernissen zu 

entscheiden, wo Leistung zu erbringen ist. Das gilt vor 

allem, wenn nicht mehr die individuelle Leistung allein 

zählen soll, sondern die Leistung eines Teams, was kol­

lekti ve Abstimmungen erforderlich macht. Alle drei 

Gründe führen zu einer grundlegenden Infragestellung 

der Konventionen, man als Produktivitäts-Ko11ve11tio11en 

zu bezeichnen kann, weil sie regeln, wann Arbeit als 

wertschöpfend qualifiziert wird. Dass die Verständigung 

über die künftig geltenden Leistungsnormen brisant ist, 

kommt in verbreiteten Leistungskonflikten in den unter-
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suchten Fallbeispielen zum Ausdruck. In diesem dreidi­

mensionalen Möglichkeitsraum können Beschäftigte 

nun ihre Kompetenzen, Interessen und ihre Identitäts­

vorstellungen gegenüber den anderen Akteuren ins Spiel 

bringen, um die künftig geltenden Leistungsprinzipien 

auszuhandeln. In dieser Aushandlung werden Ansprü­

che auch unter Bezugnahme auf gesellschaftliche oder 

betriebliche Normen und Institutionen geprüft, wie etwa 

das berufliche Selbstverständnis, Bewertung und Aner­

kennung von Leistung durch das Entgeltsystem bzw. ta­

rifliche Eingruppierung oder auch Solidaritätsnormen 

im Arbeitskollektiv illustrieren mögen. Der Vorschlag 

von Lacher/Springer (2002), sich von einer an der Vor­

stellung von Normalleistung orientierten Zeitwirtschaft 

zu Gunsten einer Leistungspolitik zu verabschieden, 

welche von einer betriebswirtschaftlichen Bestimmung 

des Leistungsniveaus ausgeht, macht deutlich wie weit­

reichend einzelne Akteursgruppen die Produktivitäts­

Konventionen unter Bezugnahme auf ihre Interpretation 

der globalen Wettbewerbsbedingungen in Frage zu stel­

len suchen. Die Schwierigkeit der betrieblichen Neuaus­

handlung von Produktivitäts-Konventionen liegt viel­

leicht darin, dass die Abstimmung in zwei Richtungen 

kohärent sein muss: zum einen geht es in Richtung auf 

das Arbeitskollektiv um die Regeln der Solidarität (vgl. 

Kuhlmann/Schumann 2000), zum anderen in Richtung 

Management um das Transformationsproblem des Ar­

beitsvertrages (vgl. Berger 1995; Jürgens 1983, 62). In 

den Augen des Managements erscheinen Beschäftigte 

als kompetent, wenn sie die höheren „ Initiativa1iforde­

rungen" (Lichtenberger 1999, 285) durch Engagement, 

Teamfähigkeit und flexibles Einstellen auf veränderte 

Situationen bewältigen. 

Zweitens sind in den Fallanalysen sehr häufig „Aufga­

ben- wzd Kooperationskonflikte" artikuliert worden, 

welche sich um die Frage drehten, wer eigentlich für 

welche Aufgaben innerhalb eines Funktionsbereichs ge­

nau zuständig ist und seine Tätigkeit mit wem und in 

welcher Weise zu koordinieren hat. Nun waren und sind 

in keiner Organisation die Aufgaben klar und eindeutig 

bestimmt, umstrittene Grenzen und Grauzonen gehören 

zum Alltag (vgl. Weltz 1988; 1991). Für den Umgang 

mit diesen Grauzonen gibt es bewährte Kooperations­

Konventionen, doch eine prozessorientierte Reorganisa­

tion führt dazu, dass auch die bislang als unverrückbar 

scheinenden Prinzipien der Teilung und Koordination 

von Arbeit in Bewegung geraten (vgl. Kern/Schumann 

1984). Zentrale Organisationsvorstellungen, welche die 

Zuweisung von Tätigkeiten zu Beschäftigtengruppen 

bestimmten, können nun in Frage gestellt werden: die 

strikte Trennung von Planung und Ausführung, die Be­

vorzugung einer Funktionsteilung gegenüber einer Pro­

duktorientierung sowie die Orientierung an beruflichen 

Domänen statt an konkreten Aufgaben (vgl. Baethge/ 

Baethge-Kinsky 1998a, b). Wie stark ihre Institutionali­

sierung in der Organisation verankert sind und das Ver­

halten prägen, zeigen die gravierenden Reibungen und 

Konflikte, welche mit der Bildung interfakultativer 

Teams in der Produktion verbunden sind, was Kern/ 

Sabel (1994, 610) sehr anschaulich beschrieben haben. 

Gegenwärtig erscheinen vor allem die Beschäftigten als 

kompetent, welche sich unabhängig von ihrer fachlichen 

Herkunft und ihrer funktionalen Zuständigkeit an der 

Lösung von Aufgaben und Problemen orientieren. 

Drittens geraten auch Konventionen in Bewegung, wel­

che das Zusammenspiel der Funktionsbereiche regulie­

ren, denn eine prozessorientierte Gestaltung der Be­

triebsorganisation stell t die bislang etablierten Formen 

der Koordination unterschiedl icher Fach- und Funk­

tionsbereiche unter Anpassungsdruck. Wo tiefgestaffel­

te Hierarchien die Kontaktaufnahme nach dem ,,Prinzip 

Dienstweg" organisierten und sich ein ausgeprägtes 

„Kästchen-" und „Abteilungsdenken" ausgeprägt hat 

(vgl. Baethge/Baethge-Kinsky 1998a, 119), haben sich 

in der Regel unter Bezugnahme auf Berufskulturen auch 

festgefügte Wahrnehmungsmuster etabliert, welche die 

jeweilige Gegenseite charakterisierten. Für das Erbe des 

Taylorismus sind beispielsweise Spannungen an der 

Schnittstelle zwischen Vertrieb und Produktion (vgl. 

Holtgrewe/Voswinkel 2002) oder Entwicklung und 

Fertigung typisch (vgl. Lippert, Jürgens/Drüke 1996, 

247), welche die Zusammenarbeit zwischen Verkaufs­

bzw. Planungsabteilungen und Produktion prägen. Da­

bei geht es keineswegs nur um Fragen der Reproduktion 
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und Verwertung des Fachwissens, sondern um betriebli­

chen Status und beruflichen Identität (vgl. Bolte 2000; 

Böhle!Bolte 2002; Holtgrewe/Voswinkel 2002). Im 

Rahmen unseren Erhebungen vielfach thematisierte 

„Kommunikationsprobleme" sind daher als Versuche zu 

verstehen, Regeln der Kommunikation und Zusammen­

arbeit entlang der Prozesskette zu etablieren, welche un­

ter den Bedingungen neuer Abhängigkeiten und Nähe 

funkt ionieren können. An die Stelle des in der hierarchi­

schen und funktionalen Organisation bestimmenden 

„Machtbezugs " der Handlungskoordination müsste nun 

ein „Aufgabenbezug" treten, je mehr die querfunktiona­

le Kooperation realisiert wird (vgl. Baethge!Baethge­

Kinsky 1998a, 133). 

Viertens werden Fiihr1111gs-Ko11ventio11e11 verändert, 

wenn statt des Prinzips von „a11weise11 und a11sfiihre11" 

künftig auf „überzeugen können und sich überzeugen 

lassen " gesetzt wird (vgl. Baethge!Baethge-Kinsky 

1998a, 133), d .h. an die Stelle genauer Auftragsertei­

lung und Verhaltenskontrolle eine Führung auf der 

Grundlage von Zielvereinbarungen und Ergebniskon­

trolle tritt. Was verstärkte Selbststeuerung und Selbst­

verantwortung für die Abstimmung des Verhaltens zwi­

schen Vorgesetzten und Mitarbeitern genau bedeutet 

und welches angemessene Formen der Entscheidung 

und der Kontrolle darstellen, dies ist wie zahl reiche Be­

richte aus den Betrieben zeigen, ein überaus schwieriger 

Abstimmungsprozess (vgl. Behrens/Hardwig/Kädtler 

1997; Faust/J auch/Notz 2000), den wir in den Fallbei­

spielen als Führungsprobleme wahrgenommen haben. 

Hier prallen die Interessen von Beschäftigten an erwei­

terten Handlungsspielräumen und die Kontrollbedürf­

nisse der unteren Vorgesetzten aufeinander, wobei die 

Beteiligten ihre jeweilige Position nicht zuletzt unter 

Bezugnahme auf gesellschaftliche Diskurse (z.B. die 

Moderatoren-Ro lle und Coach-Funktion moderner Füh­

rung) zu legitimieren versuchen. 

Fünftens werden die Konventionen berührt, welche die 

Anpassung an veränderte Umwelt- und Marktbedingun­

gen regeln, wir wollen sie hier vorläufig Ratio11a/isie­

rungs-Ko11ve11tio11e11 nennen. In der „beruflich-fimktio-

11ale11 Organisation " ist Innovation eine Aufgabe für 

Spezialisten in speziellen Stabsabteilungen gewesen, 

mit Prozessorientierung ist verbunden, dass alle Be­

schäftigten mehr oder weniger für Prozesse der Opti­

mierung, für den kontinuierlichen Veränderungsprozess 

und teilweise auch für die Produkt- und Prozessinnova­

tion zuständig werden (vgl. Baethge/Baethge-Kinsky 

1998a). Die Übernahme von Innovationsaufgaben be­

rührt nicht nur die Produkti vitäts- und Kooperations­

Konventionen, sondern auch - und dies soll mit der Ra­

tionalisierungs-Konvention gefasst werden - Verände­

rungen der Identität der Produktionsarbeiter und die be­

trieblichen Mechanismen der Anpassung an veränderte 

Markt- und Umweltbedingungen. Dass die Übernahme 

von Innovationsaufgaben das tradierte berufliche Selbst­

verständnis der Produktionsarbeiter herausfordert, hat 

die verbreitete Abwehr gegenüber einer Beteil igung an 

der Rationalisierung sichtbar gemacht (vgl. Dörre!Neu­

bert 1993). Diese Haltung wird als „arbeitspolitischer 

Konservatismus" (Schumann!Einemann u.a. 1981, 

844 ff.; Kern/Schumann 1984) oder als „Loh11arbeiter­

orie11tieru11g" (Balzert/Kuhlmann/Sperling 2003, 20) 

charakterisiert. Positiv gewendet geht es darum, dass 

„die Bereitschaft, sich aktiv um Kostensenkung und Pro­

zessoptimierung zu kiimmem (. .. ) Bestandteil einer 

selbstbewussten, offensiven Definition der eigenen Q11a­

lifikatio11 und der eigene11 Rolle darstellt. " (Balzert/ 

Kuhlmann/Sperling 2003, 21). Das Selbstverständnis 

der Produktionsarbeiter steht in den hier bemühten 

Quellen immer in einem doppelten Zusammenhang: 

einerseits zur Definiti on der sozialen Beziehung zwi­

schen Management und Arbeitern, wobei eine antago­

nistische und auf Misstrauen beruhende Beziehung Be­

tei ligung ausschließt; andererseits zu den Mechanismen, 

wie die Arbeits- und Leistungsbedingungen, j a das Be­

schäft igungsverhältnis insgesamt, bislang an die verän­

derten Umweltbedingungen angepasst wurden. Der Be­

griff des „arheitspolitischen Konservatismus" ent­

stammt nicht zufäll ig einer Studie zur Verarbeitung 

einer Strukturkrise im Schiffbau. Allgemein betrachtet 

sind in der beruflich-funktionalen Organisation die Ra­

tionali sierungsrisiken auf bestimmte Segmente der Be­

schäftigten abgewälzt und die Kernbelegschaft durch 
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einen „ Produktivitätspakt" abgesichert worden (vgl. 

Baethge/Baethge-Kinsky l 998a, 125), dieser Pakt be­

kommt „zunehmend größere Risse" (Kurz 1998, 234). 

Für die kompetenzorientierte, flexible Organisation 

stellt sich daher d ie Frage, welche Form der Sicherheit 

und des Vertrauens für das Beschäftigungsverhältnis ge­

geben werden muss, um die erforderlichen Kompeten­

zen zu gewinnen (vgl. Baethge/Kädtler 1998; Lichten­

berger 1999; Zimmermann, B. 2000; Klee 2003). Die 

betriebliche Empirie macht deutlich, dass das Miss­

trauen gegenüber dem Management, ein wesentlicher 

Faktor ist, der Vorbehalte gegenüber der betrieblichen 

Kompetenzentwicklung begründet. Die Erosion der F lä­

chentarifverträge und die Verbetrieblichung der Arbeits­

beziehungen führen dazu, dass die gesellschaftlichen 

Ressourcen für betriebliche Vertrauensbeziehungen 

schwi nden (vgl. Kern 1996a, b). Wie sich in diesem 

Spannungsfeld tragfähige Lösungen bilden können, ist 

eine offene Frage. 

Bei diesen fünf Streitthemen geht es darum, unter Be­

zugnahme auf Erfahrungen und Interessen der betriebli­

chen Akteure, aber auch auf gesellschaftlich anerkannte 

und institutionalisierte Begründungen eine Lösung aus­

zuhandeln, mit der eine kohärente Abstimmung des 

Verhaltens unter den veränderten betrieblichen und ge­

sellschaftlichen Bedingungen gelingt. Das Resultat des 

Prozesses des organisationalen Lernens bei Vorhaben 

zur betrieblichen Kompetenzentwicklung ist auf den 

ersten Blick die Modifikation der Konventionen der Ar­

beit, also der Regeln der Koordination des Verhal tens 

der Akteure. Auf den zweiten Blick zeigt sich aber, dass 

sich mit der Veränderung der Konventionen der Arbeit 

sehr viel mehr verändert: d ie ldentität5 der betrieblichen 

Akteure, die sozialen Beziehungen zwischen den Akteu­

ren, betriebliche und gesellschaftliche Institutionen und 

auch die Bedeutung betrieblicher Strukturen und mate­

rieller Gegebenheiten für die Handelnden im Betrieb. 

Die Aushandlung der Konventionen der Arbeit in der 

täglichen Interaktion stellt den Mechanismus bereit, mit 

dem die betrieblichen Akteure ihre arbeitsbezogenen Er-

5 Der Identitätsbegriff nach Krappmann (1982) wäre m.E. hier 
anschlussfähig. 

fahrungen und Interessen einbringen, mit dem sie lernen 

und sich die organisationalen Regeln, Orientierungs­

systeme und die sie tragenden sozialen Beziehungen 

wandeln. Wenn wir es genau betrachten, dann handelt 

es sich bei der Modifikation der Konventionen der Ar­

beit um ein Organisationslernen im weiteren Sinne. 

Umbruch zu einem kompetenzorientierten 

Personalmanagement? 

Welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang das 

Personalmanagement? Nach unserer Beschreibung der 

Bedingungen des Prozesses des Organisationslernens 

sowie der typischen Akteurskonstellationen bei Vorha­

ben zur Kompetenzentwicklung ist ein rascher und all­

gemeiner Umbruch des Prinzipien des Personalmanage­

ments als Folge des Leitbildes des „ lernenden U11ter­

nehme11s" in den Betrieben kaum zu erwarten: Nach un­

seren Erhebungen kommt es auf der hier betrachteten 

Ebene nicht unbedingt zu einer professionellen und ge­

planten Politik der Integration von Personal- und Orga­

nisationsentwicklung. Eher ist mit einer Unterschätzung 

der personalpolitischen Implikationen des intendierten 

Wandels und mit feh lender Professionalität in der Kon­

zeption und Lösung der Personalfragen zu rechnen. Zu­

dem sind die Voraussetzungen für den Erfolg betriebli­

cher Kompetenzentwicklung hoch, während die betrieb­

liche Arbeitsgestaltung ihnen kaum Rechnung trägt. 

Man orientiert sich vorrangig an abstrakten Zielsetzun­

gen und Konzepten der Reorganisation, statt die arbeits­

bezogenen Erfahrungen und Interessen der Beschäftig­

ten systematisch zu erkunden und die vorhandenen 

Kompetenzen als Reservoir möglicher Lösungen und 

Weiterentwicklungen zu nutzen. Bei diesen Ausgangs­

bedingungen könnte man zu dem Schluss kommen, dass 

der prognostizierte Umbruch schon daran scheitert, dass 

d ie betrieblichen Akteure nicht über den Willen oder 

über die Kompetenz verfügen, ihn zu vollziehen. Eine 

solche Schlussfolgerung setzt jedoch eine Vorstellung 

von sozialem Wandel voraus, welche diesen als eine be­

wusste Gestaltung eines Bruchs mit der Tradition be­

greift, als einen geplanten Wechsel von einem traditio­

nellen zu einem avancierten Organisationsmodell. Wer 
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in die Betriebe schaut, wird zugeben, dass d ies nur im 

Ausnahmefall eine zutreffende Vorstellung sein dürfte. 

Allgemein erscheint es realistischer, die Entwicklung in 

den Betrieben als Prozess des organisationalen Lernens 

zu betrachten, bei dem soziale Akteure die Veränderun­

gen ihrer sozialen und betrieblichen Umwelt verarbei­

ten, indem sie kleinere Schritte der Veränderung vor­

nehmen. Um kollektiv handlungsfähig zu bleiben, im­

plementieren sie dabei nicht neue Organisationsprinzi­

pien, sondern modifizieren die Konventionen der Ar­

bei t, die ihr Verhalten steuern. Aus einer solchen Sicht 

erscheint ein „Strukturbruch" oder ,,Paradigmenwech­

sel" als eher unwahrscheinliches Ereignis. Denn der Or­

ganisationswandel wird zu einem in hohem Maße pfad­

abhängigen Prozess, bei dem veränderte betriebliche 

oder gesellschaftliche Situationen durch inkrementelle 

Veränderungen von Routinen „kleingearbeitet" werden. 

Um die Anschlussfähigkeit an ihre Praxiserfahrungen zu 

wahren, versuchen die betrieblichen Akteure aufkom­

mende Spannungen durch veränderte Interpretationen 

oder Handhabungen von Institutionen (Beruf, Tarife, 

E ingruppierungsprinzipien etc.) zu bewältigen. Um die 

Leistungsfähigkeit ihres Sozialzusammenhanges zu er­

halten, streben sie nach Kohärenz ihrer betrieblichen 

Ordnung und suchen die Anschlussfähigkeit an gesell ­

schaftl iche Ordnungsstrukturen zu wahren (vgl. Braczyk 

1997, 554 ). Dies erscheint als nachdrückliches Festhal­

ten an bewährten Orientierungen und Praxen: es erfolgt 

„ keine zielstrebige Modernisierung " (Schumann/ 

Baethge-Kinsky u.a„ 648) in den Betrieben, „die orga­

nisatorische Phamasie der Unternehmen erschöpft sich 

(„.) in einer Modifikation tayloristischer Prinzipien " 

(Schumann/Baethge-Kinsky u.a„ 645). 

Wie lässt sich trotz pfadabhängiger Entwicklung und 

Tendenz zum Festhal ten an bewährten Orientierungs­

mustern in den Betrieben ei n Strukturwandel im Perso­

nalmanagement, ein Bruch mit „tayloristischen Prinzi ­

pien" vorstellen? Es gibt schließlich gute Argumente 

und Belege für einen gesellschaftlichen Trend zur pro­

zessorientierten Organisation, welche die Vermutung 

eines entsprechenden Trends zum kompetenzorientier­

ten Personalmanagement stützen würden. Zwar können 

gesellschaftliche Trends auch durch das Aufkommen 

neuer Strukturen auf der grünen Wiese durchgesetzt 

werden (vgl. Wittke 1996), doch ist das hier verfolgte 

Argument, dass Betriebe im Prozess des organisationa­

len Lernens unter bestimmten Bedingungen die Blocka­

den der institutionellen Strukturen beruflich-funktiona­

ler Organisation lösen und ein kompetenzorientiertes 

Personalmanagement hervorbringen können. 

Die Durchsetzung neuer Praktiken organisationalen Ler­

nens muss man sich nach unseren Befunden wohl fol­

gender Maßen vorstellen: Die neue Praxis, das kompe­

tenzorientierte Personalmanagement, wird als ein Bün­

del von Konventionen der Arbeit angesehen, das sich 

qualitativ von dem der beruflich-funktionalen Organisa­

tion dadurch unterscheidet, dass es durch eine kollektive 

Rationalität geprägt wird, welche ei ne erweiterte Form 

der Nutzung von Humanressourcen ermöglicht. Der 

Schlüssel für die Entstehung der neuen Konventionen 

liegt zum einen bei den Erfahrungen und Interessen der 

betrieblichen Akteure, welche im Prozess der betriebli­

chen Kompetenzentwicklung zur Geltung gebracht wer­

den, zum anderen in den Chancen, bei der Definition 

des Kompetenzproblems und seiner Lösungsmöglich­

keiten, neue - eine erweiterte Form der Kompetenznut­

zung ermöglichende - Begründungen zum Tragen zu 

bringen. Allgemein betrachtet erhöhen sich diese Chan­

cen mit dem Grad der ,,Betroffenheit" der Akteure, ihrer 

Verunsicherung hinsichtlich der Tragfähigkeit bisheri­

ger Handlungsprinzipien und der Mehrdeutigkeit der zu 

bewältigenden Situation. Wenn eine Situation sehr um­

stritten ist, dann sind die Chancen hoch, dass bislang 

unbefriedigte Interessen von Akteuren artikuliert und 

neue Sichtweisen und Kompetenzen zur Gel tung ge­

bracht werden. Wenn die Markt- und Produktionsbedin­

gungen durch hohe Dynamik und Unsicherheit geprägt 

werden, dann erscheinen Kompetenz und Entschei­

dungsfähigkei t als geeigneteres Mittel als die Standardi­

sierung von Organisationsroutinen, so dass kompetenz­

orientierte Begründungen und reklamierte Kompetenzen 

sich leichter durchsetzen können. Aus der Klärung sol­

cher „Streitsachen" gehen neue Konvention hervor, die 

das Handeln der Akteure prägen. Ihre Begründungen 



Der Prozess des Organisationslernens SOFl-Mitteilungen Nr. 32 173 

können von Akteuren in anderen Feldern heran gezogen 

werden, um deren Streitfälle zu klären. Da Konventio­

nen eine Form von neuen Wissens sind, lassen sie sich 

in ähnlicher Weise übertragen und in der Organisation 

verbreiten wie neu geschaffenes Wissen (vgl. Nonaka/ 

Takeuchi 1997). Wie lässt sich dieses Modell auf den 

gegenwärtigen betrieblichen Wandel anwenden? 

Zunächst ist festzustellen, dass in vielen Unternehmen 

eine Krisen-Wahrnehmung vorhanden ist, weil die 

Wettbewerbsbedingungen sich im Zeichen der Globali­

sierung verschärft haben und dabei sehr widersprüchli­

che Anforderungen an die Betriebe gestellt werden 

(Preis und Qual ität etc.). Dies hat allgemein die Sicher­

heit zerstört, dass die gewohnten Bahnen der Problem­

bearbeitung noch tragen. Gegenwärtig gibt es einen 

breiten Konsens darüber, dass eine veränderte Organisa­

tion und verbesserte Zusammenarbeit ein zentrales E le­

ment der Lösung der Organisationsprobleme darstellen, 

doch wie das genau zu füllen ist, ist strittig, die Anfor­

derungen werden je nach dem in zwei gegensätzliche 

Geschäftsstrategien aufgelöst: Auf der einen Seite steht 

das „ Hoclzqualitäts-, Hochqualifikations-, Hoc/ilohn­

Modell ", mit dem die deutsche Wirtschaft bislang iden­

tifiziert wurde, auf der anderen Seite ein eher amerika­

nisches „Niedriglo/111-, Niedrigqualifikatio11s-, Preis­

wettbewerbs-Modell", jedes mit eigenen ökonomischen 

Kalkülen. Wer auf die zweite Strategie kurzfristiger 

Effizienzgewinne setzt, für den lohnt sich eine Moderni­

sierung der Arbeit nicht (vgl. Kern/Schumann 1998). Da 

Qualifikationsanforderungen die Voraussetzung für 

kompetenzorientierte Strategien bilden und nur langfris­

tig orientierte ökonomische Strategien sie stützen dürf­

ten, muss der Umbruch von einem „beruflich-funktiona­

len" zu einem „kompetenzorientierten" Personalmana­

gement in den Betrieben statt finden, die bislang eher 

dem ersten Modell folgten. Es wäre genauer auszuloten, 

in welche Branchen, Betriebsbereichen oder betriebli­

chen Konstellationen langfristig orientierte Strategien 

eher als erfolgversprechend gelten. 

Die betrieblichen Geschäftsstrategien bilden eine wich­

tige Rahmenbedingung, weil sie die Durchsetzungsbe-

dingungen von kompetenzorientierten Personalstrate­

gien verbessern, sie bestimmen aber nicht die Haltung 

der Akteure. Denn der Gegenstand des Organisations­

lernens wurde als Bereichsreorganisation bestimmt und 

die Handlungsstrategien der Promotoren der Kompe­

tenzentwicklung werden durch die besonderen ökono­

mischen, sozialen und technologischen Bedingungen 

ihres Bereichs geprägt. Gerade in Fragen des Personal­

managements werden die Geschäftsstrategien - abgese­

hen vielleicht von einzelnen Großunternehmen - keines­

wegs bis auf die unteren Ebenen durchbuchstabiert. Ei­

gene, auch von der erklärten Strategie des Top Manage­

ments abweichende Wege, sind unserer Erfahrung nach 

sehr verbreitet. Für die Entstehung kompetenzorientier­

ter Strategien kommt es also in erster Linie darauf an, 

dass im Reorganisationsbereich ein Handlungsdruck 

entsteht - denn Krisen stellen Verhaltensweisen in Frage 

(vgl. Berthoin Antal/Dierkes/Marz 1998, 518), zu deren 

Lösung in den Augen der dortigen Akteure sich eine 

Mobilisierung von Kompetenzen anbietet. Da generell 

gi lt, dass sowohl die Wahrnehmung eines hohen Inno­

vationsdrucks die prozessorientierte Reorganisation be­

schleunigt (vgl. Baethge/Baethge-Kinsky 1998a) als 

auch eine starke Orientierung auf Markt- und Kunden­

anforderungen die Bereitschaft zum Organisationswan­

del erhöht (vgl. Heidenreich 2002), lassen sich zahlrei­

che Konstellationen denken, in denen bestimmte Pro­

duktionsbereiche unter forcierten Handlungsdruck gera­

ten und damit arbeitspolitische Innovationen mögl ich 

werden. Je stärker die Promotoren des Wandels auf In­

novation von Prozessen und Produkten oder auf strikte 

Kundenorientierung setzen, desto deutlicher werden die 

fünf Konventionen der Arbeit, die das traditionelle Per­

sonalmanagement stützen, unter Spannung gesetzt: 

Probleme und Konflikte brechen auf und bieten Ansatz­

punkte für kompetenzorientierte Begründungen und 

Möglichkeiten für die Mobilisierung von Kompetenzen. 

Eine prozessorientierte Reorganisation trägt Unsicher­

heiten und Inkohärenzen (in der oben besprochenen 

Weise) in die fünf unserer Ansicht nach relevanten Kon­

ventionen der Arbei t hinein, die in einem wechselseiti­

gen Abhängigkeitsverhältnis zueinander stehen und sich 
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wechselseitig stabilisieren und stützen. Unser Eindruck 

ist, dass dieser Zusammenhang an einem bestimmten 

Punkt aufbricht, so dass sich durch wechselseitige Ver­

stärkung kleiner Ereignisse schließlich ein neue Ratio­

nali tät durchsetzen kann. Es gibt in der Literatur zumin­

dest eine Reihe von Hinweise darauf, die sich in diesem 

Sinne interpretieren lassen. So berichten Wellins/ 

Byham/Di xon (1994, 308) davon, dass Teamkonzepte 

fu ndamentale Veränderungen in den Handlungsprinzi­

pien und Rollen der Teammitglieder mit sich bringen. 

Und es wird auf betriebliche Kohärenzbedingungen von 

E lementen der Arbeitsgestaltung verwiesen, welche an­

deuten, dass sowohl traditionelle als auch avancierte 

Gestaltungslösungen stabil zu sein scheinen, eine un­

vollständige, „inkonsequente" Transformation der 

Strukturen jedoch nicht (vgl. Kuhlmann/Kurz 1995; 

Dörre 1997; Hardes 1999; Miller 1999 ; Balzert/Kuhl­

mann/Sperling 2003). Begründet wird di e Widersprüch­

lichkeit „mittlerer" Konstellationen übrigens mit dem 

Fehlen angemessener sozialer Regulationsformen (vgl. 

Dörre 1997; Kuhlmann/Schumann 2000, 21). In empiri­

sche n Untersuchungen zum organisationalen Lernen 

wird auf den „Ensemblecharakter" von Elementen ver­

wiesen und die Notwendigkeit einer in sich stimmigen 

Veränderung von Kultur, Struktur und Menschenbild 

(vgl. Bertho in Antal/Dierkes/Marz 1998). Wenn sich in 

den Betrieben in den letzten Jahren gehäuft Situationen 

ergeben, in denen besondere Umstände zu Lösungen 

zwi ngen, die in Widerspruch zu traditionellen Prinzi­

pien stehen, dann ergeben sich daraus Einbettungsprob­

Ieme der neuen Praktiken und neue Streitfä lle. Bei­

spielsweise hat die Einführung von Gruppenarbeit dort, 

wo sie erfolgreich war, erhebliche Spannungen in die 

Betriebsorganisation hineingetragen (vgl. Schumann/ 

Baethge-Kinsky u.a. 1994, 657) und eine Kette nicht be­

absichtigter Folgewirkung ausgelöst, die je nachdem 

entweder zur Re-Konventionalisierung (vgl. Dörre 

1997, 22) oder zu einer Ausweitung von Dezentralisie­

rungsprozesse geführt haben. 

Wenn sich kompetenzorientierte Lösungen wechselsei­

tig ergänzen und verstürken und gegebenenfalls mit An­

sätzen verbinden, die in anderen Bereichen gefunden 

wurden, dann können sie sich im Nachhinein zu einer 

kohärenten Strategie zusammenfügen, welche sich 

durch eine neue Rational ität auszeichnet. E in schönes 

Beispiel für einen solchen Prozess wäre der Umbruch 

bei Volkswagen in den 90er Jahren, der ein Rationali­

sierungsdilemma mit der Innovation der 28,8-h-Woche 

löste, was schließlich eine ganz andere Rationalität kol­

lektiven Handelns zur ungeplanten Folge hatte (vgl. 

D 'Alessio/Oberbeck/Seitz 2000). Für einen Wechsel in 

der Rationalität des Personalmanagements gilt somit, 

was Mintzberg (1995, 29f) über verwirklichte Strategien 

ausgeführt hat: Sie sind zu einem großen Teil die Folge 

nicht geplanter, sondern „ intttitiver Strategien", die sich 

aus kleinen Initiativen entwickeln und zu einem Muster 

formieren. Ein Umschlagpunkt lässt sich erst im Nach­

hi nein rekonstruieren. 

Die arbeitsbezogenen Erfahrungen und Interessen der 

Beschäfti gten spielen bei der Entstehung kompetenz­

orientierter Gestaltungskonzepte vielleicht noch eine 

Nebenrolle, ganz sicher jedoch stehen sie bei der Um­

setzung im Mittelpunkt. Denn - von Ausnahmen abgese­

hen - nehmen Beschäftigte aus der Produktion Angebote 

der Aufgabenerweiterung, Selbstorganisation und 

Teamarbeit auf und sehen es als Chance, Restriktionen 

der Arbeit loszuwerden und sich persönlich weiter zu 

entwickeln (vgl. Kuhlmnn/Sperling/Balzert 2004, 398). 

Es ist belegt, dass ein hoher Anteil der Beschäftigten in 

der Bundesrepubl ik einschätzt, dass sie unterhalb ihrer 

qualifikatorischen Möglichkeiten eingesetzt werden 

(vgl. Volkholz/Köchlig 2001). Das heißt, dort wo das 

Management die Beschäftigten nach ihren diesbezügli­

chen Interessen fragt und entsprechende Angebote 

macht, sind die Chancen hoch, dass kompetenzorientier­

te Konzepte auf Zustimmung bei den Beschäftigten sto­

ßen. Gerade in Unternehmen, welche bislang auf Ar­

beitskraft ersetzende klass ische Rationalisierung gesetzt 

haben, könnte die Unterstützung von Beschäftigten und 

ihrer Interessenvertretung ein wichtiges Argument für 

die Promotoren des Wandels werden. Und dort wo auf 

Teamarbeit und Selbstorganisation zielende Konzepte 

einmal eingeführt wurden, ist von Seiten der Produk­

tionsarbeiter mit erheblichem Widerstand gegen eine 
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Rückkehr zu alten Strukturen zu rechnen (vgl. Dörre 

1997). 

Es sind keineswegs nur „innenpolitische" Gründe, wel­

che kompetenzorientierte Argumente in die betriebli­

chen Streitfälle hineintragen. Denn zweifelsohne orien­

tieren sich betriebliche Akteure bei der Suche nach Lö­

sungen für erkannte Kompetenzprobleme an gesell­

schaftlich institutionalisierten Vorstellungen rationalen 

Organisierens (vgl. Meyer/Rowan 1977). Hier haben im 

Kontext des Leitbildes des „leme11den U11tem elz111e11s " 

zumindest programmatisch kompetenzorientierte Argu­

mente die Lufthoheit. Es sind vor allem Erfahrungen 

aus der Praxis mit avancierten Modellen und damit ein­

her gehende „Best-practice-Vorstellungen" welche die 

Phantasie der betrieblichen Akteure anregen. Unter 

Rückgriff auf institutionalisierte Vorstellungen rationa­

len Organisierens lassen sich von bisherigen Konventio­

nen abweichende Praktiken gegenüber dem Top Mana­

gement legitimieren, wenn man nicht selbst schon mit 

der Anforderung konfrontiert wird, moderne Konzepte 

zu realisieren. Bei aller Unbestimmtheit des Leitbildes 

vom „ lerne11den Unternehmens " suggeriert es doch 

einen Konsens darüber, dass mit traditionellen, tayloris­

tischen Konzepten gebrochen werden muss. So legiti­

miert es abweichende Praktiken, ohne d ie Gestaltungs­

freiheit vor Ort durch die Vorgabe bestimmter profes­

sioneller Standards6 zu sehr einzuschränken. Hierin 

scheint eine nicht unwesentliche Differenz zur Umset­

zung der Normen der Humanisierung der Arbeitswelt in 

den 70er Jahren zu liegen. Denn unter nicht geförderten 

Bedingungen scheinen die Hürden aufgrund der Abhän­

gigkeit von Experten bei der Umsetzung damals sehr 

viel höher gelegen zu haben (vgl. Altmann/Binkelmann 

u.a. 1982, 177). 

Damit kompetenzorientierte Begründungen und die In­

teressen der Beschäftigten in betrieblichen Aushand­

Iungsprozessen um betriebliche Kompetenzentwicklung 

zur Geltung gebracht werden können, muss es Orte und 

Gelegenheit der Aushandlungen geben sowie eine Be-

6 Dass ihre Expertise nicht unbedingt gefragt ist, ist ja gerade das 
Problem der Arbeitspädagogen und Wciterbildner in diesen Em­
wicklungsprozcsscn. 

reitschaft des Managements, die arbeitsbezogenen Inter­

essen der verschiedenen Akteursgruppen zu hören und 

zu berücksichtigen (vgl. Baethge/Kädtler 1998). Die 

Voraussetzungen in den Unternehmen sind je nach ihrer 

Geschichte unterschiedlich günstig, es gibt bekanntlich 

große Unterschiede in den sozialen Beziehungen zwi­

schen Management und Belegschaft sowie in der Kultur 

der Interessenvertretung (vgl. Kotthoff 1994; Bosch/ 

Ellguth u.a. 1999). Die Chancen auf Artikulat ion und 

Berücksichtigung von Interessen sind dort höher, wo 

auch bisher eine Art Vertrauensbeziehung herrschte und 

sich die Arbeitsbeziehungen dadurch ausgezeichnet ha­

ben, dass Konflikte kooperativ bewäl tig t wurden (vgl. 

Weltz 1977). Neben diesen durch die Geschichte des 

betrieblichen Sozialsystems geprägten Voraussetzun­

gen7 spielt das aktuelle Managementhandeln eine zent­

rale Ro lle, häufig wird versucht auch neue Beteiligungs­

angebote zu lancieren und Vertrauen aufzubauen. Es ist 

schon fas t Standard geworden, Veränderungsprojekte 

als Beteiligungsprojekte zu definiert, deren Gremienar­

beit neue Aushandlungsebenen entstehen lässt. Bei brei­

ter Einbindung der im Betrieb vorhandenen Expertise 

sind teilweise überraschende Lösungen möglich. Solche 

Beteiligungsstrukturen s ind temporärer Natur, sie hin­

terlassen aber ihre Spuren in Form von mehr oder weni­

ger guten Beteiligungserfahrungen und oftmals in ver­

änderten Formen der Zusammenarbeit zwischen Mana­

gement und Belegschaft. 

Aber auch ohne ausdrückliches Projektmanagement und 

entsprechende Gremien ents tehen unserer Beobachtung 

nach in den Betrieben mit neuen Formen der Arbeitsor­

ganisation auch Institutionen, welche erweiterte Mög­

lichkeiten der Interessenberücksichtigung auf der Ar­

bei tsebene schaffen. Gemeint sind hier Gruppengesprä­

che oder Teambesprechungen, hierarchieübergreifende 

Gespräche (sog. „Skip-Level-Gespräche"), regelmäßige 

funktionsübergreifende Besprechungen oder erweiterte 

Leitungsrunden in denen Informationen ausgetauscht, 

Meinungen gebi ldet und laufende Arbeitsprobleme ge­

klärt werden können (vgl. Hoffmeyer/Bi elefeld 2000). 

7 Die zeitliche Dimension des Handelns ist vielschichtiger als hier 
angesprochen (vgl. Hollgrewe (2000). 
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Qualitätszirkel und Problemlösegruppen oder Bereichs­

Workshops, die systematisch bestimmte Probleme in 

der Organisation verfolgen und abstellen sollen. Sehr 

häufig werden Team- oder Gruppensprecher, Prozessbe­

gleiter, Coaches oder auch Konfliktmoderatoren instal­

lie rt, welche als erste Ansprechpartner bei Störungen in 

der Zusammenarbeit fungieren sollen. Und selbst der 

kontinuierliche Verbesserungsprozesses (KVP) kann 

einer erweiterten Interessenberücksichtigung dienen, 

wenn er offen ist für die Interessen der Beschäft igten 

und nicht ökonomisch verkürzt wird (vgl. Baethge­

Kinsky/Hardwig 1999). Diese neuen betrieblichen Insti ­

tutionen können je nach Sozialbeziehungen und Mana­

gementstil sehr unterschiedlich genutzt werden, doch sie 

erleichtern die problem- und zeitnahe Artikulation von 

Interessen und erhö hen die Chance, dass sie berücksich­

tigt werden. 

Diese erweiterten Formen der Interessenberücksichti­

gung entstehen vielfach in Folge konkreter Problemlö­

sungen ohne besonders methodisch oder institutio nelle 

e ingebunden zu sein. Oftmals ist zu Beginn die Perso­

nalabteilung nicht e inmal involviert. Aber es gibt deutli­

che Anzeichen dafür, dass es mit der Häufung neuer 

Lern- und Ko mmunikationsformen im Betrieb auch An­

sätze zu einer gezielteren und bewussteren Steuerung 

der Prozesse der Kompetenzentwicklung durch die Per­

sonalabteilungen erfolgen. Teilweise werden diese 

neuen Orte und Formen der betrieblichen Ko mmunika­

tion bereits gezielt weiter entwickelt und durch passen­

de Instrumente gestütz t. So kann das organisierte Mitar­

beitergespräch (vgl. Fiege/Muck/Schuler 2001 ), dem für 

die Zukunft eine zentrale Rolle zugesprochen wird, weil 

es die Gelegenheit zur gemeinsamen Weiterentwicklung 

der Kompetenz bietet (vgl. Lichtenberger 1999, 300), 

durchaus als ein Instrument einer erweiterten Interessen­

berücksichtigung gesehen werden. Hier handelt es sich 

um einen regelmäßigen Austausch zwischen Vorgesetz­

ten und Mitarbeiter, bei dem es um die Bedingungen der 

Aufgabenerfüllung und die Ziele der weiteren Entwick­

lung geht. Mitarbeitergespräche werden oft im Zusam­

menhang mit Zielvereinbarungs-Systemen installiert 

(vgl. Eyer/Haussmann 2003; Drexel 2002b). Neuerdings 

dienen sie auch der systematischen Ermittlung des Qua­

lifizierungsbedarfs (vgl. Gerst/Kranz/Möhwald 2004), 

wobei aus Sicht von Betriebsräten und Personalmana­

gern überwiegend gute Erfahrungen gemacht werden 

(vgl. Bahnmüller/Fischbach 2002, 64). Beide gehören 

zu den in der betrieblichen P raxis am stärksten verbrei­

teten Instrumenten der Personalentwicklung (vgl. 

Becker/Schwertner 2002; Bahnmüller/Fischbach 2002, 

61). Wobei sich die Zielvereinbarungs-Systeme im Un­

terschied zu den frühen 90er Jahren nicht mehr auf 

hochqualifizierte Angestellte beschränken (vgl. 

Baethge/Denkinger/Kadritzke 1995, 98ff), sondern zu­

nehmend auch in mittleren Ebenen eingeführt werden 

(vgl. Breisig 2001 , 289). Daneben werden eine Reihe 

weiterer Instrumente eingesetzt, die der Unterstützung 

der Veränderungsprozesse (z.B. durch Prozessbegleiter, 

Coaches aus dem Personalbereich) und dem Lernen im 

Prozess der Arbeit dienen (vgl. Schiersmann/Remmele 

2002). Darüber hinaus sind von Seiten der Personal­

funktion verstärkte Bemühungen zu verzeichnen, die 

Veränderungsprozesse in den Bereichen geziel ter zu un­

terstützen, die personalpolitischen Aktivitäten in unter­

schiedlichen Betriebsbereichen zu bündeln und die ge­

samtbetrieblichen Rahmenbedingungen für die Entwick­

lungsprozesse zu verbessern (z.B. Entgeltsysteme, orga­

nisatorische Dezentralis ierung, Aufwertung unterer 

F ührungsebenen). Hier vollzieht sich sehr allmählich 

ein Veränderungsprozess, der seit mehr als 10 Jahren in 

der Literatur zum Personalmanagement propagiert wird 

(vgl. Sattelberger 1989; W ächter 1992; Wunderer 1992; 

Elsik 1993). 

Völlig ungeklärt und auch umstritten ist die Frage nach 

der Qualität des individuellen Lernens in den neuen Ar­

beitsarrangements (vgl. Baethge/Baethge-Kinsky u.a. 

2003, 51). Auf der einen Seite wird über die Möglich­

keit eine Koinzidenz von ökonomischer und pädagogi­

scher Vernunft spekul iert (vgl. Senatskommissio n 1990; 

Dehnbostel 2001 ), auf der anderen Seite e in Trend zur 

Ökono misierung und zur Deregulierung des öffentli­

chen Bildungssystems zu Gunsten betrieblichen, infor­

mellen Lernens befürchtet (vgl. Drexel 2002a). Was 

man auf der Basis unserer Befunde zu der Debatte sagen 
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kann, ist dass es so aussieht, als fände tatsächlich in den 

Betrieben ein Bruch mit der Weiterbildungs-Logik statt 

und zwar in dem Sinne, dass das seminarförmige Ler­

nen außerhalb des Betriebes und orientiert an allgemei­

neren Bildungsinhalten (z.B. Fremdsprachen), welches 

häufig im Si nne einer Gratifikation geboten wurde, an 

Bedeutung verliert. Statt dessen gewinnt ein Lernen an 

Bedeutung, welches mit Bezug auf die konkreten Ar­

beitsanforderungen statt findet - und zwar sowohl in or­

ganisierten, seminarförmigen als auch in arbeitsbezoge­

nen, nonformalen oder informellen Umgebungen. Dies 

muss keineswegs bedeuten, dass statt Bildung nur noch 

ein betrieblich verkürztes Anpassungslernen erfolgt. Der 

Bildungsbegriff zielt auf den Prozess und das Ziel der 

Selbstentfaltung und der Selbstverwirklichung des Men­

schen in Auseinandersetzung mit der Welt (vgl. Schultz 

2001). Wir haben teilweise sehr anspruchsvolle Lern­

prozesse vorgefunden, die in persönlicher Auseinander­

setzung mit den Arbeitsaufgaben vollzogen wurden und 

keineswegs berufspädagogisch professionell begleitet 

worden waren. Sie würden unserer Ansicht nach durch­

aus dem Bildungsanspruch stand halten, denn sie ent­

wickelten offenbar die Persönlichkeit der Beschäftigten, 

erweiterten ihre Partizipation an betrieblichen Prozessen 

und verbesserten wohl auch deren Arbeitsmarktchancen 

(auch ohne stichhaltige Zertifikate) und waren doch 

gleichzeitig für das Unternehmen ökonomisch funktio­

nal. Auf der anderen Seite waren die Gegenstände des 

Lernens nicht durchweg hohen Anspruchs und vor al­

lem waren die Weiterbi ldungs-Professionals nur am 

Rande in die betrieblichen Entwicklungsprozesse einge­

bunden, so dass oftmals nicht das, was an Lernunterstüt­

zung möglich wäre, realisiert werden konnte. Die Frage 

nach der Qualität des Lernens lässt sich also nicht pau­

schal entscheiden. Es wäre verdienstvoll , einmal genau 

zu prüfen, wie weit diese Verknüpfung von funktio­

nalistischen Interessen von Unternehmen und Entwick­

lung von Subjektivität und Kompetenzen der Beschäf­

tigten reicht (vgl. Arnold 2001). 

Alles in a llem zeigen diese Ausführungen: Im gegen­

wärtigen sozial-ökonomischen Umbruchsprozess ist die 

Entstehung von Situationen, in denen Routinen zusam-

men brechen und nolens volens Raum für Interessen 

und Ideen an neuen Praktiken entstehen lassen, sehr 

wahrscheinlich. Unter Bedingungen forcierter Innova­

tions- und Marktorientierung entwickeln sich in Betrie­

ben, welche durch eine beruflich-funktionale Organisa­

tion geprägt sind, Spannungen und Streitfälle. Diese 

können den Zusammenhang des traditionellen Konven­

tionen-Bündels der Arbeit aufbrechen und zu einer Neu­

bestimmung der Rationalität des Personalmanagement 

führen. Wenn unter diesen Bedingungen Promotoren 

des Wandels kompetenzorientierte Elemente ins Spiel 

bringen, kann es zu Effekten der wechselsei tigen Ver­

stärkung kommen: Zum einen die Interessen der Be­

schäftigten, zum anderen die Erweiterung der Möglich­

keiten der Berücksichtigung arbeitsbezogener Erfahrun­

gen und Interessen sowohl durch ein beteiligungsorien­

tiertes Managementhandeln sowie durch veränderte 

Vorgehensweisen und Instrumente des Personalmanage­

ments als auch durch das Entstehen entsprechender In­

stitutionen im Gefolge neuer Formen der Arbeitsorgani­

sation. Bleibt die Frage, was dafür spricht, dass ein 

kompetenzorientiertes Personalmanagement in andere 

Praxisfelder diffundiert? Hier gilt, was Boyer/Orlean 

(1992) am Beispiel der Verbreitung der japanischen 

Transplants über die Diffusion von Konventionen aus­

geführt haben: Konventionen diffundieren in andere 

Felder, wenn der neuen Praxis Attraktivität und eindeu­

tige Vortei le zugeschrieben werden. Diese Zuschrei­

bung entsteht, wenn die neue Praxis in ihrem Entste­

hungskontext als erfolgreich gilt. Dies gilt selbst dann 

wenn sich der Entstehungskontext durch besondere Be­

dingungen auszeichnet, die in anderen Praxisfeldern gar 

nicht gelten müssen oder wenn der Erfolg an d ie Vor­

reiter-Rolle gebunden ist. Hier kommt erneut die Rolle 

von Leitbildern und die Tendenz zur Nachahmung er­

folgreicher Organisationspraktiken ins Spiel, denn über 

Erfolgsgeschichten und Managementmoden werden 

neue Lösungen verbreitet, wenn die betrieblichen Ak­

teure vor Ort einen entsprechenden Handlungsbedarf 

sehen. 
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Anlaufende Forschungsvorhaben - Kurzcharakterisierung 

Wie könnte eine internationale Vergleichsstudie 

zur beruflichen Bildung aussehen? 

Bei diesem Projekt, das vom Bundesministerium für 

Wirtschaft und Arbeit (BMWA) gefördert und vom 

SOFI in Kooperation mit dem Seminar für Wirtschafts­

pädagogik der Universität Göttingen (Prof. Dr. Frank 

Achtenhagen) durchgeführt wird, geht es um die Erar­

beitung einer Machbarkeitsstudie für ein !arge scale as­

sessment in der beruflichen Bildung. 

Die besondere Herausforderung einer solchen groß an­

gelegten Vergleichsstudie liegt in der institutionellen 

Heterogenität der Berufsbildungssysteme. Es gibt inner­

halb Europas rein schulische Berufsausbildungssysteme 

sowie vielfältige Varianten der Kombination von be­

trieblicher und schulischer Ausbildung, unter denen das 

„duale System" der Bundesrepublik mit der sehr starken 

Position der Betriebe eine Sonderstellung einnimmt. 

Zum Vergleich der Leistungsfähigkeit unterschiedlicher 

institutioneller Organisationsformen, die historisch ge­

wachsen sind, sich zur Zeit aber auch ändern, sind !arge 

scale assessment-Untersuchungen, wie sie im Rahmen 

der PISA-Studie für die allgemeinbildenden Schulen 

durchgeführt wurden, besonders gut geeignet. In der 

Machbarkeitsstudie wird zu prüfen sein, welche euro­

päischen Länder, aber auch welche außer-europäischen 

Länder (z.B. USA, Japan, Australien) einbezogen wer­

den sollen. 

Im Zentrum einer ,,PISA-Studie zur beruflichen Bil­

dung" sollte die Frage stehen, wie die unterschiedlichen 

Systeme die ihnen zugewiesene Aufgabe, junge Men­

schen auf das Berufsleben vorzubereiten und zugleich 

ihre Persönlichkeit zu fördern, wahrnehmen. Damit geht 

es vor allem um drei zentrale Aspekte: 

1. Wie wird d ie individuelle berufliche Handlungs­

fähigkeit entwickelt? 

2. Wie werden die gesellschaftlichen Bildungsres­

sourcen gesichert? 

3. Wie werden die Funktionen einer Teilhabe am ge­

sellschaftlichen Leben und der formalen und mate­

rialen Chancengleichheit gesichert? 

Die Machbarkeitsstudie soll zum einen ermitte ln, wel­

che Kompetenzen mit welchem Ausprägungsgrad in 

verschiedenen Formen der beruflichen Bildung erwor­

ben werden, zum anderen, wie erworbene Kompetenzen 

sich in der Arbeit für die individuelle Biographie und 

auf dem Arbeitsmarkt verwerten lassen. 

Gegenwärtig sind auf europäischer Ebene verstärkt An­

sätze zur institutionellen Vereinheitlichung der berufli­

chen Erstausbi ldung zu beobachten. Von daher wird es 

einer Vergleichsstudie zum einen darum gehen müssen, 

typische institutionelle Ausbildungsarrangements in 

ihren Veränderungstendenzen zu identifiz ieren. Vor al­

lem aber kommt es darauf an zu klären, was tatsächlich, 

d.h. jenseits von Zertifikaten (Zeugnissen), geleistet 

wird und wie sich die Unterschiede des Ausbildungser­

folgs innerhalb und zwischen nationalen Berufsbil­

dungssystemen darstellen. 

Das Forschungskonsortium bringt in die Planung der 

Machbarkeitsstudie seine spezifischen Kompetenzen 

ein: Das Soziologische Forschungsinstitut ist in hohem 

Maße auf die Untersuchung von makrostrukturellen Be­

d ingungen der beruflichen Aus- und Weiterbildung spe­

zialisiert, während das Seminar für Wirtschaftspädago­

gik vornehmlich Lehr-/Trainings- bzw. Lern-/ Arbeits­

prozesse erforscht, d .h. den mikrostrukturellen Bereich. 

Für die Erarbeitung der Machbarkeitsstudie sind dem 

Konsortium Mittel bewi lligt worden, die neben der Un-
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terstützung der Arbeit in den beiden Instituten auch die 

Konsultation weltweit führender Expertinnen und Ex­

perten gestatten. Zwei in ternationale Workshops sind 

ein wichtiger Bestandteil des Projekts, auf dem ange­

sichts der großen Probleme in der Berufsbildung in den 

meisten Ländern der EU eine hohe politische Aufmerk­

samkeit liegt. 

Mediaconomy - Veränderte Marktstrukturen 

und Angebotsformen durch internetbasierte, 

mobile Anwendungen: Mehrperspektivistische 

Erklärungs- und Gestaltungsmodelle am 

Beispiel der Medienbranche 

Mediaconomy ist ei n interdisziplinäres Forschungspro­

jekt an der Georg-August-Universität Göttingen, das 

seit Juli 2003 im Rahmen des Forschungsprogramms 

„Internetökonomie vom Bundesministerium für Bildung 

und Forschung (BMBF) gefördert wird. Es wi ll aus un­

terschiedlichen theoretischen Perspektiven Vorausset­

zungen und Auswirkungen internetbasierter Dienste und 

Anwendungen am Beispiel der Medienbranche untersu­

chen. Die Teilprojekte des Forschungsverbundes glie­

dern sich in zwei thematische Schwerpunkte. Im 

Schwerpunkt „Mobiles Internet" behandeln Informati­

ker, Ökonomen und Soziologen die Herausforderungen, 

die sich aus den gestiegenen Mobilitätswünschen der 

Menschen ergeben. Der Schwerpunkt „Wissenschaftli­

che Kommunikation" beschäftigt sich mit den Verände­

rungen, die das Internet für das wissenschaftliche Publi­

zieren nach sich zieht. Diese thematischen Schwer­

punkte werden ergänzt durch orthogonale Fragestellun­

gen aus juristischer, betriebswirtschaftlicher und sozial­

ökonomischer Perspektive. Das SOFI ist mit den drei 

folgenden Teilprojekten am Mediaconomy beteiligt. 

Das Tei lprojekt „Mobiles Internet: Entstehung neuer 

Nutzungsformen" untersucht den E ntwicklungs- und 

Implementationsprozess mobiler Internetanwendungen 

mit dem Ziel, neue oder veränderte Nutzungsformen be­

reits in ihren Keimformen zu erkennen, zu beschreiben 

und für die Entwicklung zukünftiger Anwendungen auf 

der Basis drahtloser Internettechno logien nutzbar zu 

machen. 

Das Teilprojekt „Wissenschaftliches Publizieren im In­

ternet: Bilden sich neue Institutionen im Wissenschafts­

system heraus?" untersucht Funktio nsweise, Vorausset­

zungen und Implikationen neuer Formen wissenschaftli­

chen Publizierens für das Wissenschaftssystem. Aus­

gangsthese ist, dass die Ausbreitung solcher neuen For­

men und die Reichweite der dadurch ausgelösten Verän­

derungen nicht zuletzt davon abhängen werden, ob es 

zur Herausbildung alternativer Institutionen kommt, 

welche die für das Wissenschaftssystem zentrale Funk­

tion der Selektion und Qualitätssicherung übernehmen. 

Das Teilprojekt „Auswirkungen der Internetökonomie 

auf Arbeit und Beschäftigung in der Medienbranche" 

beschreibt die durch internetbasierte Medien ausgelöste 

Veränderungsdynamik in den verschiedenen Sektoren 

und versucht die Wertschöpfungsstufen, Funktionsbe­

reiche und Unternehmen zu identifizieren, auf die sich 

diese Dynamik konzentriert. Die quali tativen Auswir­

kungen auf Arbeit und Beschäftigung sollen anhand von 

Einzelfallstudien in ausgewählten Unternehmen analy­

siert werden. Es geht dabei um die Beantwortung der 

Frage, wie sich Tätigkeitsprofile, Aufgabenzuschnitte 

und Qualifikationsanforderungen der Beschäftigten ver­

ändern, welche Formen von Arbeitsteilung sich ent­

wickeln und wie Arbei tszeitstrukturen und Arbei tsbe­

dingungen modifiziert werden. Für die Beschreibung 

quantitativer Veränderungen der Erwerbsarbeit wird auf 

Branchen- und Beschäftigungsdaten zurückgegriffen. 

Shareholder Value und Personalwesen- Der 

Einfluss der Finanzmärkte auf den Status, das 

Selbstverständnis und die Handlungs­

orientierungen des Personalmanagements und 

die Interaktionsbeziehungen mit dem Betriebs­

rat 

Wie stark die von den verschiedenen Akteuren am Fi­

nanzmarkt ausgehenden Einflüsse auf d ie U nterneh­

mensführung sind, ist bisher aus sozialwissenschaftli -
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eher Perspekti ve kaum untersucht. Das gilt in besonde­

rem Maße für das Personalmanagement. Dies ist umso 

erstaunlicher als gerade für diesen Funktionsbereich der 

Unternehmensführung weitreichende Folgen vermutet 

werden. Diese betreffen ein insbesondere in Deutsch­

land traditionell stark ausgeprägtes Selbstverständnis 

eines auf „balanced exchange" ausgerichteten Vermitt­

lers, der die Interessen der Shareholder mit denen der 

Stakeholder in E inklang zu bringen hat, ebenso wie 

seine eher mittel- bis langfristig ausgerichtete Grund­

orientierung, die in Widerspruch zu einer auf kurzfristi ­

ge Gewinnmaximierung ausgerichteten Unternehmens­

politik geraten könnte, wie sie dem Shareholder-Value­

Ansatz nachgesagt wird. Auch die verschiedenen Auf­

gabenfelder des Personalwesens, wie die Personaladmi ­

nistration, die Gestaltung der Vergütungssysteme oder 

die betrieblichen Sozialleistungen unterliegen einem 

Veränderungsdruck, der, so unsere Vermutung, in nicht 

unerheblichem Maße dem Einfluss der Akteure an den 

Finanzmärkten geschuldet ist. 

Folgen hat die wachsende Bedeutung der Finanzmärkte 

auch für die industriellen Beziehungen. Die Konkurrenz 

zwischen Betrieben, d ie Standortkonkurrenz innerhalb 

von Unterneh mensverbünden und die Konkurrenz zwi­

schen den verschiedenen Unternehmenssparten ver­

schärfen sich, die immer häufigeren Aufspaltungen und 

Neuzusammensetzungen von Unternehmen verändern 

ständig die Grundlagen der betrieblichen und gewerk­

schaftlichen Interessenvertretung. Betriebliche und 

überbetriebliche Netzwerke lösen sich auf, gewachsene 

Kooperationsformen und Kooperationspartner verän­

dern sich, die Machtbalance verschiebt sich, neue Stra­

tegien müssen entwickelt, neue Kooperationspartner ge­

funden und die gemeinsame Geschäftsgrundlage immer 

wieder aufs Neue hergestellt werden. 

Zielsetzung der Untersuchung ist es zu klären, 

wie stark der Einfluss der Akteure des Finanzmark­

tes auf die Unternehmensführung, speziell die Poli­

tik des Personalmanagements ist, 

wie eine am Leitbild des Shareho lder Yalue orien­

tierte Unternehmens- und Personalführung von den 

Finanzmarktakteuren definiert und bezogen auf 

einzelne Unternehmen konkretisiert wird, 

wie die Personalführung die von außen und über 

die Unternehmensleitung vermi ttelt kommenden 

Einflüsse aufnimmt und verarbei te t, 

wie Personalmanager ihrerseits eine am Shareho l­

der Value ausgerichtete Personalarbeit definieren 

und versuchen, ihre Interpretation von wertstei­

gernder Personalpo litik akzeptanz- und durchset­

zungsfähig zu machen, 

welche Konsequenzen sich für das Selbstverständ­

nis und den Status des Personalwesens ergeben, 

welche Veränderungen sich in ausgewählten Fel­

dern der Personalarbeit (Vergütungspolitik, be­

triebliche Sozialpoliti k, Personalentwicklung) 

zeigen und in welchem Zusammenhang sie zu einer 

am Shareholder Yalue orientierten Unternehmens­

und Personalführung stehen, und schließlich 

wie sich die betriebliche Interessenvertretung in 

Unternehmen, die sich am Shareho lder Value 

orientieren, positioniert, welche Strategien sie 

entwickelt und welche Veränderungen sich speziell 

in den Interaktions- und Kooperationsbeziehungen 

zum Personalmanagement ergeben. 

Empirischer Kern der Untersuchung sollen vier Fallstu­

d ien in börsennotierten Aktiengesellschaften des Pro­

duktions- und des Dienstleistungssektors bilden, die von 

den Akteuren am Finanzmarkt als Unternehmen klassi­

fiziert werden, die sich in ihrer Unternehmensführung in 

hohem Maße an den Prinzipien des Shareholder Value 

orientieren. Die Auswahl der Unternehmen soll zudem 

auf der Basis von Sondierungsgesprächen in acht Unter­

nehmen vorgenommen werden. In den vier Unterneh­

men, die schließlich ausgewählt und vertieft untersucht 

werden, sollen die Personalleitung, die Leitung des 

Controll ing und der Investor Relations Abteilung, d ie 

Betriebsräte auf den verschiedenen Ebenen des Unter­

nehmens und, wenn möglich, auch die Vorstände der 

Unternehmen (Personal- und F inanzvorstand) sowie 

Mitglieder des Aufsichtsrats befragt werden. Kample-
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mentär sind Interviews mit institutionellen Anlegern, 

Analysten und/oder Rating-Agenturen vorgesehen, die 

Kapital in den untersuchten Unternehmen angelegt ha­

ben oder für deren kurs- und börsenrelevante Bewertung 

zuständig sind. Abgerundet werden soll die empirische 

Erhebung schließlich durch Teilnahme an Analysten­

bzw. Investorenkonferenzen und sogenannten „road 

shows". 

Das Projekt wird vom SOFI in Kooperation mit dem 

Forschungsinstitut für Arbeit, Technik und Kultur 

(F.A.T.K.) Tübingen durchgeführt und von der Hans 

Böckler S tiftung finanziert. 

Die ostdeutsche metallverarbeitende Industrie 

in der Globalisierung: Wie können dauerhafte 

Entwicklungspfade unter widrigen 

Bedingungen aussehen? 

Das von der Hans Böckler Stiftung und der Otto Bren­

ner Sti ftung geförderte Projekt geht der Frage nach, wie 

unter den Bedingungen der Global isierung dauerhafte 

Entwicklungspfade für die ostdeutsche Industrie ausse­

hen könnten. Wir gehen davon aus, dass die ostdeut­

schen Kontextbedingungen für eine dauerhafte erfolg­

reiche industrielle Reorganisation ambivalenter sind als 

die Debatte häufig unterstellt; d.h. wir gehen von der 

Annahme einer pfadabhängigen, aber nicht determinier­

ten Entwicklung aus. Wir vermuten, dass e ine Reihe 

von Betrieben ihr Leistungsprofil seit Mitte der 90er 

Jahre (d.h. nach Abschluss von Privatisierung und 

Grundsanierung bzw. nach der Neuerrichtung auf der 

„grünen W iese" oder der Neugründung) noch einmal 

verändert haben und es ihnen dadurch gelungen ist, 

nicht nur die Fert igung effizient zu organisieren, son­

dern darüber hinaus auch ihre Eigenständigkei t (bezo­

gen auf Produkt- und Prozessentwicklung, Marketing 

und Vertrieb) und damit ihre Strategie- und Innova­

tionsfähigkeit zu erhöhen. Während die industrielle Re­

strukturierung in der Fühphase der Transformation (bis 

Mitte der 90er Jahre) gut untersucht ist, ist über die be­

trieblichen Reorganisationsprozesse Ende der 90er Jahre 

und zu Beginn des neuen Jahrzehnts nur wenig bekannt. 

Unklar ist auch, wie weitreichend es den Betrieben be­

reits damit gelungen ist, ihre Positionierung in der inter­

nationalen Arbeitsteilung und in transnationalen Wert­

schöpfungsketten zu verbessern und inwieweit diese da­

mit auch den zukünftigen Herausforderungen durch ver­

änderte Rahmenbedingungen entspricht. 

Das Projekt will d iese Fragen mi t Hilfe einer Verbin­

dung von Überblicksrecherchen und betrieblichen Fall­

studien in der ostdeutschen Metall- und Elektro industrie 

mit der Analyse sich verändernder Rahmenbedingungen 

(Auswirkungen der EU-Osterweiterung; Veränderungen 

der Wettbewerbs- und Förderpolitik; Gestaltwandel 

transnationaler Wertschöfungsketten) beantworten. Die 

Fallstudien sollen sich auf erfolgreiche Beispiele kon­

zentrieren, wobei die Fallauswahl eine Vielfalt von 

Konstellationen gewährleisten soll , in denen erfolgrei­

ches betriebliches Agieren untersucht wird. So sollen 

beispielsweise nicht nur Großbetriebe und Betriebsstät­

ten kapitalstarker westdeutscher und ausländischer Un­

ternehmen ausgewählt werden, sondern auch Klein- und 

Mittelbetriebe, die für d ie ostdeutsche Industrie beson­

deres Gewicht haben. Die Verbindung von Fallstudien 

mit der Analyse sich verändernder Rahmenbedingungen 

soll es ermöglichen, nicht nur erfolgreiche betriebliche 

Reorganisationsprozesse zu rekonstruieren, sondern dar­

über hinaus auch deren Nachhaltigkeit abzuschätzen 

(d.h. abzuschätzen, inwieweit diese Betriebe in der Lage 

sein werden, auch den zukünftigen, mit Prozessen der 

Globalisierung und E uropäisierung einher gehenden 

Anforderungen zu entsprechen). 

D ie Projektergebnisse versprechen, e inen wichtigen In­

put für die Debatte um die Perspektiven der industriel­

len Entwicklung in Ostdeutschland zu liefern: zum 

einen Aufschluss über „good practices" industrieller Re­

organisation in Ostdeutschland zu Beginn des neuen 

Jahrzehnts, zum anderen eine Abschätzung, auf welche 

Anforderungen sich die Betriebe zukünftig einzustellen 

haben und inwieweit die bisherigen Erfo lge dadurch ge­

fährdet sind. 
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Das Projekt wird in Zusammenarbeit mit dem FB Ge­

sellschaftswissenschaften der Uni versität Kassel (Prof. 

Dr. Christoph Scherrer) durchgeführt. 

Reorganisation der Zeitwirtschaft 

Im Rahmen einer von der Daimler Chrysler AG geför­

derten Studie sollen in sieben Werken des Automobil­

konzerns Konzept und Praxis der Betriebsvereinbarung 

NLEB/REZEI (Neue Leistungs- und Entlohnungsbedin­

gungen/Reorganisation der Zeitwirtschaft) aus der Per­

spektive unterschiedlicher betrieblicher Akteure bilan­

ziert werden. Vordringliche Aufgabe der Untersuchung 

ist es, im Kontext der Arbeitspolitik und deren Reorga­

nisation Stärken und Schwächen des REZEI-Ansatzes, 

hemmende und fördernde Rahmenbedingungen sowie 

weitere Entwicklungsperspektiven zu identifizieren. 

Im Einzelnen wird untersucht , welche Erfahrungen die 

Beteiligten mit der bestehenden REZEI-Praxis machen 

und welche grundlegenden Vor- und Nachtei le oder 

Probleme des Konzeptes sie sehen. Dabei geht es glei­

chermaßen um Ansatzpunkte einer Weiterentwicklung 

wie um mögliche Konsequenzen einer Rücknahme von 

REZEI. Das heißt, es sollen auch Konzeptalternativen 

und die Bewertung damit verbundener Chancen und Ri­

siken in den Blick genommen werden. 

Durchgeführt werden schriftliche Befragungen, Ex­

pertengespräche mit Führungskräften, Betriebsräten, 

REZEI-Beauftragten sowie Gruppendiskussionen mit 

einschlägig erfahrenen gewerblichen Mitarbeitern. 

Innovative Tarifpolitik - Modellinitiative 

Einzelhandel 

Das Projekt untersucht Voraussetzungen und Perspekti­

ven eines neuen tariflichen E ntgeltsystems im Einzel­

handel. Es geht bei diesem von der Gewerkschaft ver.di 

und den im FIT organisierten Arbeitgebern gemeinsam 

unterstützten Projekt im ersten Schritt um eine exempla­

rische Bestandsaufnahme der bestehenden Entgeltrege­

lungen und -praktiken sowie der damit verbundenen 

Formen von Beschäftigung und Arbei tsorganisation in 

typischen Funktionen und Vertriebslinien. In einem 

zweiten, darauf aufbauenden Schritt werden Versuche, 

zu neuen Tarifmodellen zu kommen, begleitend evalu­

iert. Im ersten Schritt werden im Rahmen von Fallstu­

dien Arbeitsbedingungen und Anforderungen erfasst, zu 

den lokalen Eingruppierungspraktiken und den Erfah­

rungen der Akteure mit dem bestehenden Tarifsystem in 

Beziehung gesetzt und mit deren Erwartungen an die 

künftige Entwicklung verglichen. Dabei wird bewusst 

eine ganzhei tliche Analyse des betrieblichen Kontextes 

von Entgeltsystemen angestrebt, um den Zusammen­

hang zwischen der Entwicklung von Arbeitsaufgaben, 

Arbeitszeit, Qualifikation und Entgeltsystemen in einem 

dynamischen Marktumfeld untersuchen zu können. Im 

zweiten Schritt werden nach Rückmeldung der Ergeb­

nisse der Bestandsaufnahme an d ie Partner Elemente 

eines neuen Entgeltsystems erarbeitet. Es wird eine be­

gleitende Evaluation von Modellprojekten in den betei­

li gten Betrieben vorgenommen. Das Projekt wird in Zu­

sammenarbeit mi t der Abtei lung für Arbeits-, Betriebs­

und Organisationspsychologie der Universität Trier 

(ABO), der Perspektive Eyer Consulting (PEC) durch­

geführt und von der Bertelsmann Stiftung in Koopera­

tion mit der Hans Böckler Stiftung gefördert. 
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SOFI-Neuerscheinungen 

Martin Baethge, Klaus-Peter Buss, Carmen 

Lanfer: 

Konzeptionelle Grundlagen für einen 

Nationalen Bildungsbericht - Berufliche 

Bildung und Weiterbildung/Lebenslanges 

Lernen 

Mit Unterstützung der Expert/innengruppe 

„Konzept Nationale Bildungsberichterstattung: 

Berufsbildung/Weiterbildung" und unter 

Mitarbeit von Jörg Brunke, Sonja Peyk und 

Christian Schmidt 

Bildungsreform Band 7 

Hrsg.: Bundesministerium für Bildung und Forschung 

(BMBF), Berlin 2003 

Die vorliegende Konzeption für erne nationale Bil­

dungsberichterstattung ist eine von zwei Expertisen, die 

das BMBF als Grundlage für eine künftige integrierte 

nat ionale Bi ldungsberichterstattung in Auftrag gegeben 

hat. Die andere Expertise zur non-formalen und infor­

mellen Bildung im Kindes- und Jugendalter wurde im 

Deutschen Jugendinstitut unter der Leitung von Herrn 

Prof. Rauschenbach erstellt (BMBF-Bildungsreform, 

Band 6). 

In der vorliegenden Konzeption werden zunächst nor­

mative und sozio-ökonomische Rahmenbedingungen 

einer nationalen Bildungsberichterstattung dargestellt. 

Die fo lgenden Kapitel widmen sich den beiden Schwer­

punkten Berufsbildung und Weiterbildung/Lebenslan­

ges Lernen. Dargestellt werden jeweils die Struktur des 

Bereichs innerhalb des Bildungssystems sowie seine in­

terne Differenzierung, Entwicklungstrends und Proble­

me, Datenlage und mögliche zentrale Indikatoren für 

eine Berichterstattung. Mit der Frage nach den sozial-

strukturellen Differenzen im Zugang zu und in der Be­

tei ligung an den unterschiedlichen Bildungsinstitutionen 

greift ein weiteres Kapitel den zentralen Aspekt der de­

mokratischen Legitimation des deutschen Bildungs­

systems und vermutlich eines der Hauptprobleme seiner 

aktuellen Organisation und inhaltlichen Gestaltung auf. 

Im abschließenden Kapi tel sprechen sich die Autoren 

für eine nationale Bildungsberichterstattung mit syste­

mischer Perspektive und gegen die Addition bereichs­

spezifischer Bildungsberichte aus. Für eine empirisch 

fundierte Bildungsberichterstattung halten sie für not­

wendig: 

• elaborierte Längsschnitt- und Kohortenstudien, 

• Forschungen zum Verhältnis von (sozialen) Kon-

textbedingungen und Kompetenzentwicklung 

• internationale Vergleichsstudien, 

• eine Bildungsindikatoren-Forschung und 

• eine Bildungssystemforschung. 

Ralf Reichwald, Martin Baethge, Oliver Brakel, 

Jorun Cramer, Barbara Fischer, Gerd Paul: 

Die neue Welt der Mikrounternehmen. 

Netzwerke - telekooperative Arbeitsformen -

Marktchancen 

Wiesbaden 2004 (Gabler) 

Trotz der Turbulenzen und Rückschläge der New Eco­

nomy werden Internetökonomie und Telekooperation 

das zukünftige Gesicht der Arbeit zunehmend prägen. 

Auch wenn uns der direkte Blick in die Zukunft ver­

wehrt bleibt, eröffnet die Analyse der gegenwärtigen 

Entwicklung virtueller und telekooperativer Arbeit hin­

reichend Perspektiven, um mögliche Konturen künftiger 

Arbeit aufzuzeigen. Das vorliegende Buch präsentiert 
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die Ergebnisse einer umfassenden empirischen Analyse. 

Das interdisziplinär zusammengesetzte Autorenteam hat 

über mehrere Jahre hinweg die Telekooperation in den 

deutschen Internet-, Multimedia- und Software-Sekto­

ren untersucht. Es hat sich dabei auf die Klein- und 

Kleinstbetriebe, die „small offices" und „home offices" 

(SOHOs) konzentriert, in denen von namhaften Ökono­

men die Prototypen künftiger Arbeitsorganisation ge­

sehen werden. 

„Die neue Welt der Mikrounternehmen" richtet sich an 

Studierende und Dozenten aus den Bereichen Betriebs­

wirtschaftslehre, Sozialwissenschaften und Wirtschafts­

informatik, die sich mit Fragen zukünftiger Arbeit und 

Unternehmensorganisation befassen, an Führungskräfte 

in Unternehmen und Verbänden sowie an Vertreter der 

interessierten Öffentlichkeit in Wirtschaft, Politik und 

Bildungseinrichtungen. 

Martin Kuhlmann, Hans Joachim Sperling, 

Sonja Balzert: 

Konzepte innovativer Arbeitspolitik. Good­

Practice-Beispiele aus dem Maschinenbau, der 

Automobil-, Elektro- und Chemischen Industrie 

Berlin 2004 (edition sigma) 

Seit einer Reihe von Jahren experimentieren Unterneh­

men mit neuen, oft vorwärtsweisenden Arbeits- und Or­

ganisationsformen, gleichzeitig sind in anderen Fällen 

arbeitspolitische Rückschritte festzustellen. Die Frage 

bleibt also aktuell , wie e ine innovative Arbeitspolitik, 

die Arbeitsverbesserungen mit erhöhter Wirtschaftlich­

kei t kombiniert, aussehen könnte. Diese empirische Stu­

die gibt einen Einblick in Vo raussetzungen, Praxis und 

Wirkungen einer solchen Arbeitspolitik und arbeitet 

übertragbare Gestaltungsmerkmale heraus. Auf der Ba­

sis eines breit angelegten Vergleichs von Good-Prac­

tice-Beispielen aus unterschiedlichen Branchen kom­

men die Autoren zu dem Ergebnis, dass innovative Ar­

beitspolitik weiterhin ein tragfähi ges Konzept darstell t. 

Zugleich zeigen sie, dass Positivwirkungen vor allem 

durch eine kohärente Kombination unterschied licher 

Gestaltungselemente wie Gruppenarbeit, KVP oder 

neue Entgeltsysteme erreicht werden. Anhand der Dar­

stellung konkreter Fallbeispiele erhalten Praktiker in 

Unternehmen und Gewerkschaften, die an kompromiss­

fähigen Gestaltungskonzepten interessiert sind, in die­

sem Buch eine Fülle von Hinweisen. 

Peter Noller, Berthold Vogel, Martin Kronauer: 

Zwischen Integration und Ausgrenzung -

Erfahrungen mit Leiharbeit und befristeter 

Beschäftigung 

Göttingen 2004 

In dieser Studie geht es um die Frage, ob die allmähli­

che Ausweitung transi torischer Beschäftig ungsformen 

auf eine „Normalisierung" von Prekarität in der Arbeits­

welt hinausläuft. Bedarf es vielleicht einer Normalisie­

rung, um in relevantem Maße neue Beschäftigung zu 

schaffen? Selbst wenn d ies der Fall sein sollte - was 

wäre dafür der Preis? Droht eine weitere soziale Spal­

tungslinie innerhalb des Erwerbssystems aufzubrechen? 

Die Stud ie liefert eine Bestandsaufnahme der Situation 

der Leiharbeit und der befristeten Beschäftigung. Die 

Erfahrungen von Leiharbeit und befristet Beschäftigten 

stehen dabei im Mittelpunkt. 

Berthold Vogel (Hrsg.): 

Leiharbeit. Neue sozialwissenschaftliche 

Befunde zu einer prekären Beschäftigungsform 

Hamburg 2004 (VSA-Verlag) 

Der Band bietet einen umfassenden Einblick und zieht 

eine erste Bilanz der neuen Vielfalt gesellschaftswissen­

schaftlicher Studien zur Beschäftigungsform der Leihar­

beit - zu ihren sozialen Strukturen, ihren Institutionen 

und ihrer Organisation. Auch die Erfahrungen der Leih­

arbeitskräfte und deren Erwerbsverläufe si nd Gegen­

stand der verschiedenen Beiträge. In seiner Zusammen­

stellung aktuel ler Forschung beleuchte t das Buch drei 

zentrale Felder der Leiharbeit: die gesellschaftl iche Po­

sition der Leiharbei tskräfte, das betrieblich-soziale Feld 
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der Leiharbeitsfirmen sowie der Entleihbetriebe und 

schließlich die wirtschaftlichen und sozialen Wirkungen 

der Leiharbeit. 

Knut Tullius: 

Vertrackte Kontrakte. Formwandel des 

betrieblichen Steuerungsregimes und die neue 

Rolle des Meisters 

Berlin 2004 (edition sigma) 

Angetrieben durch veränderte Bedingungen auf den Fi­

nanz- und Produktmärkten sowie durch die Manage­

mentdoktrin des „Shareholder Value" wandeln sich 

großbetriebliche Strategien gravierend, insbesondere 

auch die etablierten Modi der Steuerung und Kontrolle. 

Es entsteht ein neuer Steuerungsmodus der „internen 

Kontraktualisierung": Kontrakte - Budget-, Leistungs­

und Zielvereinbarungen - sorgen für eine Internalisie­

rung von Marktzwängen und -risiken in die Produk­

tions- und Arbeitsorganisation. Dass d ieser Prozess 

nicht bruchlos verläuft und sich als sozial hoch kontlikt­

geladen erweist, zeigt der Autor auf der Basis zweier 

empirischer Untersuchungen in der deutschen Automo­

bilindustrie. Im Zentrum steht dabei die bedeutende 

Rolle von Industriemeistern im neuen Steuerungsre­

gime, die als „interne Unternehmer" die vom Manage­

ment erhoffte Steuerungswirkung auf der Arbeitspro­

zessebene zur E ntfaltung bringen sollen. Das Buch 

macht deutlich, dass die „vertrackten Kontrakte" für die 

Meister, wie für die Produktionsbeschäftigten insge­

samt, mit ambivalenten Arbeitsfolgen verbunden sind. 

Michael Faust, Ulrich Voskamp, Volker Wittke 

(Eds.): 

European lndustrial Restructuring in a Global 

Economy: Fragmentation and Rclocation of 

Value Chains 

Göttingen 2004 

The book presents contributions of scholars from diffe­

rent disciplines (socio logy, political science, economics, 

business administration, economic geography) to an in­

ternational workshop, entitled "European Industrial Re­

structuring in a Global Economy: Fragmentation and 

Relocation of Value Chains". 

To better understand current industrial restructuring in 

Europe, the authors focus on the new dynamics of shif­

ting industrial activities across organizational and natio­

nal boundaries and ask for the effects on national insti­

tutional settings of West European societies such as 

Germany, France and Italy. 

With regard to sectors, the book concentrates on three 

industries: automobiles, electronics and textiles/apparel. 

Regarding new options to Iocate industrial activities, the 

contributions focus on Central Eastern Europe. 

Martin Baethge, Volker Baethge-Kinsky, Ruth 

Holm, Knut Tullius: 

Anforderungen und Probleme beruflicher und 

betrieblicher Weiterbildung. Arbeitspapier 76 

der Hans Böcklcr Stiftung 

Düsseldorf 2003 

Die Expertise zur beruflichen/betrieblichen Weiterbi l­

dung wurde im Auftrag der Hans Böckler Stiftung er­

ste llt. Sie fasst den Stand der politischen und wissen­

schaftlichen Debatte und der empirischen Forschung zur 

beruflichen Weiterbildung in ihren wichtigsten Punkten 

mit dem Ziel zusammen, weiteren Forschungsbedarf un­

ter besonderer Akzentuierung der Frage aufzuzeigen, 

welche Bedeutung neue Konstellationen und Problem­

stellungen in der Weiterbildung für gewerkschaftliche 

Interessenvertretungspolitik auf den unterschiedlichen 

Handlungsebenen haben. Im einzelnen versucht sie zu 

klären, 

• wie die in der aktuellen Weiterbildungsdebal!e dis­

kutierten Zukunftsanforderungen an berufliche 

Weiterbildung aussehen, 

• in welchen Punkten sich die berufliche/betriebliche 

Weiterbildungspraxis gravierend verändert hat, und 
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welche Probleme sich sowohl für die betriebliche 

Planung, Steuerung und Durchführung der Weiter­

bildung als auch für die Realisierung von Lern-/ 

Weiterbildungsinteressen von unterschiedlichen 

Beschäftigten(gruppen) ergeben, und 

• welche Regelungserfordernisse es angesichts verän­

derter Weiterbildungsanforderungen und -bedin­

gungen gibt, die durch Gesetz, Tarifvertrag und Be-

triebsvereinbarungen geschlossen werden können 

oder andere Regulierungsformen erfordern; beson­

deres Augenmerk gilt dabei den Einflussmöglich­

keiten, die Interessenvertretungen auf die betriebli­

che Weiterbildungspraxis haben, der Angemessen­

heit bestehender Weiterbildungsregularien und in 

dieser Hinsicht vorhandenem weitergehenden For­

schungsbedarf. 


